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Vorrede 
zur vierten, revidirten Anflage. 


Es ſind nur wenige Worte, die ich in dieſer Auflage 
zur Erläuterung ihres Titels vorauszuſchicken habe. 

Eine genaue Durchſicht und freundliche Winke wohl⸗ 
wollender Leſer haben mich auf eine Anzahl kleiner Irrthümer 
auſmerkſam gemacht, Druckfehler, Schreibfehler, Flüchtigleits⸗ 
fehler; dieſe find jetzt, wie ich hoffe, ſämmtlich verbeſſert. 

Sodann ſind mir für die beiden erſten Bände in den 
letzten Jahren verſchiedene Actenſtücke zugänglich geworden, 
die ich früher gar nicht oder nur unvollſtändig hatte benutzen 
können; es ſind dies die im Berliner Kriegsminiſterium 
beruhenden Acten über die Entſtehung der preußiſchen Armee 
reform von 1860, aus welchen das abſolut entſcheidende 
Verdienſt des Kriegsminiſters von Bonin und feiner Gehülfen 
um das große Werk unwiderleglich hervorgeht, fobann die 
Correſpondenz Julius Fröbel's mit den öſterreichiſchen Mini⸗ 
ſtern Grafen Rechberg und Herrn von Schmerling (von 
Fröbel vor Jahren dem preußiſchen Geh. Staatsarchiv über⸗ 
wieſen, und neuerlich in ſeiner Autobiographie ausgiebig 
berapt), welche den Beweis liefert, daß weder Graf Blomt 
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noch Graf Vitzthum, ſondern eben Julius Fröbel den Anſtoß 
zu dem Frankfurter Fürſtentag von 1863 gegeben hat, 
endlich die in bemfelben Jahr zwiſchen König Wilhelm I. 
und Kaiſer Alexander II. gewechſelten Brieſe über den 
polniſchen Auſſtand und einen Krieg gegen Oſterreich, deren 
Inhalt ich ſchon früher kennen gelernt, den Wortlaut aber 
bisher nicht geſehen hatte. 

Im Übrigen habe ich trotz einiger polemiſcher Recenſionen 
leine Veranlaſſung gehabt, an der Darſtellung der Thatſachen 
und ihrer politiſchen Beurtheilung eine irgend erhebliche 
Anderung vorzunehmen. 


Im Sommer 1892. 
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Nachdem ich in meiner Geſchichte der „Revolutionszeit 
1789 bis 1800“ den Zerfall des heiligen römischen Reiches 
deutſcher Nation geſchildert hatte, konnte mir nach den großen 
Ereigniſſen von 1866 und 1870 lein Wunſch näher liegen, 
als jetzt auch die Wiedergeburt des deutſchen Reiches nach 
den authentiſchen Quellen darzuſtellen. Es war natürlich, 
daß die Ausführung eines ſolchen Planes lange Zeit aus 
politiſchen Gründen unthunlich blieb. Nachdem aber Fürſt 
Bismarck die Veröffentlichung ſeiner Frankfurter Berichte 
und Briefe geſtattet hatte, war ich ſo glücklich, von ihm 
unter dem 19. März 1881 die Erlaubniß zu erhalten, behufs 
Herausgabe einer hiſtoriſchen Arbeit über Preußiſche Geſchichte 
in den Jahren 1850 bis 1870 die Beſtände der Staatsarchive, 
ſowie die Regiſtratur des Auswärtigen Amtes zu benutzen. 

Hier bot ſich nun eine kaum abſehbare Fülle des 
trefflichſten Materials der Verwerthung dar: miniſterielle 
Erlaſſe und Berichte der Geſandten, Sitzungs⸗ und Conferenz⸗ 
protokolle, Telegramme und Correſpondenzen aller Art, 
zahlreiche Noten und Depeſchen der fremden Mächte, wichtige 
Kammerverhandlungen und Zeitungsausſchnitte, das Alles 


Google 


X Vorrede. 


wohlgeordnet in langen Reihen von mehreren hundert Acten⸗ 
convoluten. Erwünſchte Ergänzungen lieferten weiterhin die 
Acten des Staatsminiſteriums, des Großen Generalſtabs, 
mündliche Mittheilungen der an den Ereigniſſen mitwirkenden 
oder ihnen naheſtehenden Perſonen, ſowie für die gegneriſche 
Politik die alten Archive von Hannover, Kurheſſen und 
Naſſau. Es war damit für den größten Theil meiner 
Arbeit die Möglichkeit gegeben, nach den Documenten ſelbſt, 
welche im Gange der preußiſchen Action erwachſen waren 
oder denſelben beſtimmt hatten, die Geſchichte jener Jahr⸗ 
zehnte zu ſchreiben. Auf das Genaueſte ließ ſich jede Wendung 
der preußiſchen Politik, in den entſcheidenden Kriſen oft Tag 
für Tag, ja zuweilen Stunde für Stunde verfolgen. Ich 
glaube es aussprechen zu dürfen, daß nach fo zahlloſen 
unvollſtändigen, halbwahren oder unwahren Darſtellungen hier 
ein treues und umfaſſendes Bild der preußiſchen Beſtrebungen 
gegeben wird. Man wird überraſcht ſein, wie viele bedeutende 
Momente in dieſem Zuſammenhange zum erſten Male an das 
Licht treten oder doch in neuer Beleuchtung erſcheinen. 

Um die Benutzung anderer Archive habe ich mich aus 
dem einfachen Grunde nicht bemüht, daß für die Gewährung 
eines ſolchen Geſuchs nicht die mindeſte Aus icht vorhanden war. 
Mit Freude würde ich für jede weitere Belehrung und ſpecielle 
Berichtigung dankbar ſein, wenn, wie es bei meiner Geſchichte 
der Revolutionszeit geſchehen, das Erſcheinen dieſes Buches 
auf andern Seiten archivaliſche Mittheilungen und damit 
eine Erweiterung unſerer hiſtoriſchen Kenntniß veranlaßte. 

An keiner Stelle des Buches habe ich meine preußiſchen 
und nationalliberalen Überzeugungen zu verläugnen geſucht. 
Jedoch wird man, wie ich hoffe, mein Streben nicht ver⸗ 
kennen, die im eignen Lager vorgekommenen Fehler und 
Mißgriffe ohne Beſchönigung einzugeſtehen, das Verhalten 
der Gegner aber gerecht und billig zu beurtheilen, oder mit 
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andern Worten, die Motive ihres Thuns nicht aus Thorheit 
oder Schlechtigkeit abzuleiten, ſondern nach den hiſtoriſchen 
Vorausetzungen ihrer ganzen Stellung zu begreifen. Die 
Kämpfe von 1866 waren nicht ein willkürlich gemachtes 
Ergebniß perſönlicher Leidenschaften: fie entſprangen vielmehr 
aus dem unvermeidlichen Conflicte alter durch Jahrhunderte 
herangewachſener Rechte mit den immer ſtärker drängenden 
nationalen Bedürfniſſen. Der hiedurch erzeugte Krankheits⸗ 
zuſtand wurde zuletzt unerträglich, und nur eine heftige 
Kriſis konnte die dauernde Geneſung herbeiführen. Zum 
Heile Deutſchlands iſt dieſe Genefung erreicht worden. Die 
Gegner von 1866 find nicht bloß verſöhnt, ſondern in 
feſter Bundesfreundſchaft zuverläſſiger geeinigt als in irgend 
einer frühern Periode. Die Zeit des alten Bundestags liegt 
hinter uns, ein abgeſchloſſenes Stück unſerer geſchichtlichen 
Vergangenheit. Über Königgrätz können wir ebenſo un⸗ 
befangen reden, wie über Kollin und Leuthen. 

Mein lebhafteſter Wunſch wäre erfüllt, wenn es mir ge⸗ 
lungen wäre, dieſen Standpunkt der Auffaſſung in jedem Worte 
des Buches erkennbar zu machen. Dann würde die nähere Ver⸗ 
anſchaulichung der Krankheit und der Kriſis nur zur Kräftigung 
der gewonnenen Geſundheit und Eintracht dienen können. 

Die beiden jetzt ausgegebenen Bände führen die Er⸗ 
zählung bis zum Beginn des letzten däniſchen Kriegs; die 
zunächſt folgenden, welche bis zur Entſtehung des nord⸗ 
deutſchen Bundes reichen, werden im Laufe des kommenden 
Jahres veröffentlicht werden. Einen beſtimmten Termin für 
den Abſchluß des ganzen Werkes vermag ich heute noch nicht 
anzugeben, jedoch werde ich Alles thun, was in meinen 
Kräften ſteht, ihn zu beſchleunigen. 


Berlin im October 1889. 
Leinrich von Sybel. 
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Wir wiſſen ungefähr, wann die Deutſchen in ihre heutigen 
Wohnfige gelangt und damit in daz Culturleben Europas cin» 
getreten find: wann eine deutſche Nation als politifches Gemein⸗ 
weſen zu leben und zu wirken begonnen hat, iſt nicht ſo leicht 
zu ſagen. 

In den älteften Zeiten erſcheint bei den Deutschen keine 
Spur eines nationalen Bewußtſeins. Die einzelnen kleinen 
Völkerſchaften ftehen bald freundlich, bald feindlich zu einander, 
zersetzen ſich in ihre Beſtandtheile oder vereinen ſich für den 
Augenblick zu größeren Maſſen, verſchmelzen dabei mit Stamm- 
verwandten oder mit Stammfremden, und gehen wieder aus⸗ 
einander, wie eben die äußeren Umftänbe es mit ſich bringen. 
Feſten Beſtand haben nur die engſten Verbinde, das Geſchlecht, 
die Gemeinde, das Gefolge, wo im täglichen Zuſammenleben 
das gemeinſame Intereſſe, die Gemeinſchaft des Bluts und des 
Geſchicks ſich ununterbrochen der finnlihen Wahrnehmung auf⸗ 
drüngt. Es find flarke, eigenwillige Naturen, die nur mit ihres 
Gleichen ſich vertragen, und ſich von der kleinſten Verſchiedenheit 
ebenſo abgeſtoßen fühlen wie von der größten. Halten fie einmal 
in Maſſe zusammen, fo find fie jedem Widerſacher überlegen, 
aber wie Tacitus haben alle ſpäteren Gegner von ihnen ſagen 
kännen: ein Glück, daß fie ſtets unter einander hadern. So find fie 
Particulariſten von Natur: bas nationale Bewußtſein erscheint bei 
ihnen erſt als Erzengniß der fortſchrritenden Bildung. Es war fo in 
der ültejten Zeit, und it fo auf allen Stufen unfereß geſchichllichen 
Lebens geblieben. Ein langer pädagogiſcher Proceß, auf politis 
ſchem, ökonomiſchem und geiſtigem Gebiete, war erforderlich, ehe 
den Deutſchen die Bildung eines deutſchen Nationalſtaats gelang. 
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Wie hat ſich nun dieſer Bildung sproceß für das beutſche 
Volk geſtaltet? Wie haben Staat und Religion, Litteratur und 
Volkswirthſchaft auf feine Heranbildung zur Nation eingewirkt? 

Man kaun es ſich nicht verbergen: fo ungünftig wie möglich. 

Wir laſſen hier völlig dahingestellt, ob der hiſtoriſche Ver- 
lauf in andern Beziehungen nützlich, nöthig, unvermeidlich war; 
wir ſtellen nur die Thatſache feſt, daß er auf weite Zeitſtrecken 
hinaus die politiſche Conftituirung einer deutſchen Nation 
gehindert hat. 

Das auf ein Jahrtausend für den Bildungsgang der 
Deutſchen entſcheidende Ereigniß war ihr Eintritt in das römiſche 
Reich und die römiſche Kirche. Hier bildeten fie ſtattliche 
Monarchien und lernten die Bedeutung großer Gemein weſen 
kennen. Aber wenn ihre frühern Verbände nur geringe Partikeln 
des deutschen Volkes umfaßt hatten, fo reichten die jetzigen weit 
über die Schranken irgend eines Volksthums hinaus. Die 
kleinen Gaue und Sippſchaften der alten Zeit wurden nicht 
Beſtandtheile eines Nationalſtaats, ſondern eines Weltreichs und 
einer Weltkirche. Wie einſt dem Cäſar Auguſtus, ſo diente 
ſpüter Karl dem Großen ein Gemenge der verſchiedenſten Stimme, 
alle Germanen des Feſtlandes, aber auch romaniſtrte Gallier, 
Spanier, Italiener, und dazu noch flaviſche und avariſche Lande. 
Dieſe Herrſchaft erhob weiter nach ihrem Bunde mit dem römiſchen 
Papſtthum den Anſpruch, den ganzen Erdkreis dem christlichen 
Glauben und die ganze Chriſtenheit den Geboten des Kaiſers 
und des Papſtes zu unterwerfen. Nicht ein deutſches Geſammt⸗ 
gefühl für Franken und Sachſen, Schwaben und Bayern follte 
geſchaffen, ſondern im Gegentheil jede nationale Eigenthümlichkeit 
in dem chriſtlichen Weltgedan len aufgelöft werden. 

Mit Recht hat man geſagt: dieſes Reich war noch nicht 
Staat. Es war mehr und weniger als ein Staat. Es war 
mehr, denn es war Staat und Kirche zugleich, ein Gottesreich 
unter zwei Häuptern, einem kriegeriſchen und einem prieſterlichen 
Monarchen. Es war weniger, denn in dem Eifer für immer 
weitere Eroberung und für immer feſtere Rechtgläubigkeit 
ſchrumpften ihm das Intereſſe und die Mittel für die elementaren 
Aufgaben der Politik zuſammen. Es überließ die wichtigſten 
Pfichten des Staate, ſeine Thätigkeit in der Rechtspflege, der 
Verwaltung, dem Heerweſen, in ſtets wachſendem Maaße localen 
Machthabern oder Gemeinden. 
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So geſchah es, daß inmitten einer Herrſchaft, welche das ganze 
Abendland zu umſpannen ſuchte, das alte germaniſche Sonder⸗ 
thum, der ausſchließliche Sinn für die nächſte Genoſſenſchaft, das 
Aufgehen in der Beſonderheit der Gemeinde oder des Lehens⸗ 
verbandes, wieder zu voller, lebens räftiger Entfaltung gedieh. 

Der Contraſt zwiſchen der engen Begrenzung des realen 
Daſeins und der Schrankenloſigleit der politiſch⸗Rrchlichen Ideale 
konnte nicht ſchürfer fein. 

Allerdings, das karolingiſche Weltreich löſte ſich auf, und 
feine deulſchen Herzogtümer vereinten ſich, fei eß durch die 
Zufalligkeit königlicher Erbtfeilungen, fei es in Folge eines 
unbewußten Wirkens ber nationalen Verwandtſchaft, zu einer 
deutſchen Monarchie. Naum aber war dies geſchehen, fo nahm 
der ſächſiqche Otto die univerfalen Gedanken des großen Karl 
wieder auf: die Schußvogtei über die römiſche Melttirche, mithin 
die Ergreifung der römiſchen Kaiserkrone und den Anſpruch auf 
die Oberhoheit in aller Chriſtenheit. Drei gewaltige Kaiſer⸗ 
dynaſtien fepten ihre ganze Energie an die Erreichung dieſes 
Ziels, und die momentanen Erfolge des erſten Otto, des dritten 
Heinrich, des erſten Friedrich haben die Bewunderung aller 
nachlebenden Geſchlechter an die mächtigen Gestalten dieſer eifernen 
Eroberer gefeſſelt. Aber faſt noch ſchneller als zur Zeit der 
Karolinger ſtürzte jedesmal das ſtolze, auf lockerem Fundament 
errichtete Gebäude zuſammen. Denn auch fie mußten die momen⸗ 
tane Dienſtwilligkeit ihrer Fürſten durch immer weitere Verleih⸗ 
ung politiſcher Herrenrechte und damit immer weitere Schwächung 
der Monarchie erkaufen. Zugleich aber brach im Mittelrunkte 
del Systems der vernichtende Zwieſpalt zwiſchen den beiden 
Häuptern, zwiſchen Papſt und Kaiſer, aus. Die geiftlichen und 
weltlichen Magnaten nahmen hüben und drüben Partei; während 
zwei Jahrhunderten erſchütterte der durch Rom entzündete Bürgers 
krieg Deutſchland und Italien. Es war alfo kein Wunder, daß 
Deutſchland immer gleichgültiger gegen bie Herrſcherpläne feiner 
Kaiſer wurde, und die letzten Staufer faft nur noch mit italieni⸗ 
ſchen Anhängern den Kampf gegen das Papſtthum fortführten. 
Man weiß, in welch erſchütternden Kataſtrophen fie endlich 
unterlagen. Der Sieg des geiſtlichen Weltmonarchen ſchien voll⸗ 
ständig. Damals wurde das Wort geſprochen: alle großen Reiche 
müffen in Bierfürſtenthümer zerfällt werden, damit der gelrönte 
Prieſter über fie alle regiere. 
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Es war begreiflich, daß während dieſer langen innern 
Kriege, die ſich zuleßt in zahlloſe Localfehden zerſplitterten, das 
Bewußtſein der nationalen Öemeinfamleit zu keiner Entwicklung 
gelangte. Norddeutſche und Süddeutsche ſtanden ſich fremd, 
wie zwei Völker verschiedenen Stammes gegenüber. Die 
großen Ritter⸗ und Minnedichtungen der Schwaben und 
Bayern blieben im Norden, das Thiermürchen der Nieder⸗ 
deniſchen blieb im Süden unberſtändlich. Der kräftig ſich 
entwidelnbe levantiniſche Handel lag ebenſo ausſchließlich in 
der Hand der Oberdeutſchen, wie die heranwachſende Macht der 
Hanſa im Befige der niederdeutſchen Städte. Nur auf einem 
wichtigen Gebiete gelang damals ein erfolgreiches Zuſammen⸗ 
wirken aller deutſchen Stämme, in den großen Coloniſationen 
des Oſtens. 

Längst war die bayerische Oſtmark, da spätere Erzherzog 
thum Ofterreich, germanifict; jetzt folgten, durch die fremden 
Landesherren felbft herbeigerufen und begünfligt, von der ab⸗ 
geneigten einheimiſchen Bevölkerung oft beneidet und befeindet, 
deutſche Niederlaſſungen in Böhmen und Mähren, in Schleſien 
und Siebenbürgen. Noch gründlicher aber war im Oſtſeegebiete 
die Ausbreitung deutſchen Weſens durch erobernden Kampf mit 
Slaven und Prutenen, unter fortgeſetzter Betheiligung aller 
deulſchen Stämme. Flanderer, Weſtfalen, Niederſachſen ergoſſen 
ſich in die brandenburzer Marken, nach Wecklenburg und Pommern; 
zur Eroberung Preußens ſammelte der deutſche Orden ſächſiſche 
und ſchwäbiſche, thüringer und fränkische Edelleute, welchen bald 
ein entſprechender Zuzug von Bürgern und Bauern folgte. Die 
frühern Einwohner wurden entweder im Kriege vernichtet oder 
durch das Übergewicht der Einwanderung aufgeſogen. Hier gab 
es feine Stammesbeſonderheiten mehr, hier war einfach deutſches 
Volk und deutſches Land. Wahrend in der alten Heimat) die 
politiſche Zerſplitterung immer weiter anwuchs, zwang hier in 
den Colonien der ſtets von Außen und Innen drohende Kriegs⸗ 
ſtand zum Zaſammenhalten weiterer Gebiete und zur Bildung 
flärlerer Staaisgewalt. 

So bedeutend aber dieſe Erfolge auch waren, Alles blieb 
unſicher, ſo lange der Nation die Herſtellung einer geordneten 
Berfaffung für die Geſarmnuhelt des Reiches nicht gelang. Hienit 
jedoch ſah es übel aus. Von der alten Kaiſerhoheit über die 
ganze Ehriftenheit war keine Rede mehr; Rudolf von Habsburg 
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und feine beiden Nachfolger waren deutſche Könige ohne den 
Prunk des inhaltlos gewordenen Kaiſertitels, und von ſchwachem 
Gehalte blieb dieſer Titel auch, als ihn die ſpütern Regenten 
wieder zu führen unternahmen. Nicht bloß in Italien und 
Burgund, in Ungarn und Polen war es mit ber deutſchen 
Herrſchaft vorbei: auch in Deutſchland ſelbſt war die königliche 
Macht zu tiefer Schwäche herabgebracht und der Eigerwilligkeit 
ihrer fürftlichen Vasallen nicht mehr Meiſter. Die großen Hänfer 
der Habs burger, Wittelsbacher und Luxemburger ſtritten um die 
Suprematie; jeder Reichsſtand ſuchte feine Rechte und Beſihungen 
anf Koſten ſeiner Nachbarn oder Unterthanen auszudehnen; das 
14. und 15. Jahrhundert war für Deutſchland die Zeit einer 
allgemeinen, nur für kurze Pauſen unterbrochenen Anarchie. Die 
Kraft und der Eifer der Nation erſchöpfte ſich in der Gründung 
und Erweiterung der kleinern oder größern Herrſchaften und 
Gemänden, in welche, mehr als dreihundert an der Zahl, der 
deutſche Boden allmählich zerfiel. Hier zeigte es ſich, was es 
für ein großes Volk bedeutet, wenn die Staatsgewalt, der Quell 
der Macht und des Rechts, nur noch auf ſolchen kleinen Boden⸗ 
ſplittern zur Erſcheinung lommt. Daß die Herren dieſer Terri⸗ 
torien durch ihre unaufhörlichen Fehden den materiellen Wohl⸗ 
ſtand zerstörten, war noch daz geringere Übel: auch im Innern 
leder Landſchaft herrſchte bei der Schwäche der Reichs regterung 
das Recht de Stärkern. Der Fürſt, der Klerus, der Adel 
theilten ſich in die Macht und in den Beſiß; die kleinern Stübte 
verloren ihre ſelbſtändige Stellung, weit und breit im Reiche 
verſanken die freien Bauern unter das Joch der Hörigkeit. Nach 
außen aber vermochte das zerriſſene Reich auf keiner Seite feine 
Grenzen gegen die Nachbarn zu decken. Oſt⸗ und Weſtpreußen 
ging an die Übermacht Polens verloren; Schleswig⸗Holſtein 
nahm freiwillig den Dänenkönig zum Herrn an; die nieder⸗ 
ländischen Provinzen geriethen ſümmtlich umter die Herrſchaft 
des franzöſiſchen Hauſes Burgund, und die Schweizer Eidgenoſſen 
gehörten nur noch dem Namen nach zum Reich. Mehrere 
Menſchenalter hindurch, unter Karl IV. und feinen Söhnen, 
wie unter deren habsburgiſchen Nachfolgern blieben alle Verſuche, 
den Übel zu feuern und daß Reich zu conſlituiren, ohne bleibende 
Wirkung. Erſt zur Zeit Kaiſer Max's I. ſchien ſich eine beſſere 
Zukunft zu eröffnen. Unter unendliche Mühſal gelang es 
damals, trotz zähes Widerſtrebens des Kaiſers, eine Weihe 
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ſtündiſcher Einrichtungen von umfaſſender Bedeutung in das Leben 
zu rufen, ein Reichsgericht, eine Organifation der dieihetreſe, 
ein Reichsſteuergeſetz, ein ſtändiſches Reichsregiment. Auf dem 
fo gewonnenen Grunde hätte ſich ohne Zweifel die feſte politische 
Form für ein großes nationales Heben entwickeln laſſen, zumal 
auch ſchon für einen großen und fruchtbaren Inhalt dieſes 
Lebens geſorgt war. Die Arbeit der Humaniſten auf Steigerung 
der geiſtigen Kräfte an der neu eröffneten Quelle des klaſſiſchen 
Alterthums hatte weite Kreiſe in Bewegung geſetzt, und bie 
kühne Forderung Luther's auf eine Reform der verweltlichten 
Kirche erfüllte dann alle deutſchen Gaue mit zufammenftimmenber 
religiöser Begeiſterung, während er für feine Bibelüberſezung 
eine Sprache erſchuf, welche den Niederdeutſchen ebenſo verſtänd⸗ 
lich wie den Oberbeutf en war, und fortan ein offenfundiger 
Ausdruck der nationalen Gleichartigkeit blieb. Wir haben hier 
nicht zu prüfen, ob die mittelalterliche oder die neugeſtaltete 
Kirche ihren Bekennern bie beffere Anwarkſchaft auf bie hümmliſche 
Seligkeit gibt: für unfere Frage aber treten zwei irdische That- 
ſachen mit unmiderſprechlicher Deutlichkeit hervor. Es war eine 
überwältigende Mehrheit des deutſchen Volkes, nach römiſchem 
Zeugniß über ſieben Zehntel, die ſich dem gewaltigen Re⸗ 
formator anſchloß. Sodann war bis dahin der Papſt nicht 
bloß der höchſte Rechter über Glaubenssachen geweſen; er 
bezog auch aus Deutſchland coloſſale Abgaben, lenkte eine 
allgegenwärtige Gerichts barkeit, entſchied über die Beſetzung 
zahlreicher deutſcher Fürſtenthümer, und war zu einem ſtarten 
Einfluß auf die deutſche Königswahl berechtigt. Wenn ez 
damals zu einer vollſtandigen Losſagung von feiner Herrſchaft 
kam, ſo war damit der bedeutendſte Schritt zur nationalen 
Einheit und zur politiſchen Unabhängigkeit Deutſchlands gethan. 

In dieſem Augenblicke aber erlangte der junge König Karl 
von Spanien und Neapel, Niederland und Amerika, die deutſche 
krone. Er war deutſches Namens, aber ſpaniſches Sinnes. 
Nach ſeinen religibſen Auffaſſungen, ſowie nach dem Umfang 
feiner Beſitzungen, in welchen die Sonne nicht unterging, gerieth 
er noch einmal in die Bahnen der mittelalterlichen Kirchen politil, 
trat demnach in enge Beziehung mit dem päpſtlichen Stuhle und 
wurde der zäheſte und entſchloſſenſte Gegner der deutſchen Re⸗ 
formation. Nun war er allerdings nicht im Stande, ſeinen Willen 
im ganzen Umfange durchzuſeßen, ba fein wellumfafſender Ehrgeiz 


Google a 0 


Hader der Conſeſſionen Dreißigjahriger Krieg. 9 


den Widerſtand aller Welt, zuweilen foger die Abneigung 
der Curie, endlich auch ein Gegenſtreben in der eignen Familie 
herauf beſchwor. Er vermochte nicht, die deutſchen Proteſtanten 
zu vernichten; ſo viel aber gelang ihm, daß ſich im Reiche wieder 
eine ſtarke katholiſche Partei um ihn ſammelte, und demnach eine 
bittere religiöſe Spaltung die Nation zerriß. Die proteſtantiſchen 
Fürſten konnte man nicht mehr in die alte Kirche zurückzwängen, 
aber ebenſowenig ließen ſich die katholiſchen Reichsstände beftimmen, 
ihren Unterthanen den Übertritt in die neue zu gestatten. Der 
Augsburger Reichstag von 1585 gab alſo jedem weltlichen Reichs⸗ 
ſtand das Recht, fein Bekenn miß für ſich und feine Unterthanen 
zu wählen, und fo kam das Ergebniß des für die nationale Einheit 
boffnungsreich begonnenen Streits ganz ausſchließlich den par⸗ 
ticularen Gewalten zu Gute. Dabei waren zu Augsburg über 
die geiſtlichen Fürſten und deren Unterthanen ſo zweideutige 
Beſtimmungen von beſtrittener Rechtskraft getroffen worden, 
daß der Hader zwiſchen den beiden Relig ionsparteien ununter⸗ 
brochen fortbauerte, und endlich zu der Explosion von 1618 
führte, welche weiter zündend über Deutſchland den Jammer des 
dreißigjährigen Kriegs verhängte. Hier gingen dann die lezten 
Regungen des Nationalbewußtſeins, Anfangs im Glaubenshaß, 
weiterhin in Nothwehr und Berwilderung zu Grunde. Gegen 
ihre Landsleute führte die eine Partei Italiener, Spanier und 
Polen, die andere Dänen, Schweden und Franzosen in das 
Feld; zuletzt fochten deutſche Söldner und Reisläufer in allen 
Schaaren beider Parteien. Anfangs flogen die Hoffnungen 
des Kaiſers und des Papſtes auf herrſchende Allmacht in 
ganz Deulſchland hoch. Dann aber wandte ſich das Glück; 
das Ende war die gründliche Niederlage des Kaiſers, die Uns 
erkennung der drei ſtreitenden Nirchen, die verſtärkten Sou⸗ 
verünitätsrechte der deutſchen Fürſten. Die Koſten des abs 
ſcheulichen Kriegs trug Geſammtdeutſchland in einer entſetlichen 
Verwüſtung des Landes und einer elenden Verkommenheit des 
Volkes, ſowie in ſchweren Landabtretungen an Schweden und 
Frankreich. 

Die Reichsgewalt und die nationale Gefinnung waren 
auf Null heruntergefunken. Der Particularismug hatte von 
dem dentſchen Boden und dem dentſchen Geiſte vollſtändig 
Befip ergriffen. 
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Es liegt am Tage, daß bei folhen Verhältniſſen, wie fie 
der wefäfifche Friede für Deutſchland geftaltet Hatte, die Neu⸗ 
bildung einer wirlſamen Reichsverfaſſung von den nominellen 
Eenkralbehörden, dem Kaiſer und dem Neichstage, nicht mehr 
erwartet werden konnte. 

Der Particularismus hatte das Reich zerriſſen. Nur die 
Fortentwicklung der barticularen Geivalten ſelbſt konnte die 
Heilung herbeiführen. 

Wenn ein Particularſtaat nach hergebrachter eigennütziger 
Politik feine Beſitzungen ſo weit zu vermehren, feine Macht fo 
weit auszudehnen vermöchte, daß ſie die aller Übrigen über⸗ 
ſchattete und zur Anerkennung feiner Obergewalt nöthigte: dann 
ſtele für ihn partieulare Selbſtſucht und nationaler Gemeinſinn 
wieder zuſammen, dann würde er von ſelbſt der Vertreter der 
nationalen Geſammüntereſſen werden. 

Ss hatten einft die Könige von Weſſer durch Unterwerfung 
der übrigen angelfächfifchen Staaten die engliſche Krone zuſammen⸗ 
geſchmiedet. So hatten die capetingiſchen Fürften von Francien 
allmählich die ſämmtlichen weſtfränkiſchen Herzoge und Grafen zur 
Anerkermung ihrer königlichen Oberhoheit gezwungen, und damit 
die frunzöſiſche Nation geſchaffen. 

Für die ganze folgende Entwiglung der deutſchen Angelezen⸗ 
belten {ft nun der Umftanb entfcheibend geworden, daß Zur 
Löſung einer solchen Aufgabe nicht eine einzige Dynastie ſich 
erhob, ſondern daß neben einander zwei Staaten, beide in dem 
alten Coloniſtenland des Oſtens gegründet, Öfterreich und Preußen, 
rivaliſtrend zu einer Machtſtellung heranwuchſen, welche ihnen 
den Anſpruch auf die Führung der geſammten Nation ermöglichte 
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Buerft erhob ſich in den nüchſten hundert Jahren nach dem 
weſtfiliſchen Frieden Öfterreich. 

Zu den alten Erblanden Habsburgs, die von jeher Theile 
auch des deutſchen Reiches geweſen, traten in Folge der großen 
Siege des Prinzen Eugen ganz Ungarn mit feinen Nebenlanden, 
Belgien und die Lombardei hinzu; ſpäter folgte die Erwerbung 
Zoscanad und Modenas als Secundogenituren des Kaiſerhauſez, 
endlich Galizien als Beuteſtück aus der erſten polniſchen Theilung. 
Es war eine Lündermaſſe, welche Oſterreich in die erſte Linie 
der europäiſchen Großmächte emporhob, und ſelbſt den vereinten 
Kröften der übrigen deutſchen Neichsſtünde weit überlegen 
erſcheinen ließ. Demnach hatte man in Wien das Bewußtſein, 
daß man in der Lnge ſei, alle Anſprüche des alten römischen 
Kaiſerthurns deutſcher Nation zu erneuern; da der Titel dieſer 
höchſten Würde aller Christenheit feit drei Jahrhunderten in 
Habsburgs beinahe erblichem Beſitze war, fo erſchien jede Auf⸗ 
lehnung gegen dieſelbe den Staats männern der Hofburg als 
strafbare Rechtswidrigkeit. Zwar konnte man nicht mehr wie 
in den Tagen Kaiſer Karl's V. verkünden, daß alles Erdreich 
Öfterreich unterthan ſei, aber wenigſtens der Kern de alten 
Imperium, Deutſchland und Italien, follten die kaiſerliche Ober⸗ 
hofeit auch ferner anerkennen. Demnach hielt man aus der 
Erbſchaft des alten Reiches die erſte Grundlage desſelben, die 
Verſchmelzung mit der römischen Kirche, unerbittlich feſt. Seit 
dem erſten Tage der Reformation hatte Habsburg an der Aus⸗ 
rottung des Proteſtanttsmus gearbeitet, und noch die humane 
Maria Thereſia war überzeugt, ein Proteftant fei gefährlicher 
als ein Fude, und eine gebeihliche Staatsorbnung nur auf dem 
Boden der allerheiligſten römiſchen Kirche möglich. Hienach 
erfreute ſich der zalholiſche Klerus in Sſterreich der höchſten 
Ehren, eines coloſſalen Reichthums und einer bevorzugten 
Stellung in den ſtöndiſchen Verſemmlungen; er behertſchte den 
Unterricht und hand habte eine ſtrenge Büchercenſur. Dafür ließ 
er es ſich gerne gefallen, daß der Giant ſich durch Heigreifende 
Hoheitz⸗ und Aufſichtsrechte des ſteten Beiſtandes der Kirche 
auch für feine politifchen Zwetze verſicherke, und das feſte 
Zuſammenhalten beider Mächte die Unterwürftgkeit des Volkes 
verbürgt. Dieſes Berhöltniß wirkte dann auch köftig auf die 
Beziehungen des Kaiſers zu dem deutſchen Reiche zurück. Die 
hohe Prälatur der dentſchen Bisthümer und Stifter wer tel 
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bereit, bei der Wahl und Politil ihrer Sandesgerren den Wünſchen 
des fo trefflich geſinnten Hofes Gehör zu geben. Eine anſehn⸗ 
liche Zahl katholiſcher Reichsstädte folgte mit Eifer dieſem Bei⸗ 
ſpiele. In gleicher Weiſe lockte die glanzende Stellung, welche 
auch der weltliche Adel in Oſterreich einnahm, fortdauernd 
deuiſche Grafen und Reichsritter in den kaiserlichen Dienſt, und 
knüpfte dadurch zahlreiche erlauchte Geschlechter an das kaiſerliche 
Intereſſe. Auf andere Stellen wirkte die dem Kaiſer noch 
verbliebene Jurisdiction, ſowie der Reſt feiner Reſervat⸗ und 
Lehnrechte ein. Genug, es beſtand eine durch alle Theile 
Deutſchlands verzweigte üfterreichifche Clientel. Obgleich man 
nicht ſagen Tann, daß fie die Eräftigften und zukunftreichſten 
Elemente des Reiches in ſich ſchloß, hielt fie voch mit Eifer 
und Erfolg das Anſehen des kaiſerlichen Namens in Deutſchland 
aufrecht. 

Indeſſen hatte das Bild auch feine Rehrſeite. Dem weiten 
Umfang feiner Gebiete und dem Stolze feiner Anſchauungen 
entſprach die innere Stärke Oſterreichs mit Richten. Die Monarchie 
war ein loſes Aggregat einer langen Reihe von Einzelſtaaten, 
in deren jedem die landes herrliche Gewalt durch ſtarke ſtändiſche 
Rechte beſchränkt war. Erſt Maria Thereſia führte in der 
deulſch böhmiſchen Gruppe derſelben eine landesherrliche Ver⸗ 
waltung ein, welche den bis dahin faſt allmächtigen Adel dem 
souveränen Willen ber Stone unkerwarf und zugleich die Bauern 
von der Laſt der grundherrlichen Hörigleit befreite. Es war ein 
ſehr bedeutender Jortſchritt, deſſen Wirkungen jedoch nicht zu 
volftändiger Entwicklung gelangten, da die leitenden Stellen 
der neuen Verwaltung nach höfiſchem Brauche ſtets Mitgliedern 
desſelben Adels zufielen, deſſen Einfluß fie beschränken ſollten; 
und andrerſeits die Centralregierung während der Mitregentſchaft 
Kaifer Joſeph's II. durch deſſen Owifügleiten mit der Mutter 
ihre ſichere Haltung und feite Einheit verlor Vollends in 
Belgien, ſowie in Ungarn und deſſen Nebenlanden blieb bie 
alte feudale Landesverfaſſung aufrecht und wies die Reforme 
verſuche Joſeph's II. ſiegreich zurück. In der größern Hälfte 
des Reiches hatte alfo die Regierung ſich bei jedem weſent⸗ 
lichen Schritte ihrer Politik, in Geſegebung oder Verwaltung, 
bei Forderungen von Geld oder von Recruten, mit mehrfachen, 
oft in verschiedener Richtung wirkenden Kräften auseinander zu 
ſetzen. 
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Ungünſtig für Oſterreichs Beziehungen zu Deutschland war 
ſodann das Verhältniß der Nationalitäten. Schon in den alten 
Erblanden war, wie wir ſahen, die deutſche Anſiedlung im 
Mittelalter lange nicht fo vollständig, wie im deutſchen Nordoſten 
geweſen; in runder Schätzung lamen dort im vorigen Jahr⸗ 
hundert auf vier Deutſche drei Nichtdeutſche. Dann aber in den 
ſeit 1699 gemachten Erwerbungen überwogen Slaven und 
Rumänen, Italiener und Magyaren das deutſche Element jo 
ſehr, daß fie drei Viertel der Geſammtbevölkerung der Monarchie 
bildeten. Dadurch wurde zwar der Vortheil, welchen Deutſchland 
aus der Verbindung mit der Heeresmacht des Kaiſerſtaats im 
Kriege ziehen konnte, wenig beeinträchtigt, um fo mehr aber das 
Erwachſen einer innern Gemeinſchaft der materiellen und geiſtigen 
Intereſſen erſchwert. Die aus ſchließlich katholiſche Politit des 
Wiener Hofes konnte dieſe Entfremdung nur ftigern. So 
dienſtwillig die geiſtlichen Fürſten zu Oſterreich hielten, fo arg⸗ 
wöhniſch zogen ſich die proteſtantiſchen Stände im Intereſſe ihrer 
Kirche zurüc. Und mit gleichem Mißtrauen ſchloſſen umgekehrt 
die öſterreichiſchen Behörden ihre Grenzen gegen jedes Erzengniß 
des deutſchen Geiſtes ab, welches der kirchlichen Cenſur verdächtig 
erſchanen konnte. Die Folge war, daß von der mächtigen 
Bewegung der Geiſter, welche in Deutſchland die Entfaltung 
unſerer claſſiſchen Litteratur hervorrief, nur einzelne ſpürliche 
Ausläufer wirkungslos nach Öfterreich gelangten. Mehr und 
mehr ſchieden ſich die Wege der Vevöllerung in den beiden 
Ländergruppen. 

Was die auswärtigen Beziehungen betraf, fo war allerdings 
Oſterreich durch feine ſchwäbiſchen und belgiſchen Provinzen vor 
hundert Jahren ſtärker als heute mit den deutſchen Verhältniſſen 
verflochten. Es lag aber in der Natur der Dinge, daß die 
Aufmerkſamleit der Beherrſcher von Ungarn, der Lombardei und 
Zoscanad in erſter Linie ſich nach Süden und Osten, auf Italien 
und die Türkei richtete, während die dort erwachſenden Fragen 
in Deutſchland nur eine untergeordnete Theilnahme erwecken 
konnten. Dieſe Werſchiedenheit dee Aufgaben hatte Deutſchland 
mehrmals ſchmerzlich zu empfinden. So oft die kaiſerlichen 
Heere zur Vertheidigung Schwabenz und Belgiens, und damit 
auch zur Deckung der deutſchen Weſtgrenze auszogen, ſo oft 
wachte ſich doch in den Ergebniſſen des Kampfes Oſterreichs 
Vorliebe für Italien auf Koſten Deutſchlands geltend. Im 
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Streben nach italieniſchen Beſihungen verzichtete der Wiener 
Hof auf Straßburg. Durch die Abtretung Lothringens bezahlte 
er die Erwerbung Toscangs. Um Venetien zu gewinnen, gab 
er Belgien und das linke Rheinufer Preis. Man ſieht, daß 
Deutſchland Grund genug zu dem Wunſche hatte, neben Ofter⸗ 
reich noch andere Kräfte zum Schutze des deutſchen Nordens 
und Weſtens entſtehen und wirken zu ſehen. 

Dieſe Aufgabe fiel Preußen zu. 

Friedrich Wilhelm, der geoße deurfüeſt von Brandenburg, 
fand bei dem Schluſſe des weſtfäliſchen Friedens feine Länder in 
kraurigem Buftande vor. Serſplittert in allen Theilen Nieder⸗ 
deutſchlands gelegen, Ostpreußen unter polniſcher Oberhoheit, 
alle unter der faſt felbftändigen Verwaltung adlicher Stände, 
jede der Provinzen verarmt im Innern und wehrlos nach außen, 
dies war das Bild der Lage, das ſich feinem unbeſtechlichen 
Auge und feinem thatkräſtigen Willen darbot. Es gelang ihm 
zuerſt, die polniſche Hoheit abzuſchütteln; darauf kehrte er die 
neu gewonnene Souveränität gegen die Privilegien der Stände, 
und erzwang ſich freie Verfügung über die Militär⸗ und Steuer⸗ 
kräfte der Provinz. So ging es weiter in Brandenburg, ſo 
auch in Cleve und der Graſſchaft Mark. Das erſte und letzte 
Augenmerk war die Bildung eines ſtets ſchlagfertigen Heers; 
feit Jahrhunderten hatte keine höhere Gewalt für die Sicherheit 
Norddeutſchlands geſorgt, und er hatte gelernt, daß man vor 
allem das Leben fügen müſſe, und dann erſt nachdenken möge. 
wie man beſſer leben könne. So brachte er es dahin, die ſeit 
Guſtav Adolf zur Großmacht herangewachſenen Schweden aus 
Brandenburg und Preußen hinauszuwerfen, und ſelbſt dem 
damaligen Lenker Europas, Ludwig XIV., den bewaffneten Arm 
und eine trozige Stirn entgegen zu halten. Sein Sohn Friedrich 
errang ſich auf Grund diefer Verdienſte die Nönigskrone in 
Preußen, und deſſen Nachfolger, Friedrich Wilhelm I, wurde 
darauf der Gründer des erſten modernen Staats in Deutſchland. 
Er war eine Natur, in welcher Abſtoßendes und Imponirendes, 
Rohes und Ehrwürdiges dicht neben einander lagen. Nach 
feinem perſönlichen Auftreten ein derber und ungebildeter Bauer, 
ein Tyrann in ſeinem Hauſe, ein Deſpot in ſeinem Staate, 
lähzornig bis zur Verrückheit: feine Herrſchaft wäre zum Fluch 
des Landes geworden, hätte er nicht feine unbegrenzte Gewalt 
mit einem ſeltenen Talente für die Verwaltung, mit einer 
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raftloſen Aebeitskraft und einer unverbrüchlichen Pflichttreue born 
erſten bis zum letzten Tage dem Dienſte des Gemeinwohls 
gewidmet. Hier wurden denn der Sonderſtellung der Provinzen 
und dem Überwuchern der ftündiſchen Rechte wirkſame Schranken 
geſetzt. Der König vernichtete die ſtändiſchen Corporationen 
nicht, aber er ſtellte fie unter die durchgreifende Aufſicht einer 
ſtraff eentraliſirten Verwaltung, und nöthigte ihre Mitglieder, 
ihm bei ſemem Wirken für das Gedeihen und die Macht Preußens 
jede8 erforderliche Opfer zu bringen. Nun iſt man erſtaunt, zu 
ſehen, mit wie praktiſchem Blick er im Kleinſten und Größten 
das Richtige erkennt, wie er eine den Bedürfniſſen auf allen 
Stufen entſprechende Beamtenſchaft heranbildet, wie er fie durch 
ſtrenge Aufſicht, durch ermunternde Lehre und brutale Strafen 
zu Thätigkeit, Einſicht und Rechtlichleit erzieht, wie er Ordnung 
und Sparſamkeit in dem Staatshaushalt erzwingt, wie er die 
Bewirthſchaſtung ſeiner Domänen zum fruchtbaren Vorbild für 
alle Landwirlhe erhebt, und des Wunſches voll, die Bauern zu 
freien Eigenthümern zu muchen, zwar eine fo tadicale Maaßregel 
noch nicht wagt, aber doch unabläffig für den Schutz der armen 
Leute gegen adliche Willkür und herrſchaftliche Bedrükung ſorgt. 
In lirchlichen Dingen hält er ſtreng auf Religion und Chriften- 
thum, aber er weiſt jede conſeſſionelle Rechthaberei weit von 
ſich hinweg. Seit lange war dort die fürſtliche Faniilie refor⸗ 
mirt, und die weit überwiegende Menge der Bevölkerung lutheriſch: 
ganz von ſelbſt ergab ſich daraus für den König die Auffaſſung, 
die Einheit des Staats als die höhere Friedensinſtanz über die 
ſtreitenden Bekenntniſſe zu ftellen und kraft feiner oberbiſchöflichen 
Gewalt dem Hader der Theologen Einhalt zu gebieten. Die 
Zahl feiner katholiſchen Unterthanen war nicht groß, aber auch 
fie empfanden in Geldern und Lingen die wohlthätigen Folgen 
dieſes Standpunkts. Als ein proteſtantiſcher Eiferer ihn fragte, 
warum er jo gefährliche Subjecte wie katholiſche Jeldprediger 
bei den Regimentern anſtellte, gab er die einfältige aber inhalt⸗ 
ſchwere Antwort: well da katholiſche Soldaten find. Alſo es 
gab da kein Lebensgebiet, dem er nicht Antrieb und Hülfsmittel 
zuführte; es gab freilich auch keines, das er nicht unter feinen 
Willen beugte, und deſſen Ergebniſſe er nicht dem letzten Ziele, 
der Selbftändigfeit und Erhöhung des Staat, dienſtbar machte 
So erſchuf er, der Beherrſcher von höchſtens drei Millionen 
Menſchen, ohne Erſchöpfung des Landes, ein ſtehendes Heer von 
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80000 Mann. eine Truppe von auserleſener Gediegenheit und 
Schlagſertigleit, bei der er jeden kleinen Fehler mit barbariſchen 
Strafen ahndete, ſonſt aber wieder bis in das Einzelnſte für 
das Wohl jedes Soldaten ſorgte nach ſeinem Spruche, daß des 
Königs Kriegsmann ein beſſeres Leben haben müſſe, als des 
Gutsherrn Dienftmann. Was ihm, beinahe hundert Jahre vor 
Scharnhorſt, im Sinne lag, war die allgemeine Wehrpflicht, es 
erging ihm aber damit, wie mit der Freiheit der Bauern: fo 
ſtark er war, ſo konnte er ſeine Welt doch nicht auf den Kopf 
ſtellen; er begnügte ſich, feine beften Gedanken einer günſtigeren 
Zukunft zu hinterlaſſen. Die ſtändiſche Grundlage des Staats 
blieb bei allen monarchiſchen Reformen beſtehen. 

So trat neben das weite föderative Reich der Habsburger 
der Heine feſtgeſchloſſene preußiſche Staat, durch die Concentration 
feiner Kräfte dem fünfmal größern Rwalen gewachſen. Der 
geniale Sohn feines Schöpfers, Friedrich der Große, entriß mit 
keckem Angriff dem Wiener Hof das herrliche Schleſien und 
vertheidigte dann in einem beiſpielloſen ſiebenjährigen Kampfe 
dieſen Beſitz gegen eine zehnſach zahlreichere, aber schlecht organi⸗ 
fiete Übermacht. Damit war Preußen in die Reihe der euro- 
piiſchen Großmächte eingeführt; es war für Oſterreich vorbei 
mit dem Allleinbeſiz des herrſchenden Einfluſſes im deutſchen 
Reich, wo es fortan auf Schritt und Tritt mit dem Wirken des 
gefürchteten und gehaßten Nebenbuhlers ſich abzufinden hatte. 
Wir bemerken hiebei, daß dieſer Streit keineswegs im nationalen 
Sinne oder um eine beſſere Verfeſſung des deutſchen Volkes 
geführt wurde. Auf beiden Seiten handelte es ſich lediglich, 
hier um öſterreichiſche, dort um preußiſche Zwecke. Man hat 
wohl geglaubt, Frievrich habe 1756, bereits von Oſterreich 
bedroht, nur deshalb mit Frankreich gebrochen und damit die 
furchtbaren Gefahren des ſiebenjührigen Kriegs auf ſich genommen, 
um im Verein mit England den Boden des deutſchen Vaterlandes 
vor einer franzöſiſchen Invaſion zu bewahren. Wir wiſſen aber 
jetzt urkundlich, daß dies ein Irrthum ift, daß Friedrich das 
ſranzöſiſche Bündniß (und damit daß Einrücken franzöſiſcher 
Truppen in Hannover) der engliſchen Verbindung vorgezogen 
hätte, wenn jenes noch für ihn zu haben geweſen wäre. Um 
ſo ſchlagen der tritt beim Ausgange des Kriegs die Thatſache 
hervor, wie ſehr die Intereſſen Deutſchlands mit den preußiſchen 
zuſammenſielen, während fie dem Wiener Hofe abſeits lagen. 
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Wäre Oſterreich der Sieg geblieben, fo hätte es Oſtpreußen den 
Ruſſen, und Belgien dem franzöſiſchen Protectorate überliefert, 
und bei der Wiedergewinnung Schleſiens dadurch keine Schmäle⸗ 
rung feiner europbiſchen Machiſtellung erlitten. 

Welch eine Bedrohung Deutſchlands aber in jenen Ab⸗ 
wetungen gelegen hätte, bedarf keiner Erörterung; die Niederlage 
Preußens wäre zugleich ein Stoß in das Herz der deutſchen 
Selbſtändigkeit geweſen. Friedrich's glorreicher Widerſtand wandte 
diefe Verluſte von Deutſchland ab, ohne daß er einen andern 
Gedanken als den an die Unabhängigkeit und Größe Preußens 
gehabt Hütte. Nicht anders ſtand es gegen das Ende feiner 
Regierung, als er gegenüber den drohenden Übergriffen Kaiſer 
Joſeph's II. die Mehrzahl der größern deutſchen Fürſten in 
einem feſten Bundesbertrage um ſich ſammelte. Nicht eine 
nationale Umformung, ſondern ausgeſprochener Maaßen die 
Erhaltung der elenden Reichsverfaſſung war dabei fein Zweck. 
Denn jede Stürkung derſelben wäre zugleich eine Stürkung des 
Kaiſerthums und damit ein Hinderniß für Preußens freie 
Bewegung und die Bildung einer zuverläſſigen preußiſchen Partei 
gegenüber der öſterreichiſchen Clientel geweſen. 

Sein unſterbliches Verdienſt um Deutſchland beſtand darin, 
daß feine mächtige Perſönlichkeit den patriotifchen Stolz in vielen 
taufend Herzen anregte, daß er den fo lange ſchutzloſen deulſchen 
Norden mit Wehr und Waffen verfah, daß feine durchaus im 
Sinne des Vaters ſortgeführte Verwaltung Muſter und Antrieb 
für eine große Anzahl deutſcher Landesherren wurde, und ſie 
anftatt der frühern an fo vielen Fürſtenhöſen herrſchenden 
Sittenloſigleit mit redlichem Pflichteifer für das Wohl der ihnen 
anvertrauten Bevölkerung erfüllte. So wurde die zweite Hälfte 
des 18. Jahrhunderts für das außeröſterreichiſche Deutschland 
eine Zeit des kräftigen Emporſtrebeng und fröhlichen Boran- 
kommens. Zum zweiten Male in unſerer Geſchichte entſtand 
eine große Litteratur, welche in Poeſie und Wiſſenſchaft für die 
Bildung unſeres Volkes und deſſen Stellung in Europa ein 
neues Heitalter eröffnete. Nach langer Nichtigkeit und Erbürmlich⸗ 
keit fand ſich Deutſchland wieder in der Lage, mit berechtigtem 
Selbſtgefühl den übrigen Culturvölfern an die Seite zu treten. 
Welche andere Nation hatte einen Friedrich aufzuweisen? welche 
andere übertraf in dichteriſchen und philoſophiſchen Leiſtungen 
unſere Koryphäen? Hier im Anblick von Klopſtocks, 1 
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und Goethe's Schöpfungen, erinnerte ſich das politiſch zerriſſene 
Volk an den unverwüſtlichen Kern feiner geiftigen Einheit und 
Zuſammengchörigkeit. Holſteiner und Schwaben, Franken und 
Sachſen fühlten ſich geeinigt in den gleichen Geiſteskämpfen. 
in dem gleichen Sturm und Drang, in der Verwerfung alles 
Gemachten und Conventionellen, in dem leidenſchaftlichen Em⸗ 
porſtreben zur echten Natur, der Quelle aller Wahrheit und 
Schönheit. Mochte König Friedrich nach feinem claſſiſch gebildeten 
Geſchwacke noch fo unwillig die Werke der neuen deutſchen Zeit 
als Plattheiten und Albernheiten bezeichnen: hier ließ ihn ſein 
Volk im Stich. In deſſen Kreiſen entfaltete Leſſing ſeine Kraft; 
die preußiſche Jugend erfüllte die Hörſäle Kants und Fr. August 
Wolfs, und das Berliner Publienm drängte ſich zu den Auf⸗ 
führungen, damals des Göß, wie etwas später der Schiller ſchen 
Dramen, mit dankbarem Entzücken. Auf dieſem Gebiete gab 
es zwiſchen Preußen und dem übrigen Deutſchland keine 
Schranke mehr. 

Aber aus dieſem ſchönen Gefühle geiſtiger Gemeinſchaft wuchs 
kein Gedanke an ihre politiſche Verkörperung hervor. 

Gewiß, es fehlte nicht an bitterer Unzufriedenheit mit den 
beſtehenden Staats einrichtungen, die Ohnmacht Deutſchlands in 
Europa, die Nichtigkeit des Kalſerthums, das erbärmliche Treiben 
des Regensburger Reichstags, die harte Willkür mancher Fürſten, 
der dumme Hochmuth vieler Evelleute, das Alles wurde ſchmerz⸗ 
lich empfunden, und in politiſchen Schriften, Oden und Dramen 
energiſch an den Pranger geftellt. Je mehr man ſich des innern 
Werihes der deutſchen Nation bewußt geworden, deſto unerträg⸗ 
licher ſchien der Wöderſpruch zwiſchen den hienach zu fordernden 
Buftänben mit der vorhandenen Wirklichlel. Aber fo ſchneidig 
die Krülk der Auftlarung ſich gegen die lehtere erhob, fo wenig 
positiven Gehalt wußte fie zu liefern. Wie gewiſſe Seiten 
unſeres poetiſchen Auſſchwunges wurde auch fie durch franzöſiſchen 
Einfluß beſtimmt. Gegen die Mißbräuche des beſtehenden Staats 
fand ſie das Heilmittel nur in der unbedingten Beſreiung der 
einzelnen Menſchen, welche dann nach ſelbſtändigem Ermeſſen 
und verſtändigem Erwägen ſich neue, der reinen Vernunft ent» 
ſprechende Einrichtungen geben würden. Bei dieſem unbeſchränkten 
Individuaſiemus war auf dem politiſchen Gebiete für die Be- 
deutung der Nationalität kein Raum. Im Gegentheil, große 
Geiſter waren der Meinung, daß es ein Beweis engherziger 
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Beſchränkung ſei, das politiſche Beſtreben in den Dienſt eines 
einzelnen Volkes zu fiellen, anſtatt in echter Qumanität das 
Wahl der Menſchheit ſich zur Aufgabe zu machen. 

Daneben entwickelte ſich weit und breit unter den Eindrücken 
unſerer mächtig heranwachſenden Poeſie eine vollſtündige Abwen⸗ 
dung bon den politiſchen Fragen und Sorgen. Es war ein in 
äußern Dingen anſpruchsloſes Geſchlecht, ohne Reichthum aber 
in mäßigem Wohlſiand, läßlich in der Moral aber begeiftert für 
das Schöne, aufgehend in dem Drange nach idealen Gefühlen 
und ſerliſcher Schwelgerei. In jeder Hin ſicht war man geeignet, 
ſich in den engen Zuständen der kleinen Staaten gemüthlich und 
bequem zurecht zu finden. Man hatte vielfach ein Verhältniß 
perſönlicher Anhünglichteit an feinen Fürſten; man liebte die 
altvertraute Heimath und fand es zu Haufe beſſer als in der 
Fremde. Bei aller Bewunderung für den großen Friedrich dankte 
man doch dem Himmel, daß man geringere Steuern zu zahlen 
und weniger Soldaten zu ſtellen hatte, als die armen Preußen. 
Wir waren fritziſch geſinnt, ſagt Goethe, aber was ging uns 
Preußen an! Niemand dachte, daß diefe Preußen ein weſen⸗ 
licher Factor für die nationale Geſtaltung Geſammideutſchlands 
werden lönnte. 

So war das Ergebniß: in den Gedanken des Volkes eine 
btühende Miſchung particularer und weltbürgerlicher Geſinnung, 
in der praktiſchen Politik der Dualismus, die Machtfrage zwiſchen 
Oſterreich und Preußen. 
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Es kam eine Zeit, welche ein furchtbares Mene Tekel vor 
die Augen des deulſchen Volles stelle: ein Volk, welches feine 
Einheit zerſlören läßt, iſt des Lebens unwerih. 

Die franzöſiſche Revolution brach aus. In Deulſchland, 
wo man von den Thaten des Pariſer Radicalismus noch nicht 
viel wußte, ſchwärmten eine Zeit lang die edelſten Männer für 
feine hochtönenden Manifeſte, für die unveräußerlichen Menſchen⸗ 
rechte, die allgemeine Freiheit und Gleichheit, die Berbrüderung 
aller Völker. Der weltbürgerliche Enthuſiasmus loderte noch ein⸗ 
mal in lichten Flammen auf. 

Bald aber folgte die ſchwere Enttäuschung. Die franzöſiſche 
Freiheit ſehte fi) in die Greuel der jacobiniſchen Schreckens 
herrſchaft um. Die Verbrüderung der Völker wurde zum Vor⸗ 
wand eines beutegierigen Angriffstriegs gegen alle Nachbarlande 
Frankreichs. Durch die Stürme der Revolution und durch 
beiſpielloſe Feldherrn kraft emporgetragen, wurde der erſte Napoleon 
der Oberherr von halb Europa. Nichts war ihm dabei förder⸗ 
licher als die deutſche Vielſtaaterei. Vom erſten Tage feines 
Auftretens an drängte ſich eine große Zahl deutscher Fürſten in 
feine Vaſallenſchaft. Als er Oſterreich ſchlug, blieb Preußen 
unthätig; während er Preußen niederwarf, ſah Oſterreich gelaſſen 
zu. Als er die Höhe feiner Macht erreicht hatte, war das 
deutſche Reich vernichtet, gab es kein Deutſchland mehr. Statt 
deſſen redete man jetzt von den Staaten des Rheinbundes unter 
dem erhabenen Schutze des Kaiſers der Franzoſen. Napoleon 
traf die Einrichtungen desſelben gemäß den ſchon zehn Jahre 
früher von Talleyrand vorgezeichneten Grund ſätzen, fo daß 
Preußen und Oſterreich, jenes über die Elbe, biefeß über den 
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Inn nach Oſten geſchoben wurden, und beide von dem neuen 
Bunde ausgeſchieden blieben. Auf dem übrigen deutschen Boden 
aber wurde eine Anzahl Mittelſtaaten errichtet, groß genug, um 
ſich im Innern ein feſtes Staats bewußtſein zu erzeugen, aber 
nicht kräftig genug, um nach Außen ſich zu wahrer Selbſtandigkeit 
zu erheben — oder mit andem Worten, ſtark genug, um die 
Zerſpaltung Deutſchlands, und ſchwach genug, um die Oberhoheit 
Frankreichs zu verewigen. Zu dieſen Zwecken wurden im Süden 
die königlichen Kronen von Bayern und Württemberg, die 
großherzoglichen bon Baden, Heſſen⸗Darmſtabt u. J. w., im 
Norden aber die Königreiche Weſtfalen und Sachsen, ſowie das 
Großherzogthum Berg geschaffen. Immerhin aber zeigte ſich bei 
dieſen Einrichtungen ein großer Unterfchted zwiſchen dem Norden 
und dem Süden. 

Es waren einheimiſche Fürſten, welche in Silddeutſchland 
durch freiwilligen Anſchluß an Napoleon zur Macht gelangt 
waren. Ein großer Theil ihrer Unterthanen war altangeftammte 
Bevölkerung, und die Einwohner der onnertirten Zwergſtaaten 
fanden burch den Wechsel ihre Lage ſelten verſchlechtert, oft 
verbeffert. Dabei ließ Napoleon, auf die Zuverläſſigleit feiner 
Vaſallen vertrauend, fie in ihrer innern Verwaltung unbeläftigt, 
wenn ſie ihm die geforderte Truppenmacht pünktlich ſtellten. 
Ihre Soldaten fochten dann gegen Preußen und Oſterreich und 
breiteten den Stolz auf die Siege des Unüberwindlichen in weite 
Kreiſe der Heimath aus. So lam es, daß, wo im Lande Un- 
zufriedenheit über Beamtenwilllür und fürstlichen Abſolutismus 
entftand, die Beſchwerden darüber ſich weniger gegen Napoleon, 
als gegen die einheimische Regierung richteten. Im Übrigen 
lebten Bürger und Bauern in den altgewohnten Sitten weiter; 
es entwickelte ſich ſtarle Sehnſucht nach liberaler Rechtsſicherheit, 
aber ſehr wenig Drang auf nationale Beſreiung. 

Ganz anders in Norddeutſchland weſtich der Elbe. Mit 
Ausnahme einiger bedeutungsloſer Kleinſtaaten waren hier die 
einheimiſchen Fürſten verjagt, und das Land die Kriegsbeute des 
fremden Erobererz geworden. In Weitfalen und Berg herrſchten 
bonapartiſche Prinzen; das linle Rheinufer, Oldenburg, ein 
Theil Hannovers, die Hanſeſtädte verfielen unmittelbar der 
franzöſiſchen Verwaltung. Eine Menge franzbſiſcher Beamten, 
Officiere und Beſatzungen hielten das Land unter ihrem Druck; 
das Continentalſyſtem brachte Verarmung und Elend über alle 
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Stände; die franzöſiſche Polizei beaufſichtigte argwöhniſch und 
herriſch die Schulen, den Brieſperkehr und die Geſellſchaft. Man 
konnte die deutſche Sprache nicht ſogleich verbieten, aber man 
that, was man konnte, um ſie durch die franzöſiſche zu ver⸗ 
drängen. Es war ein planmäßiger Krieg, mit welchem Napoleon 
hier alles deutſche Weſen auszurotten ſtrebte, und dem entſprechend 
kochte dann auch ein patriotiſcher Zorn in den Herzen der 
Unterdrückten. Eine Verſchwörung folgte der andern, aber es 
fehlte an jedem leitenden Mittelpunkte, der eine große Ausſicht 
in die Zukunft eröffnet hätte. Man verabſcheute die Fremd⸗ 
herrſchaft, aber Braunſchweiger und Kurheſſen, Hannoveraner und 
Altmärker blieben geſondert für ſich. Bei der Maſſe des Volles 
foßte ſich das Gefühl in dem Herzensprange zufammen, bie Fran⸗ 
zoſen zu verjagen, und dann ein Jeder unter dem angeſtammten 
Herrſcher ein ruhiges Leben nach der Väter Brauch zu führen. 
Fremdenhaß und Kirchthurm⸗Pakriotismus gingen hier in ein⸗ 
ander über. 

Deutſchlands Herſtellung hing in jedem Sinne von Öfterreich 
und Preußen ab. Alles lan darauf an, wie dieſe Mächte ſich 
zu der großen Aufgabe ſtellen würden. 

Das materielle Elend und der Druck der Frenbhertſchaft 
war in Preußen nicht geringer als im Weſten der Elbe: das 
Land war verwüſtet und verarmt, mit unerſchwinglichen Kriegs⸗ 
contributionen belaſtet, bis zu deren Abzahlung durch franzöſiſche 
Garniſonen gefeffelt. Dazu kam der brennende ſittliche Schmerz 
über den Sturz des militäriſchen Ruhmes und die Auslöſchung 
einer großen Vergangenheit; alle Herzen erfüllte die Trauer, 
daß die Schöpfung Friedrichs des Großen gefallen, und die 
Ehre des preußiſchen Namens geſchändet ſei. Aber während in 
Weſtfalen unter der fremden Regierung der patriotiſche Grimm 
ſich nur in ohnmächtigen Tumulten entladen konnte, in Sachſen 
König und Bol! ſich als Genoſſen des großen Napoleon fühlten, 
und in den Thüringer Zwergſtaaten jede ſelbſtündige Erhebung 
undenkbar war, gab es in Preußen noch ein angeſtammtes 
Königthum über vier bis fünf Millionen Einwohner; eg gab 
eine Regierung, welcher trotz aller franzöſiſchen Aufſicht die 
Möglichkeit blieb, der auſſtrebenden Geſinnung ihres Volkes 
den lebendigen Mittelpunkt, die Waffen zur Erhebung und die 
großen Ziele des Kampfes zu geben. Ein gnädiges Schicksal 
hatte damals dem tiefgebeugten Könige Friedrich Wilhelm III. 
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del mächtige Helfer, Stein und Scharnhorſt, zugeführt, beide 
erfüllt von genialer Geiſteskraft, unerſchütterlichem Muthe, ſelbſt⸗ 
loſer Hingabe. Beide begriffen, daß bei der Tiefe des Sturzes 
die Mittel des friedricianiſchen Staats zur Wiederherſtellung 
ungenügend, daß dazu eine nicht aus blindem Gehorſam, ſondern 
aus freier Begeiſterung entſpringende Anſpannung aller Volls⸗ 
kräfte erforderlich ſei. So wurde der Gedanke der politiſchen 
Freiheit dem Hohenzollernſtaate zunächſt als Kampfeswaffe zu⸗ 
geführt: der Freiheit nicht im landläufigen Sinne als einer 
Schwächung der Staatsgewalt zu Gunſten individueller Rechte, 
ſondern in der pofitiven Bedeutung einer Stärkung des Staatz 
durch patriotiſche Mitarbeit des Volkes an jeder Aufgabe des 
Gemeinweſens. Demnach ſollten alle fruchtbaren Kröfte des 
Volkes entfeſſelt, die geiſtige Bildung überall entwickelt, und 
durch das Bewußtſein politiſcher Mündigkeit privates und öffent⸗ 
liches Intereſſe verſchmolzen werden. Es wurden jept die alten 
Wünſche Friedrich Wilheln's L, die Befreiung der Bauern und 
die allgemeine Wehrpflicht, der Verwirklichung entgegen geführt; 
die Standesunterſchiede traten zurück vor der Allen gemeinſamen 
Kriegerehre; neben dem Wirken der königlichen Beamten erhoben 
ſich die Anfange einer bürgerlichen Selbſtverwaltung; Entwürfe 
zu einer Neugeſtaltung der Provinztalftände und zur Bildung 
eines künftigen Reichstags wurden in das Auge gefaßt. Alles 
war darauf angelegt, jedem Bürger die Sache des Vaterlandes 
alg die eigene Sache erſchennen zu laſſen, und ihn dadurch wit 
bereiter Opferwilligkeit für den bevorſtehenden heiligen Krieg zu 
erfüllen. Allerdings iſt es eine Caricatur des wirklichen Er⸗ 
eigniſſes, wenn man fpäter oft behauptet hat, die Freiwilligen 
und Landwehren von 1813 wären zu den Waffen geeilt, weil 
ihnen der König eine liberale Verfaſſung verſprochen Hätte: an 
ein solches Contractverhällniß hat keiner der Männer gedacht, 
welche damals Blut und Leben für die Befreiung vom fremden 
Joche einsetzten. Darum aber bleibt es nicht minder gewiß, daß 
die ſpätere endloſe Verſchleppung des Verfaſſungswerkes ein 
Ausbiegen aus den von Stein und ſpäter von Hardenberg ein⸗ 
geschlagenen Bahnen und damit eine Abwendung von dem Geiſte 
jener großen Zeit geweſen iſt. 

Der Schwung idealer Gedanken, von welchem damals die 
preußiſchen Staatsmänner getragen wurden, riß nun einen 
großen Theil des Volles unbedingt mit ſich fort. Jrdoch fehlte 
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es keineswegs an DVeforgniffen und Widerſpruch. Mancher 
Bürger murrte über die neue Gewerbefreiheit und über bie 
Mühen der ſtädtiſchen Selbſtverwaltung; mancher Bauer fand 
ſich durch die Befreiung ökonomiſch nicht gebeſſert, ſondern 
geschädigt; allgemein war der Jammer über den entfeßlich ſchweren 
Steuerbind. Es fehlte nicht an Meinmüthigen, die es für 
Wahnſinn hielten, mit der geringen preußischen Macht ſich dem 
franzöſiſhen Coloß in den Weg zu werfen. Politifche Differengen 


horſe's Einrichtungen die Auflöfung 
und damit die Zerrüttung des altpreußiſchen Heerweſens. Das 
Wort, das Heer müſſe „das Volk in Waffen“ werden, erſchien 
ihnen als die Verkündung der bewaffneten Revolution. Nicht 
minder anſtößig waren Stein 3 und Hardenberg's populäre 
Reformen einem großen Theile des lurmärkiſchen, pommeriſchen 
und ſchleſiſchen Adels. Hatten doch ſchun 1733 ihre Vorjahren 
gegen das Recrutirungsgeſetz Friedrich Wilhelm's I., gegen den 
erſten Schritt zur allgemeinen Wehrpflicht, Verwahrung eingelegt, 
weil dadurch die Bauern der Herrſchaft der Grundherren ent⸗ 
zogen und unter die Gewalt des Königs geſtellt würden. Die 
Aufhebung der Erbunterthänigkeit der Bauern bedeutete in ihren 
Augen den Unſturz der gefammten ſotialen Ordnung. Jedesſalls 
meinten ſie, wenn der Bauer nicht mehr Unterthan des Gutsherrn 
bleibe, müſſe das bisher ihm anvertraute Grundſtück an die 
Herrſchaſt zurückfallen; dann möge er im Genuſſe der neuen 
Freiheit zufehen, wo er bei Wind und Wetter anderwärts Unter⸗ 
kunft finde. Sie waren entrüſtet, daß fortan auch Bürgerliche 
Rittergüter kauſen und Officiere werden lönnten, daß die weitern 
Pläne der Neformpartei ſogar die Öteuerprivifegien und die 
Patrimonialgerichte des Adels bedrohten. Und was wäre vollends 
zu erwarten, wenn aus einer fo nivellirten Geſellſchaft mächtige 
Reichsstände hervorgingen; damit würde der Weg zu allen Zer⸗ 
störungen der großen franzöſiſchen Revolution, zum Zerfall det 
Monarchie und des ganzen Staatsgebäudes eröffnet. Der König 
ſelbſt war nicht immer frei von ſolchen Sorgen; Jahre lang 
widerſtrebte er der Verkündung der allgemeinen Wehrpflicht, und 
hatte beſonders schwere Bedenken gegen die Einführung von Reichs⸗ 
fländen. Indeſſen wußte ihn Hardenberg allmählich auch für den 
Plan einer reichsſtändiſchen Verfaffung zu gewinnen, fo daß er 
denſelben 1810 in einem Finanzgeſetze öffentlich erwähnen durfte. 
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Während Stein und Scharnhorſt die politiſche Mündigkeit 
des Volkes zur Grundlage ihrer Rüſtungen machten, ſetzten ſie 
in nicht minder idealem Sinne dem Freiheitskriege als höchſte 
Aufgabe die Schöpfung eines feftgeeinten Deutſchland. Zu ein⸗ 
dringlich war die Lehre der lezten Jahre geweſen: an feiner 
Zerſplitterung war Deutſchland zu Grunde gegangen, und mit 
ihm Preußen in den Abgrund geriſſen worden. Man wußte, 
daß die wilden Gedanken des Eroberers fort und fort um die 
gänzliche Vernichtung Preußens umherflogen: wenn dies geſchah, 
ſo war im Oſten wie im Weſten der Elbe nicht bloß die politiſche 
Unabhängigkeit, ſondern auch alles deutſche Geiſtesleben, deutſche 
Sprache und Sitte, deutſche Kunſt und Wiſſenſchaſt der Ber⸗ 
wälſchung und Vernichtung überliefert. Dieſe tödtliche Bedrohung 
aber erfuhr man zu einer Zeit, in der man ſoeben erſt zu Kant 
und Schiller emporgeſehen, Goethe's weltgeſchichtliches Meiſter⸗ 
werk, den Fauſt, bewundert, Alexander von Humboldt's Tosmo⸗ 
logiſche Studien und Niebuhr's römische Geſchichte als Epoche 
machend für die Wiſſenſchaft Europas erkannt hatte. Hier in 
den Thaten des deutſchen Geiſtes fühlte man ſich dem Welt⸗ 
überwinder und beſſen großer Nation überlegen, und hier fiel 
Preußens Staatsintereſſe mit der Rettung des deutſchen Volks⸗ 
thums vollſtändig zuſammen. Schleiermacher s patriotiſche Pre⸗ 
digten, Fichte 's packende Reden an die deulſche Nation, Humboldts 
glorreiche Stiftung der Berliner Univerfität, dienten ebenſo der 
Steigerung der preußischen Wehrkraft, wie Scharnhorſt's Krümper 
und Landwehren dem Schutze deutſcher Ehre und deutſcher 
Eigenart geweiht waren. Jeder wußte, daß das deutſche Volks⸗ 
thum verloren ſei, wenn Preußen ihm nicht Schutz und Schirm 
bringe, und jeder wußte, daß es für Preußen keine Sicherheit 
gebe, wenn nicht ganz Deutſchland frei werde Es war eine 
beſondere Fügung, meld’ eine Menge der thatkräftigſten Männer 
aus allen deutſchen Gauen auf dem alten Coloniſtenboden damals 
wie im Mittelalter ſich zuſammenfanden: Stein ſelbſt und ſein 
ſpäterer Nachfolger Hardenberg, unter den Feldherren Scharnhorſt, 
Blücher und Gneiſenau, unter den Schriſtſtellern Niebuhr, Fichte 
und K F. Eichhorn, und wie viele ſonſt noch wären zu nennen, 
ſie Alle waren nicht in Preußen geboren, aber weil ſie an Deutſchland 
dachten, waren fie feſte preußiſche Patrioten geworden. Der deutſche 
Name war auf der Landkarte ausgetilgt, aber niemals hatte das 
deutſche Bewußtſein feuriger in ungezählten deutſchen Herzen pulſirt. 
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So wurde hier, in der äußerſten Oſtmark deutſches Lebens, 
in der Tiefe einer scheinbar hoffnungsloſen Vedrängniß, der feit 
Jahrhunderten verlommene Gedanke der deutſchen Einheit wieder⸗ 
geboren. Zuerſt nur das Eigenthum der Beſten unter den 
Zeitgenoffen, der theuere Scha eines Theils der gebildeten 
Stände, zündete er, einmal angeregt, weit und breit bei der 
jüngeren Generation, erfüllte die Reihen des preußiſchen Heeres, 
und wurde von dort in raſchem Verlaufe Gemeingut zahlreicher 
Kreiſe auch außerhalb der preußiſchen Grenzen. 

Aus dem glühenden Drange, den wälſchen Bedrücker mit 
all feinen Schergen und Vaſallen vom beutfehen Boden hinweg⸗ 
zufegen, erhob ſich vor der Phantaſie der ſtreitbaren Jugend das 
Bild eines geſchloſſenen, ſtarken und durch ſtarke Hand regierten 
Reiches, deſſen vereinter Macht kein Widerſacher gefährlich werden 
könnte. Das ganze Deutſchland, fang Arndt, ſoll es fein, fo 
weit die deutſche Zunge klingt: denn man hatte es ja erlebt, 
daß Oſterreich für ſich allein und Preußen für ſich allein dem 
fremden Bedränger nicht gewachſen, die ſouveränen Wittelſtaaten 
aber zum Neichsverrathe eifrig bereit geweſen waren. Alſo galt 
es, fie Alle, Steiermarker und Brandenburger, Bayern und 
Niederſachſen, um das alte Reichs banner zu fammeln, und in 
verfungter Lebenskraft Kaiſer und Reich zu erneuern, damit vor 
deren Herrlichkeit alles Sonderthum ſchweigen und alle Staaten 
Europas ihr Haupt ſenlen müßten, wie einſt in den Tagen der 
alten Ottonen und Hohenſtaufen. Mit folchen Hoffnungen 
ſtrömte, als die Stunde des Beſreiungskampfes ſchlug, die Blüthe 
des preußiſchen Volkes zu den Jahnen, erfüllt von Gottvertrauen 
und Baterlands liebe, zu wildem Anſturm und zäher Ausdauer 
gleich bereit, durch die Kraft des nationalen Gedankens un⸗ 
empfindlich gegen jede Geſahr. So viel auch in ihren politiſchen 
Vorſtellungen noch unklar und unbeſtimmt war: fie halten Recht 
in der Überzeugung, daß ihr Streben den echten Kern für eine 
neue Größe Deutſchlands in ſich ſchloß. 

Aber die leitenden Staatsmänner, Stein und Harden ⸗ 
berg, welche das ideale Ziel praktisch zu geſtalten und die 
Erreichung anzubahnen berufen waren, ſie mußten in der 
rauhen Wirklichkeit bald erleben, daß es leichter war, den ge⸗ 
waltigen Napoleon zu ſchlagen, als den deutſchen Dualismus 
und Particularismus unter die Macht der nationalen Einheit 
zu beugen. 
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Bon jeher hatten fie, die eigne Geſinnung bei den Andern 
vorausſetend, in vollem Vertrauen enges und fruchtbares Zu⸗ 
ſammengehen mit Öfterreich erſtrebt. Nach den ruhmvollen aber 
unglücklichen Schlachten von Lützen und Bautzen waren ſie in 
der Lage, die öſterreichiſche Waffenhülfe mit jedem Prriſe bezahlen 
zu müſſen, und ſo gewann fortan Oſterreich die politiſche Leitung 
des Befreiungsktiegs. Hier aber zeigte ſich, wie unwiderſtehlich 
die Ergebniſſe einer langen Vergangenheit die Entſchließungen 
der Gegenwart beherrſchen. Beide Mächte waren einig in der 
Bekämpfung Napoleon 8. Aber fo gewiß das Ziel der preußischen 
Politil die Schöpfung eines gerinten deutſchen Reiches fein 
mußte, ebenſo entſchieden meinte Oſterreich fein Lebensintereſſe 
in dem Schutze der deutſchen Zersplitterung zu finden. 

In der That, wer im Frühling 1813 aus dem preußischen 
Hauptquartier nach Wien kam, mochte ſich in eine andere Welt 
verſetzt glauben. Auch Hſterreich hatte durch Napoleon ſchwere 
Verluſte erlitten, immer aber war es eine im Innern unabhängige 
Großmacht geblieben, hatte keine franzöſiſchen Garniſonen in 
feinen Landen und hatte neuerlich eine Erzherzogin den franzöſi⸗ 
ſchen Thron beſteigen ſehen. So erſchien nach vier ſchweren 
Kriegen der Friede leidlich beſeſtigt, und alles Volk fitedie ſich 
in der bequemen Ruhe und ſcheute vor dem Bilde neues Haders 
zucid. Man liebte zwar den böſen Bonaparte nicht, aber von 
dem brennenden Haß und der grimmigen Kampfluſt, welche jedes 
preußische Herz erfüllte, war hier ſehr wenig zu ſpüren. Aller; 
dings gedachte auch das Wiener Cabinet jeden Anlaß zur 
Einſchränkung der franzöſiſchen Übermacht zu benußen: aber was 
in Berlin die Summe alles Dichtens und Trachtens war, die 
Befreiung Deutſchlands vom fremden Joche, erſchien in Wien 
nur als ein einzelnes politiſches Moment, und ganz ſicher nicht 
als das erſte, wichtigſte, drangendſte. Dies ergab ſich für 
Osterreich mit zwingender Nothwendigkeit aus der geographiſchen 
Lage feiner Provinzen, der innern Organisation feiner Monarchie, 
den alten Überlieferungen feines Herrſcherhauſes. In dem 
ſchweren Drucke der napoleoniſchen Gewalt ſah die Wiener 
Regierung ein vorübergehendes Bedrängniß, das ſie baldigſt 
abzufhüttehn wünſchte, dann aber ein bleibendes gutes Derhält- 
niß mit Frankreich für äußerſt vortheilhaft und bei richtigem 
Verfahren für leicht erreichbar hielt. Viel ſchwerer für alle 
Zukunft erſchien ihr die Sorge vor dem Wachsthum der ruſſiſchen 
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Macht, welche durch ihr Vorgehen gegen die Türkel Ungarn 
von drei Seiten her zu umfaſſen drohte. Von allen poſitiven 
München aber lag ihr bei dem katholischen Charakter der 
Monarchie keiner mehr am Herzen als die Herſtellung der öſter⸗ 
reichiſchen Herrſchaft über Italien und damit des entſcheidenden 
Einfluffes im Vatican. Im Vergleich mit dieſen Lebens fragen 
trat die deutſche Sache weit zurück, in dieſer hatte man eigentlich 
nur negative Begehren zu ſtellen. Was die gebildeten Claſſen 
in Preußen, ſchrieb Metternich, „deutſchen Sinn“ nennen, ift 
bei uns ein Mythus geworden. Freilich, Deutſchland follte 
nicht frangöfifd) bleiben; das verſtand ſich und man war deshalb 
bereit, auf vortheilhaſte Bedingungen dem preußiſch⸗ruſſiſchen 
Bündniß beizutreten. Würde dann der Kampf gelingen, fo 
würde man, wie es dem ſtolzen Kaiſerhauſe geziernte, ben leitenden 
Einfluß bei den deutſchen Höfen in Anſpruch nehmen, aber 
niemals ſich fo tief mit den deutſchen Angelegenheiten verflechten, 
daß man dadurch zur Übernafme geführücher Pflichten genöthigt 
oder einer deutſchen Einwirkung auf Ofterreich ausgeſeßt werden 
könnte. Damit waren von ſelbſt die beiden Süße gegeben: 
es darf von einem deutſchen Reiche keine Rede fein; Deutſchland 
darf nicht unter preußiſche Führung gerathen. 

Die Antipathie gegen Preußen war bekanntlich nichts Neues 
in Wien; damals aber war ſie in hohem Maaße durch die von 
Stein angeregte innere Politik des preußischen Staats geſchärft. 
Seine Forderung, den Staat von unten auf zu reformiten, die 
gefarnmten Kräfte des Volles zu politischer Thätigkeit zu berufen, 
den heiligen Kampf zur Sache freier Begeiſterung jedes Ein⸗ 
zelnen zu machen: das Alles erſchien den Staatsmännern an 
der Donau als revolutionärer Greuel. Als dann in Preußen 
jene Geſinnung immer weitern Boden fand, als das preußiſche 
Volk fi überall mit dem leidenſchaftlichen Drange zur politiſchen 
Erhebung erfüllte und endlich den zuudernden König unwiderſteh⸗ 
lich zu den entſcheidenden Schritten fortriß, da konnte man ſich 
in Wien fo unheimliche Dinge nur als Erzeugniß einer weit ⸗ 
angelegten demagogiſchen Verſchwörung erklären; man meinte 
den ganzen Boden umterwühlt durch das Treiben geheimer 
Geſellſchaſten, welche angeblich gegen Napoleon, in Wahrheit 
gegen die fociale und monarchiſche Ordnung überhaupt arbeiteten. 
Als deren Werk erſchien Dork's eigenmächtiger Abfall von den 
Franzoſen, und vollends Kutuſow's Kaliſcher Aufruf, welcher 
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die Völker des Rheinbundes zur Empörung gegen Napoleon 
mahnte, und ihre Fürſten, wenn ſie nicht zur nationalen Sache 
überträten, mit Verjagung bedrohte. In dem lockeren Gefüge 
des vielſprachigen Oſterreich konnte man weder geheime Vereine, 
noch populäre Leidenſchaften, noch Reformen von unten nach 
oben zulaſſen; man wollte alſo auch nicht dulden, daß fie ſich 
in Deutſchland breit machten, und dann über die Grenze herüber 
Osterreich mit ihrer Anſteckung bedrohten. Alſo galt es, dem 
revolutionären Prineip das monarchiſche entgegen zu halten, 
und folglich auch die Souveränität der Rheinbundfürſten 
gegen die preußischen Jacobiner in Schutz zu nehmen. Dies 
verſprach ſofort weitern Vortheil. Man gewänne damit die 
Hoffnung, die Rheinbundfürſten für die Zeit des Kriegs von 
der franzöſiſchen Allianz abzulöſen. Für die Zukunft aber 
durfte man darauf bauen, in ihnen feite Freunde Oſterreichs, 
als des Beſchirmers ihrer fürſilichen Machtvollkommenheit 
gegenüber dem revolutionären und unitariſchen Preußen, zu 
finden. 

In allen dieſen Anſchauungen ſtimmten Kaiſer Franz und 
ſein leitender Miniſter Graf Metternich vollkommen überein. 
Von einer Herſtellung der deutſchen Kaiſerwürde wollte Franz 
nichts wiſſen ). Er erklärte feinem Miniſter ſchon im Sommer 
1813: „einem deutſchen Kaiſer werde ich mich nicht unterwerfen, 
und zum neuen Kaiſer bin ich ſelbſt nicht geschaffen; dieſer 
Kaiſer würde die Fürſten und die den ſelben ergebenen Völler 
zu Gegnern, und die politiſchen Schwindler für ſich haben; ich 
würde mich nicht für fühig halten, über eine ſolche Sippſchaft 
das Herrſcheramt zu übernehmen“. Hienach kam Metternich zu 
der Anſicht, es ſei überhaupt nicht möthig, ſich über die künftige 
deutſche Verfaſſung den Kopf zu zerbrechen; die deutſchen Staaten 
könnten in voller Autonomie jeder für ſich in Europa beſtehen 
bleiben, und durch eine Reihe völkerrechtlicher Allianzen für den 
Kriegsfall mit Osterreich verbunden werden, ganz jo, wie er 
weiterhin Italien in der That eingerichtet hat. Da ſprach er 
im Beginne des Kriegs dem Kniſer Alexander von Rußland, und 


9 Bol. Wetternich's Aufzeichnung, Hiſtoriſche geitſchriſt. Bb. 58. 
Er erwäßnt tore freilich nicht, daß er Anfangs nicht mie ber Melfer 
emen beutfäjen Staatenbund, fonbern völlige Autonomie der zeutſchen 
Staaten im Sinne gehabt hot. 
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ſpäter auch den engliſchen Bevollmächtigten aus, und fand auf 
beiden Seiten erwünschte Zuſtimmung. In dieſem Punkte aber 
ſah der geiſtig beſchränkte Kaiſer Franz weiter als fein kluger 
Miniſter. Ließ man die deutſchen Staaten völlig vereinzelt, ſo 
lag die Gefahr nahe, daß die reale Intereſſengemeinſchaft ſie 
ſehr bald, gern oder ungern, in Preußens Arme treiben, oder 
gar Frankreichs Nähe ſie zu einem neuen Rheinbund veranlaſſen 
würde. Der Kaiſer forderte alſo eine feſte Form ſowohl für 
die Abgeſchloſſenheit Deutſchlands nach Außen, als für den 
Einfluß Oſterreichs in der deutſchen Gemeinſchaſt. Allerdings 
kein Reich, keine Reichsregierung, keinen Bundesſtaat, denn der⸗ 
gleichen fei, wie Metternich richtig bemerkte, ohne ein Oberhaupt 
nicht denkbar, ſondern einen Staatenbund der unabhängigen und 
gleichberechtigten Souveräne, zum Schutze der äußern Sicherheit 
und der innern Ruhe, unter dem hiſtoriſch berechtigten Pröſidiun 
Oſterreichs. Als dieſe Entſchließung des Kaiſers feſt ſtand, 
lieſerie Metternich dafür mit gewohnter Bictuoſitüt die ſchöne 
Formel: in der Mitte des Continents darf keine Leere, dort 
muß vielmehr eine Fülle fein. 

Metternich hütete fi), von biefen Abſichten den preußiſchen 
Freunden vorzeitig Keuntniß zu geben, war aber um fo mehr 
beſtrebt, die ſonſt maaßgebenden Stellen für Oſterreichs Syſtem 
zu gewinnen. Der Bar hielt im Übrigen zu Preußen, hatte 
aber begreiflicher Weiſe keinen Eifer, deſſen Pläne für ein ſtarkes 
deutſches Reich zu unterflügen: wenn Deutſchland zu kräftig 
wird, ſagte er, ſo wird es zuletzt ganz unabhängig von unſerer 
Politik. Noch entſchiedener ſchloß ſich England an Oſterreichs 
Streben an. Der damalige Prinz⸗Regent, welcher nach der 
Redeweiſe der Sportwelt der erſte Gentleman Europas, im 
Übrigen aber ein jeder Niederträchtigleit fähiger Herrſcher war, 
hatte von den deutſchen Dingen keine andere Vorſtellung, als 
daß es dem Welfen hauſe zukomme, ſein Hannover mit halb 
Norddeutſchland von der Elbe bis zur Maas auszuſtatten, und 
damit vertrug ſich weder Preußens Wunſch auf Erwerbungen 
weſtlich der Elbe, noch Preußens Dringen auf ein wirkſames 
deutſches Reichsregiment. Er war alſo völlig bereit, Oſter⸗ 
reichs Widerſpruch gegen die deutſche Einheit nachdrückich zu 
unterſtützen. Auf der andern Seite genoß Stein zwar eines 
großen perſönlichen Anſehens, hatte aber damals keine amtliche 
Stellung, die ihm eine dauernde Einwirkung geſtattet hütte, 
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Hardenberg aber gab, überhaupt mehr preußiſch als deutſch 
gefimnt, in blindem Zutrauen dem öfterreichiſchen Wiriſter 
die wichtigſten Poſitionen faſt ohne Widerſtand Preis. So 
ertheilte er ihm die Vollmacht, mit den ſüddeutſchen Rhein⸗ 
bundſtaaten Allianzvertrage auf der Grundlage voller Un⸗ 
abhängigleit — wie er meinte, von Napoleon — abzuſchließen, 
und war dann freilich entſetzt, als Metternich daraufhin faft 
allen Rheinbundfürſten unter wirkungsloſen Vorbehalten auch 
für die Zukunft unbeſchrünkte Souverünitüt und den bis⸗ 
herigen Gebietsumfang gewährleiſtete und ſchon damit jede 
deutſche Reichsverfaſſung, welche den Namen verdient hätte, 
unmöglich machte. 

Allerbings kann man fragen, welches Reichsregiment wäre 
denn, auch abgeſehen von Bayern und den übrigen Mittelftanten, 
möglich geweſen, wenn unter den Mitgliedern des Reiches ſich 
zwei europäiſche Großmächte befanden, deren jede, auch nach 
Hardenberg s Meinung, volle Selbſtändigkeit bewahren follte? 
Von 1812—1815 ſtrengten Stein und Hardenberg ſich an, in 
ſtets neugeſtalteten Entwürfen dieſe Quadratur des Zirkels zu 
Stande zu bringen. Wir wollen ihren immer gleich hoffnungs⸗ 
loſen Variationen im Einzelnen nicht nachgehen, ſchließlich faßten 
Preußens Anträge ſich in folgenden Grundgedanken zuſammen. 
Das Reich zerfiele in ſieben Kreiſe, je zwei unter der Leitung 
Oſterreichs und Preußens, je einer unter jener Bayerns, Würt⸗ 
tembergs, Hannovers. In jedem reife hätte der Kreisoberſte 
den Heerbeſehl und beſetzte das höchſte Gericht. Den fünf Kreis⸗ 
oberften würde ſodann die Reichsregierung, unter dem Ehrenvorſiz 
Oſterreichs und der Geſchäftsleitung Preußens, übertragen. 
Bugleich bildeten fie das Oberhaus für die Geſetzgebung des 
Reiches; das Unterhaus beſtände aus den übrigen Fürſten, den 
Mediatiſirten und den provinzialſtändiſchen Abgeordneten der 
Einzelſtaaten. Für ſtaatsrechtliche Streitigkeiten würde ein 
Bundesgericht eingefeßt. Dem Volke jedes Einzelſtaats würde 
von Bundeswegen eine ſtändiſche Verfaſſung und zugleich ein 
Minimum ſtändiſcher Rechte, allen deutſchen Bürgern aber 
Sicherheit von Perſon und Eigenthum, Freizügigkeit und Preß⸗ 
freiheit, Religionsfreiheit, Gleichberechtigung der christlichen Con⸗ 
feffionen und Schutz gegen Juſtizverweigerung gewährleiſtet. Die 
große Mehrzahl der kleinen Staaten ſtimmte dieſen Vorſchlägen 
eifrig zu. 
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Wie man fieht, war hier ganz im Sinne des Befreiungs⸗ 
kriegs ſtarkes Reichsregiment und feſtes Freiheitsrecht begehrt. 
Wieder erſchien in ſolchen Vorschlägen Preußens volles Ver⸗ 
trauen zu der deutschen Geſinnung feiner Verbündeten, feine 
Hoffnung, die künftigen Bundesbehörden ſtets im patrioti⸗ 
ſchen Sinne wirkſam zu finden. Die beiden großen Minifter 
ſollten bald genug erfahren, daß ſte bei jenem Vertrauen 
Perſonen und Dinge völlig verkehrt beurtheilt und ſowohl 
Preußens Unabhängigkeit als die deutſchen Geſammtintereſſen 
durch die votgeſchlagenen Einrichtungen in tödtliche Gefahr 
gebracht hatten 

Die Schwierigkeiten zeigten ſich gleich am erſten Tag. Die 
Magnaten des Rheinbundes, Bayern, Württemberg, Baden, 
wollten zuerſt in den deutſchen Bund gar nicht eintreten, fonbern 
als europtiſche Mächte in voller Unabhängigkeit verharren. 
Dann aber erhoben fie Proteſt gegen jene Volksrechte, und als 
Stein gerade Hierauf mit feinem ganzen Feuereifer drang, 
eutſchloſſen fie ſich, aus eigner Großmuth ihren Unterthanen 
Conſtitutionen zu verheißen, um nicht durch den Bund dazu 
gezwungen zu werden. Überhaupt wieſen fie jebe Befchräntung 

ürſtlichen Souveränität und jeden Eingriff des Bundes⸗ 
rechts in ihre Landesverwaltung auf das Schroffſte zurück. 

Öfterreich benahm ſich hinterhaltiger. Niemals wollte es 
dem Bunde eine Einwirkung auf die kaiſerlichen Erblande ges 
ftatten, am wenigſten dort die Stein'ſchen Volksrechte zulaſſen. 
Indeſſen wünſchte es ſich bei den großen europäischen Ver⸗ 
handlungen des Wiener Congreſſes Preußens Unterstüzung 
zu erhalten, ließ deshalb in der deutſchen Verſaſſungsfrage den 
Mittelſtaaten die Rolle des Vorkampfes, und eignete ſich vorläufig 
einen Theil der preußiſchen Anträge an. Die Sache wurde 
einſtweilen durch die im Congreß beginnende Verhandlung über 
den Gebietsumfang der Mächte in den Hintergrund geſchoben. 
Hier war wieder charatteriſtiſc für Oſterreichs Politik, daß es 
feine früheren Beſitzungen in Schwaben und Belgien, die ihm 
von mehreren Cabinetten, und namentlich die erſtern von Preußen, 
dringend angeboten wurden, ganz entſchieden zurückwies. Wir 
wollten, fagt Metternich, unſer Reich ohne directe Berührung 
mit Frankreich hinstellen. Er ſuchte und fand ſtatt deſſen bie 
reiche Entſchädigung feines Staats in Italien, in der ummittel- 
baren Einverleibung Lombardo⸗Venetiens und der mittelbaren 
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Beherrſchung Toscanad und Modenad. Aus Deutſchland freilich 
war Oſterreich damit mehr und mehr herausgewachſen. Ein 
eignes Intereffe, den Oberrhein gegen Frankeich zu decken, hatte 
es nicht mehr, und auch für die Entſtehung einer innern Ge⸗ 
meinſchaft zwiſchen Deutschland und Öfterreih war die materielle 
Grundlage verloren. Ganz anders verlief ſich die territoriale 
Geſtultung Preußens. Oſterreich und England wünſchten es 
ebenfalls möglichſt aus Dentſchland entfernt zu halten und es 
deshalb mit weiten polniſchen Territorien auszuſtatten. Der 
König aber hatte gar keine Neigung, die Zahl feiner ſlaviſchen 
Unterthanen zu vermehren, und begehrte flatt deſſen das ganze 
Kurſachſen, deſſen König bis zur letzten Stunde bei Napoleon 
aus gehalten hatte. Allein dem trat Oſterreich heftig entgegen, 
und nach langem bitterm Hader war das Ergebnis, daß Preußen 
außer Poſen, Vorpommern und der Hälfte Sachſens feine heutigen 
Provinzen Rheinland und Weſtſalen, völlig abgetrennt von 
feinen übrigen Beſizungen, empfing. Damit hatte es den Schuß der 
norbdeutſchen Grenzen ſowohl gegen Frankreich als gegen Ruß⸗ 
land übernommen; bei der Erſtreckung feiner Lande vom Niemen 
bis zur Maas gab es kein deutſches Intereſſe mehr, das nicht 
auch ein preußiſches geweſen wäre. Preußen war wieder in 
Deutfchland hineingewachſen. 

Obwohl nun Hardenberg bei dieſen Händeln ſehr bedenkliche 
Proben von der Zuverläffigkeit der Wiener Freunde erlebt halte, 
hielt er bei der Wiederaufnahme der deutſchen Verfaſſungsfrage 
unbeirrt an der bisherigen Haltung feſt. Der Verlauf war im 
Allgemeinen der, daß Preußen, unterſtützt durch die Kleinſtaaten, 
ſeine Anträge auf ſtarkes Reichsregiment und weite Volksrech te 
ſtellte, Öfterreich fie mit gelinden oder bedeutenden Abſchwächungen 
unterſtützte, die füddeutſchen Mittelſtaaten fie aber energiſch und 
unbedingt abwieſen. Hienach erklärte dann Oſterreich mit großem 
Bedauern ihre Unausführbarkeit. Als ihm endlich die Stunde 
gekommen ſchien, legte Metternich, unter Beſeitigung aller 
preußischen Wünſche, einen Entwurf des Heren v. Weſſenberg 
vor, welcher das Syſtem eines völkerrechtlichen Staatenbundes 
unabhängiger und gleichberechtigter Souveräne, unter Oſterreichs 
leitendem Prüſid ium, unverhohlen entwickelte. Die Mittelſtaaten 
ſetzten darin noch eine Anzahl verbeſſernder oder verwäſſernder 
Anderungen durch, und fo erhielt dieſe Urkunde die Sanction 
als deutſche Bundesacte 

v Se T. Bestindung b. deutschen Reigen I. 3 
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Dies inhaltleere Ergebnis wurde von dem deutſchen Volke 
theils mit kalter Gleichgültigkeit, theils mit patriotiſcher Ent⸗ 
rüſtung aufgenommen. Auch die Mehrzahl der deutſchen Ne⸗ 
gierungen war wenig damit zufrieden. Es war das Beſte, fügte 
Mecklenburg, was unter den gegebenen Umftänden zu erlangen 
war. Immer beſſer, ſeufzte Hardenberg, ein folder Bund, als 
gar keiner. Die Bundesacte, erklärte einige Jahre fpäter der 
preußiſche Miniſter, Graf Bernſtorff, war der unreife Abschluß 
einer übereilten Unterhandlung. 

Um ſo größer war die Genugthuung in der Wiener Hof⸗ 
burg. Metternich hatte auf allen Punkten geſiegt. Dem un⸗ 
bedachtſamen Hardenberg hatte er feine diplomatische Überlegen» 
heit gründlich dargethan, und was er für Oſterreich gewollt 
hatte, vollſtändig durchgeſetzt. - 

Eine andere Frage iſt es, ob er das für Öfterreich und 
Deutſchland Richtige gewollt, ob er nicht bloß ein kunſt⸗ 
reicher Diplomat, ſondern auch ein einſichtiger Staatsmann 
geweſen iſt. 

Wenn Hardenberg's deutſcher Verfaſſungsplan verwirklicht 
wurde, fo hatte in der ertſcheidenden Reichsbehörde, dem 
Directorium der fünf Kreisoberſten, Oſterreich die ſichere Majori⸗ 
tät, denn ihm, dem Horte der fürſtlichen Souveränität, und 
nicht dem bon deutſchen Einheitsgedanken erfüllten Preußen 
würden die Mittelſtaaten anhängen. Preußen wäre mediatiſirt 
geweſen, Oſterreich hütte die Regierung über Deutſchland beſeſſen. 
Dann aber wären ihm auch die Mrühen, die Pflichten und 
vielleicht die Gefahren einer Regierung zugefallen, und dieſe 
auf ſich zu nehmen, däuchte Kaiſer Franz zu well ausſehend, 
und war Metternich zu indolent. VBeſſer erſchien das erreichte 
halbe Verhältniß, in welchem man für Deutſchland nichts zu 
thun brauchte, aber doch fo geſtellt war, jede für Oſterreich 
unangenehme Regung in Deulſchland nieder zu halten. Daß 
ein folder Zuftand auf die Dauer unertröglich werden mußte, 
ſah Metternich nicht. 

Preußen mochte einer unverdient gnäbigen Fügung des 
Himmels danken, daß aus feinem Plane eines ſtarken Reichz⸗ 
regiments mit ſolchen Genoſſen nichts geworden war. So lange 
Oſterreich als feſte Stütze der particulariſtiſchen Mittelſtaaten 
im Bunde war, ſtanden die Bundesbehörden feindlich gegen 
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die Pflege der nationalen Geſammlintereſſen, ſeinblich gegen 
die preußiſchen Einheitsgedanken. Je ſchwächer jene Bundes⸗ 
behörden, deſto beſſer bei der damaligen Lage für Preußen und 
die künftige nationale Einheit. In dieſem Sinne war die Ver⸗ 
drüngung der Skein-Hardenberg'ſchen Pläne durch die Bundes⸗ 
acte ein Glück für die nationale Zukunft. Daraus aber folgte, 
wie auf der Hand liegt, keineswegs, daß auch für die nationalen 
Bedürfniſſe ihrer eignen Zeit die Bundesacte ein ausreichendes 
Orzen geweſen wäre. 
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Am Maaße der Anforderungen eines realen Staatsweſens 
gemeffen, beſaß die mit fo großer Anstrengung zu Stande gebrachle 
deutſche Bundesacte ziemlich vollftändig alle Mängel, durch welche 
eine Verfaſſung unbrauchbar werden kann. 

Anſtatt einer geordneten Bundesregierung ſetzte ſie als 
einziges Geſammtorgan Deutſchlands eine von damals 39 fou- 
veränen Staaten beſchickte Bundesverſammlung ein. Als deren 
Beruf war angegeben, daß ſie die äußere und innere Sicherheit 
zu wahren habe, im Hbrigen war ihre Competenz, in wie weit 
fie zu dieſem Zwecke geſezgebende Gewalt oder Befugniß zu 
Verwaltungsmaaßregeln habe, völlig unbeſtimmt. Zu weiterer 
Ahnlichkeit mit dem ehemaligen polniſchen Reichstag war auf 
königlich ſüchſiſche Anregung feſtgeſetzt, daß alle wichtigern 
Gegenſtände, wie Verſaſſungsän derungen und bleibende Bundes 
einrichtungen, nur durch einſtimmigen Beſchluß aller Staaten zu 
Stande kommen konnten. Ebenſo blieben gemeinnützige An⸗ 
ordnungen, welche nicht unter den Bundeszweck fielen, der freien 
Vereinbarung aller Staaten überlaſſen. Es leuchtet ein, daß 
ſchon durch dies Erforderniß der Einſtimmigkeit das Wirken des 
Bundestags für alle Zukunft mit Unfruchtbarkeit geſchlagen 
war. Die von Preußen und mehreren Kleinſtaaten ſo eifrig 
beantragten Freiheitsrechte der Deutfchen waren in der Bundes⸗ 
acte auf wenige inhaltslerre und ſchlecht definirte Süße zu⸗ 
ſammengeſchrumpft. Auch nach dieſer Seite hatte bie Souveränität 
ve fürſtlichen Regierungen möglichſt geringe Beſchränkung erleiden 


In jedem Bundesftaate ober Staalenbunde, weicher ftärlere 
und schwächere Mitglieder vereinigt, wird man den Kleinern 
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zum Schutze ihrer Selbſtändigleit etwas weiteres Stimmrecht 
zuſichern, als es dem Verhiltniß der Macht entſpräche. Hier 
aber war dieſe Regel durch Übertreibung zum lächerlichen Zerr⸗ 
bilde geworden. Im gewöhnlichen Geſchäftsgang führten die 
eilf größern Staaten je eine Stimme, die 28 kleinern waren in 
ſechs Curien gruppirt, eine jede mit einer Stimme. Hienach 
war es denkbar, daß, wenn die Großherzoge und die übrigen 
Kleinftanten einmal zuſammenhielten, fie den vereinten Wider⸗ 
ſpruch von Oſterreich, Preußen und den andern Königreichen, 
ein Zehntel gegen neun Zehntel, überftimmen konnten. So 
weit wie möglich, lagen innerhalb dieſer Verfammlung Be- 
rechtigung und Macht auseinander. Nur für wenige Gegenstände 
war eine andere Art der Abſtimmung vorgeſehen. Dann ver⸗ 
wandelte ſich der engere Rath, wie die Vereinigung der ſieben⸗ 
zehn Stimmen amtlich genannt wurde, in ein Plenum, in 
welchem zum Beſchluſſe entweder Einſtimmigleit oder eine Mehrheit 
von zwei Dritteln erforderlich war, und die ſechs größten Staaten, 
welche zuſammen 28 Stimmen unter 70 führteu, mithin jeden 
ihnen mißliebigen Veſchluß verhindern konnten. 

Der Geſchüſtsgang war, wie es bei Verhandlungen zwiſchen 
39 Regierungen nicht anders ſein konnte, äußerſt ſchleppend. 
Jede Sache ging zur Vorberathung an einen Ausſchuß; nach 
deſſen Bericht hatten die Geſandten die Instruction ihrer Höfe 
einzuholen; über biejelbe hatten in jeder ber ſechs lezten Curien 
zwei, vier, ſechs Regierungen ſich zu verſtändigen, worüber oft 
Monate vergingen; war die ganze Sache einer Regierung läſtig, 
fo ließ fie ihren Geſandten unendlich lange ohne Inſtruction; 
ſollte ſchließlich zur Abſtimmung geſchritten werden, fo erſchienen 
neue Vorſtellungen und Ein wände, neue Inſtruetionen wurden 
nöthig, oder die Sache ging wieder an den Ausſchuß zurück und 
wurde dann nicht ſelten Jahre lang in deſſen Acten begraben. 
Nothgedrungen trat ſehr häufig an die Stelle ſachlicher Berathung 
im Bundestage diplomatiſche Bearbeitung der kleinen Höfe durch 
die großen, und wo Preußen und Oſterreich gleiches Biel ver⸗ 
folgten, wagte ſich nur in ſeltenen Fällen ein Widerſpruch her⸗ 
vor. Wie in ber alten Zeit entſchieb alſo nicht das Verfaſſungzrecht, 
ſondern das Verhalten der Wiener und Berliner Politik über 
Deutſchlands Geſchicke. 

Was die Stellung Deutſchlands zum Auslande betraf, ſo 
waren die Beſtimmungen der Bundesacte darüber nicht weniger 
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ungenügend als über das innere Staatsrecht. Jeder Souverän 
war berechtigt, ſtehende Geſandtſchaften zu halten und zu em⸗ 
pfangen; er durfte auch mit nichtdeutſchen Regierungen Bündniſſe 
jeder Art unter der einzigen Beſchränkung abſchließen, daß die⸗ 
ſelben nicht gegen die Giderheit Deutschlands gerichtet feien. 
Sogar der Soldatenhandel des vorigen Jahrhunderts wäre buch, 
-eime ſolche Beſtimmung nicht ausgeſchloſſen geweſen. Dieſe 
Vefugniß der Particularſtaalen war um fo mißlicher, als drei 
fremde Könige Mitglieder des Bundes waren, England für 
Hannover, Niederland für Luxemburg, Dänemark für Holftein. 
Ohne Zweifel wurde die Regierung dieſer Bundeslande nicht 
nach deutſchen, ſondern nach fremden Intereſſen geführt, und 
bald genug ſollte ſich die Gefahr dieſer Zwitterſtellung nicht 
bloß für die darin befindlichen Territorien, ſondern für das 
ganze öffentliche Leben Deutschlands zeigen. Daß die Präftbial« 
macht des Bundes, Osterreich, bei dem Übergewicht ihrer außer- 
bündiſchen Kronlande kaum ein wärmeres Herz als jene drei 
Höfe für die deutſchen Intereſſen haben konnte, braucht nicht 
weiter erörtert zu werden. 

Vollendet wurde die Unſicherheit aller diefer Dinge durch 
die Aufnahme des deutſchen Berfaflungsgefeges in die Wiener 
Congreßacte, welche die fünf Großmächte nebſt Schweden, 
Spanien und Portugal zur Regelung des geſammten euro⸗ 
päifchen Zustandes vereinbarten. Osterreich und Preußen hatten 
dieſe Maaßregel in dem guten Glauben betrieben, daß damit 
die Sicherung des Bundes gegen fremde Eingriffe durch Europa 
gewährleiſtet fe. Ganz anderer Meinung aber war man in 
Peters burg, Paris und London; nachdem die Bundesacte als 
Theil der Congreßacte unter den Schutz der Mächte geſtellt ſei, 
dürfe auch Deutſchland ohne die Erlaubniß der Garanten daran 
nichts ändern, ftehe alfo unter eucopäifcher Bormundſchaft, genau 
fo wie im 18. Jahrhundert Polen unter der ruſſiſchen geſtanden 
hatte. Der Zweifel war um fo geſährlicher, als vom erſten 
Tage an recht viele deutsche Fürſten feine Bedenken trugen, bei 
inner Nöthen ober nachbarlichen Hündeln den hohen Schuß 
vornehmlich des ruſſiſchen Kaiſers anzurufen; ſo weit wie auf 
diplomatiſchem Wege möglich, lehnten wohl die beiden Großmüchte 
derartige Einmiſchung ab, aber erſt als im Jahre 1831 gegen einen 
von jenen veranlaßten Bundesbeſchluß die drei fremden Groß⸗ 
müchte als Garanten der beutfäen Berfoffung einen förmlichen 
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Proteſt anmeldeten, wies der Bundestag unter Preußens Vor⸗ 
gang die Anmaaßung des Auslandes grundſätzlich zurück. Die 
Fremden ließen darauf den einzelnen Fall auf ſich beruhen, 
hielten aber ihren Anſpruch aufrecht und haben ihn, wie wir 
ſehen werden, noch oft in gefährlicher Weiſe durchzufezen ver⸗ 
ſucht. Die wichtigſte Forderung eines großen Volles, die 
nationale Unabhängigteit, war ſomit für Deutſchland, am Ab⸗ 
ſchluß feines glorreichen Befreiungskriegs, aus einem anerkannten 
Rechts ſatz zu einer offenen Machtfrage geworden. 

Man muß es geſtehen, niemals iſt einem großen, mit 
frſchem Siegeslorbeer gekrönten Volke eine kürmerlichere Un⸗ 
verfaſſung auferlegt worden, als es damals dem beutfäjen durch 
die Bundesacte geschah. Die mächtigen Gedanken, welche Preußens 
Wiedergeburt und damit Deutſchlands Befreiung vorbereitet 
hatten, waren hier in ihr Gegentheil verwandelt. Es war kein 
Wunder, daß in weiten Kreiſen ein erbitterter Widerſpruch erſcholl. 
Die zurückgekehrten jüngeren Kämpfer erfüllten die Univerſitäten 
mit ihrer pattiotiſchen Entrüftung und fuchten durch die Grün⸗ 
dung der allgemeinen Burſchenſchaft die geſammte gebildete 
Jugend Deutſchlands mit ihrem Enthuſtasmus für Einheit, 
Recht und Freiheit zu erfüllen. Die Beſtrebungen, die in diefen 
Vereinen herrſchten, waren bei der größten Mehrheit durchaus 
idealer Art. Sie ſannen nicht auf Umſturz des Vorhandenen, 
ſondem auf Erziehung des kommenden Geſchlechts. Durch 
ſittliche Hebung und patriotiſche Begeiſterung hofften fie den 
Staat der Zukunft zu dem großen Ziele der nationalen Einheit 
hinzuführen. Allerdings hatten fie über die Formen dieſes 
Staats ſehr oft unklare und unpraktiſche Vorſtellungen, und 
einzelne Gruppen unter ihnen ſteigerten die Begeiſterung zu 
wildem Fanatismus und waren bereit, Schwert und Dolch zum 
Typrannenmord zu ergreifen. Niemals aber gelang es ihnen, in 
dem großen Vereine für ſolche Entwürfe einen erheblichen Anhang 
zu gewinnen. Gleichzeitig erhielten Bayern und Baden ihre 
Verfaſſung, und in München, wie in Karlsruhe erhob die liberale 
Mehrheit der Abgeordneten den Ruf nach Erweiterung ihrer 
Rechte und entwickelte ein Programm, in welchem alle jene zu 
Wien abgewieſenen preußiſchen Forderungen nebſt inhaltreichen 
Bufägen wieder lehrten. Eine ſehr lebhafte Bewegung der Preſſe 
in Süddeutſchland, Thüringen und am Rhein unterſtützte fie in 
Zeitungen, Zeltſchriſten und größern Werken: noch heute find 
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die Namen von Rotteck, Oken, C. Welcker, Görres unvergeſſen. 
Man hat damals und ſpäter die unwiſfenſchaftliche Flachheit 
und den halb revolutionären Charakter dieſer Publicifük gerügt, 
und in der That iſt es nicht zu bestreiten, daß die damalige 
liberale Schule ſich oft nicht weniger ungeſchult und unpraltifch 
gezeigt hat, als die Teutonen der Burſchenſchat. Eine Miſchung 
helbwahrer oder irriger Vorftellungen von altbeutfcher Freiheit, 
englischem Parlamenlgtecht, radicalen franzöſiſchen Theorien iſt 
in dieſen Schriften nicht zu verkennen; auch ſie verfielen dem 
Hauptfehler des damaligen europäiſchen Liberalismus, daß ſie in 
ihrem Eifer um das individuelle Recht die Nothwendigkeit einer 
ſtarken Staatsmacht, gerade zum Schutze jenes Rechts gegen das 
Verfinken in freiheitsmörderiſche Anarchie, verfannten, und des⸗ 

halb auch, wo einmal die Probe gemacht wurde, ſich 5 
zu gedeihlicher Lenkung der Regierung zeigten. Durch di 
Alles können aber ihre großen Verd ienſte in ſchwerer Zeit 1151 
verdunkelt werden. In ihren Staaten haben fie, um nur ein 
Moment anzuführen, mit ſaurer, unermüdlicher Arbeit den durch 
lange Willkür und Vergeudung zerrütteten Staatshaushalt wieder 
zu feſter Ordnung und Regelmäßigkeit zurückgeführt. Und, was 
die Hauptſache ift, wie die Burſchenſchaften den einen Grund⸗ 
gedanken der Befreiungszeit, die deutfche Einheit, fo haben die 
ſüddeutſchen Kammern den andern, Theilnahme des Volkes an 
dem öffentlichen Weſen, trotz alles Druckes und aller Niederlagen 
im Bewußtſein der Nation ein volles Menſchenalter hindurch 
lebendig erhalten, und wir müſſen ihnen ein ehrendes Anden ken 
bewahren, wenn wir heute uns dieſer hohen Güter in vollem 
Umfange erfreuen. 

Damals aber ſollten dieſe Beſtrebungen eine ſchwere Kata⸗ 
ſtrophe erleiden. 

Fürft Metternich war über fie in jeder Beziehung entrüſtet. 
Um die deutſchen Lande nach Habsburgs altem Rechte zu 
beherrſchen, ohne zugleich die Pflichten der Herrſchaft zu über⸗ 
nehmen, bedurfte er ihrer Zerſplitterung. Es gibt, ſagte er, 
keinen verruchteren Gedanken, als den, die deutſchen Volker in 
Ein Deutſchland zu vereinigen. Schon deshalb war er der 
Beſchützer der fürſtlichen Souveränität und Feind jeder Bes 
ſchränkung derſelben durch volksthünliche Regung. Aber alles 
liberale Weſen war ihm überhaupt im Grunde der Seele verhaßt, 
weil es, ein mal in Deutſchland zugelaffen, von dort aus das 
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Stillleben Oſterreichs hütte ſtören können. Nach den Eindrücken 
ſeiner Jugend, wo er den Jubel von 1789 in Frankreich gerades 
Wegs zu der blutigen Dictatur von 1793 hatte führen fehen, 
floſſen ihm die Vorſtellungen von Liberalismus, Radicalismus, 
Communismus volftänbig in einander: wenn die Burſchenſchafter 
und die liberalen Kammerredner nicht ſchleunig beſeitigt würden, 
hielt er Deutfchland und Üfterreich der ſocialen Revolution 
unrettbar Preis gegeben. Andere Mittel gegen ſolche Gefahren 
als umfaſſende polizeiliche Repreſſien waren ihm unbekannt. 
Hier, meinte er, gelte es rasches Durchgreifen für alle deutſchen 
taten. Freilich bemerkte er jetzt ſelbſt, daß mit dem ſchönen 
fe feiner Hände, mit dem Bundestage, und deſſen unbehülf⸗ 
lichen und ſchleppenden Rechtsformen in ſo drängender Noth 
nichts auszurichten ſei. Man mußte auf an dere Weiſe die Hände 
der den Bund leitenden Gewalten ſtärken. Der Bundestag war 
eine durch die Paragraphen der Bundesacte organiſirte Anarchie; 
nach der alten Regel ſollte alſo die Anarchie durch den Stants⸗ 
ſtreich abgelöſt werden. Ein ſolcher aber war nicht möglich ohne 
Preußens Beihülfe, und ob dieſe zu erlangen wäre, konnte nach 
Preußens Stellung zum Bunde ſehr fraglich erſcheinen. 

Da geschah, daß auß einer kleinen, von der Mehrheit ſtets 
abgewieſenen Gruppe der Burſchenſchaft zwei junge Fanatiker 
ausgingen, von denen der eine den Dichter Nogebue als an- 
geblichen Fürſentnecht und ruſfſchen Spion erbolchte, und der 
andere gleich nachher einen Mordversuch gegen den Naſſauer 
Praſidenten, Herrn von Jbell, machte. Das Auſſehen, welches 
dieſe Frevelthaten hervorriefen, war unermeßlich; auch König 
Friedrich Wilhelm und Hardenberg waren ebenſo erzürnt wie 
erſchrocken, und ſehr begreiflich war es, daß der König eine 
ſtrenge Unterſuchung des Demagogenthums an allen preußiſchen 
Univerſitäten verfügte. Leider wurden aber die beiden Attentate 
auch der Vorwand für eine lärmende Bewegung aller alten 
Widerſacher der von Stein 1808 eingeſchlagenen und von Harden⸗ 
berg fortgeſetzten Reformpolitik. Jene Unterſuchung gerieth unter 
die Leitung bureaukratiſcher und feudaler Abſolutiſten, und auf 
die Geſinnung, mit welcher fie dann geführt wurde, wirft nicht 
bloß ihre überall angewandte Willkür und Roheit, ſondern vor 
Allem der Umſtand ein grelles Licht, daß die Männer, die an 
erſter Stelle den Geiſt der Befreiungskriege erweckt und genährt 
hatten, Stein und Gneiſenau, Schön und Juſtus Gruner, 
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Schleiermacher und Arndt, Jahn und Görres, von den Proce⸗ 
duren dieſes Gerichts betroffen oder doch in ſeinen Acten ver⸗ 
dächtigt wurden. Sodann aber erhob Metternich feine Stimme. 
In pompöſen Erklärungen ſtellte er das rothe Geſpenſt feinen 
geängſtigten Bundesgenoſſen vor die Augen, eine ungehenere, 
durch ganz Deulſchland verzweigte Verſchwörung, der nur mit 
vereinter Kraft und ſchnellſtem Vorgehen begegnet werden könne. 
So gewann er Preußens Zuſtimmung zu dem Plane, eine kleine 
Zahl zuverläſſiger Regierungen in Karlsbad zu versammeln, mit 
ihnen die nörhigen Beſchlüſſe zu vereinbaren, und baun ben 
Bundestag zu fofortiger einftimmiger Annahme derſelben zu 
zwingen. Neun Minifter vereinten ſich demnach in Karlsbad, 
um nach Metternich Anträgen den berruchten Gedanken der 
deutſchen Einheit für alle Zukunft aus den deutſchen Köpfen 
auszurotten. Es wurde verabredet, das geſammte Unterrichts⸗ 
weſen in Deutſchland unter polizeiliche Aufſicht zu ſtellen, jede 
Druckſchrift unter 20 Bogen der polizeilichen Cenſur zu unter⸗ 
werfen, jede in der Erfüllung dieſer Gebote läſſige Regierung 
durch militärische Execution zu ihrer Pflicht anzuhalten, und zur 
Verfolgung der Demagogen in allen deu'ſchen Staaten eine Bundes 
Un terſuchungscommiſſion in Mainz niederzuſetzen. Preußen, 
welches hiebei überall die härteſten Anträge ſtellte, wollte dieſer 
Behörde ſogar richterliche Function beilegen, Kaiſer Franz aber 
ſchrieb mit fast chniſcher Naivetät, man wiffe ja noch gar nicht, 
ob ſie etwas herausbringen werde. Er hatte ganz Recht, es 
kam auch nichts Erhebliches heraus. Aber die Beſchlüſſe blieben 
dennoch beſtehen. Endlich hätte Metternich gerne ahnliche Zügel 
wie den Univerſitäten auch den Kammern angelegt. Das aber 
fand Schwierigkeiten; es wurde beſchloſſen, nach einigen Monaten 
auf neuen Conferenzen in Wien die landſtändiſche Frage, ſowie 
eine allgemeine Reviſton der Bundesacte in Behandlung zu nehmen. 

Die Karlsbader Abreden wurden darauf dem Bundestage 
zur Annahme vorgelegt. Die 30 kleinen Regierungen erfuhren 
hier erft den Inhalt derſelben, aber die Großmächte verboten 
energiſch lüngere Erwägung und Auſſchub der Entſcheidung. 
Die Kleinen fügten ſich furchtſam; zu Protokoll ſagten fie eins 
ftimmig Ja; dafür durften die Diſſidenten ihr Nein in einer 
geheimen Regiſtratur der Nachwelt überliefern. 

So hatte Metternich, im Widerſpruch mit feinen frühen 
Anſichten, eine mit dietatoriſchen Vollmachten aus geſtattete 
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Bundesgewalt, ein drohen des Zerrbild deutſcher Einheit, in das 
Leben gerufen. Sein Nechtstitel war die Vorſchrift der Bundes⸗ 
acte, daß der Bund für die innere Sicherheit Deutſchlands zu 
ſorgen habe. Offenbar aber griffen die Beſchlüſſe dem erſten 
und höchſten Grundſatze der Bundezacte, der Unabhängigkeit der 
Einzelftanten, an das Leben. Denn wenn man den Begriff der 
Sicherheit fo weit ausdehnen durſte, wie hier geſchehen, fo konnte 
man von Bundeswegen, wo es nöthig schien, ebenſowohl wie 
Schule und Preſſe, auch Straf- und Proceßrecht aller Einzel⸗ 
ſtaaten reguliren, und zuletzt ſämmtliche Poliziſten und Soldaten 
derſelben in Eid und Pflicht der Bundesgewalt nehmen, Alles 
zum Schutz der innern Sicherheit. Auf dieſem Wege eröffnete 
ſich für Paifer Franz die Ausfiht, nicht gerade, wie Metternich 
jubelte, die Stellung eines deutſchen Kaiſers zu gewinnen, wohl 
aber der Chef einer allmächtigen deutſchen Poliyei zu werden. 
Es war ein energiſches Heilverfahren, welches Metternich zur 
Beſchirmung der deutſchen Souveräne gegen die demagogiſche 
Seuche anzuwenden gedachte. Die Frage war nur, ob den 
Patienten das Heilmittel nicht gefährlicher als die Krankheit 
erſcheinen würde. 

In der That war eine große Anzahl der deukſchen Höfe 
trotz ihres Abſcheues gegen Demagogen und Zeitungsſchreiber 
mit dem Harlsbader Staats ſtreich wenig zufrieden. Mehrere 
mißbilligten den Inhalt der dort gefaßten Beſchlüſſe, faſt Alle 
zürnten über die Rückſichtsloſigleit und Rechtswidrigkeit des 
Verfahrens. Selbſt Bayern und Württemberg, welche doch fü 
tapfer in Karlsbad mitgearbeitet hatten, empfanden nachher 
Bedenken über die Tragweite der dort bethätigten Grundsätze 
und die möglichen Conſequenzen für die Unabhängigkeit der 
Einzelſtaa ten. Unter dieſen Umſtänden wurde eine in Berlin 
ſich vollziehende Wendung entſcheidend. Nicht aus Abneigung 
gegen Oſterreich, ſondern aus Momenten der innern Politik ging 
fie hervor. Zwei große Fragen kamen dabei in Betracht. 

Das berühmte Geſetz von 22. Mai 1815 hatte Preußen 
eine reichsſtändiſche Verſaſſung in Ausſicht geſtellt, zeilgemüße 
Neugeſtaltung der Provinzialſtände, und aus dieſen hervorgehend 
eine Repräſentation des Volkes, Reichsſtände mit berathender 
Stimme bei Geſetzen über Perſon und Eigenthum, einſchließlich 
der Beſteuerung. Es war ein ſehr mageres Gericht für den 
Hunger der liberalen Parteien: Volksvertreter, nicht vom Volke 
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gewöhlt, mit enger Competenz, und innerhalb derſelben nur mit 
berathender, nicht mit beſchließender Stimme. Indeſſen, wie 
immer beſchaffen, eine Verfaſſung hatte das Geſetz dem Volke 
verheißen; alle Liberalen warteten ungeduldig der Erfüllung 
der Zuſage, und Hardenberg war fort und fort mit den Bor- 
arbeiten dafür beſchäftigt. Nun ſtieß er aber bei jedem Schritte 
auf den hartnäckigen Widerſtand jener Adelspartei, die ſeit 1808 
Stein's und feine eigenen Reformpläne bekämpfte, und vernahm 
aus Karlsbad, daß Metternich ganz nach deren feudalem Sinne 
die Verfaſſungen der Einzelſtaaten zu geſtalten wünſche. Sofort 
war er entſchloſſen, eine ſolche Einmiſchung der Bundesgewalt 
nimmer mehr zu geſtatten. Dazu kam, daß ein preußiſches Ge 
ſetz von 1818 die Erhebung mäßiger Zölle an den bisher offenen 
Landesgrenzen, zu großem Vortheil der preußiſchen Finanzen, 
aber zu ebenſo starkem Verdruſſe der dadurch betroffenen deutſchen 
Nachbarn verfügt hatte. Es erhob ſich ſogleich ein Schrei der 
Entrüstung über dieſe neue Zerreißung des deutſchen Vaterlandes, 
worauf Preußen ſehr gelaſſen mit der ruhigen Erwägung ant⸗ 
wortete, daß ein Zollbund mit Oſterreich, Hannover, Holftein 
zur Zeit unmöglich ſei, den übrigen Staaten aber an heimgab, 
ſich dem preußiſchen Zollſyſtem anzuschließen, wozu ſich 1819 
der Fürſt von Schwarzburg⸗Sondershauſen auch bequemte. Aber 
niemand ahnte, zu welcher großen nationalen Entwicklung 
damit der erſte Schritt gethan war; vielmehr erſcholl überall 
der Ruf, das preußiſche Zollgeſetz müſſe von Bundeswegen aufe 
gehoben, und die Sache gleich auf den bevorſtehenden Wiener 
CTonſerenzen in Angriff genommen werden. 

Dieſer Lärm vollendete bei dem Staatskanzler, wie bei dem 
Miniſter des Auswärtigen, dem hochgebildeten, ruhigen und 
umſichtigen Grafen VBernftorff, die Abwendung von den Karls⸗ 
bader Tendenzen. Wie lebhaft früher Hardenberg für ein ſtar⸗ 
kes Reichsregiment geſtritten, jetzt meinte er, die Bundes behörden 
ſeien anders ausgeſallen, als er einft vorausgeſetzt; ihnen bürfe 
man fo weitgeeifende Befugniſſe, die fie zum Schaden Preußens 
und Deutſchlands mißbrauchen würden, nicht anvertrauen. Mit 
ſolchen Inſtructionen ging Bernſtorff nach Wien, und Metternich 
machte, gern oder ungern, gute Miene zum böſen Spiel. Dieſes 
Mal waren alle Regierungen vertreten; ſchon dadurch wurde 
ein Verſahren wie in Karlsbad unmöglich. Die Grundſatze der 
Bundesacte ſollten nicht verändert, ſondern für die praktiſche 


Google W 


Wlener Schlußacte. 45 


Anwendung erläutert und genauer definiert werden. So ent⸗ 
ſtand als zweites Grundgeſetz des Bundes die Wiener Schluß⸗ 
acte, überall im Sinne eines gemäßigten Partieularismus. Die 
Angriffe auf das preußiſche Zollſyſtem ſcheiterten vollſtündig. 
Die Klagen dagegen wurden zur geſchäftsmäßigen Behandlung 
an den Bundestag verwieſen. Die Einſetzung eines Bundes⸗ 
gerichts, wo die Gegner ihre Proceffe gegen das preußiſche Zoll⸗ 
geſetz anhängig gemacht hätten, wurde verhindert. Zu dem im 
11. Artikel der Bundesacte feſtgeſtellten Bündnißrecht der Ein⸗ 
gelftnoten erlangte Bernſtorſſ nach einen Zusaß im 6. Urtitel 
der Schlußacte, nach dem ‚eine freiwillige Abtretung auf einem 
Bundesgebiete haſtender Souveräuilätsrechte ohne Zuftimmung 
der Geſammtheit nur an einen Mitverbändeten geſchehen“, an 
dieſen alſo ohne Weiteres erfolgen könne. Damit waren künftige 
Zollvereinsverträge Preußens gegen die Anfechtung durch den 
Bund geſichert. 

Von Metternich 's Wünſchen, die landſtän diſchen Verfaffungen 
der Einzelſtaaten der Geſetzgebung der Bundesgewalt zu unfer⸗ 
werfen, geſchah überhaupt keine Erwähnung, vielmehr wurde in 
einer Reihe von Artikeln das gerade Gegentheil verfügt. Zwar 
wurde die Unverletzlichkeit des monarchiſchen Princips ſehr 
beftimmt betont, und nicht minder ausdrücklich erklärt, daß kein 
Fürſt durch landſtändiſche Beſchlüſſe an der Erfüllung ſeiner 
Oundespflichten gehindert werden dürfe. Daneben aber wurde 
die Pflicht der Souveräne zur Einrichtung landſtändiſcher Ver⸗ 
faffungen wiederholt anerlannt, die Regelung der ſtändiſchen 
Rechte als innere Landesangelegenheiten den Einzelſtaaten über⸗ 
laſſen, das Eingreifen des Bundes in ſtändiſche Angelegenheiten 
auf Fälle des Aufruhrs beſchränkt, und der Grundſatz ausge⸗ 
ſprochen, daß die in anerkannter Wirkſamkeit beſtehenden Ver⸗ 
ſaſſungen nur auf verfaſſungsmäßige Weiſe geändert werden 
könnten. 

Es hatte alſo, herausgefordert durch die rechtloſe Anſpan⸗ 
nung der Bundesgewalt in den Karlsbader Beſchlüſſen, der Par⸗ 
ticularismus wieder den Boden behauptet, und war im Gegenſatz 
zu der fo beſchaffenen Bundesgewalt dieſes Mal den liberalen 
und nationalen Intereſſen zu Gute gekommen. Dadurch erfriſcht 
und ermuthigt, erhob er ſich gleichzeitig auch in feiner eigent- 
lichen Reſidenz, dem Frankfurter Bundes palaſt, zu weitern 
Triumphen, welche zwar manchen liberalen Gelüſten entſprachen, 
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die großen nationalen Bedürfniſſe aber in ſchmäßlicher Weiſe 
mißachteten. 

Wie wir wiſſen, hatte der Bund den Zweck, die äußere und 
innere Sicherheit Deutſchlands zu fhügen. Wie energiſch man 
für die innere Sicherheit ſorgte, haben wir uns vergegenwärtigt; 
beobachten wir nun, was für die Sicherheit nach Außen geſchah. 
Seit 1816 hatten die beiden Großmächte Anträge auf die Be⸗ 
ſchließung einer wirkſamen Bundeskriegsverfaſſung geftellt. Für 
eine ſolche „organiſche“ oder bleibende Einrichtung war Eins 
ſtimmigkeit der Beſchlüſſe erforderlich: Preußen betrieb die Sache 
mit großem Nachdruck, Oſterreich mit ſichbarer Schlaffheit, die 
übrigen Staaten mit kaum verhehttem Widerwillen, und leider 
iſt hier zu bekennen, daß deren Regierungen in vielen Fällen 
dabei des herzlichen Einverſtändniſſes ihrer Kammern ſicher 
waren. Für ein ſtehendes Heer wollte niemand höhere Koſten 
und Laſten auf ſich nehmen; die Regierungen ſträubten ſich, die 
VBundesgewalt an den höchſten Schmuck der Kronen, die Militärs 
hoheit, rühren zu laſſen; bei vielen Liberalen aber galt die 
Sinientruppe als das gefährüichſte Werkzeug des Defpotismus. 
Auch herrschte die Überzeugung, daß nach Napoleon 8 Sturz 
auf lange Zeit der Friebe geſichert fei, und im Nothſal Hätte 
man ja die großen Arnıeen Oſterreichs und Preußens, die ſchon 
aus eignem Intereſſe für die Vertheidigung der übrigen Staaten 
forgen müßten. Bei dieſer Geſinnung der Mittel- und Mein- 
ſtaaten zogen ſich die Verhandlungen durch fünf Fahre hin, bis 
endlich eine proviſoriſche Kriegs verfaſſung zu Stande kam, als 
ein leuchten des Denkmal des Satzes, daß die ſtärkſte Stellung 
die des Verneinenden iſt. Es ſollte hienach das Bundesheer 
aus den Contingenten der Einzelſtaaten beſtehen, gruppirt in 
zehn Armeecorps von je rund 30000 Mann, je drei von 
Oſterreich und Preußen, das ſiebente von Bayern zu ſtellen, 
während in die drei Ießten die Contin gente der übrigen Mittel- 
und Kleinſtaaten zuſammengeſchoben würden. Die Quantität 
dieſer Rüſtung (ein Prozent der Bevölkerung) war nicht ſtark, 
um fo mehr wäre es auf Steigerung der Oualitkt, alſo auf 
Gleichmäßigkeit der Ausbildung, Bewaffnung und Disciplin, 
auf feſte Organiſation der Verpflegung, und vor Allem auf 
bleibende und durchgreifende Einheit des Oberbefehls angekommen. 
Aber von dem Allem wurde das gerade Gegentheil verfügt. Die 
Einrichtung der Contingente blieb auch im Kriege den Einzel⸗ 
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ſtaaten überlaſſen; es war verboten, ein lleines Contingent in 
den Verband eines großen aufzunehmen; denn auch der Schein 
der Suprematie eines Bundesſtaats über den andern fei zu ver⸗ 
meiden. Int Frieden gab es leinen gemeinfamen Oberbefehl. 
Für den Krieg ſollte der Bundestag einen Bundesfeldherrn 
wählen, der nur von dem Bundestag und deſſen Militär⸗Ausſchuß 
Beſehle empfangen dürfe, und in deſſen Hauptquartier die Con⸗ 
tingentsherten ihre ſouveränen Sonderrechte durch unabhängige 
höhere Officiere verfaſſungsmüßig ausüben würden. 

So war endlich 1821 beſchloſſen. Aber als es an die 
Ausführung ging, erhoben ſich zahlloſe Verwahrungen und 
Widerſprüche der dreißig Kleinſtaaten über die unerhörte, ers 
drückende Belaſtung. Erſt nach zehn Jahren gelang es, einen 
Ausgleich zu Stande zu bringen, und dann dauerte es noch 
weitere vier Jahre, bis die Organiſation des neunten und zehnten 
Armeecorps (Sachſen, Hannover und die norddeutſchen Klein⸗ 
ſtaaten) wenigſtens auf dem Papier feſtgeſtellt war. Wie es 
dann in der Wirklichkeit ausſah, werden wir ſpäter wahr⸗ 
zunehmen Anlaß haben. Eigentlich war es Preußen allein, wo 
der thatſächliche Zuſtand zwar bei der Knappheit der Finanzen 
hinter den Anforderungen der Landesgeſethe zurückblieb, immer 
aber erheblich mehr leiſtete, als die Vorſchriften der Bundes⸗ 
verfaſſung begehrten. 

Fürft Metternich hatte dieſe unliebſamen Dinge, die er nicht 
hindern konne, gehen laſſen. Man darf wohl vermuthen, daß 
ihm ſelbſt eine ſtraffere Bundesverſaſſung, die ihn genöthigt 
hätte, 90000 Mann für einen, vielleicht preußiſchen Bundes⸗ 
ſeldherrn jederzeit verfügbar zu halten, wenig genehm geweſen 
wöre. Denn noch mehr als in Preußen brüdte hier die Finanz- 
noth, fo daß der Friedensſtand des Heers bei doppelter Be⸗ 
völkerung kaum ſtärker als der preußiſche war. Um fo mehr 
war Metternich darauf bedacht, auf dem in Teplitz und Karls bad 
gelegten Grunde weiter zu bauen, und damit die preußiſche 
Politik in der Abhängigkeit von der Hofburg feſtzuhalten. 

Trotz der Vereitlung ſeiner Wünſche hinſichtlich der innern 
deutſchen Politik und der führenden Stellung Preußens auf den 
lezten Wiener Conſerenzen hoffte er auf eine günſtige Wendung 
der politiſchen Berhültniſſe in Berlin ſelbſt, welche den Hohen⸗ 
zollernſtaat wieder unter die Flügel des kaiſerlichen Doppeladlers 
zurückführen würde. 
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Er hatte Grund dazu. Auch für uns verlohnt es ſich, der 
damaligen Abwandlung der preußiſchen Politik etwas näher zu 
treten, da die hier wirkſamen Elemente für die weitere Entreicklung 
ben Geſammtverfaſſung eine große Bedeutung gewonnen 

gaben. 

Während Graf Bernſtorff in Wien ſich anſtrengte, die 
künftige preußiſche Berfaſſung vor jedem Eingriff der Dundes⸗ 
gewalt zu ſichern, begann in Berlin der König über die Aus⸗ 
führung des Geſetzes vom 22. Mai zweifelhaft zu werden. Noch 
am 17. Januar 1820 hatte er das von Harden berg zum Abſchluß 
gebrachte Gefeh über Steuerreform und Staatsſchulden und darin 
die Beſtimmung unterzeichnet, daß künftig keine neue Anleihe 
ohne Zuſtimmung der Reichsstände gemacht, und über den Stand 
der Staatsſchuld den Reichsſtan den jahrlich Rechnung gelegt 
werden follte. Etwas beunruhigt hatten ihn freilich fon vor⸗ 
her die Klagen der ſüddeutſchen Vundesfürſten über das unbändige 
Treiben ihrer Kammern, und nun folgten ſich ihn Laufe des 
Jahres 1820 die Schreckensnachrichten: Revolution in Spanien 
und in Portugal, in Neapel, in Piemont und in Griechenland. 
Halb Europa ſchien durch ein fortdauerndes Erdbeben erſchüttert: 
war dies eine Zeit, um das Fundament der preußiſchen Monarchie, 
die Vollgewalt der Krone, zu ändern? Ein großer Theil der 
höheren Beamten verneinte dieſe Frage in energiſcher Weiſe. 
Mehr als ein Drittel des Staats, aus den verſchie denartigſten 
Bruchſtücken zuſammengeſeßzt, fei erſt ſeit wenigen Jahren erworben 
oder nach einer umwälzenden Fremdherrſchaft wieder zurüde 
gewonnen. Um hier eine feſtgeſchloſſene Staatseinheit herzuſtellen, 
habe man mit Eifer alle Zweige der Verwaltung nen geſtalten 
müſſen; noch ſtehe man mitten in dieſer Arbeit; noch ſeien die 
Kriegsſchüden nicht geheilt, das Deficit nicht beſeitigt; und num 
ſolle man es wagen, die ſichere Leitung der Reform dem Drein⸗ 
reden einer Volls vertretung auszuſetzen, die vielleicht nach ihrem 
Ursprung mit provinzialem Sonderthum, vielleicht nach der 
Strömung des Zeitgeiſtes mit demagogiſcher Herrſchſucht erfüllt, 
jedesfalls aber kenntnißlos und unerfahren fein würde? Das 
hieße die Macht der Krone und vielleicht die Einheit des Staatz 
mufhwillig einer tödlichen Gefahr außfepen. Neben dieſer 
bureculraliſchen Oppofition war zu gleichem Zwecke, wenn auch 
aus ſehr verſchiedenen Beweggründen, die feudale khätig. Wie 
jene verwarf fie die Reichsſtände, aber nicht, weil fie eine 
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Störung, ſondern weil ſie eine Stärkung der Centraliſation von 
ihnen beſorgte. Sie wollte auch von Hardenberg's Provinzial 
ſtänden, nämlich je einem großen Landtag für jede der acht 
neuen Provinzen, nichts wiſſen, ſondern begehrte die Wieder⸗ 
belebung der alten Stände für jede der kleinen Landſchaften, dle 
jept unter ber preußischen Krone bereinigt waren, für bie Kur⸗ 
mark und für die Neumark, für Magdeburg und für die Graf⸗ 
fehaft Mark, für Cleve und für Geldern u. ſ. w. Ihr Ideal 
war der Zuſtand vor den Uſurpationen des großen Kurfürsten. 
Die Bundesacte, ſagten ihre Vertreter, haben die Centraliſation 
für Deutschland abgelehnt, aus Achtung vor der legitimen Sou⸗ 
veränität der deutſchen Fürsten. Nun, auch fie ſeien eben ſo 
legitime Beſitzer ihrer gutsherrlichen und ſtändiſchen Privilegien 
und hätten einſt in ihren Verbänden nach angeſtammtem Rechte 
ihre Territorien verwaltet. Überhaupt laſſe ſich nur auf ſolchem 
Grunde die natürliche und deshalb unerſchütterliche Staat sordnung 
aufbauen. Da ſei der Gutsherr die geborene Obrigkeit für die 
Eingefeffenen des Gutes, der Magiftrat die Obrigkeit für die 
ſtadtiſchen Bürger, der Pfarrer die Obrigleit für die kirchliche 
Gemeinde, der Landtag die Obrigkeit für die Landſchaft, der 
König die Obrigkeit für den ganzen Staat An einem Gemein» 
weſen wie dieſem, auf allen Stufen von obrigkeitlicher Gewalt 
durchſetzt, und damit von Zucht und Gehorſam durchdrungen, 
müßten die Stürme der Revolution machtlos abprallen. Dabei 
verwalte jede dieſer Obrigkeiten die Angelegenheiten ihrer Sphäre 
in ſchöner Freiheit, die nieder unbeläftigt durch die Bureaukratie, 
der König ungehindert durch ein herrſchgieriges Parlament. Ein 
freier König regiere ein freies Volk. 

Alſo nirgends Revolution und Freiheit überall. Nur für 
eine Kleinigkeit blieb lein Raum, für die Freiheit der Bürger 
und der Bauern. Und ebenſo fraglich war es, wie bei dem 
freien Walten all jener Mediat⸗Obrigkeiten die Macht der Krone 
und die Einheit des Staats beſtehen könnte. 

Dem Fürsten Metternich, deſſen ganzes Sypſtert auf der 
Unmündigkeit des Volkes und der Zerſplitterung des deutſchen 
Bodens beruhte, waren die feudalen Lehren auf das Höchſte 
willtommen. Wie oft hat er dem König vorstellen laſſen, daß 
Preußen nach der Berſchieden heit feiner Beſtandteile kein Ein- 
heitsſtaat werden könne. Provinzialſtände ſeien trefflich Reichs⸗ 
fände gefährlich. In gleichem Sinne empfahl er auch deen 
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der Binnenzölle anftatt des neuen Grenzzollſyſtens. Der con- 
ſervativen Geſinnung der preußiſchen Beamten traute er nicht 
über den Weg; um fo gewiſſer ſah er in den Grundſätzen der 
altſtändiſchen Partei das zuverläffige Bollwerk gegen die ſociale 
Revolution. Was ließ ſich vom öſterreichiſchen Standpunkte 
Dringlicheres zur Empfehlung dieſer Grundſäze ſagen, als daß 
durch Befolgung berfelben Preußen ſehr bald zur Höhe der 
öſterrrichiſchen Zuſtände emporſteigen würde 

Der König, von den verſchiedenſten Seiten beſtürmt, ſchwankte 
längere Zeit. Endlich, am 11. Juli 1821, kam die Enkſcheidung. 
Eine von Harden berg im modernen Sinn entworfene Communal⸗ 
ordnung wurde abgelehnt, die Einrichtung der Provinzialſtände 
beſchloſſen, die Berufung der Reichsſtände vertagt. Die nähere 
Geſtaltung des ſtändiſchen Weſens überließ der König ſeitdem 
feinem geistreichen Sohne, dem den altſtärdiſchen Anſchauungen 
zugeneigten Kronprinzen. Es dauerte dann noch bis 1823, ehe 
das Geſetz über die Provinzialſtände fertig war, und als fie 
endlich an dag Licht traten, Hatte die feudale Partei zwar den 
Triumph, daß die Ritterſchaſt in allen Landtagen das ent- 
ſcheidende Übergewicht beſaß, die hohe Beamtenſchaſt aber Hatte 
dafür geforgt, daß der Wirkungskreis des ganzen Inſtituts fo 
harmlos, fo enge, fo beſcheiden wie möglich gezogen war, mit 
ſtrengem Verbot der Bekanntmachung ihrer Verhandlungen, ſo 
daß ihre Thätigkeit der eigenen Provinz verborgen blieb. Dieſe 
Schöpfung that der Machtfülle der Krone und der Straffheit 
der Staatsverwaltung wahrlich keinen Eintrag. 

Metternich hätte ſeinen feudalen Verehrern von Herzen 
noch größere Erfolge gegönnt, vor Allem aber erfreute er ſich 
der entscheidenden Thatſache, daß Preußen keine conſtitutlonelle 
Monarchie geworden war. Denn wären auch die Befug niſſe 
der 1815 verheißenen Reichsſtünde beſchrünkt geweſen, der bloße 
Name hätte zu einer un berechen baren Erregung des preußiſchen 
Volkes und zu einer gewaltigen Steigerung des preußischen 
Anſehens in Süddeutſchland ausgereicht. Dort machte aber 
dem Fürſten bereits der König Wilhelm von Württemberg durch 
liberale Anwandlungen reichlich Sorge und Verdruß, indem er 
ſich zu dem Plane beinahe öffentlich Bekannte, durch echt con⸗ 
ſtitutionelles Verhalten alle Mittel⸗ und Kleinſtaaten gegen die 
drückende Vormund ſſchaft der beiden Großmächte zu vereinigen, 
und ſo zu einer deutſchen Trias, zur Gründung eines dritten, 
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reinen Deutſchland neben den Reichen gemiſchtes Blutes, öfters 
reich und Preußen, zu gelangen. Wie, wenn nun auch Preußen 
conflitutionel wurde, und dann die durch Württemberg angeregien 
Stimmungen für ſich oder doch gegen Oſterreich ausbeutete? 
So war dem Fürſten die Entscheidung Friedrich Wilhelm s gegen 
die Reichsſtünde eine wahre Herzenserquidung. Sofort lud er 
wieder den Grafen Bernſtorff und einige andere vertraute Miniſter 
nach Wien, zu gemein ſamen Beſchlüſſen gegen Württembergs 
Treiben, welches nicht bloß Kammern und Zeitungen in Bewegung 
ſetie, ſondern ſelbſt die heilige Stätte, den Bundestag, zu ver⸗ 
giften begann. Zwar den alten Lieblingsgedanken Metternich s, 
die deutſchen Volksvertretungen unter die Aufſicht der Bundes⸗ 
pofiget zu Stellen, lehnte Bernſtorff auch dieſes Mal entfhichen 
ab; Württemberg aber wurde durch diplomatiſchen Hochdruck 
unter dem Beiſtand der fremden Großmüchte genöthigt, feinen 
Bundes geſandten abzuberufen, einige Stuttgarter Zeitungen zu 
unterdrücken und in demüthiger Reue dem ſchönen Triasgedanlen 
zur Beit zu entſagen. Metternich erlangte in dieſer Frage. was 
er wollte. Preußen ſtand nicht an der Spie des conftitutionellen 
Aan Öfterreig gegenüber, ſondern neben dem abſolu⸗ 
tiſtſſchen Oſterreich im Gegenfape zu den conftitutionellen Staaten. 
Auf lange hin war im deutſchen Süden jede Spur einer Sym⸗ 
pathſe mit Preußen, jede Erinnerung an Preußens Verdienſte 
im Befreiungskriege ausgetilgt. Enger als jemals ſchien Preußen 
der Politik der heiligen Allianz angeſchloſſen, und dem Einfluß 
des Fürſten Metternich in hingebender Verehrung unterworfen. 
In Preußen ſelbſt war eine Menge der zuverläffigiten Rohaliſten 
empört über dieſe Abhängigkeit, in die ſich der Staat des 
großen Friedrich aus blinder Revolutionsfurcht hineindrängte 
In einem Briefe vom 31. März 1824 hieß es: „was unſere 
äußere Lage betrifft, ſo muß ich leider ganz Ihrer Anſicht bei⸗ 
treten: hätte die Nation 1813 gewußt, daß nach eitf Jahren von 
einer damals zu erreichenden und wirklich erreichten Stufe des 
Glarzes, Ruhmes und Anſehens nichts als die Erinnerung und 
keine Realität übrig bleiben würde, wer hütte damals wohl 
Alles aufgeopfert, ſolches Neſultates halber? Die Auſſtellung 
jener Frage verpflichtet auf das Heifigfte, einem Bolte von eilf 
Millionen ben Play zu erhalten, welchen es durch Aufopferungen 
erlangte, die weder früher geſehen worden, noch werden geſehen 
werden. Aber hieran will man nicht mehr denken.“ 
4 
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Der dieſe von dem Geiſte des Befreiungskrieges durch⸗ 
glühten Worte ſchrieb, war kein Revolutionär, ſondern Prinz 
Wilhelm von Preußen, der ſpätere deutſche Raiſer. 

Das alſo war die Summe der Thätigkeit des Bundes⸗ 
tags während des erſten Jahrzehnte ſeines Beſtehens: die 
Schöpfung einer Polizeigewalt, die an kein Geſetz gebunden, 
und eines Bundesheers, welches der alten Reichsarmee zum 
Verwechſeln ähnlich war. Nach Innen unfruchtbar und de⸗ 
ſpotiſch, nach Außen abhängig und wehrlos, fo ſtellte ſich damals 
der deutſche Bund dem deutſchen Volle dar. Als die franzöſi⸗ 
ſchen Soldaten 1806 in den Schmut der polniſchen Straßen 
bis an die Knie einfanfen, riefen fie: et cela s' appelle une 
patriel Zwanzig Jahre fpäter dachten die Deulſchen: und dies 
Deutſchland wäre ein Vaterland? Seitdem das geſetzliche Organ 
der deutſchen Einheit jeden Gedanken an eine wirkliche Einheit 
als Criminalverbrechen bezeichnet hatte, war Deutſchland, wie 
Hallen nach Metternich 3 Wort, ein geographiſcher Begriff ohne 
politiſche Bedeutung geworden. Auch von dem deutſchen Vater⸗ 
lande galt, was Prinz Wilhelm über Preußens Ruhm von 
1813 geſagt: es war davon nur die Exinnerung und keine 
Realität übrig geblieben. 

Wenn man einem emporſtrebenden Geſchlechte das Vater⸗ 
land zerſtört, fo iſt die Folge unausbleiblich, daß feine geiftige 
Bewegung vaterlandslos wird. Alles, was in unferen Landen 
noch Herz und Sinn für politische Freiheit hatte, wandte ſich 
damals von dem Bunde und dem Bundestage, dem einzigen 
Vertreter Geſammtdeutſchlands, hinweg und der Verſaſſung des 
heimiſchen Einzelſtaats, als dem letzten Bollwerk der Volksrechte, 
zu. Einſt hatten die liberalen Parteien geklagt, daß die Hoff⸗ 
nung auf ein mächliges Reichsregiment eine Täufchung geween : 
jetzt waren ſie unermüdliche Verfechter jener Satze der Wiener 
Schlußaete geworden, daß der Bund nur ein völkerrechtlicher 
Verein unabhängiger Staaten, und zur Einmiſchung in die 
innern Landesverhältniſſe gar nicht befugt ſei. Manche ſüd⸗ 
deutſche Regierung war ſehr zufrieden mit dieſer Wendung; 
fielen ihr die Kammern auch jetzt oft noch läſtig genug, ſo 
fand fie doch, daß aus deren Verhandlungen ſich allmahlich ein 
ganz foliber Socalpatriotismuß und ein heimisches Staats bewußt⸗ 
fein herausbilde, welches die bedrohlichen Träume der Burfchen- 
ſchaft gründlich verſcheuche. In der That, wer mochte damals 
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noch fingen und fagen von des deutſchen Volkes Kraft und 
Heldenthum? Mit Bewunderung und Neid blickten jeßt die 
Sieger von 1815 auf das beftegte Frankreich, wo unter einer 
freien Verſaſſung glänzende parlamentariſche Parteikämpfe die 
Aufmerkſamkeit Europas feſſelten, und die Begeisterung der 
deutſchen Jugend entzündete. Man konnte bedauern, daß damit 
manche irrige und bedenkliche Auſchauung auf den deutſchen 
Boden verpflanzt wurde: aber was half es? auch der märmfte 
deutsche Patriot konnte nicht in Abrede ſtellen, daß die franzö⸗ 
ſiſche Charte eine beſſere Verſaſſung als die deutſche Bundesacte 
war, und die Pariſer Karnmerdebatten eine anziehendere Leetütre 
als die der Bundestags⸗Protokolle darboten — deren Veröfſent⸗ 
lichung Metternich übrigens 1824 wegen ihrer Inhaltsloſigkeit 
einftellen ließ. Mit innerer Freude begrüßte man jede flammende 
Rede, welche Foy oder Manuel gegen die feudalen und kleri⸗ 
kalen Ultras in Frankreich ſchleuderten; die ſchneidenden Worte 
trafen ja dieſelbe Staatsweisheit, welcher Metternich und ſeine 
Berliner Verehrer mit prunkender Andacht huldigten. Vollends 
hingeriſſen aber nahm man für den großen George Canning 
Partei, als er den rractionzren Mächten das ſtolze Wort ent⸗ 
gegen rief, daß England berufen ſei, für die Freiheit der Völker 
einzutreten, und über die Schläuche des Aeolus verfüge, um 
nach Gutdünken die Stürme der Revolution über die Gegner 
Englands loszulaſſen. Ein ſolches Entzücken über die Angriffe 
des Auslandes auf die leitenden Bundesſtaaten ſetzte das Ab⸗ 
ſterben des palriotiſchen Gefühls in trauriges Licht; wie hätte 
es aber anders fein können nach dem langen Vernichtungskrieg, 
den Metternich und ſeine Helfer über den deutſchen National⸗ 
gedanken verhängt hatten? Es war ihrer Staatskunſt gelungen, 
das deutsche Publikum wieder einmal zugleich partieulariſtiſch 
und kosmopolitiſch zu machen. 

Zu dem Bilde jener trüben Zeit gehört nun ſchließlich 
noch der Zug, daß aller liberale Eifer, alle Verehrung für 
Canning, aller Groll gegen die Revolution in den weiteſten 
Kreiſen zwar eine gründlich peſſimiſtiſche Stimmung, keines⸗ 
wegs aber den Drang zu politifcher Thätigkeit hervorrief. Man 
las die Zeitungen, ärgerte ſich über die engliſchen Tories, freute 
ſich 1829 über die Niederlage der türkiſchen Heere und der 
öſterreichiſchen Diplomatie, ballte die Fauſt gegen Polignac, bes 
ſprach das Alles mit den guten Freuden, und ging bann 
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wieder an bad Geſchäft oder zu Bette. Es war auch nicht 
bloß der Druck der Polizei und der Cenſur, welcher die Menſchen 
jo zahm und friedfertig machte. Die große Maſſe des Volkes 
begann ſoeben erſt ſich aus der Noth und Verarmung der 
Kriegszeit wieder zu einigem Wohlſtand empor zu arbeiten; bei 
den Meiften laſtete die Sorge um das tägliche Brod schwerer 
auf den Herzen als der Kummer über den politiſchen und 
nationalen Zuſtand, und auch in den füddeutſchen Kammern 
fand damals eine Verhandlung über Gewerbepolizei aufmerk⸗ 
ſamere Hörer als eine Klage über Cenſur oder politiſche Pro⸗ 
teffe. Mit einigem Geſchick konnte jede Regierung bei ſolchen 
Stimmungen ohne Schwierigkeit die Leitung ihrer Kammern 
gewinnen. Wohl hielt die liberale Oppoſition ihr Banner auf⸗ 
recht, bedeutende Erfolge aber, wie in der erſten Freude der 
Gründungsjahre, hatte ſie nicht aufzuweiſen, und um ſo mehr 
über die Gleichgültigkeit ihrer Mitbürger zu klagen, womit denn 
zuſammenhing, daß ihre Higigern Köpfe im Urtheil immer 
radicaler und in dem Abscheu gegen den beſtehenden Zuſtand 
immer grimmiger wurden. Aber einen bemerkbaren Einfluß 
gewannen fie nicht; jo weit der Blick reichte, lag eine tiefe 
politiſche Stille über ganz Deutſchlan d. 
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V. 


Die Borifer Julirevolution brachte 1830 große Erregung 
in die äußerlich fo ruhigen, innerlich mit tiefem Unbehagen 
erfüllten Zuſtände Deutſchlands. Im erſten Augenblick befürchtete 
man von der ſiegenden franzöſiſchen Demokratie eine Überfluthung 
aller Grenzen, und auch nach der Thronbeſteigung des fried⸗ 
fertigen Louis Philippe bauerte noch längere Zeit die Beſorgniß 
fort, daß die von Lafayette geleitete rabicale Partei die Regierung 
zu einer revolutionären Kriegspolitik fortreißen würde. Weit 
und breit ſchien ſolchen Plänen die Stimmung der Völker 
entgegen zu kommen. Im September brach in Belgien die 
holländiſche Herrſchaft zuſammen, im November begann der 
Greiheitskampf Polens gegen Kaiſer Nikolaus, im folgenden 
Februar erhob ſich der Aufſtand in den Landſchaften Mittel⸗ 
italiens. So an allen Grenzen von dem revolutionären Brande 
umlodert, begann auch in Deutſchland die politiſche Atmoſphäre 
an zahlreichen Punkten ſich zu erhitzen. 

Kleine Pöbelaufläuſe in einigen Städten Rheinpreußens, 
die von Polizei und Bürgerſchaft ſofort unterdrückt wurden, 
eröffneten den Reigen. Dann wurde der hohe Bundestag in 
nächſter Nachbarſchaft durch Epeeſſe kurheſſiſcher Bauern geingſtigt, 
welche die Bollhäuſer niederriſſen und dann die verhaßten 
Beamten der Bſenburger Standesherrſchaft verjagten: der Bundes⸗ 
tag bot Truppen der nüchſten Kleinſtnaten dagegen auf, welche 
aber bei ihrer Ankunft nicht viel mehr zu thun fanden, da die 
durch die Banden beunruhigten Dörfer die Meuterer oft ſelbſt 
verhafteten. Ernſter nahmen ſich die Vorgänge in Braunſchweig 
aus. Herzog Karl, einer der nichts nutzigſten Fürſten der Zeit, 
wände bei der Rückſahrt aus dem Theater mit Steinwürſen 
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verfolgt, und floh darauf aus dem Lande; fein Schloß wurde 
im Fortgang des Tumultes von dem Pöbel in Brand geſteckt. 
Als dann aber ſein Bruder Wilhelm die Regierung übernahm 
und mit den Landſtänden eine neue Verfaſſung zu vereinbaren 
verhieß, stellte ſich die Ruhe im ganzen Lande vollſtändig wieder 
her. Das benachbarte Hannover wurde durch einen Putſch der 
Göttinger Studenten alarmirt, der ſich jedoch bei dem Anrüden 
einer kleinen Truppencolonne in Wohlgefallen auflöſte, immerhin 
aber dem Nönige Veranlaſſung gab, die Landflände zur Aus⸗ 
arbeitung einer neuen Verfaſſung moderneres Styles zuſammen⸗ 
treten zu laſſen. Im Königreich Sachſen begannen meuteriſche 
Beweg ungen in Dresden und Leipzig; die Bürgerſchaften beider 
Städte bewaffneten ſich, unterdrückten die Pöbelexceſſe, nahmen 
aber die Forderung einer liberalen Verfaſſung ſelbſt in die 
Hand. Darauf trat der alte König die Regierung feinem Thron⸗ 
folger als Mitregenten ab, und dieſer beeilte ſich, den populären 
Wünſchen Erfüllung zu verſprechen. Einige Gährung blieb 
dann noch hier und da im Lande ſichtbar, die Ordnung wurde 
aber nicht weiter geſtört. Einen gleichen Verlauf mit ähnlichem 
Ergebniß nahmen die Dinge in Kurheſſen. Gegenüber der 
drohenden Haltung einer großen Volls verſammlung vor feinem 
Schloſſe zu Caſſel beeilte ſich Kurfürſt Wilhelm, eine neue Ber⸗ 
faſſung zuzuſagen, welche dann nach raſcher Verhandlung am 
5. Januar 1831 zum Abschluß lam. Der Kurfürst aber verließ 
mit feiner vom Volke infultirten Geliebten das Land, und 
übertrug die Regierung dem Kurprinzen Friedrich Wilhelm als 
Mitregenten. 

Auch in Süddeutſchland waren die Gemüther in lebhaſter 
Beweg ung, doch zeigte ſich zu nächſt kein ungeſetzliches Handeln. 
Die bayeriſche Kammer machte ſcharfe Angriffe auf die Regierung 
wegen eines ſtrengen Preßgeſetzes und ſtrich zu ſchwerem Ver⸗ 
druſſe König Ludwig's einige für feine Kunſtbauten begehrte 
Summen. In Baden, wo lurz vorher der ſehr gemäßigie und 
milde Großherzog Leopold zur Herrſchaft gelangt war, gewann 
bie liberale Partei wieder die Mehrheit in der zweiten Kammer; 
die Verhandlungen waren lebhaft, fanden Widerhall in allen 
deulſchen Landen und gaben der überalen öffenklichen Meinung 
auf lange Jahre die Richtung. Zwiſchen der Regierung und 
der Sammer wurde jedoch durch gegenfeitige Eonceffionen ein 
gute Verhältniß bewahrt. Bei Der Berathung des Preßgeſetes 
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beſchloß die Kammer vollſtändige Preßfreiheit und Beſeitigung 
der Cenſur, und die Regierung, zuerſt widerſtrebend im Hin⸗ 
blick auf die Karlsbader Beſchlüſſe, fügte ſich ſchließlich der 
populären Forderung. Als weiterhin aber Karl Welcker eine 
Aufforderung an die Regierung beantragte, für die Berufung 
eines deutſchen Parlaments neben dem Bundestag zu wirlen, 
legten die Minifter kräftige Verwahrung ein, daß die Kanter 
damit ihre Befugniß überſchreite: die Mehrheit ließ es darauf 
bei einer kurzen Beſprechung des Antrags ohne Beſchlußfaſſung 
bewenden. In Württemberg, wo der Landtag damals keine 
Sitzung, und unter der kräftigen und einſichtigen Verwaltung 
König Wilhelm's ſich ein großer Wohlſtand entwickelt hatte, war 
von Unruhen keine Rede. 

Angeſichts dieſer Thatſachen kann das geſchichtliche Urtheil 
über die deutſche Bewegung jener Jahre nicht zweifelhaft ſein. 
Unverkennbar herrſchte in Folge der reactionären und zugleich 
unfruchtbaren Bundespolitik in weiten Kreiſen Unzufriedenheit 
mit dem vorhandenen Zuſtand, und bie neuen liberalen Er⸗ 
rungenfehaften wurden von einer bedeutenden Mehrheit freudig 
begrüßt. Aber ebenſo unverkennbar zeigt es ſich, daß der 
großen Maſſe der Bevölkerung jede Neigung zu revolutionärer 
Gewalt damals noch fremd war. Ihre politiſchen Wünſche 
waren billig und gemäßigt, und ſobald die Regierung ein ent= 
ſprechend billiges Entgegenkommen zeigte, halfen Bürger und 
Bauern bereitwillig zur Erhaltung oder Herſtellung der Ord⸗ 
nung mit. Auch die neuen Berfafjungen gaben davon Zeugniß. 
Die weſentlichen Regierungsrechte blieben gewahrt, und die 
ſtärlere Beſchränkung des ſouveränen Willens in der kurheſſiſchen 
entſprang nicht aus radicalen Theorien, ſondern aus einer leider 
nur zu begründeten Vorficht gegenüber dem perſön lichen Naturell 
ſowohl des Kurfürſten als ſeines Thronfolgers. 

Weſentlich in dieſem Sinne faßten auch die preußiſchen 
Miniſter die Lage auf. Von politiſcher Erſchütterung war in 
den weiten Provinzen der Monarchie wenig zu ſpüren; felbit 
in der beweglichſten derselben, dem Rhein land, hielt das wach⸗ 
ſende Gedeihen von Industrie und Handel den verlockenden 
Eindrücken der franzöſiſchen Freiheit die Waage. In der That, 
es war begreiſlich genug. Seit 1815 hatte die preußiſche Ver⸗ 
waltung in den hundert Bruchſtücken von Bruchſtücken, aus 
welchen damals der Staat neu zuſammengeſetzt worden war, 
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Landſchaften, die theils von Alters her unter dem Rrummſtab 
verkommen, theils durch die lange Kriegs noth verelendet waren, 
Bewundernswerthes geleiſtet. Mit Recht hat man dies Jahr⸗ 
zehnt die claſſiſche Zeit des preußiſchen Beamtenſtandes genannt. 
Alle Zweige des öffentlichen Dienſtes hatten ihre neue zweck⸗ 
mäßige Organtfation erhalten ; fat überall hatte man den rechten 
Mann für die rechte Stelle gefunden; überall hatte über den 
Trümmern der vergangenen Zeit ein friſch emporblühendes 
Leben begonnen. 

Vor Allem fand die Bevöllerung ſich einig mit der Re- 
gierung in dem Wunſche auf Erhaltung des Friedens. Der 
König hatte gleich nach der Revolution den Entſchluß aus⸗ 
geſprochen, in Frankreich leine Einmiſchung zu verſuchen, in 
beſtimmtem Gegen ſaß zu Oſterreich und Rußland, welche einen 
ſolchen Kreuzzug zu Gunſten der Legitimität ſehr gerne geſehen 
hätten. Als dann die Entwicklung der belgiſchen Wirren die 
Gefahr eines franzöſiſchen Angriffs hewortreten ließ, erſchienen 
in Berlin dringende Aufforderungen der füddeulſchen Höfe, unter 
preußiſcher Leitung feſte Maaßregeln zu gemeinſamer Abwehr 
des drohenden Unheils zu ergreifen. Bayern und Württemberg 
rüſteten mit Eifer; die übrigen Staaten des achten Bundes⸗ 
corps gedachten, dem König von Württemberg den Corpsbefehl 
zu übertragen; ſie hofften, weit über das Maaß des Bundes⸗ 
contingents hinaug, in einigen Monaten 100000 Mann auf⸗ 
zuſtellen. Aber von einer Anlehnung an den Bundestag ober - 
gar von der Ernennung eines Bundes feld herrn wollten fie nichts 
wiſſen. Auch auf Öfterreich blicken fie mit vollem Mißtrauen; 
es ſei ſchlecht gerüſtet, und wünſche dennoch Deutſchland in 
einen franzöſiſchen Krieg zu verwickeln, um dadurch Frankreich 
an einem Angriff auf Italien zu hindern. Beſonders war 
König Ludwig von Bayern gegen Oſterreich erbittert, und 
drängte in Berlin auf Abſchluß eines Vereins, unabhängig vom 
Bunde, behufs eines gemeinsamen Syſtems für ihre militäriſchen 
Vorkehrungen. 

Unter dieſen Umſtänden ſchien ſich dem Miniſter Grafen 
Bernſtorff eine weite und erfreuliche Ausſicht zu eröffnen. Dem 
genialſten der preußiſchen Staatsmänner, Herrn von Motz, der 
nach langer Mühe das Defizit aus dem Staatshaushalt beſeitigt 
hatte, war es endlich auch gelungen, die durch das Zollgeſetz 
von 1818 ausgeſtreute Saat zu friſchem Wachsthum zu bringen; 
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1328 ſchloß Heſſen⸗Darmſtadt den Zollverein mit Preußen; 
1829 folgte ein Handelsvertrag mit Bayern und Württemberg, 
ausgeſprochener Maaßen zu dem Zwecke, um als Vorbereitung 
zu einem vollſtändigen Zollverein zu dienen. Wenn dies gelang, 
fo war lein Zweifel, daß Baden, Kurheſſen, Thüringen, Sachſen 
ſehr bald folgen müßten und folgen würden — wie es denn 
im Verlaufe weniger Jahre wirklich geschah — dann war mit 
Ausnahme ber kleinen Küſtenſtaaten das ganze außeröſterreichiſche 
Deutſchland zu einem großen, im Innern freien, nach Außen 
geſchloſſenen Verkehrsgebiet unter preußiſcher Leitung, unabhängig 
vom Bundestage, geeinigt. Nun lamen 1830 jene ſüddeutſchen 
Aufforderungen nach Berlin zu preußiſchem Schuß für den 
bedrohten Oberrhein, zu einem gemeinſchaftlichen Militärſpſtem, 
ebenfalls unabhängig vom Bundestage und deſſen ohnmächtiger 
Kriegsverfaſſung, und erſt recht unabhängig von Oſterreich und 
deſſen unguberläffigen Rückhalt. Es iſt wahr, die Süddeutschen 
redeten zunäüchſt nur von Vorkehrungen gegen die augenblickliche 
Kriegsgefahr. Aber wäre denn eine inhaltlofe Chimäre der 
Gedanke geweſen, den Augenblick zu benutzen, und den Schutz 
gegen die heutige Gefahr nur unter der Bewilligung bleibender 
Einrichtung des gemeinſamen Kriegsweſens zu bewilligen? Der 
Zollverein gab dazu das Muſter; ja feine Conſequenzen führten 
gerades Wegs auf ein ſolches Ziel hin. Dann hätte ſich inner⸗ 
halb des weitern Bundes mit Ofterreich und feinen Anhängern 
ein engerer preußiſcher Bund gebildet, gegründet auf lebendige 
nationale Intereſſen, befähigt zu deren fortſchreitender und feuchte 
barer Fortentwicklung, die erfte Stufe zu einem wahrhaft nationalen 
deutſchen Reiche. 

Dieſe Gedanken legte Graf Bernſiorff in zwei Denkſchriſten 
dem Könige vor!), indem er zugleich einer Anregung Metternich s 
auf neue Zwang smaaßregeln gegen die Revolution mit einem 
Vortrage des preußiſchen Bundestagsgeſandten antworten ließ, 
das beste Mittel gegen den Geiſt der Empörung ſei die 
Abſtellung der Mißbräuche, deren ſich ſo viele deutſche Re⸗ 
gierungen ſchuldig gemacht hätten. Es war ein Ton, wie er 
bisher ſo rein in dem Saale des Bundespalaſtes noch nicht 
erklungen war. 


9) Bgl. die im Portfolio I, 7 fl. und die von Droyſen (ubhand⸗ 
lungen I, 55, 66, 80, 86) publicitten Documente. 
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Es leuchtet ein, daß bei der Betretung dieſes Weges eine 
ſtarke Erbitterung des Wiener Cabinets zu befahren war. Aber 
auch das war gewiß, daß bei der damaligen Weltlage Oſterreich 
derſelben praftifche Folgen nicht zu geben vermochte, vielmehr 
Preußens Beiſtand bedurfte, und deſſen Bedingungen annehmen 
mußte. Sodann galt es, fo ſchnell wie möglich, ehe die Rriegs⸗ 
gefahr, und damit die Fügſamkeit der Süddeutſchen verflog, mit 
ihnen zum Abſchluß zu kommen, und hiedurch geftärkt, dann 

ſterreich die doppelt preiswürdige Bundesfreundſchaft Preußens 
anzubieten. 

Alles hing alſo ab von raſchem Entſchluſſe und tapferem 
Muthe des preußiſchen Cabinets. Leider aber fehlte unter den 
vielen trefflichen Eigenſchaften Friedrich Wilhelm's gerade die 
eine, hier nothwendige, Selbstvertrauen zu raſchem Entſchluß. 
Es machte ihm ſchweres Bedenken, ob es loyal, ob es nicht 
höchſt gefährlich ſei, hinter Oſterreichs Rücken mit den Süd⸗ 
ftnaten abzuſchließen. Im December 1830 war er mit ſich im 
Reinen, daß er zuerſt mit Oſterreich, und dann erſt mit ben 
Sübftanten unterhandeln müſſe. Im Januar 1831 ging darauf 
General von Röder mit dem Vorſchlag nach Wien, für den 
Kriegsfall drei ſelbſtändige Heere aufzuftellen, ein preußiſches 
mit dem 10. Bundescorps am Niederrhein, ein preußiſch⸗ſüd⸗ 
deutſches am Main, ein öſterreichiſches am Oberrhein. Für die 
Einheit ihrer Operationen würde nicht ein Bundesfeldherr, ſondem 
wie 1813 ein großes Hauptquartier forgen. Dies bedeutete, 
wie man ſieht, die Unterſtellung Bayerns und der drei gemiſchten 
Vundescorps unter preußiſchen Oberbefehl, und völliges Abſehen 
von der Bundeskriegsverſaſſung. Metternich ſchleppte die Unter⸗ 
handlung hin, bis er im März 1831 die italienifchen Rebellionen 
niedergeſchagen hatte, ohne daß eine franzöſiſche Kriegserklärung 
darauf erfolgt wäre; hiedurch ermuthigt, entließ er Möber mit 
der Erklärung, nicht drei, ſondern zwei Heere ſeien zu formiren, 
ein öſterreichiſches unter Anſchluß des 7. und g., ein preufiſches 
in Verbindung mit dem 9. und 10. Bundescorps; vor Allem 
ſeien für das ganze Heerweſen die Regeln der Bundes kriegs⸗ 
verfaſſung feſtzuhalten; demnach könne die Wahl eines Bundes⸗ 
ſeldherrn zwar zur Zeit noch aufgeſchoben werden, werde ſpäter 
aber unerläßlich fein. 

Die Frage war, wie der preußische Monarch dicſe runde 
Abweiſung feiner Vorſchläge aufnehmen würde. Metternich s 
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Hoffnung, ihn nicht bloß zu beſchwichtigen, ſondern zu ſich 
herüber zu ziehen, beruhte wieder auf dem altbewährten, kläglichen 
Mittel, der Vorführung des rothen Geſpenſtes. Er überſandte 
dem Könige durch Röder ein Schreiben vom 2. April, welches 
in muyſtiſchen Wendungen die Gräßlichkeit der ſocialen Krankheit, 
und als das einzige, das letzte Rettungsmittel das feſte Zu⸗ 
ſammenwirken der beiden Mächte ſchilderte. Meutereien und 
Empörungsverſuche gab es damals in Deutſchland nicht mehr; 
ihm reichte ez aus, daß einige ſüddeutſche Zeitungen radiale 
Artikel lieferten, und daß conſtitutionelle Kammern jetzt auch 
für vier norddeutſche Staaten in Ansſicht ſtanden. Wenn Preußen 
ſich gut gefinnt zeigte, dachte er endlich jenen in Karlsbad 
geſcheiterten Gedanken durckzuſetzen, und ebenſo wie die Preſſe 
und die Schule, auch die Volksvertretungen unter die Auſſicht 
der Bundespolizei zu ftellen. 

Der König blieb zweifelhaft, mehrere Monate hindurch. 
Endlich im Auguſt erfolgte die verhängniß volle Entſcheidung 
während ſeines gewohnten Badeaufenthalts in Teplitz, auf dem⸗ 
ſelben Boden, wo er zwölf Jahre früher die Zuſtimmung zu 
dem beabsichtigten Karlsbader Staatsſtreiche gegeben hatte. Der 
König hatte jetzt weder Bernſtorff, noch deſſen einflußreichen 
Freund, den Generaladjutanten von Witzleben, ſondern den 
durchaus öſterreichiſch und reactionär geſinnten Fürſten Wittgenstein 
an feiner Seite. Dazu kam die energiſche Einwirkung des Zaren 
Nitolaus, der zwar den Fürſten Metternich persönlich haßte, 
aber eben im Begriffe, der polniſchen Revolnkion den Todesſtoß 
zu geben, jeglichem Syſtem der Contrerevolution eifrigen Beifall 
ſpendete. Die deutſchen Liberalen aber zollten bei jedem Anlaß 
der polniſchen Sache begeifterte Bewunderung un Sympathie, 
und luden damit in den Augen der Monarchen den Verdacht 
revolutionärer Geſinnung in verſtärktem Maaße auf ſich. So 
erklärte der König gleich nach der Rückkehr aus Tepliß fein volles 
Einverſtändniß mit einer Note Metternichs vom 5. September, 
welche die beiden Grundſäße auſſtellte: in den europäischen An⸗ 
gelegenheiten werden Rußland, Osterreich und Preußen, in ber 
Belämpfung der Revolution auf deutſchem Boden werden Ofterreich 
und Preußen unverbrüchlich zuſammengehen. Bernſtorff, ſeit 
langer Zeit erkrankt, gab bald darauf feine Entlaffung; fein 
Nachfolger wurde Ancillon, der ſchon bisher zeitweife fein Ver; 
treter geweſen, früher ein ſalbungsvoller Theologe, dann ein 


Google 15 


62 Das Hambacher Heft. 


fhmädjficher Politiker, jezt ein unbedingter Anhänger Metter⸗ 
nich 3. Unterdeſſen hatten ſich am europäiſchen Horizont die 
Kriegswolken verzogen; Polen war unterworfen, in der bel⸗ 
giſchen Sache die Einig keit der Mächte hergeſtellt. Jetzt, bei 
der erneuten Ausſicht auf langen Frieden, machte Metternid) 
dem preußiſchen Hofe das harnilos gewordene Zugeſtändniß, 
daß im Kriegsfall nach Röder's Vorſchlägen verfahren werden 
follte, und verhieß, gemeinſam mit Preußen am Bundestag für 
eine wirkſame Reform der Bundeskriegsverfaſſung thätig zu fein. 
Es bedarf nicht der Bemerkung, daß dieſe Zuſage in allen ihren 
Theilen folgenlos geblieben iſt. Jedesfalls war mit ihr die 
Tete Differenz zwiſchen den beiden Mächten beſeitigt. Preußen 
war, gereinigt von den ketzeriſchen Gedanken des engern Bundes, 
auf den Boden der großen Bundes acte zurückgekehrt. Der Kampf 
gegen die vorausgeſetzte Revolution mochte nun beginnen. 
Zunächſt beſchloß der Bundestag ein Verbot, Unterſchriften 
für Petitionen zu politiſchen Zwecken zu ſammeln; es handelte 
ſich um zahlreiche Eingaben zu Gunſten der polniſchen Flücht⸗ 
linge und Auswanderer. Sodann wurde die 1819 eingeſetzte, 
ſeither aber eingeſchlafene Bundescommiffion zur Beaufſichtigung 
der Preſſe wieder in das Leben gerufen, und durch ſie ſo⸗ 
gleich eine Anzahl freiſinniger Zeitungen in Baden und Bayern 
von Bundeswegen unterdrückt. Die dadurch entwaffneten 
Herausgeber und Schriftſteller verſielen feitdem auf ein anderes 
Agitationsmittel: ſie begannen vornehmlich in der bayeriſchen 
Pfalz, in Unterfranken und in Oberheſſen Volksverſammlungen 
zu veranlaſſen, dort tapfere Reden gegen die fürſtliche Tyrannei 
zu halten, und gelegentlich der Republik ein Hoch auszubringen. 
So ging das im Frühling 1832 von Ort zu Ortz die Leiſtun gen 
der Sprecher wurden immer ſeuriger, die Anzahl der Zuhörer 
täglich größer, und Konig Ludwig, der bereits mit feinen 
Kammern ſehr unzufrieden war, begann bei dem geräuſchvollen 
Treiben beſorgt und zornig zu werden. Indeſſen wurde in der 
Pfalz eine Hauptverſammlung auf den 27. Mai, den Jahrestag 
der bayeriſchen Verſaſſung, ausgeſchrieben, und unter biefem 
Titel von der hohen Ortspolizei amtlich verſtattet. Aus allen 
Theilen des Landes ſtrömten dann viele Tauſende auf den Ab⸗ 
hängen des Hambacher Schloßbergs zufammen; unter ſchmettern den 
Fanfaren wurden deutſche und polniſcht Fahnen entfaltet, von 
den Rednern die kommende Freiheit und deutſche Einheit und 
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die Verbrüderung aller freien Völker gefeiert. Brauſende Hoch⸗ 
rufe folgten, muthige Lieder wurden gefungen, viele Flaſchen 
edles Pfälzer Weines geleert, und dann nach ſolchen Thaten 
luſtiges Herzens nach Haus gewandert. Wenige Tage fpäter 
erſchien, von München abgeſandt, der glorreiche Beſiegte von 
Hanau, Fürſt Wrede, mit 4000 Mann zur Bändigung der 
tobenden Revolution, war jedoch nicht im Stande, irgendwo in 
der fröhlichen Pfalz einer Revolution anſichtig zu werden. 

Dennoch aber ſollte der Tag bedeutungsſchwere Folgen haben. 
Bisher hatten Bayern und einige Kleinſtaaten am Bundes tage 
noch Bedenken gegen energiſche Maaßregeln gehabt: jetzt aber 
diente dem Fürſten Metternich, wie 1819 die Ermordung Kotze⸗ 
bue's, jo 1832 das Hambacher Feſt, obwohl dort nur Rebenblut 
vergoſſen worden, zur Entflammung des reactionären Schreckens. 
Am 28. Juni und 5. Juli erſchien eine Reihe von Bundesgeſetzen, 
ganz nach dem Karlsbader Muſter, hauptſächlich auf die Beſchränk⸗ 
ung der ſtändiſchen Rechte in den Einzelſtaaten gerichtet; zur 
Durchführung dieſer Beſtimmungen wurde für fünf Jahre eine 
beſondere Bundescommiſſion beſtellt; wo die Stände die für die 
Fortführung der Verwaltung nüthigen Steuern verweigern, wird 
der Bund auch ohne Aufforderung der betreffenden Regierung 
einſchreiten; die Stände dürfen Bundesbeſchlüſſe nicht zum Gegen⸗ 
ſtande ihrer Kritik machen; leine bundesmüßige Verpflichtung 
einer Regierung darf durch die Geſetzgebung des Einzelftaats ge⸗ 
hindert werden. Dann folgten Verbote der Volksverſammlungen, 
der dreifarbigen Fahnen und Cocarden, der politiſchen Vereine, 
der revolutionären Lieder. Kurz, Metternich hatte einen weſent⸗ 
lichen Schritt zur Entwicklung der hohen Bundespolizei gethan, 
und ihr die Möglichkeit eröffnet, vermittelſt der Kritik der land⸗ 
ſtändiſchen Reden und Thaten alle Gebiete der innerſtaatlichen 
Politik ihrer Vormundſchaft zu unterwerfen. 

Hiemit aber waren die Erfolge des Wiener Hofes noch 
nicht erſchöpſt. Vielmehr thaten damals die Brauſeköpfe der 
radiealen Partei das Ihrige zu weiterer Befeſtigung des öſter⸗ 
reichiſhen Systems. Seit 1819 redete Metternich von der un⸗ 
geheuern, durch ganz Deutſchland verzweigten Verſchwörung; 
aufgefunden hatte ſie freilich bis dahin niemand, ſo wenig wie 
Wrede die Revolution in der Pfalz. Jetzt aber zeigte es ſich: 
es gab wirklich eine Verſchwörung. Der Dr. Wirth, der Privat- 
docent Rauſchenplatt, der Lieutenant Koſeritz hatten mit mehreren 
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Gleichgeſinnten einen finfteren Bund gegen keinen Geringern 
als den durchlauchtigſten Bundestag ſelbſt geſchloſſen. Die hohe 
Versammlung follte überfallen, gefangen genommen oder gefprengt, 
und dann an Ort und Stelle die deutſche Revolution verkündet 
werden. Man hoffte auf Meuterei unter den württemberger 
Truppen, auf Tumulte unter den kurheſſiſchen Bauern, auf Theil⸗ 
nahme des Frankfurter Pöbels; Zuzüge polniſcher Flüchtlinge aus 
Frankreich und unruhiger Handwerker aus der Schweiz ſtanden 
in Ausſicht. Am 3. April 1833 entlud ſich dieſes Ungewitter 
in der Bundesſtadt. Das Revolutionsheer, 51 Mann ſtart, 
erſtürmte die Hauptwache; ehe die Empörer aber die Bundes⸗ 
verſammlung verhaften konnten, wurden ſie von dem Frankfurter 
Bataillon auseinander getrieben. Die Bevölkerung Frankfurts 
ſah bedächtig und verwundert zu. Achtzig heranrückende Bauern 
wurden nicht in die Stadt gelaſſen. Die Polen kamen überhaupt 
nicht zum Vorſchein. 

Hier alſo war in der That eine Verſchwörung zu Tage 
gekommen, und obwohl außer den 130 Frevlern das ganze 
deutſche Volk in tiefer Ruhe lebte, ſchien doch den leitenden 
Höfen die Nothwendigkeit offenbar, nicht bloß die Verſchwörer 
einzufpereen, ſondern Europa zu retten. Die Minifter Ruß⸗ 
lands, Oſterreichs und Preußens traten in Teplih, balb nach 
her die beiden Kaiser und der preußiſche Kronprinz in München⸗ 
gräh zusammen, und verſprachen ſich wechſelſeikigen Beiſtand 
gegen jede Empörung, insbeſondere gegen jeden polniſchen Auf⸗ 
fand. Im folgenden Jahre verfammelte darauf Metternich die 
Miniſter aller deutſchen Staaten in Wien, um die Bundes⸗ 
beſchlüſſe von 1819 und 1832 im Einzelnen auszuarbeiten und 
zu vervollſtändigen. Die Ergebniſſe dieſer Berathung wurden 
in ein geheimes Protokoll zuſammengefaßt, und ſüämmtliche 
Regierungen verpflichteten ſich zu genauer Befolgung der hier 
niedergelegten Vorſchriften, auch wenn dieſelben mit der be⸗ 
ſtehenden Landesverfaſſung oder Geſetzgebung in Widerſpruch ſtän⸗ 
den. Seitdem ließ auf Metternich 3 Standpunkt die deutſche 
Einheit und Reichsregierung, ſo weit ſie vom Bundestag geübt 
und vertreten wurde, nichts mehr zu wünſchen übrig. 

Daß hier ein gewagtes Spiel getrieben wurde, ſagten ſich 
im Herzen die meiſten deutſchen Regierungen. Auch war die 
große Mehrzahl eifrig beſtrebt, durch die Pflege der materiellen 
Intereſſen die Schmälerung der politischen Rechte den Unter: 
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thanen weniger empfindlich zu machen. Nichts begünſtigte fie 
dabei mehr, als die jetzt zu voller Fruchtbarieit gediejene Ent⸗ 
faltung des Bollvereins, welcher zugleich die Bevölkerung des 
außeröſterreichiſchen Deutſchland in ökonomiſcher Beziehung immer 
feſter an einander ſchloß. So erfreuten ſich mit wenigen Aus- 
nahmen die deutſchen Lande einer umſichtigen und erfolgreichen Ber⸗ 
waltung, wie kaum in einer irgend frühern Periode. Bon Preußen 
und Württemberg iſt dies ſchon erwähnt worden. In Hannover 
vollzog ſich unter Dahlmann 3 Schöpfung, der neuen Verfaſſung 
von 1833, eine durchgreifende Neuordnung des Staats haus halts, 
neben einer thätigen Fürſorge für das geſammte Unterrichtsweſen. 
Die neuen ſüch ſiſchen Kammern arbeiteten unter der trefflichen 
Leitung des Miniſters von Lindenau mit ſorgfältigem Fleiße an 
einer beſſernden Umgeſtaltung aller Central⸗ und Localbehörden; 
eine Menge alter Übelſtände wurde befeitigt, und in nicht 
ſeltenen Fallen zeigte ſich die Regierung liberaler und volls⸗ 
thümlicher als die Volisvertretung ſelbſt. ig Ludwig von 
Bayern blieb zwar feit 1831 in der abſolutiſtiſchen Abwendung 
von feinen frühern liberalen Tendenzen, war aber unabläflig 
bemüht, die Entwicklung der ſchönen Kunſt in München zu 
fördern, veranlaßte Friedrich Thierſch zu einer trefflichen Reform 
des Gymnaſtalunterrichts, und war mit großem Eifer, wenn 
auch mit geringerem Erfolge als Württemberg, auf Hebung der 
Landwirthſchaft und des Gewerbes bedacht“). Ein bleibendes 
Andenken hat ſich ſodann in Baden der Miniſter Winter ge⸗ 
ſchaſſen, ein derber, grobkörniger Charakter von unantaftbarer 
Redlichkeit, beſeelt von feſtem und conſequentem Willen, von 
bürgerlicher und ſchlichter Gefinnung, welcher in fillen Wider⸗ 
ſtande gegen die bundes täglichen Einfläſſe durch legislative 
Reformen das conftitutionelle Weſen zu ſtürken, durch materielle 
Verbeſſerungen dringende Bedürfniſſe zu befriedigen wußte . 
Charakteriſtiſch für den damaligen Standpunkt des Liberalismus 
war es, daß nach Winter's Ernennung zum Miniſter Welcker 
ausrief: es ift ein Segen für das Land, aber ein ſchwerer 
Schlag für die Oppoſition! Der Bundestag hatte es dahin 
gebracht, daß liberal fein und Oppofition machen, gleich viel 
unter welchem Miniſterium, für gleichbedeutend galt. Sehr ver⸗ 
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schieden von Winter's Haltung war in dem benachbarten Darm⸗ 
ftadt die des Miniſters du Thil und ſeines vertrauten Rathes 
Echardt; beide waren ſcharfblickende und energiſche Männer, 
erfüllt von dem Streben nach Gemeinwohl in jeder Richtung, 
ſtets aber nach dem Spruche: Alles für das Volk, nichts durch 
das Volk. Mit der Kammer lagen ſie lange im Streit, ſetzten 
aber ihren Willen durch, und das kleine Land fuhr nicht ſchlecht 
dabei. Sie bauten Straßen, verbefferten die Schulen, pflegten 
eine muſterhafte Forſtwirthſchaft, unterſtüßten mit großem Ver⸗ 
ſtande die Entwicklung von Handel und Gewerbe. Mit dem 
Allem fol freilich lein idealer Zuſtand bezeichnet werden. Die 
der Natur jeder bureaukratiſchen Berfaffung anhaftenden Mängel 
kamen in den langen Friedensjahren jener Periode bei aller 
Thätigkeit und Einficht oft genug zum Vorſchein, Verharren in 
dem einmal ausgefahrenen Geleiſe, Verkennen der Bedürfniſſe 
des realen Lebens neben Übertreibung des juriſtiſchen Formalis⸗ 
mus, Nachlaſſen des geiſtigen Verkehrs zwiſchen Regierenden 
und Regierten, zwiſchen Beamten und Volk, in Preußen ebenſo 
wie in den kleineren Staaten. Ein nicht immer nöthiger Befehls⸗ 
haberton galt für unerläßlich zur Aufrechthaltung der Autorität, 
und vollends die Sicherheitspolizei, angeſtachelt durch die poli⸗ 
tiſchen Sorgen der höchſten Stellen, bewegte ſich in einem 
hofmeiſternden, argwöhniſchen und kleinlichen Treiben, welches 
die herrſchende Mißſtimmung nie zur Ruhe kommen ließ. 
Denn trotz alles Guten, welches wir eben berichtet haben, 
blieb der Zorn über die Ausnahmiegeſetze von 1832 im Wachſen 
und verbreitete ſich durch alle Claſſen der Bevölkerung. Zwar 
die äußere Ordnung wurde an keiner Stelle mehr geſtört; die 
Zeitungen lagen in den Feſſeln der Cenſur, und das neue 
badiſche Preßgeſeh mußte nach Bundes befehl durch den Groß⸗ 
herzog zurückgenommen werden. In den Kammern verlor die 
liberale Partei wieder die Majorität, und hielt ſich in behutſamer 
Defenſive, um nicht neue Gewaltſchritte des Bundes hervor⸗ 
zurufen. Aber nur um fo tiefer fraß fich der Groll in die Herzen 
ein. Viele Tauſende, die 1830 bei den Auflaufen in Caſſel 
und Dresden den Pöbelegceſſen gewehrt oder 1832 auf dem 
Hambacher Fefte harmlos gejubelt hatten, gelobten ſich jetzt, 
wenn es wieder losginge, ſelbſt mit kräftigem Handeln dabei 
zu ſein. Neun Zehntel der deutſchen Bürger erfüllten ſich im 
Angeſichte der Reacton mit demolratiſchen Gedanken, die 
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Gemüßigten mit Begeiſterung für den parlamentariſchen Staat, 
wo ein Beſchluß der Volksvertretung die Min iſter aus den Amte 
entfernt oder in dasselbe einfeht, die Deißblütigen mit dem 
Ideale der Republik, wo der Wille des geſammten Volkes über 
Geſetzgebung und Executive in unbeſchränkter Freiheit entſcheidet. 
Noch hatte feine Erfahrung darüber belehrt, wie nothwendig 
jedem großen Gemeinweſen ein mächtiges Organ der Stetigkeit 
in ſeiner Politik iſt, ein Organ, für welches keine andere Staats⸗ 
form gleiche Ausſicht wie die Erbmonarchie darbietet. Auch 
darüber war man begreiflicher Weiſe damals noch nicht klar, 
daß die parlamentariſche Regierung in England nur deshalb 
einen ichen und gedeihlichen Gang hatte behaupten können, 
weil ſowohl die Volksvertretung als bie Verwaltung von zwei 
ſeſt organiſtrten und politiſch geſchulten Adelsgruppen geleitet 
wurde, die ſich im Beſih der Miniſterien ohne Stör 

Geſchäfte ablöſten. Außer aller Beachtung blieb die fii 
Beurtheilung eines demokratiſchen Staatsweſens entſcheidende 
Thatſache, daß die Feſtigkeit der nordamerikaniſchen Regierung 
ganz und gar auf der weſentlichen Unabhängigkeit ihres Prö⸗ 
ſidenten von dem Parlamente beruht. Auch über das ſchone 
Bild der demokratiſchen Gleichheit waren die Vorſtellungen wenig 
entwickelt. Nur Wenige machten es ſich deutlich, daß die For⸗ 
derung gleiches Rechtes edel und ſitllich iſt, wenn fie gleichen 
Rechtsſchutz und gleiche Rechtsfähigkeit oder mit einem Worte 
Gleichheit vor dem Gefep bedeutet, daß fie aber in ihr Gegen⸗ 
theil umſchlägt, ſobald ſie zum Begehren gleiches Genuſſes und 
gleicher Macht ohne Rüdjiht auf die Seiftungsfähigkit des 
Einzelnen ſich ſteigert und damit die fchiefe Ebene zur 
communiſtiſchen Gewalt betritt. Ganz thöricht zeigte fich jeßt 
übrigens die Meinung, daß die Cenſur der Zeitungen und 
kleinern Druckſchriften der Verbreitung folder Gedanken Einhalt 
thun könnte. Die Tirailleure waren abgefangen, die Wirkung 
der schweren Geſchütze dauerte fort. Die cenſurfteien Bücher 
über zwanzig Bogen gingen von Hand zu Hand; wer politiſche 
Belehrung fuchte, fand bei jeder Frage die Antwort in Rottetk 
und Welcker 3 Staatslezifon nach dem allein ſeligmachenden Maaße 
der franzöſiſchen Theorien, und das ganze freifinnige Publikum 
lernte aus Schloſer 2 Geschichte des 18. Jahrhunderts, daß die 
Wirkſamleit der Fürſten, Staatsmänner und Diplomaten in 
Folge ihres Berufes eine ganz unmoraliſche und der Verachtung 
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des rechtſchaffenen Bürgers würdige ſei. Und nicht minder er⸗ 
wies ſich dei dieſen Stimmungen die Hoffnung als trügeriſch, 
durch die Verbeſſerung der ökonomischen Lage die politiſche 
Gührung zu beſchwichtgen. Wenn 1789 die franzöſiſche Re⸗ 
volution weſentlich durch das ſoeiale Elend der Volks maſſen 
möglich geworden war, ſo wuchs jetzt mit der Steigerung des 
Wohlſtandes auch das Selbſtgefühl des deutſchen Bürgerthumz 
und mit ihm der Unwille, durch die bundestägliche Reaction 
der beſten Freiheitsrechte beraubt zu fein. 

Aber damit nicht genug. Man weiß, daß die Deutſchen, 
wenn auch nicht unempfindlich bei politischen Streitfragen, doch 
im innerſten Grunde des Herzens erſt durch religiöſe Kämpfe 
erregt werden, und gerade jet traten auf dieſem Gebiete zwei 
mächtige Bewegungen, von gleicher Stärke, aber entgegengeſetter 
Richtung, ein. Das bisherige Stillleben der evangeliſchen Kirche 
unter der Herrſchaft der Schleiermacher'ſchen Theorie von der 
Vermittlung zwiſchen Glauben und Wiſſen wurde 1835 plößlich 
geſtört durch David Strauß“ Leben Jeſu, und die bald darauf 
folgenden Werle 3. Chr. Baur’d und der übrigen Vertreter der 
damaligen Tübinger Schule. Hier wurde der Beweis unter- 
nommen, daß mit wenigen Ausnahmen die neuteſtamentlichen 
Schriſten keine historischen Quellen, ſondern in hiſtoriſche Jorm 
getleidete, während 150 Jahren ſucceſſiv entſtandene dogmatiſche 
Erörterungen ſeien: womit alſo der kirchlichen Rechtgläubigleit 
ihre hiſtoriſche Grundlage beſtritten, und die Wahrheit der chriſt⸗ 
lichen Dogmen lediglich von den innern Werth ihres Inhalts 
und „dem Beweis des Geiſtes und der Kraft“ abhängig gemacht 
wurde. Es leuchtet ein, in welchem Umfange auf dieſem Stand⸗ 
punkte für alles religiöſe Leben an die Stelle der objectiven 
Autorität der Kirche das fubjective Ermeſſen des Einzelnen treten 
mußte. So war das Aufſehen unermeßlich, die Fluth der Schriften 
und Gegenſchriften faſt unabſehbar, und die Theilnahme wenigſtens 
aller Gebildeten im höchſten Grade geſpannt. Bald griff der 
Kampf von dem hiſtoriſchen auch auf das ppiloſophiſche Gebiet 
hinüber: wührend bis dahin das unbeſtritten verehrte Hegel ſche 
Syſtem als conſervatip in politiſchen und kirchlichen Fragen 
gegolten hatte, erhob jetzt eine Gruppe ſeiner Schüler die Be⸗ 
hauptung, daß nach feinen Grundfägen in ſtrenger Conſequenz 
der reine Atheismus und die unbedingte Souveränität der 
menſchlichen Vernunft unläugbar fei 
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Völlig entgegengeſeßten Zielen ftrebte das in denſelben 
Jahren losbrechende Treiben in der katholiſchen Kirche zu. Ihre 
Verfolgung durch die franzöſiſche Revolution, ihre Bedrückung 
durch den erſlen Napoleon hatte ihr die Neigung aller Leidens⸗ 
genoffen zugewandt; in den drangſalvollen Kriegsjahren hatten 
Millionen wieder den religibſen Troſt 17 ſuchen gelernt: ſo 
war im Bewußtsein biefer günſtigen Lage gleich nach der 
Reſtauration in Frankreich und Italien die Tendenz erwacht, 
die alte Herrſchermacht der Kirche und dez Papſtes über die 
fünbige Welt zu neuer Geltung zu bringen. Wie einft Gregor VII. 
erklürt hatte, daß die feit 400 Jahren anerkannten und geübten 
Staatshoheitsrechte über die äußern Ordnungen der Kirche ein 
Frevel gegen Gottes Gebote feien, fo verkündete jetzt eine eifrige 
Partei, vor Allem getragen durch die Geſellſchaſt Jeſu, den 
gleichen Satz, unbekümmert darum, daß in allen Stacten Europas 
jene Auffihts- Wund Hoheitzrechte der weltlichen Obrigkeit 
längſt wieder in weiterem oder engerem Umfange Platz gegriffen 
und überall die Anerkennung oder Zulaſſung durch die Curie 
gefunden hatten. Auf ihr Banner ſchrieb die Partei die For⸗ 
derung der Freiheit der Kirche, eben der Kirche, welche von 
jeher die Neligionsfreiheit neldugnet, den Glaubenszwang zu 
einem ihrer höchſten Grundſäze erhoben, und den Laien unbe⸗ 
dingten Gehorſam unter den Satzungen der klerikalen Hierarchie 
auferlegt hatte. Der Kampf mit den Staatsgewalten konnte 
nicht ausbleiben. In Preußen entſpann er ſich in Sachen des 
theologiſchen Uniwerſitatsunterrichts und der gemiſchten Ehen: 
nach langen Verhandlungen lam es 1837 zum offenen Owieſpalt, 
und die Regierung ließ den wortbrichig gewordenen Erzbiſchof 
von Cöln nach Minden in Haft bringen, den in gleichem Sinne 
wirkenden Erzbiſchof von Poſen aber durch gerichtliches Urtheil 
abſetzen. Das Cölner Domcapitel und der Fürſtbiſchof von 
Breslau hielten zur Regierung, bei der rhein iſchen und polniſchen 
Bevölkerung jedoch zeigte ſich eine heftige Gährung. Eben 
damals war in München der eifrig klerikale Herr von Abel 
leitender Minifter geworden, und ließ der ultramontanen Preſſe 
bei den heftigſten Angriffen gegen Preußen freien Lauf, und 
dieſes Mal erhob auch Metternich, welcher ſoeben den Jefuiten 
den von Kaiſer Franz ſtets geweigerten Zugang nach Oſterreich 
eröffnet hatte, keinen Einſpruch gegen die bundeswidrige Ver⸗ 
ftattung ſchrankenloſer Preßfreiheit. 
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So war in allen deutſchen Landen eine in den mannig⸗ 
fachſten Farben durch einander wirbelnde Bewegung der Geiſter 
erwacht. Der ganze bisherige Zuſtand war ohne eine Spur 
materieller Auflehnung durch eine fede Kritik in Frage geſtellt 
Da trat 1837 ein Ereigniß ein, welches die politiſche Agitation 
für ein volles Jahrzehnt in ihren Beſtrebungen figiete und ihr 
einen unverrückbaren gemeinſamen Zielpunkt gab: der Verſaſſungs⸗ 
ſturz in Hannover durch den neuen König Ernſt Auguſt. Unter 
lügenhaſten Vorwänden, hauptſächlich zu dem Zwelke freierer 
perſönlicher Verfügung über das Staats vermögen unternommen, 
ſtand die Umwälzung ſowohl mit dem Landrecht als mit der 
Wiener Schlußacte in ſchreiendem Widerſpruch. Der Unwille in 
ganz Deutſchland trat oſſen an das Licht, als mit einem neuen 
Gewaltſtreich der König ſieben Göttinger Profeſſoren, die unter 
Dahlmann's Vorgang ihrem Verfaſſungseide treu zu bleiben 
erklärten, kurzer Hand abſette und drei derſelben aus dem Lande 
jagte. Die deutſchen Volksvertretungen, Univerfitäten, Spruch⸗ 
collegien wetteiferten. in den ſchärſſten Beſchlüſſen und Gutachten 
der öffentlichen Entrüſtung Ausdruck zu geben; die Vertheidigungs⸗ 
ſchriften Dahlmann's und Jacob Grimm's fanden die weiteſte 
Verbreitung; ein großer Verein, der ſich zur Unterſtützung der 
Vertriebenen gebildet hatte, gewann Mitglieder in allen deulſchen 
Städten. Dagegen war in Hannover ſelbſt nach der erſten 
Aufwallung bei der bedächtigen niederſächſiſchen Bevölkerung der 
Kampfeseifer weder heiß noch thätig, indeſſen kam es zu einer 
ſtändiſchen Beſchwerde an den Bundestag. Hier waren die 
Stimmen getheilt Die Mehrzahl der conſtitukionellen Regierungen 
wollte im Sinne der Stände verfahren. Metternich aber ſprach 
ſich kräftig zu Gunſten des von ihm werthgeſchätzten Königs 
aus, und in Verlin war Friedrich Wilhelm zwar verdrießlich 
über den gekrönten Unruhſtiſter, meinte aber in patriarchaliſcher 
Weiſe, er müſſe ſich doch des Schwagers gegen zu ſchlimme Come 
promittirung annehmen. Das Ergebniß war ein unter Mitwirkung 
der verklagten Regierung geſaßter Beſchluß, daß bei der gegen⸗ 
wörtigen Sachlage der Bund keinen Anlaß und folglich keine 
Befugniß zur Einmischung habe. In Folge deſſen unterwarf fich in 
Hannover das Land dem königlichen Willen, und eine neue, nach den 
Forderungen Ernſt Auguſt's geſtaliete Verfaſſung kam zu Stande. 

Wir haben früher gefehen, wie nach den Karlsbader Ber 
ſchlüſſen die liberale Partei particulariftif wurde, ſich gegen 
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jede weitere Befugniß des deutſchen Centralorgans verwahrte, 
und ihr Heil in möglichſter Stärkung des eonſtitutionellen 
Weſens in den Einzelſtaaten ſuchte. Jetzt aber zeigten die Vor⸗ 
gänge in Hannover in blenden der Beleuchtung, auf wie lockerem 
Boden die Landesverfaſſungen ſelbſt beruhten. Alle Anftrengungen 
der conſtitutionellen Staaten waren nicht im Stande geweſen, 
dem offenbaren Mechtsbruch Einhalt zu thun: es war deutlich, 
daß kein deutscher Staat, ja daß kein deutſcher Bürger gegen 
Vergewaltigung geſichert ſei, fo lange die bisherige Bundes⸗ 
verfaſſung nicht von Grund aus geändert werde. Durch 
die liberale Partei aller deutſchen Staaten ging demnach 
die Loſung, auf die Erreichung dieſes Ziels fortan alle Kraft 
zu vereinigen, und in feſter Organifation gemeinſam den Stutz 
des Bundestags und die Schöpfung einer zugleich liberalen und 
nationalen Reichsgewalt zu erſtreben. 
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Vis dahin hatte die preußiſche Bevölkerung an der politischen 
Bewegung der andern deutſchen Stämme geringen Antheil ge⸗ 
nommen. Es kam die Zeit, wo auch ſie in die ſtärkſten Wirbel 
hineingezogen werden follte. 

Am 7. Juni 1840 ſtarb hochbejahrt nach drei und vierzig⸗ 
jühriger Regierung König Friedrich Wilhelm III. So unzu⸗ 
frieden die liberal Geſinnten über den Aufſchub der reichs⸗ 
ftändifchen Verfaſſung, fo wenig entzüct die feudale Partei 
über die endliche Gestaltung der Provinzielſtände geweſen, fo 
entſchieden Hatte doch die Ehrenhaftigkeit und Rechtſchafſenheit 
des Königs ihm in ſtets wachſendem Maaße die Achtung und 
Neigung feiner Unterthanen gewonnen. Man dankte ihm, daß 
er während fünf und zwanzig Jahren ſeinem Lande einen ſegens⸗ 
reichen Frieden erhalten; wenn man ihn häufig unentſchloſſen, 
und immer mehr auf ſichere als auf reiche Ergebniſſe bedacht 
geſehen, fo wußte man, daß die Langſamkeit feines Handelns 
nur die Folge einer faft überängftlichen Gewiſſenhaftigkeit ge⸗ 
weſen; niemand bezweifelte, daß all fein Walten ſich in Gottes⸗ 
furcht und Gerechtigkeit vollzogen hatte. Daß er wortkarg, 
ſchlicht in feinem Auftreten, jedem Prunk und Scheine abgeneigt 
war, gewann ihm die Herzen ſeines Volkes; in ſeinen letzten 
Lebensjahren verſtand es ſich bei allen Parteien von ſelbſt, daß 
man dem würdigen Herrn die Ruhe des Greiſenalters nicht 
ſtören dürfe, und fo viele Hoffnungen auf den bevorſtehenden 
Thronwechſel geſezt wurden, ging doch, als die ernſte Stunde 
ſchlug, ein Gefühl aufrichtiger Trauer durch das ganze Land. 

Wenn jetzt fein Volk keinen Grund mehr für die Zurück⸗ 
haltung aller politiſchen Wünſche fand, ſo war auch ſein Thron⸗ 
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folger, König Friedrich Wilheln IV. höchſt geeignet, Leben und 
Bewegung in die Verhültniſſe zu bringen. Schon als Knabe 
hatte er ein ſtarkes Selbſtbewußtſein und feiten Eigenwillen 
gezeigt; er war hoch begabt mit Anlagen und Intereſſen jeder 
Art, durch feine Erzieher von früh an auf religiöſe, äfthetifche 
und intelfectuelle Entwicklung gerichtet: fo erſchien er als Er⸗ 
wachſener kenntnißreich und gejhmadvoll, von ſprudelndem Geiſte 
und mannigfaltigem Talent, dabei durch und durch ſittenrein, 
gefühlsweich und von leicht erregbaren Affecten, immer aber 
enthuſiaſtiſch bei jeder hohen und edlen Aufgabe, und erfüllt 
von warmem Vertrauen auf Gott und die Menſchen. Wo er 
einmal eine Überzeugung gewonnen hatte, fand fie unerſchütter⸗ 
lich in ſeinem Innern feſt; kam er in den Fall, ſie praktiſch durchzu⸗ 
ſetzen, ſo ſcheute er leicht vor muthiger Durchbrechung der Hinder⸗ 
niſſe zurück, ſchien für den Augenblick zu verzichten, blieb aber auf 
ſeinem Sinne, und nahm bei erſter Gelegenheit den mißlungenen 
Verſuch wieder auf. Seine Willenskraft war mehr paſſiv als 
activ, mehr zähe als energiſch, fein Handeln überall weniger 
durch praktiſche Verſtändigkeit als durch Wärme des Herzens 
und allgemeine Doctrinen beſtimmt. Auffallend war bei dieſem 
Sohne des Hohenzollernſtammes das relative Zurücktreten des 
militäriſchen Sinnes; zwar liebte er es, zu betonen, daß er 
durch und durch Offizier, daß er preußiſcher Offizier fei; aber 
ſchon feine körperliche Erscheinung — er war früh corpulent, 
bartlos, urzſichtig, ewas schwankenden Ganges — wollte dazu 
wenig paſſen, und feine Generale klagten, wie raſch und ober⸗ 
flächlich er bei Revuen und Paraden ohne rechte Liebe zur Sache 
fein kriegsherrliches Gefgäft erledigte. Auch ſonſt machte er ſich 
mit ritterlichem Sport wenig zu ſchaſfen; ein alter Reiteroberſt 
meinte: er hat zu viel Nerven, zu wenig Mustel Dagegen 
ging das Herz ihm auf, wenn er mit Meisterhand Zeichnungen 
reizender Lanbſchaften improviſirte, Riſſe romantiſcher Bauwerke 
zu Papier brachte, oder den contrapunktiſchen Figuren alter 
Kirchenmuſtk laufchle. Dann war er von hinrelßender Liebens⸗ 
würdigkeit, und feſſekte die bedentendſten Geiſter der Epoche 
unwiderſtehlich an ſich. Peter Cornelius hat oft erklärt, nur 
mit Thränen dankbarer Rührung könne er don dieſem Könige 
reden. Rauch war ſtets erſtaunt, mit welcher Sicherheit und 
Feinheit trotz ſeiner Kurzſichtigkeit der König die Conturen eines 
plaſtiſchen Kunſtwerkes beurtheile; niemals ſei ihm etwas Ahnliches 
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vorgekommen. Leopold Ranke ſagte inmitten eines Kreiſes 
berühmter Gelehrter dem Könige Max von Bayern: er iſt mein 
Meiſter, er ift Ihr Meiſter, er iſt unſer Aller Meiſter. Alexander 
von Humboldt, deſſen böfe Zunge gelegentlich auch den König 
nicht verſchonte, fand den Tag doch lückenhaft, an dem er die 
Gegenwart desſelben nicht genoſſen hatte. Vollends die Ver⸗ 
trauten des Königs bei ſeinen politiſchen und kirchlichen Ent⸗ 
würfen, die Gerlach, Bunſen, Radowitz, haben bis an ihr 
Lebensende unter der Herrſchaſt feiner bezaubernden Perſönlichkeit 
geſtanden. In einem ſolchen Verkehr erſchien die Fülle feiner 
Phantaſie und der Strom ſeiner Gedanken unerſchöpflich; er war 
ein Meiſter der Rede in Ernſt und Scherz, in Pathos und 
Laune, und fand ſtets ein treffendes oder auch ein blendendes 
Wort für jede feiner politiſchen, äſthetiſchen und religiöfen 
Reflexionen. Verwunderlich deuchte Vielen die Leichtigkeit, mit 
der er aus dieſer höchſten Sphäre idealer Begeiſterung mit 
plötzlichen Stimmungswechſel als echtes Berliner Kind in die 
Region des landesüblichen Wortwitzes hinabſprang und dann 
auch hier ein fruchtbares Talent entwickelte. Die Flexi⸗ 
bilität feiner jeden Eindrucke offen ſtehenden Natur war eben 
grenzenlos. 

Aber in wie bunten Farben auch bie Außenſeite dieſer 
eigenthümlichen Perſönlichkeit ſchillerte, ihr innerer Kern war 
feit den erſten Mannesjahren unter dem Einfluß der damaligen 
Erlebniſſe feſt und unabänderlich herausgearbeitet. Als Knabe 
vor dem Kriegsfürſten der franzöſiſchen Revolution bis in den 
letzten Erdenwinkel des Staates geflüchtet, hatte er den Abſcheu 
gegen die Revolution und die Abneigung gegen Frankrrich für 
das Leben eingeſogen. Wie ſo viele ſeiner Zeitgenoſſen hatte 
er auch in dent Elend der Gegenwart den Blid auf eine ſchönere 
Vergangenheit zurückgelenkt, auf die gewaltigen Kaiſer, die 
ehrwürdigen Prälaten, die ritterlichen Fürsten und Herren, 
vor deren Heldenthum einſt halb Europa gezittert hatte. Als 
dann 1813 das Waffenbündniß zwiſchen Oſterreich und Preußen 
die deutſchen Heere zum Siege und alle deutſchen Regierungen 
zum neuen Bunde führte, da reifte bei ihm der Entichluß, Oſter⸗ 
reichs Bruderhand für immer feſtzuhalten, und unter allen Um⸗ 
ſtänden treu und uneigennützig das Seine zu thun, um des 
heiligen Reiches Glanz und Hoheit zu erneuern. Unbedenklich 
dürfen wir annehmen, daß er damals die Wünſche Stein s und, 
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Hardenberg's zur deutſchen Verfaſſungsfrage mit voller Sympathie 
begleitete, jene Anträge auf Oſterreichs höchſien Chrenrang, 
Preußens zunächſt wichtige Stellung, auf die Kreisoberſten 
als Kriegsherren und Reichsregierung, die übrigen Fürſten 
und Dynaſten als glänzende Reichsverſammlung. Ein Reichs⸗ 
regiment alſo in mehrfacher Abstufung der obrigkeitlichen 
Gewalt, ſo jedoch, daß jedes Mitglied desſelben in ſeinem 
Wirkungskreiſe die volle Weihe des gottbegnadeten Fürſtenamts 
befäße. 

Von dieſer Weihe hatte Friedrich Wilhelm überhaupt den 
höchſten Begriff, fie bildete den Kern und Mittelpunkt feiner 
gesammten ſittlichen und politischen Anſchauungen. Es war 
dieſelbe Doctrin, mit welcher einſt Graf de Maiſtre den 
revolutionären Staatsbildungen entgegengetreten war: Gott ſei 
der Grund aller Staaten und Staatsverſaſſungen, und zwar 
vollziehe Gott die Schöpfung des Staates ausnahmslos in der 
Weiſe, daß er einen Einzelnen und deſſen Geſchlecht mit der 
Kraft des Herrſchens ausrüſte; wie die Palme über die niedern 
Geſträuche erhebe ſich dann ein folder Stamm in die Lüfte, 
und um ihn legen ſich die dienenden Genoſſen an; erſt eine 
ſolche von Gott geſetzte Souveränität möge darauf den Unter⸗ 
thanen einzelne Rechte einräumen, welche, auf dieſe Art entſtanden, 
ſegensreiche Dauer gewännen, während fie, eigenmächtig er⸗ 
zwungen, ſich ſelbſt und den Staat zerſtörten; neben die mächtigen 
Königsfamilien pflege dann Gott eine Reihe kleinerer, aber in 
ähnlicher Weiſe ausgezeichneter Racen zu ſetzen, welche fortan 
die breitere politiſche Entwicklung des ganzen Volkes beſtinmen. 
Friedrich Wühelm, deſſen Herz jeder deſpotiſchen Willkür ab⸗ 
gewandt war, fühlte ſich ſehr geneigt, ſowohl allen feinen Unter- 
thanen „einzelne Rechte“ einzuräumen, als den „kleineren Herr⸗ 
ſcherfamilien“, den adlichen Herren, fürſtliches Walten in ihren 
Kreiſen zu geſtatten; allerdings aber blieb es dabei ſtets die 
erſte Pflicht, für ſich und fein Haus die über die übrige Menſch⸗ 
heit Hoch emporgehobene Stellung zu behaupten. Vor Allem die 
Königskrone däuchte ihm von myſtiſchem Glanze umfloffen, für 
ihren Träger die Quelle einer, andern Sterblichen nicht ver⸗ 
gönnten Inſpiration. Einmal, im Jahre 1844, ſagte er zu 
Bunſen: ihr Alle meint es gut mit mir, und ſeid auch gut zur 
Ausführung; aber es gibt Dinge, die man nur als König weiß, 
die ich ſelbſt als Kronprinz nicht gewußt, und nun erſt als König 
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erfahren habe!). Man erkennt leicht, wie ſehr eine ſolche Vor⸗ 
ftellung auf der einen Seite mit feiner Anſicht vom heiligen 
römiſchen Reich zuſammenſtimmte, auf der andern ſich den 
Grundſaßen der oltftändifchen Partei in Preußen annäherte. 
Ihren leßten Abſchluß aber erhielt fie durch die religiöſe ber⸗ 
geugung des Königs. Tief durchdrungen von der Nothwendigkeit 
und Erhabenheit der Heilsanſtalten der chriſtlchen Kirche, drängte 
es ihn, den Berwaltern derſelben eine würdige und unabhängige 
Stellung zu geben, und ſie von der läſtigen Einmiſchung der 
profanen Staats behörden zu befreien. Hier war er ſogar bereit, 
auch für ſich ſelbſt auf die Stellung des oberſten Biſchofs zu 
verzichten. Ich erſehne den Augenblick, ſagte er, in dem ich 
dieſes Amt in die berufenen Hände niederlegen kann. In dieſer 
Geſinnung beeilte er ſich, den Streit mit dem Vatican gegen 
einige Einräumungen in den Perſonalfragen durch volftänbige 
Nachgiebigkeit in der Sache zu deenden, und fort und fort 
trug er den Gedanken in der Seele, die biſchöfliche Würde auch 
in der evangeliſchen Kirche, nicht bloß als Ehrentitel, ſondern 
mit voller Amtsgewalt wieder herzuſtellen, dann ſich jeder 
poſitiven Einwirkung auf das Kirchenregiment zu enthalten, um 
ſo kräftiger aber als Schirmvogt der Kirchen ſie vor jedem 
Angriffe durch keßzeriſche oder antichriſtliche Elemente zu ſchüßen. 

Alles zusammengenommen, wird man feinen Standpunkt 
dahin bezeichnen können, daß er an der von Gott verordneten 
königlichen Unumſchränktheit in dem Kreiſe der Staatsverwaltung 
unbedingt feſthielt, allerdings aber eben dieſen Kreis erheblich 
enger zu ziehen entſchloſſen war, zu Gunſten unabhängiger 
Kirchen behörden, adlicher Localgewalten, perſönlicher Rechte der 
Bürger. Die einförmige, überall ſich eindrängende, ſtraff cen⸗ 
traliſirte Bureaukcatie war ihm gründlich zuwider, als eine todte, 
nur auf formales Recht gegründete Schablone, bei welcher jede 
reiche Mannigfalnigkeit und ſelbſt jede fruchtbare persönliche Ein 
wirkung des Herrſchers unmöglich werde. Mit dieſen Geſin⸗ 
nungen trat er in eine Zeit hinaus, in welcher eine gewaltige 
Mehrheit der Bevölkerung ungeduldig eine volle Theilnahme an 
dem öffentlichen Weſen verlangte, die ſtimmführende Litteratur 
ſich ſleptiſch und kritiſch gegen jede überlieferte Autorität in 
Staat und Kirche verhielt, und wohl zu Gunſten allgemeiner 
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Freiheitsrechte, ſicher aber nicht zur Pflege ariſtolratiſcher und 
hierarchiſcher Privilegien die Staatsallmacht beſchränkt wünſchte. 
Dem Allem ſtand der König gegenüber wie der Sohn einer 
vergangenen Zeit. der Bürger einer andern Welt, der Redner 
einer fremden Sprache. Es fiel dies um ſo ſchwerer in das 
Gewicht, als Friedrich Wilhelm nach ſeinem individuellen und 
königlichen Selbſtbewußtjein durchaus ein perſönliches Regiment 
führte, ſeine Miniſter in ſtrenger Abhängigkeit von ſeinem Willen 
erhielt, und auch andern Vertrauten nur ſo weit Einfluß ver⸗ 
ftattete, als ſich ihre Vorſchläge innerhalb feines Gedankenkreiſes 
bewegten. Man darf es ausſprechen: die geſchichtliche Verant⸗ 
wortung für alle weſentlichen Acte feiner Regierung gebührt 
ihn, und zu großem Theile ihm allein. 

Allerdings in einer auswärtigen Verwicklung, welche gleich 
nach ſeiner Thronbeſteigung ihren Höhepunkt erreichte, fand er 
fi, von einer gleichgeftimmten Erregung des geſammten deutschen 
Volkes getragen. Als ferne im Orient der Beſtand des türkiſchen 
Reiches durch den Vicekönig von Agypten bedroht wurde, 
Frankreich den letztern begünstigte, die vier andern Großmüchte 
aber am 15. Juli einen Vertrag zur Veſchüzung des Sultans 
abſchloſſen, erklärte der Miniſter Thiers die Ehre Frankreichs 
verletzt, drohte mit Krieg und begann gewaltige Rüſtungen, 
während die franzöſiſchen Zeitungen mit lärmendem Geſchrei die 
Wiedereroberung des linken Rheinufers der Welt ankündigten. 
Das war denn doch dem wieder erwachten deutſchen National- 
gefühl zu ſtark. Wir haben bemerkt, wie ſich in der Bolks⸗ 
ſtimmung kurz zuvor eine Wendung vom Sonderthum hinweg 
zu neuen Einheitsgedanken vollzogen hatte, die Zeiten waren 
vorüber, in denen ein engliſcher Angriff auf die heilige Allianz 
beklatſcht, und bewundernde Blicke auf die Freiheit der „großen 
Nation“ geworſen wurden. Ein Schrei der Entrüſtung ging 
durch alle deutſchen Lande, und Millionen ſtimmten ein in den 
Ruf des Liedes: fie ſollen ihn nicht haben, den freien dentſchen 
Rhein. Sogar Metternich war dieſes Mal mit der Bewegung 
zufrieden und ſtellte ihr das wunderbare Zeugniß aus, ſie ſei 
ganz rein von revolutionären Elementen, welche leider der 
Erhebung von 1813 angehaftet hätten. Auf ſeinen Wunſch 
ſandte König Friedrich Wilhelm im October 1840 den General 
von Grolman und den Oberſten von Radowitz nach Wien, um 
dort gemeinfame Borlefrungen für den Bundeskrieg zu vereinbaren. 
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Es war bezeichnend für ſeine großdeutſchen oder mittelalterlichen 
Anſchauungen, nach welchen dem Haufe Habsburg die rüömiſche 
Kaiſerwürde und damit die Beherrſchung Italiens zuſtand, daß 
er unaufgefordert den Bundesſchutz auch auf Oſterreichs italieniſche 
Beſitzungen auszudehnen verhieß. Metternich ſelbſt war erſtaunt 
über dieſes „Epoche machende“ Anerbieten, und genehmigte 
darauf zum zweiten Male den preußiſchen Feldzugsplan von 
1832, der für den Krieg gegen Frankreich die Contingente der 
Mittel- und Kleinſtaaten unter preußiſchen Oberbefehl ſtellte. 
Freilich geſchah dies erſt Ende November, als in Paris durch 
das Aufkommen des Miniſteriums Guizot alle Kriegsgefahr 
gründlich beſeitigt, und wie 1832 dem preußifchen Feldzugsplan 
jede prakiiſche Bedeutung entzogen war. Eine Anfrage des 
Königs. ob es nicht an der Zeit fei, eine Reform der dentſchen 
Bundesverfaſſung in Erwägung zu ziehen, hatte der Kanzler 
ſofort ausweichend zu Boden fallen laſſen. 

Während dieſer Monate hatte Friedrich Wilhelin zuerſt in 
Königsberg und dann in Berlin mit oratoriſch prachtvollen, 
politiſch inhaltslteren Reden unter feierlichem Gepränge die 
Huldigung eingenommen. Metternich hat oft gefagt, ein Herrſcher 
müſſe nicht viel ſprechen, aber um ſo mehr handeln; den König 
aber verleitete feine Meiſterſchaft der Rede nur zu oft zur Ver⸗ 
letzung biefer Regel, und die Folge davon war ſtets, daß er 
Erwartungen über das Maaß feiner Vorſätze hinaus erregte, 
worauf dann die ſpätere Enttäuſchung um ſo bitterer war. So 
hatten die Königsberger Provinzialſtande ganz in feinem Sinne 
zu handeln geglaubt, als ſie ihn um endliche Verwirklichung 
des Geſetzes vom 22. Mai 1815 baten; wie ein kalter Waſſerſtrahl 
wirkte darauf die präcife Antwort, daß er dies ablehnen müſſe, 
aber auf eine weitere Entwicklung der Rechte der Provinzialſtände 
denke. In der That bewilligte er diefen, die bisher nur nach 
königlichem Belieben einberufen wurden, feſte Wiederkehr ihrer 
Sigungen nach zweijährigen Terminen, ſowie die Veröffentlichung 
ihrer Verhandlungen durch den Druck. In die ſtille Thätigkeit 
dieſer Verſammlungen kam dadurch allerdings auf der Stelle 
ein ſtarl bewegtes Leben; die Außerungen desſelben waren aber 
zum Theil dem König ſehr verdrießlich, und gingen in den 
verſchiedenen Provinzen diametral gegen ein ander. Rheinland, 
Preußen und Poſen beſchloſſen dringende Bitten um Meichsſtünde 
und Preßfreihelt, Brandenburg und Pommern dagegen warnten 
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nachdrücklich vor ſolchen Einräumungen an zerſtörende Tendenzen. 
Der Gegenfah der Stimmungen trat fo ſcharf hervor, daß Bei 
manchen durchaus conſervativen Miniſtern und Generalen die 
Sorge erwachte, ob dabei die Verwaltungsbehörden die innere 
Einheit des Staats ohne die Unterſtützung kräftiger Reichs ſtände 
würden behaupten können. Dazu kam ein finanzielles Moment. 
In Deutſchland hatte die Entwicklung der Eiſenbahnen begonnen, 
und mehr als jeder andere empfand der langgeſtrecte preußische 
Staat das Bedürfniß, dieſes gewaltige Verkehrsmittel ſich an⸗ 
zueignen. Hum Bau ber Staatsbahnen aber würde eine Anleihe 
nöthig fein, wäßrend die zum Bau bereiten Privatunternehmer 
eine Zinsgarantie des Staats begehrten, deren Übernahne ebenſo 
wie eine Anleihe den Staatscredit belaſten würde. Nach Harden⸗ 
berg's Geſetz vom 17. Januar 1820 war alſo für das Eine wie 
für das Andere die Zuſtimmung der Neicjsftände erſorderlich. 
Der König kam bei feiner Abneigung gegen Reichsſtände auf 
den Gedanken, Ausſchüſſe der Provinziallandtage wählen zu 
laſſen, fie zu einer gemeinſamen Berathung nach Berlin zu 
laden, und von ihnen die Genehmigung der Zinsgarantie zu 
begehren. Der Verſuch wurde gemacht, blieb aber erfolglos: 
die Ausſchüſſe erkannten die Nothwendigleit des Eiſenbahn baues 
an, erachteten ſich aber nicht zuſtändig zur Übernahme einer 
Zinsgarantie. Wenn man Eiſenbahnen erlangen wollte, blieb 
alſo nur die Wahl zwiſchen einer ausdrücklichen Aufhebung des 
Geſetzes von 1820 ober der Schöpfung einer reichsſtändiſchen 
Verſammlung. Der König verfiel bei dieſer Klemme auf den 
Ausweg, zum Behufe der Finanzoperation die ſämmtlichen 
Provinzialſtande als Reichsſtände unter dem Titel eines Ver⸗ 
einigten Landtags zuſammenzurufen, für die Zukunft aber eine 
ſolche Verſammlung nur im Nothfall oder nach ſeinem Ermeſſen 
zu wiederholen, und die andern im Geſetze von 1820 den 
Reichs ſtänden überwieſenen Geſchäfte im Staatsſchuldenweſen 
den vereinigten Ausſchüſſen der Provinzialſtände oder einer 
Delegation des Landtages zu übertragen. Zur näheren Prüfung 
der Sache ſetzte er eine Commiſſion von vier Miniſtern und 
einem Hofmarſchall ein und reiſte dann in die Rheinprovinz, 
wo er die große Frage bei Gelegenheit einer gemeinſamen 
Rheinfahrt mit dem Fürſten Metternich beſprach. Ex erläuterte 
ihm, daß er Reichsſtände schlechterdings nicht wolle, Provinzial 
vertretungen ſeien das Einzige, was feinem Staate fromme; 
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nun könnten aber Fälle eintreten, wie z. B. die Aufnahme einer 
Anleihe, wo ein Beſchluß durch getrennte Abſtimmung von acht 
ſelbſtändigen Körperſchaſten nicht möglich fei: wenn er dann 
nach eigenem freien Ermeſſen die ſämmtlichen Provinzialſtände 
zu einer kurzen gemein ſamen Sitzung vereinige, ohne ſich für 
die Zukunft die Hände zu binden, fo bleibe die Machtfülle der 
Krone bewahrt, und von einer parlamentariſchen Verfaſſung ſei 
keine Rede. Metternich erwiderte ihm: wenn Sie ſo verfahren, 
ſo muß ich nach feſter Überzeugung den beſtimmten Ausſpruch 
thun, daß Sie Ihre ſechshundert Provinzial⸗Abgeordnete als 
ſolche einberufen, und daß dieſelben als Reichsstände auseinander 
gehen werden. Der König aber hielt ſich bei dem Übergewicht 
der Ritterſchaft in den Landtagen einer corſervativen Mehrheit 
ſicher, und glaubte außerdem ſich mächtig genug, in jedem Falle 
ſolche Übergriffe zu hindern; jene commiſſariſchen Berathungen 
über die Berufung eines „Vereinigten Landtags“ hatten alſo 
ihren Fortgang. 

Auch über die Frage der deutschen Bundesreſorm verhandelte 
damals der König wieder mit Metternich und dem öſterreichiſchen 
Bundestagsgeſandten. In Folge der Kriegsgefahr von 1840 
hatte er in Frankfurt nachdrückliche Anträge auf Verbeſſerung 
des deutſchen Heerweſens ſtellen laſſen, und fo viel erreicht, daß 
fortan wechſelſeitige Inſpectionen aller Contingente in regel⸗ 
mößigen Terminen Statt fanden, durch welche wenigſtens einige 
der ſchlimmſten Unterlaſſungsſünden gutgemacht oder doch ge⸗ 
mildert wurden. Auch die vielumſtrittene Frage der ſüddeutſchen 
Bundesſeſtung kam durch feine Einwirkung endlich einen Schritt 
vorwärts. Ofterreich hatte dafür Ulm auserſehen, die ſüddeutſchen 
Mittelſtaaten forderten ebenſo zähe die Beſeſtigung von Raſtadt: 
jetzt löſte Preußen den Streit durch die Erklärung, daß beide 
Städte zu Bundesfeſtungen zu erheben ſeien, und Preußen be⸗ 
reitwillig ſeinen Antheil an den Koſten übernehmen werde. 
Dies hatte die Zuſtimmung des Bundestags gefunden, und 
Friedrich Wilhelm regte jetzt bei den öſterreichiſchen Staatsmännem 
weitere Aufgaben für eine gemeinnützige Thätigkeit des Yundes- 
tags an. Er erhielt ſchöne Worte lebhaftes Beifall, und die 
Zuſage, daß ein öſterreichiſcher Bevollmächtigter zu näherer Er⸗ 
wägung nach Berlin kommen würde. Dies geſchah; in mehreren 
Conferenzen wurde das große Thema durchgeſprochen, und der 
Bevollmächtigte nicht ohne freundliche Hoffnungen entinfjen. 
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Damit aber war Alles zu Ende. In Wien wollte man ſich zu 
bindenden Zuſicherungen nicht verſiehen. 

Unterbeſſen ſchlug die Bewegung der Gemüther in Preußen 
immer höhere Wellen. Der König, der zwar die Staats⸗ 
angelegenheiten ſeiner alleinigen Waltung vorbehielt, aber den 
perſönlichen Rechten der Bürger eine geſunde Entfaltung gönnte, 
rechnete zu den letztern auch die freie Meinungsäußerung, lockerte 
denmach die Bande der Preffe, fo weit e8 die beſtehenden Bundes 
geſeze irgend zuließen, und zeigte ſich hier um fo weniger ber 
denklich, als er von der öffentlichen Meinung eine kräftige Hülfe 
für feine Pläne einer Bundesreform erwartete. Zimächſt aber 
war die Wirkung ſeinen Wünſchen wenig entſprechend. Nicht 
ſo ſehr auf die Bundes⸗ als auf die preußiſche Verfaſſung 
richtete die Preſſe ihre Anſtrengungen. Der Ruf nach Reichs⸗ 
ſtänden fand jeht Zugang in alle Schichten des Volkes; einzelne 
radicale und communiſtiſche Stimmen miſchten ſich ein; je länger 
die Ungewißheit dauerte, deſto drüngender wurde die allgemeine 
Erregung. Zugleich erhob ſich gegen die kirchlichen Beſtrebungen 
des Königs Widerftand aller Orten. Man befürchtete Gewiffens- 
zwang, Alleinherrſchaft einer unduldſamen Rechtglaubigleit und 
Bebrütkung aller ihr widerſtrebenden Bürger durch die Macht⸗ 
mittel der Staatsgewalt. Es erfolgten Proteſte von der Uni⸗ 
verfität Königsberg, den Magiſtralen von Berlin und von 
Breslau, lebhafte litterariſche Verhandlungen. Inmitten dieſer 
Gährung veranſtaltete der Biſchof von Trier eine feierliche Aus⸗ 
ſtellung des ſogenannten heiligen Rockes Chriſti, einer Reliquie 
von ſchreiender Unechtheit, welche jedoch eine Million gläubiger 
Beter in Trier verſammelte. Darauf erließ ein katholischer 
Prieſter, Johannes Ronge, aus Schleſien einen offenen Brief 
an den Biſchof, worin er eine ſolche Pflege des dummſten Aber⸗ 
glaubens mit heftigen Worten verurtheilte, und ein Pfarrer 
Czerzn im Poſen'ſchen ſagte ſich gleich nachher feierlich, mit 
ſeiner Gemeinde von der römiſchen Kirche los. Etwa zwanzig 
anbere Gemeinden folgten dieſem Beiſpiel, und ihr Concil zu 
Leipzig verkündete die Gründung einer dentſch⸗ katholischen Kirche 
mit einem freiſinnigen Glaubensbekenntniß. Dieſer Vorgang 
zündete auch in proteſtantiſchen Kreiſen; ſchon etwas früher 
Hatte ſich auf Anregung des Paſters Ühlich und des Profeſſors 
Wislicenus eine Anzahl freier Gemeinden unter dem Namen 
der Lichtfreunde gebildet, und jetzt wurde beſonders r dem 
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niedern Bürger⸗ und Bauernſtande der Beifall und der Eifer 
für eine ſolche Reform gewaltig. Der König aber war von tiefem 
Widerwillen erfüllt. Ohne Zweifel war ſein Urtheil begründet, 
daß hier nicht wie einſt bei Luther der Drang von einer ver⸗ 
weltlichten Kirche zu einer religiöſen, ſondern umgelehrt die 
Wendung von dem religiöſen Myſterium hinweg zu menschlicher 
Verſtändigkeit vorlag. Ein ſolches religiös negatives Beſtreben 
Hätte niemals zur Gründung einer neuen Kirche führen können; 
um fo gewiſſer war es verkehrt, die inhaftlofe Bewegung nicht 
ruhig verlaufen zu laſſen, ſondern fie allerlei poltzeilichen 
Schranken und Chicanen zu unterwerfen, ihr damit die Sym⸗ 
pathie aller liberalen Parteien zuzuwenden und zugleich dieſen 
ein weithin wirkendes politiſches Agitationsmittel zu liefern. 
In Leipzig kam es darüber zu beklagenswerthen Scenen. Einige 
unvorſichtige Verfügungen hatten den Argwohn erregt, daß die 
ſächſiſche Negierung jeſuitiſche Umtriebe begünſtige; als Prinz 
Johann, höchſt ungerechter Weiſe deshalb verdächtigt, 1845 nach 
Leipzig kam, wurde feine Wohnung imfultirt, bis die herbeis 
gerufene Truppe mit der Schußwaſſe einſchritt, und ſieben 
Menſchen todt auf dem Platze blieben. Es war Waller auf 
die Mühle der radicalen Partei, welche damals in wachſender 
Dreiſtigkeit die Maſſen zu bearbeiten begann, und in den 
Leipziger Vorgängen einen dankbaren Stoff für ihre Schilderungen 
der blutdürſtigen deutſchen Tyrannen fand. 

Aber nicht fie allein war am Werke der politiſchen Agita⸗ 
tion. Seit dem Jahre 1839 war der Plan verwirklicht worden, 
alle Führer der liberalen Oppoſition in den einzelnen Bundes⸗ 
ſtaaten zu einem gemeinſamen Vorgehen gegen die beſtehende 
Bumdeöverfoffung zu vereinigen. Allishrlich traten ſeitdem die 
einflußreichſten Notabeln zuſammen, ohne Unterſchied der beſondern 
Parteiſchattirung, die Radicalen Ißſtein und Hecker, und die 
Gemäßigten Welcker, Soiron, Baſſermann aus Baden, der ebenſo 
beſonnene wie entſchloſſene Heinrich bon Gagern aus Darmitadt, 
der Liberale Wippermann und der Radicale Hildebrand aus 
Kurheſſen, die völlig revolutionär gefinnten Robert Blum auß 
Leipzig, Graf Reichenbach aus Schleſien, Johann Jacoby aus 
Königs berg, neben ihnen viele Andere von geringerem Ruft. 
Von baldigem Losſchlagen wurde bei dieſen großen, bald im 
Rheingau, bald in Leipzig ſtattfindenden Zuſammenkünſten nicht 
geſprochen; man erwog das gleichlautende Verhalten in den 


Google 


Radicale und Socialdemokraten. 83 


Kammern, das übereinſtimmende Wirken in der Preſſe und der 
Litteratur, das allſeitige Werben neuer Anhänger und die Aus⸗ 
gabe packender Schlagwörter für das Wachsthum der Bewegung. 
Daneben aber verſagte ſich die radicale Partei keineswegs eine 
Wühlerei beſonderer Art, welche ſehr bald auch über die deutſchen 
Grenzen hinaus und in communiſtiſche Kampfmittel übergriff. 
Robert Blum's beſcheidene Wohnung in Leipzig war ein feſtes 
Haupt und Durchzugsquartier polnischer Flüchtlinge und Ver⸗ 
ſchwörer, welche damals einen großen Schlag gegen die Theilungs⸗ 
mächte vorbereiteten, in den deutſchen und franzöfſſchen Re⸗ 
publifanern ihre natürlichen Bundeszenoſſen fahen, und ſtetg 
bereit waren, eine enge Verbindung zwiſchen beiden zu vermitteln. 
In Paris leitete Ledru⸗Rollin die Thütigkeit der republikaniſchen 
Tomitts, L. Blanc und Proudhon, beide mit deulſchen Schrift⸗ 
ſtellern in lebhaftem Gedankenaustauſch, betrieben die fitterariiche 
Agitation der Socialdemokratie; unter den Pariſer Arbeitern 
war für dieſe Zwecke der große Verein „die Marianne“ thälig; 
dort erfüllte ſich eine bedeutende Zahl der in Paris beſchaftigten 
deutschen Arbeiter mit Begeiſterung für die communiſtiſchen 
Weltbeglücker, und verbreitete dieſe Vorſtellungen nach der Rücklehr 
unter ihren Landsleuten. Zu gleichen Studien fanden deulſche 
Handwerksburſchen in der Schweiz Gelegenheit, fo daß die 
badiſche Polizei durch die Entſtehung mehrerer Vereine dieſer 
Art ernſtlich beunruhigt wurde. Eine von der radicalen Partei 
in Heriſau bei Zürich eingerichtete Buch handlung lieferte fort 
und fort revolutionäre Flugſchriften, die zu vielen Tauſenden 
heimlich unter den niedern Claſſen in ganz Deutſchland verbreitet 
wurden. Dazu kamen ähnliche Sendungen aus Nordamerika. 
wo in mehreren Städten ſich für denſelben Zweck Vereine deutſcher 
Einwanderer gebildet hatten. In dieſen Schriften wurde die 
Sache ganz praktiſch angegriffen; an begeiſterten Preis der 
Republik und greuliche Schilderung der deutſchen Deſpoten ſchloß 
ſich der Aufruf zur bewaffneten Revolution, unter draſtiſcher 
Aufzählung der einzelnen Actionen, wie z. B. Vernichtung des 
Adels, Vertreibung der Juden aus Deutſchland, Verjag ung 
aller Könige, Herzoge und Fürſten, Ermordung aller Beamten, 
ſodann mit genauen techniſchen Angaben, wie man die geheimen 
Vereine zu dieſem Zwecke einzurichten, auf welche Weiſe man 
ſich Geld und Waffen zu verſchaffen, mit welchem Material und 
nach welchen Regeln man wiberftanbSfähige Barrikaden zu bauen 
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habe. Dieſe Lehren wurden von zahlreichen Lefern um fo eifriger 
verſchlungen, als der heiße Sommer von 1846 dem deutſchen 
Süden eine herrliche Weinleſe, dem Norden aber eine ſchwere 
Mißernte und Theuerung brachte, ſo daß dort ein üppiges 
Wirthshausleben und hier der Grimm des Elends die Be⸗ 
wegungsluſt der Maſſen ſteigerte. Die Loſung flog durch die 
Luft; fo kan es nicht bleiben; es wird losgehen, ſobald in 
Paris der alte Louis Philippe die Augen ſchließt. 

Und nun war es, als hätte ein ſchadenfroher Dämon an allen 
Enden Europas den Zündſtoff angehauft, aus dem bald hier, bald 
dort, zum Schrecken oder Zorn der Menſchen, drohende Flammen 
emporzüngelten. Anfangs 1846 hatten die preußiſchen Behörden 
in Poſen den dortigen Zweig der großen polniſchen Verſchwör⸗ 
ung entdeckt, eine anſehnliche Zahl der Mitglieder, darunter den 
militäriſchen Führer Mierostawski, verhaftet und vor Gericht 
geſtellt, und dann kleine Tumulte leicht unterdrückt. In den 
nächſten Monaten aber brach der Aufſtand um fo heftiger in 
Galizien und dem 1815 durch die drei Theilungsmächte geſchaffenen 
Heinen Freiſtaat Krakau aus. In Galizien ließ die öſterreichiſche 
Regierung gegen den polniſchen Adel die rutheniſchen Bauern 
los, welche längſt gegen ihre harten Grundherren erbittert, mit 
entſetzlichen Mordthaten die Empörung raſch erſticten. Krakau aber 
wurde von Truppen der Theilungsmüchte gemeinſam beſeßt, und 
dann durch einen neuen Vertrag der Selbſtändigkeit ber Republik 
duch ihre Einverleibung in die öſterteichiſche Monarchie ein 
Ende gemacht. Dieſe Creigniffe Hatten für Deutſchland eine 
zweifache Folge. Zunächſt verdoppelte fi das populäre Mit: 
gefühl für die polnische Sache, vor Allem erhipt durch die 
grauenvolle galiziſche Metzelei — fo wenig ſonſt bei einem Streite 
zwischen Gutsherren und deren Unterthanen die liberalen Sum 
dathien ſich dem Adel zuwandten. Dann aber erhoben ſich 
Frankreich und England zu einem Proteſte gegen Krakauz 
Annexion durch Oſterreich, nach jener ſchon früher erwähnten 
Auslegung der Wiener Congreßacte: da der Vertrag über die 
Gründung der Republit Krakau in die Acte eingerückt worden, 
ſei ſeine Aufhebung ohne Zustimmung aller Congreßmüchte 
unftatthaft. Wie ſich versteht, wurde dieſe Behauptung ebenſo 
wie 1832 die gleichartige Einmiſchung in die deutſche Wer 
ſaſſungsfrage nachvrücklich zurückgewieſen: es zeigte ſich dabei 
aber wieder, wie ſchwanend und unſicher das junge beutiche 
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Nationalgefühl txof der Erhebung von 1840 noch immer war. 
Obgleich es ſich hier um eine Lebensfrage auch der deutſchen 
Unabhängigkeit handelte, nahm in Deukſchland die öffentliche 
Meinung nach ihren polniſchen Tendenzen ganz überwiegend für 
die Weſtmächte Partei: wie ſiegreich auch Clemens Perthes die 
Wahrheit darlegte, daß die Einrücdung eines Vertrags in die 
Congreßacte nur deffen Inhalt gegen Eingriffe Dritter ſchühen 
ſolle, keineswegs aber die Freiheit der Contrahenten ſelbſt zu 
abändernden Beſtimmungen beſchränken könne. 

Um fo ſtärker aber rührte ſich die Fiber des deutſchen 
Patriotismus bei einem anderen Ereigniß desſelben Jahres, bei 
dem Beginne des Streites zwiſchen Schleswig⸗Holſtein und 
Dänemark. Da deſſen Entwicklung unmittelbar zur Gründung 
des deutſchen Reiches geführt hat, verſchiebe ich die nähere 
Darftellung anf einen ſpltern Zufanmen hang, und erwühne 
hier nur den Gegenſtand der Streitfrage im Allgemeinen. Schon 
ſeit längerer Zeit war von Kopenhagen aus Schritt auf Schritt 
geſchehen, um die alte ſtaatsrechtliche Verbindung Schleswigs 
mit Holſtein zu zerreißen und die völlige Einverleibung Schles⸗ 
wigs in das eigentliche Dänemark vorzubereiten. Man hatte 
das in den Herzogthümern ertragen, weil binnen Kurzem das 
Ausſterben des königlichen Mannesſtammes zu erwarten ftand, 
und dann nach der bisher nie bezweifelten Thronfolge die 
Herzogthümer an den nächſten Agnaten, den Herzog von Auguſten⸗ 
burg, Dänemark aber an die weibliche Linie fallen, und damit 
bie Hergogthümer jedes bänifehen Einfluffes ledig werden würden. 
Jetzt aber verkündete König Chriſtian feinen Unterthanen und 
der Welt durch einen offenen Brief, daß für Schleswig und 
vielleicht auch für einige Theile Holſteins die ſel be Erbſolge wie 
für Dänemark gelte. Sofort erhob ſich durch ganz Deulſch⸗ 
land ein gewaltiger Sturm. Hier zeigte ſich kein Unterſchied 
der Parteien. Die Conſewativen traten für das Erbrecht des 
Ag naten. die Liberalen für das Verfaſſungsrecht der Herzogthümer 
ein; die Demokraten forderten Achtung für den ſouverznen 
Willen des ſchleswig⸗holſteiniſchen Volkes. Allgemein war der 
Unwille, daß der Bundestag in feinem Beſchluſſe vom 16. Sep⸗ 
tember zwar alle Rechte Holſteins wahrte, dabei aber in üblicher 
diplomatiſcher Höflichkeit ſein Vertrauen zu dem hohen Rechtsſinn 
des dariſchen Königs ausſprach. Man wülhete über eine 
ſolche hündiſche Schweiftwebelei, und ganz unerträglich ſchien es, 
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daß die höchſte Behörde Deutſchlands fein Wort für Schleswig 
gefunden hatte. So kann es nicht bleiben, riefen jept auch die 
ſonſt gemäßigten Patrioten. 

In dieſer Zeit kamen nun in Berlin die Berathungen über 
die ſtändiſche Frage zum Abſchluß. Der König hatte die 
Commiſſion bedeutend erweitert, ſeinen Bruder Wilhelm, welcher 
damals den Vorſitz im Staatsminiſterium führte, ſämmtliche 
Miniſter, mehrere Generale hinzugezogen. Der Prinz Hatte 
ſchwere Bedenken; er ah ſehr deutlich, daß es nach der Gewalt 
der Dinge bei dem erſten Schritte auf dieſer Bahn nicht bleiben 
würde; er beſorgte, daß mächtige Reichsstände bei der im 
langen Frieden weit verbreiteten Abneigung gegen ſtehende Heere 
vielleicht durch Schmälerung der Geldmittel den Beſtand der 
preußiſchen Armee erſchüttern Könnten. Indeſſen erklärte ſich die 
große Mehrzahl der Mitglieder für die zwingende Nothwendigkeit 
der Maaßregel, und zuleßt erkannte fie auch der Prinz ohne 
Vorbehalt an. Mit ſeſtem Entſchluſſe hatte er damit feine Wahl 
für immer getroffen. „Ein neues Preußen“, ſagte er, „wird 
ſich bilden. Das alte geht mit der Publicirung dieſes Gefepes 
zu Grabe. Möge das neue ſo erhaben und groß werden, wie 
es das alte mit Ehre und Ruhm geworden ist“. Jedes Wort 
der Beſorgniß und Hoffnung, das er hier geſprochen, iſt zur 
Erfüllung gekommen. Das neue Preußen hat ihm zuerſi Lebens⸗ 
gefahr und Exil, und fpäter den ſchwerſten Kampf für feine 
Armer gebracht; dann hat er ſelbſt es zu einer ungeahnten Höhe 
der Macht und des Ruhmes emporgeführt. 

Wie unendlich wichtig wäre es nun geweſen, wenn der 
König, jetzt zur Entſcheidung gelangt, einen vollen und ganzen 
Entſchluß gefaßt hätte, einen Entſchluß, durch welchen eine raſche 
und warme Einigung mit dem bevorſtehenden Landtag erzielt 
worden wäre. Unſchäßbar hätte ein folder Bund der Krone 
mit der Auswahl der tüchtigſten und einflußreichſten Männer 
der Nation werden können, ein Felſen, an dem alle Wogen der 
aufgeregten Zeit zerſchellt wären. Welch eine Ausdehnung des 
preußiſchen Anſehens in Süd- und Mitteldeutſchland, welch eine 
Vorbereitung für die Wiedergeburt des deutſchen Bundes zu 
einem deutfchen Reiche! Und wahrlich, dies Alles wäre damals 
ohne große Opfer erreichbar geweſen, lediglich durch die rückhaltloſe 
Vollziehung der Geſetze von 1815 und 1820 unter großherziger 
Auslegung etwa unbeſtimmter Punkte. Aber der Phantaſie des 
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Königs ſchmeichelte wohl das Bild einer großen glänzenden 
Verſammlung von Fürſten und Grafen, ritterbürtigen Herren 
und ftattlichen Notabeln: jedoch für ihre Befugniſſe hielt er fi) 
unerſchütterlich, wie energisch auch fein bedeutendſter Miniſter 
auf die Unhaltbarkeit einer ſolchen Stellung hinwies, innerhalb 
der Linien ſeiner Doctrin. Den Unterthanen gebührt die 
Sicherheit von Perſon und Eigenthum, alſo auch ein gemiffes 
Maaß der Preßfreiheit, das Recht des Austritts ans einer ihnen 
fremd gewordenen Kirche, und — wobei der König die Ver⸗ 
heißungen von 1815 erweiterte — nicht bloß die Berathung, 
ſondern auch die Bewilligung neuer Steuern und Staatsanleihen, 
fo weit ſich dies mit der Sicherheit des Staats verträgt. Der 
Krone aber gehört die alleinige Entſcheidung über die Staats⸗ 
angelegenheiten, alſo über die Einnahmen aus den Domänen 
und den indirecten Steuern, über ſämmtliche Ausgaben des 
Staats, über die Geſetzgebung, jo weit fie nicht jene perſönlichen 
Rechte betrifft. Es iſt ein Act königlicher Gnade, wenn die 
Krone dabei die berathende Stimme des Landtags anhört, und 
Petitionen und Beſchwerden desſelben entgegennimmt. Um biefe 
erhabene Stellung gegen etwaige Übergriffe unantaſtbar zu 
machen, wird ſie den großen Landtag nur zur Bewilligung 
neuer Steuern und Anleihen, und ſonſt nach freiem königlichen 
Ermeſſen einberuſen, die übrigen Geſchäfte desſelben durch alle 
vier Jahre zuſammentrttende Ausſchüſſe der Provinzialſtande 
beſorgen laſſen, und die 1820 den Reichsſtänden zugemieſene 
alljührliche Cognition des Staatsſchuldenweſens einer kleinen 
Deputation des Landtags übertragen. Mit dieſen Beſtimmungen 
erſchien am 3. Februar 1847 das Patent, welches den Vereinigten 
Landtag, getheilt in die Herrencurie der Fürſten und Standes⸗ 
herren, und in die Curie der Ritter, Bürger und Bauern, auf 
den 11. April einberief. 

Es war kein Wunder, daß darauf ſtatt der erwarteten 
freudigen Dankbarkeit in allen Provinzen ein tiefes Mißvergnügen 
ſichtbar wurde. In vielen Punkten entdeckte man Abmin derung 
der in den alten, niemals aufgehobenen Geſetzen enthaltenen 
Verheißungen, und vor Allem erſchien in der Ablehnung jährlich 
wiederkehrender Landtage der förmliche Widerſpruch gegen das 
Gefep von 1820. Der König fand ſich bewogen, in feiner 
langen, wieder mit dem höchſten Pompe geſchmückten Thronrede 
dem Landtage den Standpunkt klar zu machen. Keiner Macht 
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der Erde, rief er, foll es gelingen, mich zu bewegen, bas natür⸗ 
liche Verhältniß zwichen Fürſt und Bolt in ein conventionelles, 
conſtitutionelles zu verwandeln, und nun und nimmermehr werde 
ich es zugeben, daß ſich zwischen unſern Herr-Gott im Himmel 
und dieſes Land ein geſchriebenes Blatt eindrängt, um uns mit 
feinen Paragraphen zu regieren und die alte heilige Treue zu 
erſehen. Nachdem er dann feinen Unwillen über die revolutionären 
und irreligiöſen Umtriebe der Zeit ausgeſprochen, gab er den 
Ständen die Erklärung, ſie ſeien deutſche Stände im alt⸗ 
hergebrachten Wortſinn, d. h. vor Allem und weſentlich Vertreter 
und Wahrer der eigenen Rechte, der Rechte der Stände, deren 
Vertrauen ſie entſendet; ſodann hätten ſie die Rechte zu üben, 
welche die Krone ihnen zuerkannt habe, den von dieſer geforderten 
Rath zu ertheilen, Bitten und Beſchwerden, ihrem Wirkungskreiſe 
entnommen, an den Thron zu bringen. Das aber fei ihr Beruf 
nicht, Meinungen zu repräſentiren, Zeit⸗ und Schulmeinungen 
zur Geltung zu bringen. Denn die Krone ſolle nach dem Geſetze 
Gottes und des Landes und nach eigener freier Beſtimmung 
herrſchen, aber könne und dürfe nicht nach dem Willen von 
Maloritäten regieren. 

Es gab ſehr wenige Männer in der Verſarnmlung, welche 
damals nach einer parlamentariſchen Regierung getrachtet hätten. 
Aber die große Mehrheit begehrte jährliche Parlamente und das 
volle Maaß der alten Verheißungen. Ihr erſter Act war eine 
Adreſſe an den Thron, welche die ſtändiſchen Rechte auf Grund 
der alten Geſetze wahrte. Der König war tief betroffen, wollte 
aber den Bruch ſogleich im Beginne des Werkes vermeiden, und 
ſtellte in Ausſicht, den Landtag vor dem Jahre 1851 wieder 
zu berufen. Dies half jedoch wenig. Er mußte erleben, daß 
feine Vorlagen über eine Einkommenſteuer und eine Eiſenbahn⸗ 
anleihe abgelehnt wurden, weil die Bewilligung vor unbedingter 
Anerkennung der ſtändiſchen Rechte von 1820 nicht möglich ſei. 
Nur mit großer Mühe wurden die Wahlen zu den, von der 
Mehrheit perhorrescirten Ausſchüſſen zu Stande gebracht. 
Während die Vertheidiger der königlichen Vorlage, an ihrer 
Spit die Herren von Manteuffel und von Bismarck⸗Schönhauſen, 
im Lande als Anhänger einer deſpotiſchen Geſinnung verdächtigt 
wurden, umgab eine brauſende Popularität die Führer der 
Oppofition, den pommeriſchen Grafen Schwerin, den Oſtpreußen 
Alfred von Auserswald, den weſffäliſchen Freiherrn Georg von 
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Vince, die Rheinländer Ludolf Camphaufen, Meviffen, Veckerath, 
Hanſemann, und ſelbſt Metternich gab ihnen das Zeugnis einer 
überaſchenden Tüchtigkeit und Gewandtheit, der ſich die Com⸗ 
miſſare der Krone nicht gewachſen gezeigt hätten. Aber wie dem 
auch ſei, für den König war der Verlauf des Landtags ein 
Fehlſchlng. Die Verhandlungen desſelben hatten die Liberale 
Erregung in alle Häuſer des Landes getragen und dem Könige 
den unverdienten Ruf abſolutiſtiſcher Unverbeſſerlichkeit eingebracht. 
Im übrigen Deutſchland waren die auf Preußen geſeßten Hoffe 
nungen zerronnen, und über alle Grenzen des Staats ergoß 
ſich aus Sachſen und Bayern, aus Baden und Darmfladt eine 
Fluth wilder Schmähungen der demokratischen Preſſe. Das 
Auſehen Preußens in Deutſchland und die Achtung vor dem 
Königthum waren gleich ſchwer geſchädigt. 

In derſelben Zeit brach in Bayern ein Sturm ganz anderer 
Art über die monarchiſche Autorität herein. König Ludwig I. 
hatte beinahe zehn Jahre lang dort mit dem ultramontanen 
Miniſterium Abel unter vielfachen Klagen der Proteſtanten und 
Deutſchkatholiken regiert. Im Jahre 1846 aber begannen dem 
ſelbſtherrlichen Fürſten die Leiſtungen der Partei ungenügend, 
die Ansprüche derſelben unbequem zu werden; es kam zum 
Bruch durch eine plötzliche Leidenſchaft des ſechzigfährigen Herrn 
für eine ſchöne, geiſtreiche und ſittenloſe Tänzerin, Lola Montez, 
eine Diva von ſehr unkirchlicher Geſinnung, deren Erhebung 
in den Grafenſtand deshalb Abel und feine Collegen nicht 
unterzeichnen wollten. Der König entließ die Miniſter und 
bildete ein liberales Cabinet. Darauf folgte ein toben des Auf⸗ 
bäumen der klerikalen Partei, welche die augenblickliche Gunſt 
ihrer Stellung als Vorfechterin ehrenhafter Sitte trefflich auszu⸗ 
beuten verſtand, und dabei auf bie bisher prunkend zur Schau 
getragene ultrarohaliſtiſche Geſinnung gründlich verzichtete Der 
alte Görres ſchrieb damals kurz vor feinem Tode: wenn der 
Geruch der Berweſung durch die Geſellſchaft hindurch geht, fo 
thun die Brunnen des Abgrundes ſich auf, und die Fluthen 
brechen über fie herein; in der Sprache der Menſchenkinder wird 
es eine Revolution genannt, in der Sprache der Überirdiſchen 
ift es eine Umwälzung nach dem Richtmaaß ewiger Ordnung. 
Dieſe überirdiſche Sprache wurde verſtanden. Gräfin Lola that 
das Jhrige, durch vielfachen Unfug den Zorn zu ſchüren. Ihr 
Haus wurde bedroht, der König ſelbſt beſchimpft, und endlich 
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durch immer wachsende Tumulte, unter ſchmunzelndem Zuschauen 
des Militärs, die Tänzerin zur Flucht aus dem Lande gezwungen. 
In der That war es nicht mehr die klerikale Partei allein, welche 
über das grobe Argerniß zürnte; die Entrüftung gegen den 
König hatte in München die geſammte Bürgerſchaft und die 
Univerſität ergriffen; überall in Bayern wandte man ſich mit 
bitterem Grolle von einem auf ſolche Art beſudelten Throne 
hinweg. 

Zugleich aber auch ſank die letzte, ſtets für unantaſtbar ge⸗ 
haltene Stüge des bis herigen Systeme, die Autorität des Fürsten 
Metternich, in immer tiefere Mißachtung. Wohl gaben ihm die 
drohenden Zeichen der Zeit Anlaß genug, ſich des Scharſblicks 
zu rühmen, mit dem er die Annäherung der ſoeialen Revolution 
vorausgeſagt habe. Die Frage war nur, ob ſeine ausſchließlich 
polizeilichen Gegenanſtalten anſtatt der politiſch erforderlichen 
Reformen die Gefahr abgehalten oder vergrößert, ob nicht feine 
Zurückveiſung der gebildeten und beſitenden Elaſſen von der 
thätigen Theilnahme am Staate fie ſelbſt in die Arme der No⸗ 
volution getrieben habe. Jetzt mußte er, mehr als 70 Jahre 
alt, es erfahren. In Ungarn hatte Ludwig Koſſuth ſeit 1842 
im Abgeordneten⸗Hauſe und in den Comitaten eine kräftige 
demoktatiſche Bewegung in das Leben gerufen; Metternich, ſonſt 
wenig in der innern Verwaltung beſchöſtigt, ſuchte 1847 durch 
eine ganze Reihe von Reformgeſetzen die Gährung zu beruhigen: 
es erging ihm wie dem preußiſchen König im Vereinigten Land⸗ 
tag; das vor zehn Jahren willkommene Angebot erſchien für die 
ftefig gewachsenen Anforderungen zu ſpät; die Agitation ging 
unauſhaltſam ihren Gang. Ja, auch auf dem eigentlichen Felde 
ſeiner geprieſenen Thätigkeit, in der auswärtigen Politik, erlebte 
der Staatskanzler ein Mißlingen nach dem andern. In ſeinem 
blinden Eifer, der focialen Revolution gegenüber zu erhalten, 
was eben beſtand, gleichviel ob es innerlich haltbar wäre, hatte 
er aller Orten, in Deutſchland und der Schweiz, in Italien 
und der Türkei, fi mit abſterbenden Meften der Vergangen⸗ 
heit verbündet, und die lebenskraftigen Keime der Zukunft nieder⸗ 
gehalten. Nun ging in der Türkei das Sultanat einer immer 
wachſenden Anarchie entgegen, während die gufſtrebende Rajah 
fi eng und enger an Rußland ſtatt an Oſterreich anſchloß. 
In Italien hatte 1846 der damals liberale Papſt Pius IX. das 
Banner der nationalen Unabhängigkeit erhoben; ſeitdem gährte 
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es in allen Staaten der Halbinſel; in Sicilien brach der offene 
Aufſtand los; die öſterreichiſche Herrſchaft in Toscana, Modena 
und der Lombardei ſah ſich der erklürten Feindſeligkeit des 
Volkes gegenüber, König Karl Albert von Sardinien verſtärkte 
ſein Heer, und wartete des günſtigen Augenblicks zum Angriff. 
Lord Palmerſton, längft mit Oſterreich unzufrieden, that Alles, 
die nationalen Gedanken in der ganzen Halbinſel zu ermuthigen. 
Endlich in der Schweiz ſtanden ſich ſeit 1843 die radicale und 
die jeſuitiſche Partei, von denen jene zugleich die Vertreterin 
einer Bundesreform im centraliſirenden Sinne, und dieſe die 
Bundes genoſſin des ſouveränen Cantönli⸗Geiſtes war, kampf⸗ 
gerüstet gegenüber. Es verſtand ſich, daß Metternich, unter Zur 
ſtimmung Friedrich Wilhelm's und Guizot's, auf alle Weiſe die 
jeſuitiſche Partei unterſtüzte. Er beantragte eine Conſerenz der 
fünf Großmächte über die Sache; Palmerſton ging bereitwillig 
darauf ein, that dann das Mögliche, die Verhandlung zu ver⸗ 
ſchleppen, und ſandte zugleich nach Bern die geheime Aufforde⸗ 
rung, ſchleunigſt ein Ende zu machen. Die Tagfagung, von 
den Radicalen beherrſcht, ſchlug hierauf ohne Zögern los; in 
drei Wochen waren die Can tone der jeſuitiſchen Partei übers 
wältigt, und die radicale Herrſchaft in der ganzen Eidgenoſſen⸗ 
ſchaft fetgeftellt. Eine fo arge Schlappe, in welcher Metternich 
als ber bis zur Lücherlichteit Geprellte bloßgeſtellt war, hatte 
der greife Staats lanzler noch nicht erlitten. Den deutſchen 
Radicalen aber erſchien der Triumph ihrer ſchweizer Geſinnungs⸗ 
genoſſen, die mit elenden Freiſchaarenzügen begonnen und mit 
einer großen nationalen Erhebung geendigt hatten, als ein 
leuchtendes Mufter für die von ihnen geplante Ummtzung. 
Nicht weniger kräftig wirkte auf die Vorkämpfer der deutſchen 
Einheit die augenfällige Analogie zzwiſchen dem deulſchen Parti⸗ 
cularismus und dem fetzt zerſchmetterten Cantönliweſen der 
Schweiz. Es wäre, meinten fie, Schmach und Schande, wenn 
die große deulſche Nation nicht vermöchte, was das kleine 
Schweizervolk glänzend durchgeführt hatte. Beide Gruppen 
gaben dieſen Gefinnungen noch während der Dauer des ſchweiher 
Parteikampfes beſtimmten Ausdruck. 

Am 12. September 1847 tagten zu Offenburg mehrere 
hundert freifinnige Badenſer unter der Leitung des hitzigen, 
eitlen, aber mit ſchwungvoller, wenn auch nicht gedankenreicher 
Veredtſamkeit begabten Abgeordneten Hecker, und nahmen mit 
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einſtimmigem Eifer ein von dem Journaliſten von Struve. einem 
kaltblütigen Fanatiker, entworfenes Programm an, welches die 
Abſchaffung der verhaßten Bundesgesetze von 1819 und 1832 
forderte und dann weiter beantragte: unbeſchränkte Preßfreiheit, 
unbedingte Neligionsfreiheit, Vereins⸗ und Verſammlungs⸗ 
recht, Becidigung des Militärs auf die Verfaſſung, Volksvertre⸗ 
tung beim Bunde, Erſetzung der ſtehenden Heere durch Volks⸗ 
bewaffnung, progreſſive Einkommenſteuer ftatt der bisherigen 
Beſteuerung, Unterſtützung der Arbeit gegen das Capital, Ge⸗ 
ſchworenengerichte, Abschaffung aller Vorrechte, Erſezung der 
Beamten durch Selbſtregierung des Volkes. Es ſehlte zur Ver⸗ 
kündigung der ſocialen Republik nichts weiter als der Name; 
die Sache war vollſtändig gegeben. 

Von grundverſchiedenem Charakter war eine andere Ver⸗ 
ſammlung, welche am 10. October 1847 in Heppenheim an der 
Bergstraße Statt fand. Es waren Notabilitäten der conſti⸗ 
tutionellen Partei, Römer aus Württemberg, Heinrich von Gagern 
aus Heſſen⸗Darmſtadt, Hergenhahn aus Naſſau, Hanſemann 
und Meviſſen aus Preußen, Mathy, Baſſermann, von Soiron 
aus Baden, dazu auch noch der Führer der badischen Mabicalen, 
von Izſtein. Hier beſchränkte ſich die Verhandlung auf das 
Begehren eines deutſchen Parlaments. Die Meiſten waren der 
Anſicht, ein ſolches ſei dem Bundestag beizuordnen. Da erhob 
Ai; Mathy und führte aus, bei einem völkerrechtlichen Bunde 
ſouveräner Staaten ſei weder an ein gemeinſames Parlament, 
noch an eine gemein ſame Regierung zu denken; ein Parlament 
aber ohne eine Regierung ſei ein politiſches Unding. Er be⸗ 
antrag te alſo, ein Parlament und eine Regierung für die im 
Zollverein unter Preußens Leitung verbündeten Staaten zu 
fordern, und auf eine wirkſame Unterftühung Gagern 's pflichtete 
die Verſammlung dem Antrage bei. Weiterhin aber fand man 
doch, daß das Wort Zollvereinsparlament für die Volksmaſſen 
der zündenden Kraft entbehre, und fo begründete Baſſermann 
am 12. Jebruar 1848 in der badiſchen Kammer mit hinreißender 
Beredtſamkeit den Antrag auf Berufung eines deutſchen Parla⸗ 
ments neben dem Bundestag. Die Kunde davon ging raſch 
durch alle deutſchen Lande und wurde überall als die dringend ſte 
Loſung für die Zukunft mit rauſchendem Beifall aufgenommen. 
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In zahlloſen deutſchen Herzen ſtand, wie wir ſahen, die 
Überzeugung feſt, daß es „fo nicht bleiben könne.“ Bei dem 
Tode Louis Philippe's erwartete man eine neue Revolution in 
Frankreich: dann würde auch in Deutſchland „Raum für den 
Flügelſchlag freier Seelen", unb bie deutſche Einheit mit kühnem 
Handeln verwirklicht werden. Das Signal zur Erhebung kam 
überraſchend früh: am 24. Februar 1848 wurde in Paris der 
König verjagt, und die demokratiſche Republik ausgerufen. Nun 
galt es, zu zeigen, wie ſtark und ausgebildet der nationale 
Gedanke in Deutſchland war. In verſchiedenen Zeiten war er 
auſgeleuchtet und dann wieder gründlich unterdrückt worden. 
Nach langem Schlummer erhob er ſich jetzt mit jugendfriſcher 
Kraft, mit allem Enthuſiasmus und aller Unerfahrenheit der 
Jugend. Es war, als wäre über das ganze deutſche Volk ein 
Tag akademiſches Rauſches angebrochen. 

Die Wirkung der Pariſer Kataſtrophe war in Deutſchland 
betäubenb für die Regierungen, zündend für die Volksmaſſen, 
beides in einem Maaße, von dem es nach einem Menſchenalter 
ſchwer iſt, ſich eine Borſtellung zu machen. Damals waren die 
Erinnerungen an 1793 und 1830 noch lebendig; niemand zweifelte 
an dem Gifer und der Unwiderſtehlichkeit der franzöſiſchen 
Revolutions⸗Propaganda; man meinte den Sieg der com⸗ 
muniſtiſchen Demokratie in Paris und die Zerreißung aller 
Grenzen durch die republikaniſchen Banden vor Augen zu fehen. 
Bereits waren Öfterreich® Hände mit italienischen und ungeriſchen 
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Wirren belaſtet; der König von Preußen rief vergeblich England 
an, durch einen feften Bund mit den drei Oſtmächten den gott» 
loſen Radicalismus auf das franzöſiſche Gebiet zu beſchränken. 
die übrigen deutſchen Höfe aber ſchlug ihr Gewiſſen, zu wie 
elendem Stand fie durch Knauſerei und Souverünitätsſchwindel 
die Waffenacht des deutſchen Bundes herabgebracht hatten. Um 
ſo krampfhafter klammerten ſie ſich an die letzte Planke der 
Rettung, an die Liebe und Treue ihrer Unterthanen. Leider 
aber bot den Meiften ihr Bewußtſein auch an dieſer Stelle 
feinen vollſtändigen Troſt; bei allem gemeinnützigen Streben 
hatten ſie doch nach Metternich's Winken dreißig Jahre lang 
ihren Völkern die politiſche Freiheit verſagt oder verkümmert: 
und nun brach plötzlich die Fluth der Forderungen aus allen 
Punkten des Bodens, aus allen Schichten der Geſellſchaſt über- 
wältigend über fie herein. 

berall waren es die Politiker des Bürgerthums, welche, 
wie fie bisher in den Kammern und Zeitungen die Oppofition 
geführt, jezt das Signal der Bewegung gaben. Alle Elemente 
der bürgerlichen Geſellſchaft, Kaufleute und Fabritanten, Arzte 
und Advocaten, Profeſſoren und Lehrer, Rünftler und Schriftsteller, 
und nicht zum wenigſten eifrig ein großer Theil der Beamten 
ſchloſſen ſich ihnen mit Begeiſterung an. In dieſen Kreiſen 
ſtanden in erſter Linie die Forderungen der nationalen Einheit, 
alſo zunächſt eines deutſchen Parlaments, und daneben der 
Freiheit der geiſtigen Bewegung, alſo die Begehren der freien 
Preſſe und des freien Vereind- und Verſammlungsrechts. Aber 
auch die Maffen der arbeitenden Bevölierung ließen ſich nicht 
lange erwarten: die Verkündigung, daß das Volt souverän ſei, 
daß alle Menſchen gleiche Rechte haben, daß die Laſt der Steuern 
und des Kriegsdienſtes aufhören, daß der deutſche Mann fortan 
ein freies Leben voller Wonne führen und zur Sicherung dieſer 
Herrlichleit Schwert und Büchſe erhalten folle — riß auch fie 
unwiderſtehlich mit ſich fort. 

Die Bewegung begann ſchon am 28. Februar im deutſchen 
Süden, und ſeßte ſich dann mit reißender Schnelligkeit zunüchſt 
über alle Mittel- und Kleinſtaaten fort. Der Hergang war 
überall derſelbe. Große Volksverſammlungen erklärten die 
Forderungen der Zeit: Gewährung jener Freiheitsrechte. Bes 
rufung des deutſchen Parlaments, Einrichtung der Bürgerwehr 
oder der Volrsbewaffnung, vor allem aber Übertragung der 
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Dinifteritellen an liberale Vertrauenstmänner. In gewaltigen 
Sturmpetitionen, zuweilen mit laͤrmendem Straßenunſug begleitet, 
wurden dieſe Gebote des freien Voltes unter ſchweren Drohungen 
für den Fall der Ablehnung den regierenden Fürſten vorge⸗ 
tragen. Zu blutigen Gewaltthaten kam es an feiner Stelle, 
da bei der impoſanten Einmüthigteit der Maſſen leine Regierung 
Widerstand wagte, und ſehr bald die bisherigen Führer der 
Oppoſition aller Orten die Miniſterſeſſel einnahmen. Die ſocialen 
Begehren der Handwerker auf Schutz gegen die überlegene Con⸗ 
currenz der Fabriken, der Arbeiter auf größere Theilnahme an 
dem Gewinn der Fabrikanten, der Landleute auf freie Jagd, 
Windfall und Laubſtren wurden durch Hinweis auf die kommende 
volkstümliche Geſetzgebung beſchwichtigt; nur in einzelnen 
Standesherrſchaſten führte der Grimm der Bauern über den 
bisher erlittenen Druck zu tumultuariſcher Zerſtörung der Herren⸗ 
file. Bor Allem rührte ſich der Abſchen gegen die bisherige 
Polizei und deren regelloſes Verfahren. Keine Willkür mehr, 
riefen die Gemäßigten, überall ſteenge Beobachtung der Geſetze. 
Keine Geſetze mehr, erſcholl es bei den Entſchiedenen, jedes 
Geſetz beſchrünkt die Freiheit. Ein unauffaltfamer Strom 
idealer und gemeiner Leidenſchaſten trieb die Maſſen vor ſich 
her: mit einem Schlage war in einem Drittel von Deutſchland 
ein Zuſtand völliger Anarchie vorhanden, in der keine Behörde 
mehr zu beſehlen oder zu verbieten ſich getraute, und das Wort 
Obrigleit überall vergeſſen war. Die Bewegung hielt ſich, bei 
dem Mangel jedes Widerſtandes, einſtweilen in einer leidlichen, 
nicht ſelten heitern Gemüthlichteit; jeder that, was er mochte, 
ohne die Abſicht, Andere zu ſchädigen; hier und da zeigte es 
ſich freilich ſchon jetzt, daß bei längerer Dauer einer ſolchen 
Zügelloſſigkeit die Mafſen raſch in immer tiefere Verwilderung 
hinabſinten, und dann jeder nichtsnutzigen Demagogie auch auf 
ſchmußige und blutige Wege bereitwillig folgen würden. 

Die Führer waren einſtveilen im vollen Hochgenuß des 
Sieges; getragen von einer noch durch keine Parteiſpaltung 
getrübten Volksgunft, thaten fie einen bedeutenden Schritt vor⸗ 
würts zur Erreichung des nationalen Ziels. Ein und fünfzig 
einflußreiche Männer, meiſt aus dem deutſchen Süden und 
Weſten, zwei Preußen, ein zufällig anweſender Oſterreicher, 
traten am 5. März in Heidelberg zur Berathung der zunächſt 
dringendſten Maaßregeln zufammen. Hier waren nun die 
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Genoſſen von Offenburg und von Heppenheim vereinigt, und 
der Gegenſaz lam auf der Stelle unverſöhnlich zu Tage. Nicht 
mehr über Zollparlament oder Bundes parlament, über Klein⸗ 
deutſchland oder Grofdeutfgland wurde geſtritten; es handelte 
fi) um die ſociale Demokratie oder die monarchiſche Form des 
deutſchen Nationalſtaats. Mit geräuſchvoller Heftigkeit beantragten 
Hecker und Struve die ſofortige Ausrufung der deutſchen Re⸗ 
publik. Heinrich von Gagern, ebenſo feurig wie Hecker und 
ebenſo wuchtig wie Struve, trat ihnen entgegen: nicht die 
Republik, ſondern ein deutſches Kaiſerthum müſſe die Loſung 
fein, Eine Berftänbigung zwiſchen dieſen beiben Begehren gab 
es nicht; in dem Wunſche, die Spaltung ſo lange wie möglich 
zu verbeden, beſchloß man, die Entſcheidung der Zukunft zu 
überlaſſen, und für jetzt alle Kraft auf die ſchleunige Berufung 
des deutſchen Parlaments zu vereinigen. Ein Aus ſchuß von 
fieben Mitgliedern follte Vorſchläge über deſſen Wahl und Ein⸗ 
richtung ausarbeiten, und dann eine größere Verſamnilung 
deutſcher Vertrauenzmünner zur Förderung des Werkes ein⸗ 
berufen. 

Gagern, der inzwiſchen leitender Minifter in Darmſtadt 
geworden, eilte dorthin zurüd; ſtets erfüllt von dem in Heppen⸗ 
heim geäußerten Gedanken. daß ein Parlament ohne die Leitung 
durch eine Megierung nichts tauge, kam er mit feinem Bruder 
Mar überein, daß dieſer als Geſandter von Naſſau, durch einen 
heſſiſchen General unterftüßt, möglichſt viele Höfe für die Bildung 
einer interimiſtiſchen Centralgewalt gewinnen möge. Der badiſche 
Hof ſchloß ſich auf der Stelle an, der König von Württemberg 
folgte unter der Erklirung, nur Preußen könne die Leitung 
übernehmen, borausgeſetzt, daß es ſich zu dem conſtitutionellen 
Syſtem bekenne. In München, wo König Ludwig durch demo⸗ 
Tatiſche Unruhen ſchwer bedrängt war, wollte man ſich auf bie 
Frage nicht einlaſſen, um ſo eifriger griff in Dresden der neue 
Miniſter von der Pfordten zu. Aus den verſchiedenen Berathungen 
entſtand ein Programm, welches in wenigen kurzen Sätzen die 
vollſtändige Skizze einer künftigen Reichsverfaſſung enthielt: ein 
Oberhaupt mit verantwortlichen Minſſtern, ein Senat der Einzel⸗ 
ſtaaten, ein Volkshaus mit Abgeordneten von je 70000 Seelen, 
überweiſung des Heerweſens, der Diplomatie, der Handels⸗, 
Zoll⸗ und Verkehrs ſachen an dieſe Reichsgewalt, ein Bundesgericht, 
Berbürgung der volksthümlichen Freiheitsrechte. Damit eilten 
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dann Vertreter der genannten Höfe zur entſcheidenden Stelle, 
nach Berlin. 

Gleichzeitig nahm auch der Siebener⸗Ausſchuß dieſes Pro⸗ 
gramm an, und lud am 11. März alle deutſchen Stände⸗Mitglieder 
und fonftige Notabeln auf den 31. nach Frankfart zur Berathung 
der deutſchen Parlaments⸗Verfaſſung ein. Zu bindenden Be⸗ 
ſchlüſſen hatte eine ſolche Verſammlung weder Auftrag noch 
Rechtstitel. Aber wie die Dinge lagen, war die Hoffnung 
begründet, daß gegen ihre Meinungsäußerung kein Menſch einen 
Widerſpruch wagen würde. Und in dieſem Augenblick traten 
Creigniſſe ein, welche den Geſichtskreis ſolcher Erwartungen 
fofort in ungeahnte Weite auszudehnen ſchienen. 

Am 13. Mürz geſchah das Erſtaunliche, das Unerhörte, 
daß die Regierung einer europaiſchen Großmacht, dieſelbe Re⸗ 
gierung, die bisher der Quell und der Hort der deulſchen Rrac- 
tion geweſen, daß die Regierung des Fürſten Metternich in ſich 
zuſemmenſtürzte, ohne Rampf, wie die Machthaber von Schwarz⸗ 
burg⸗Sondershauſen und Anhalt⸗Deſſau, vor einem lärmenden 
Ausdruck des Volkswillen. Einige kurze Straßentumulte, die von 
den Truppen ohne Mühe unterdrückt wurden, einige Pöbelexteſſe 
in ben Vorftäbten, die nach unbedeutender Plünderung von 
ſelbſt erloſchen, daneben eine Deputation der Wiener Studenten 
und eine andere der niederöſterreichiſchen Stände: das reichte 
hin, den Erzherzogen und Miniſtern die Norhwendigkeit des 
Nachgeben und der Entlaſſung Metternich s anſchaulich zu 
machen. Das Wort des Räthſels war eben kein anderes, als 
daß Etzherzoge und Miniſter der langen Dietatur des ſtets 
lehrhaften Staats mannes, der doch in letzter Zeit überall Fehl; 
ſchläge erlitten, gründlich müde geworden waren, und gerne den 
Anlaß zu feiner Beſeitigung ergriffen. Nicht ohne Würde legte 
der alte Fürſt fein Amt nieder, und nun erſt wich die bisherige 
Verwaltung aus allen Fugen. In erſchreckender Weiſe zeigte 
ſich dann, wie wenig geiſtige Kräfte unter Metternich s langer 
Verwaltung in Öfterreich herangewachſen waren. Mit feinem 
Ausſcheiden wurde das Staatsſchiff ſteuerlos, und trieb eine 
geraume Weile vor den wechselnden Stürmen ſchwankend dahin. 
In Wien ſtand, nachdem am 14. März die Truppen die Stadt 
derlaſſen hatten, Hof und Regierung unter dem Schuhe, und 
damit zur Verfügung einer ſchlaffen Bürgerwehr und einer radi⸗ 
ealen Studentenmaſſe. Es dauerte bis zum 20. März, ehe es 
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unter dem Vorſitz des Grafen Ficgquelmont zu der Bildung 
eines neuen Cab inettes lam. In der Lombardei und in Venedig 
erhob ſich die nationale Empörung, fand Zuzug aus ganz Italien 
und bald Unterſtützung durch die ſardiniſche Armee. Ungarn 
ſtand dicht vor dem Ausbruch der Revolution; es gährte in 
den ſlaviſchen Provinzen, vor Allem in Böhmen; in den heute 
ſchen Kronlanden erhoben ſich die Bauern gegen die Gutsherrn, 
und die Bürger wollten von Polizei und von Steuern nicht 
mehr reden hören. Ob nach drei Monaten ein Oſterreich noch 
eriftiren würde, erſchien eine ſchwer zu beantwortende Frage. 

In anderer Weiſe tam es zu einem ähnlichen Umſchwung 
in Preußen. 

König Friedrich Wilhelm war gleich von einer erſten Nüd- 
wirkung der Revulution höchſt empfindlich, wenn auch nicht an 
einer für den Staat gefährlichen Stelle, getroffen worden. Noch 
im Februar hatte eine demckrafiſche Partei in dem von ihm 
hochgeliebten schweizer Fürſtenthum Neuenburg, von Freiſchaaren 
der Nachbarcantone unterſtützt, in einem raſchen Putſch die 
Herrschaft gewonnen und die Verbindung mit Preußen zerriffen. 
Der König war im tieſſten Herzen entrüſtet, mußte ſich aber 
zur Zeit mit einem unfruchtbaren Proteft bei der Eidgenoſſen⸗ 
ſchaft begnügen. Um fo lebhafter fand er in den deutſchen 
Ereigniſſen Antrieb, auf dem Wege deutſcher Bundesreform 
krüftig voranzugehen. Einer feiner vertrauteſten Freunde, 
General von Rabowiß, hatte ſchon am 20. November 1847 die 
tönigliche Zuſtimmung zu einer Denkſchriſt erhalten, worin dem 
Bundestag die Schöpfung einer beſſern Kriegsverfaſſung, die 
Einſetzung eines Bundesgerichts, die geſammte Geſetzgebung 
über Handels-, Zoll- und Verkehrsweſen zugewieſen, und in all 
dieſen Fragen Mehrheitsbeſchluß an die Stelle der bisher noth⸗ 
wendigen Einftimmigkeit geſeht wurde. Daß eine ſolche Steigerung 
der Macht des alten Bundestags ohne eine gründliche Um⸗ 
formung desſelben für Preußen und den Zollverein den poli⸗ 
tiſchen Selbſtmord bedeutet Hätte, ſcheint troß aller Erfahrungen 
Hordenberges und Gernſtorff' weder dem Könige noch feinem 
Rathgeber klar geworden zu ſein. Am 1. Mürz wurde Rado⸗ 
witz mit entſprechenden Vorſchlägen nach Wien gefandt. Unter 
dem Dröhnen der deutſchen Bewegung fand er günſtige Auf⸗ 
nahme; aber ehe der Antrag praktiſche Folgen haben konnte, 
wurde er durch die reißenden Fortſchritte der Revolution voll⸗ 
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ſtündig überholt. Schwer beſorgt meldete der General, daß 
jet auch der König von Bayern den verhängnißvollen Gedanken 
eines beutfchen Parlaments genehmigt habe, und daß bei der 
österreichischen Regierung alle Faſſung verloren fe. In Preußen 
aber war in der Rheinprovinz und in Weſtfalen, in Oſtprenßen 
und Schleſien die Stimmung des Volkes dieſelbe wie in den 
kleineren Staaten, und in Berlin entwickelte ſich nit dem Anfange 
des März eine radieale Aufregung der Maſſen mit täglich an⸗ 
ſchwellender Energie. Große Volksverſammlungen begannen 
vor der Stabt, zu Hunderten, bald zu Tauſenden, mit feurigen 
Freiheitsteden und muſchenden Beſchlüſſen; bald gab es Auf⸗ 
läufe in allen Straßen, Verjagung der einſchreitenden Polizei, 
bluligen Streit mit dem anrückenden Militär. Begreiſlicher 
Weiſe hatten alle Anarchisten Europas ihre Aufmerkfamleit auf 
Berlin gerichtet; denn für ihr Streben war die preußiſche Monarchie 
der gefährlichſte Gegner, gerade weil fie nicht bloß innerlich 
ſtärker, ſondern auch zu Reſormen geneigter als Oſterreich war. 
So führten Tag für Tag die Eifenbafnen fremden Zuzug, be⸗ 
ſonders Rheinländer und Polen, in großen Haufen nach Berlin; 
am 15. März erſchienen die erſten Verſuche im Barrikadenbau; 
am 16. mußte die Truppe zur Freihaltung der Straßen von 
der Schußwaßfe Gebrauch machen. Der König, welchem das 
Vergießen von Bürgerblut ebenſo abſcheulich war wie eine 
Demüthigung feiner Macht, beſchlaß, die Gährung durch Ente 
gegenkommen auf nationaler Grundlage zu füllen. In der 
Nacht auf den 18. zeichnete er ein Patent, worin er faſt ganz 
dieſelben Sätze wie jenes Gager ſche Programm auftellte, nur 
daß er kein Bundes oberhaupt begehrte, ſondern ſich mit einem 
Bun desfeldherrnthum begnügte, und den Vereinigten Landtag 
auf den 2. April zur Berathung und Fortbildung der preußi⸗ 
ſchen Verfaſſung einberief, zugleich auch durch ein beſonderes 
Geſetz in Preußen die Cenſur aufhob. Auf die Kunde von 
dieſen Conceſſionen war am Vormittag des 18. März der Platz 
vor dem Königsſchloſſe mit vielen tauſend Menſchen erfüllt, 
welche den Monarchen Anfangs mit jubelndem Danke begrüßten; 
allmählich aber änderte die Maſſe ihr Aus ſehen; Proletarierhaufen 
riefen, das Alles helfe ihrer Not nicht; Andere begehrten den 
Abzug der Truppen, und eine Bande verſuchte, in ein Portal 
des Schloſſes einzudringen. Da befahl der König, den Platz 
zu fäubern; auf jeder Seite desſelben ging darauf eine Com- 
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pag nie Infanterie vor, in der Mitte ritt eine Schwadron Dra⸗ 
goner, im Schritt mit eingeſteckter Waffe. Sofort erneuerten 
ſich die Stenen der frühern Tage; das Volk warf ſich ſchimpfend 
und drohend den Dragoner entgegen, fo daß die Pferde un⸗ 
ruhig wurden, und einzelne Reiter zur Vertheidigung die Säbel 
zogen. Zufällig entluden ſich die Gewehre von zwei Grena⸗ 
dieren, das eine durch Ungeschick des Soldaten, das andere 
durch den Schlag eines Arbeiters auf den Hahn: die Kugeln 
gingen harmlos in die Luft, und überhaupt wurde lein Menſch 
auf dem Plaße geschädigt. Aber gleich nach dem Knall der 
Schuſſe ſtob die Volksmenge auseinander; und wie ein Laufe 
feuer ging der Ruf: Verrath, Mord, Waffen, Barriladen, durch 
alle Straßen; es hieß, die Dragoner hätten eingehauen, die 
Grenadiere durch eine Bataillon sſalbe ganze Maſſen wehrloſer 
Bürger nieergeſtreckt: barob allgemeine Entrüſtung; namentlich 
die Jugend, Studenten, Geſellen, Fabrikarbeiter warfen ſich mit 
wilder Begeiſterung in den Kampf; durchwetz war die Sympathie 
der Bevölkerung auf ihrer Seite. So wuchſen in allen Quar- 
tieren zahlloſe Barritaden wie durch einen Zauberſchlag in bie 
Höhe; in wenigen Stunden war ganz Berlin ein einziges, 
wvolutionfixes Heerlager. 

Der Oberbefehlshaber der Truppen, General von Prittwitz. 
war vom erſten Augenblick an der Anſicht, daß ſeine 12000 Mann 
ſtarke Streitmacht nicht zahlreich genug ſei, um die ganze weite 
Stadt zu beſetzen. Er beſchloß demnach, den wichtigſten Theil 
derſelben, einen Kreis um das Schloß von etwa drei Kilometern 
im Durchmeſſer, einzunehmen; wenn dann aber die Unterwerfung 
noch nicht erfolge, die Stadt zu verlaſſen, und durch Blokade 
und Beſchießung von Außen die Ergebung zu erzwingen. Den 
erſten Theil dieſes Planes führte er in einem achtſtündigen Kampfe 
während der mondhellen Nacht mit vollem Erfolge durch. Seine 
Fortſchritte vollzogen ſich langſam, nicht wegen der Stürke des 
Widerſtandes, der nur an einzelnen Punkten harte Anſtren gung 
und fühlbare Opfer forderte, ſondern in Folge der Stimmung 
des Königs, der in feinem Innern entſeht über den Ausbruch 
eines ſolchen Kampfes mit ſeinem Volke, bald bitterlich weinte. 
bald in dumpfe Apathie verſank, ſtets nur die Erlaubniß zur 
Eroberung eines einzelnen Poſtens, zur Einnahme einer ein⸗ 
zelnen Straße gab, dann erſt auf lange Vorstellungen die Voll⸗ 
macht zu weiterem Vorrücken ertheilte. Abends neun Uhr empfing 
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er den Freiherrn Georg Winde, welchen der Minifter Bodel⸗ 
ſchwingh zur Berathung der künftigen Verfaſſung nach Berlin 
berufen hatte; dieſer ſtellte ihm die Geſahren eines längern 
Rampfes und der dann wachſenden Erbitterung des Volkes vor; 
man möge alſo die Angriffe auf die Barrikaden einſtellen, und 
die Truppen um daß Schloß concentriren. Der König entließ 
ihn, ohne ſich ſelbſt über die Frage auszusprechen. Einen ge⸗ 
wiſſen Eindruck aber hatten Vincke s Worte auf ihn gemacht: 
gegen Mitternacht ertrug er das Toben des Straßenkampfes 
nicht länger: er ließ den General von Prittwitz kommen, ſprach 
ihm ſeinen Abſcheu gegen weiteres Blutvergießen aus, und gab 
ihm den Befehl, die gewonnene Stellung zu behaupten, weitere 
Feindſeligkeiten aber nicht zu beginnen. Gleich nachher entſchloß 
er ſich, den erſten Schritt zum Frieden zu thun, und ſchrieb 
ſelbſt eine Proclamation an „meine lieben Berliner“, worin er 
den Abzug der Truppen berhieß, fobald die Bürger die Barri⸗ 
taden weggeräumt Hätten. Darauf kam am Morgen des 19. Mürz 
eine Deputation der Bürger nach der andern, mit der Erörterung, 
das umgekehrte Verfahren konne allein zum Ziele führen; die 
Niederlegung der Barrikaden ſei unmöglich, fo lange der Anblid 
der Truppen die raſende Wuth des Volles lebendig erhalte; 
wenn erſt die Truppen abgezogen ſeien, werde ſogleich der geſeßz⸗ 
liche Zustand durch die Bürger felbft geficert werden. Nach 
langem Sträuben und Schwan len ließ ſich trotz des entſchiedenen 
Widerſpruchs des Generals von Prittwip und des Prinzen von 
Preußen der König endlich den verhängnißvollen Befehl durch 
den an Bodelſchwingh's Stelle zum Miniſter ernannten Grafen 
Arnim⸗Boytzenburg entreißen. Die Truppen räumten die Straßen, 
ſtellten ſich zuerſt nach dem Wunſche des Prinzen in der nächſten 
Umgebung des Schloſſes auf, und rückten bald nachher auf 
Befehl des Generals in ihre Caſernen ab, wurden aber fofort 
von höhnenden und ſchmühenden Haufen bewaffneter Proletarier 
begleitet, und die weit von einander liegenden Caſernen in der 
Nacht und am Morgen fo ernſtlich bedroht, daß Prittwitz, da 
nun einmal nicht mehr gekämpft werden ſollte, es auf ſich nahm, 
ſämmtliche Regimenter aus der Stadt hinwegzuführen. Für 
den Augenblick war alſo die Revolution die Herrin in Berlin 
wie in Wien J). 


9) zl. meine Abhandlung „aus den Berliner Märgtagen“ in der 
Oftoriſchen Zeiiſcriſt. Band 69, ©. 428 
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Wie gewöhnlich in ſolchen Stillen zeigte ſich ſogleich, daß 
die ruhigen Bürger nicht ſo raſch im Stande waren, ihre Ver⸗ 
heißungen von Ruhe und Ordnung zu erfüllen. Noch an dem⸗ 
ſelben Tage wurde der König von den Barrikabenhelden auf 
das Schmählichſte infultirt; gegen den Thronfolger, den Prinzen 
von Preußen, wurde das Volk durch das völlig grundfoje Vor⸗ 
geben, er habe am 18. die Befehle zum Blutvergießen gegeben, 
in ſolche Muth hineingehetzt, daß der Fönig den Bruder zu 
deſſen perſönlicher Sicherheit nach England wegſchickte. Indeſſen 
wurde zur allmählichen Herſtellung der Ordnung mit der Bil⸗ 
dung und Bewaffnung einer Bürzerwehr begonnen, das alte 
Miniſterium entlaffen, und unter dem Vorſiß des Grafen Arnim⸗ 
Boytzenburg, dem bald nachher der Führer der rhein iſchen Liberalen, 
Ludolf Camphaufen, folgte, zwei hervorragende Mitzlieder des 
Vereinigten Landtags, Herr Alfred von Auerswald und Graf 
Schwerin, in das neue Cabinet berufen. Das auswärtige Amt 
übernahm Freiherr Heinrich von Arnim, bisher Geſandter in 
Paris, ein geiſtreicher Mann von größerer Kühnheit als Umſicht, 
längſt erfüllt von Berdruß über die Schmählichkeit der preußi⸗ 
ſchen Diplomatie des alten Syſtems, und ſehr entſchloſſen, in 
der neuen Heit eine neue Thatkraft zu zeigen. Sein Eintreten 
hatte ſogleich höchſt bedeutende, freilich aber auch höchſt bedenk⸗ 
liche Folgen. 

Es möchte ſchwer fein, die wechselnden Stimmungen, welche 
den Geiſt des Königs in diefen Tagen bewegten, entſprechend 
zu ſchildern. Die furchtbaren Dinge, die er ſoeben erlebt, hätte 
er noch vor wenigen Wochen ſchlechthin undenkbar gehalten. 
Er ſah darin das Werk der europiiſchen Schuftenſchaft, den 
Ausbruch einer tiefangelegten heirntückiſchen Verſchwörung, das 
Erzeugniß einer ſataniſchen Macht. Er war zugleich tief gebeugt 
und höchſt aufgeregt; feine heiligſten Gefühle waren verwundet, 
feine liebſten Ideale durch den Schmutz geſchleift: niemals in 
feinem fpätern Leben hat er die Eindrücke dieſer Monate ver⸗ 
wunden. Wohin er blickte, meinte er eine bald liederliche, bald 
gefährliche Anarchie, und unter ſchrwacher Verhüllung die feiß 
zum Schlage ausholende Empörung zu ſehen. Die Maſſe red⸗ 
licher Geſinnung und idealer Begeifterung, die neben dieſer 
Wühlerei im Volke pulſirte, erkannte er nicht oder traute ihr 
weder Kraft noch Klarheit zu. In und für Preußen war zu⸗ 
nüchſt nichts zu thun, als das ſchlimmſte Unheil zu vermeiden. 
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Das Einzige, was unter biefen trüben Umſtänden feinen Sinn 
erfriſchte, und eine Ausſicht auf ſchöpferiſches Wirken zu eröffnen 
ſchien, war ſein Streben für die deutſche Sache. Hatte er früher, 
Metternich gegenüber, feine Wünſche in dem Rahmen der alten 
Bundesverfaſſung festgehalten, und erſt nach Metternich 3 Sturz 
in Wien eine ſtändiſche Vertretung am Bundestag vorgeſchlagen, 
ſo ging er ſeitdem allmählich über alle Schranken hinaus und 
erfüllte feine Phantaſie mit glänzenden Bildern von der Wieder⸗ 
herſtellung des heiligen römiſchen Reiches in feiner ganzen Pracht. 
Er war alſo völlig bereit, als Arnim ihn anregte, die Auf⸗ 
merlfamfeit des Volkes von den innern Fragen hinweg eben 
auf bie deutſche Sache zu lenken. Eine enthuſiaſtiſche, aber von 
unbedachten Morten nicht freie Proclamation vom 21. März 
erklürte: „Rettung aus unſern Gefahren kann nur aus der 
innigſten Vereinigung der deutschen Fürſten und Völker unter 
Einer Leitung hervorgehen. Ich übernehme heute dieſe Leitung 
für die Tage der Gefahr. Mein Volk. das die Gefahr nicht 
ſcheut, wird mich nicht verlaffen, und Deutſchland wird fd mir 
mit Vertrauen anſchließen. Ich habe heute die alten deutſchen 
Farben angenommen, und mein Volk unter das ehrwürdige 
Banner des deutſchen Reiches geſtellt. Preußen geht fortan in 
Deutſchland auf!“ rr ſichtbaren Bethätigung dieſes Pro⸗ 
grammes machte er, von Miniftern und Generalen, Bürgern 
und Studenten umgeben, fie Alle mit ſchwarz-rolh-goldenen 
Binden geſchmückt, einen feierlichen Umritt durch die Straßen 
Berlins und verkündete in mehreren Anreden an die Bevöllerung 
die neue deutſche Zeit. 

Viele Männer altpreußiſches Sinnes fanden dieſen Aufzug 
mehr würdelos als ergreifend. Jedenfalls aber mußte man nach 
ihm ein raſches und thatkräftiges Vorgehen des Königs erwarten, 
und die noch an demſelben Tage erfolgende Ankunft des jüngern 
Gagern in Berlin bot dazu Anlaß und Inhalt; offenbar wären 
die nächsten Maßregeln geweſen: eine Aufforderung an ben 
Bundes ag, fofort die Wahlen zum Parlament auf einen mög 
lichst nahen Termin auszuſchtelben, Aufforderung an bie Re⸗ 
gierungen, ihre Vertreter bei dem Verfaſſungswerle zu bezeichnen, 
eine Erklärung, ſelbſt zur Eröffnung des Parlaments zu er⸗ 
ſcheinen, und verantworkliche Miniſter zur Führung der Executive 
zu beſtellen. Es hätte nicht an Geſchrei der Demokraten, nicht 
an Murren der Höfe gefehlt; aber wer will ermeſſen, wie weit 


Google 


106 Die Mörgeevolution. 1848 


das entſchloſſene Auftreten einer mächtigen und in ſich klaren 
Perſönlichkeit bei der damaligen allgemeinen Unſicherheit und 
Auflöſung hätte führen mögen? Wohl wäre es ein Bruch des 
alten Bundesrechts geweſen, aber ein ſolcher, der eine Revolution 
nicht begonnen, fondern geſchloſſen hütte. 

Allein fo gut follte es unſerem Vaterlande nicht werden. 
Der unſelige Verlauf der Berliner Sturmtage, zuerſt der blutige 
Kampf und dann die ſchwache Nachgiebigkeit, hatte der repubü⸗ 
haniſchen Partei in Deulſchland die Handhabe geboten, den 
müchtigſten ihrer Gegner in tauſend Zeitungsartikeln, Placaten, 
Clubreden, mit einer Fluth von Schimpf und Hohn zu über⸗ 
ſchütten, den feigen Tyrannen, der ſein Volk niederkarttzlſchen 
läßt, dann beſiegt elend um Gnade bittet, und jetzt die ehrlofe 
Stimm mit der beutſchen Kaiſertrone ſchmücken will — und vor 
Allem in Baden und Sachſen hatte ſie dadurch die Volksmaſſen 
mit raſendem Haſſe gegen den König erfüllt. Als am 23. März 
die Vertreter der bei Gagern's Geſandtſchaft betheiligten Staaten 
mit Herrn von Arnim beriethen, blieben Württemberg, Darm⸗ 
ſtadt und Naſſau feſt auf dem Programm, Baden aber und 
Sachſen ſcheuten vor beftimmten Erklärungen zurück und wollten 
erſt neue Weiſung von ihren Höfen nachſuchen. Dies Alles 
war wenig geeignet, den König zu rückſichtsloſem und raſchem 
Vorgehen anzutreiben. Dazu kamen dann bedenkliche Nachrichten 
aus Wien. So ſchwach die Regierung dort auch war, in Deutſch⸗ 
land wollte fie keine preußiſche Hegemonie zulaſſen, ſondern ihre 
bisherige leitende Stellung behaupten um jeden Preis. Auf 
die Gefahr hin, ihre aufgeregten ſlaviſchen Völker tödtlich zu 
beleidigen, erklärte fie ſich jetzt germaniſch in jeder Ader. Nicht 
obne ihren Beifall wiederholten die Wiener Zeitungen die 
Schmähungen über Friedrich Wilßelm, und da man nicht füglich 
den halb blödſinnigen Kaiſer Ferdinand als ideale Größe ihm 
gegenüber ftellen konnte, lenkte man die Aufmerkſamkeit Deutſch⸗ 
lands auf den Erzherzog Johann, der trotz ſeiner Niederlagen 
auf dem Schlachtfelde, wegen feiner unebenkürtigen Heirath und 
eines angeblichen Trinkſpruchs auf deutſche Einigkeit ſich einer 
gewiſſen Popularität in Wien erfreute. Dann wehte auf dem 
Stephansthurme eine ſchwarz⸗roth⸗goldene Fahne; der Kaiſer 
wurde ein ſolches Banner in der Hand, dem Volle in einem 
Fenſter der Hofburg vorgeſtellt, und Preſſe und Vereine 
halten wieder von großdeutſcher Gefinnung. Am 24. Mürz 
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erging ein Rundſchreiben an alle deutſchen Höfe, welches gegen 
jede einfeitige Anderung der deutſchen Bundesverfaſſung ohne 
die Zuſtimmung Aller eine wuchtige Verwahrung einlegte. 

Dieſe ſchnell aufeinander folgenden Wahrnehmungen machten 
in Berlin dem Thätigkeitsdrang vom 21. ein raſches Ende. Von 
der Leitung in der Stunde der Gefahr war keine Rede mehr. 
Der beönig hatte durch den demokratiſchen Hohn über fein wohl⸗ 
gemeintes Manffeſt eine neue harte Krünkung erlitten. Er ber 
ſchloß, abzuwarten, und begnügte fich, am 25. März den deutſchen 
Regierungen zu erklären, daß er bereit fei, ſtändiſche Deputicte, 
wenn der Bundestag es wünſche, nach Frankfurt zu ſenden. 

Indeſſen ließ ſich Freiherr Arnim, fo entſchieden der Miß⸗ 
erfolg dieſes erſten Verſuches war, dadurch in feinem Verfahren 
nicht beirren. In Schleswig⸗Holſtein war es eben damals zur 
Erhebung des Landes gegen Dünemarks rechtswidriges Ver⸗ 
fahren gekommen, König Frederik VII. hatte, gedrängt von den 
Kopenhagener Demokraten, in offenem Bruche der alten Landez⸗ 
rechte die Losreißung Schleswigs von Holſtein und [die Ein⸗ 
verleibung des Landes in das eigentliche Dänemark verfügt: 
darauf hatte ſich unter einmüthiger Zuſtimmung des Volkes in 
Kiel eine proviſoriſche Regierung zur Leitung des bewaffneten 
Widerſtandes gebildet, und bei der unermeßlichen Popularität 
der Sache in ganz Deutſchland dachte Arnim, hier den müchtigſten 
Hebel zur Herftellung und Erhöhung des preußiſchen Anſehens 
gefunden zu haben. Der König erklärte am 24. März feine 
Anerkennung des Rechts der Herzogthümer. Preußiſche Truppen 
rückten zum Schu derſelben an die Grenze, die Nordſeeſtaaten 
wurden zur Mitwirkung aufgefordert. Arnim, in biefer Sache 
durch den flürmiſchen Beifall der öffentlichen Meinung getragen, 
nahm im Grunde die Aufgabe nicht ſchwer; er faßte das Unter⸗ 
nehmen als eine allerdings elwas regellofe Bundedegscution auf 
Grund des Beſchluſſes vom 16. September 1848 auf, und 
meinte, Dänemark werde ſich hüten, deshalb einen Krieg gegen 
Deulſchland zu wagen. Nur zu bald follte er hierüber bitter 
enttäuſcht werden, und wir werden ſpäter ſehen, wie bei aller 
Gerechtigkeit der Sache die Art und Weiſe feines Vorgehens 
dem preußiſchen Staate die Feindseligkeit aller Großmächte, ins⸗ 
beſondere Rußlands, zuzog. 

Derſelbe 24. März brachte einen weiteren Entſchluß der 
greußiſchen Regierung, welcher Rußlands Groll zu ſchärſen, und 
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zugleich Preußens eigne Sicherheit zu gefährden, nur allzuſehr 
geeignet war. Wir haben beobachtet, ein wie lebhaftes Mit⸗ 
gefühl alle Liberalen, unbekannt mit der wahren Geſchichte von 
Polens Untergang, ſeit 1830 dem Muthe und der Aus dauer 
des polniſchen Volkes ſchenkten. Wie erwähnt, hatten nun auch 
auf den Berliner Barrikaden zahlreiche Polen mitgefochten, und 
eine der erſten Forderungen der ſiegenden Demokratie war die 
Amneſtirung der verurtheilten Empörer von 1846. Die gefeierten 
Jreigelaſſenen eilten barauf in die Provinz Poſen, um daſelbſt 
als Dank für die Amneſtie den Auſſtand gegen die preußiſchen 
Behörden und gegen die halbe Million ihrer deutſchen Mitbürger 
zu entflammen. Von dort kam der Erzbiſchof Przyluski an der 
Spige einer großen polniſchen Deputation nach Berlin, um der 
Regierung die Forderungen der polniſchen Nation vorzutragen. 
Er erlangte zwar nicht Alles, was er begehrte, Immerhin aber 
gab am 24. das Miniſterium unter dem Drucke der populären 
Strömung die Zuſage einer nationalen Reorganisation des 
Großherzogthums Poſen, welche von einer gemiſchten Commiſſion 
beider Nationalitäten näher berathen werden ſollte. In der 
Stadt Poſen aber war bereits am 23. einer Abordnung der 
deutſchen Einwohner an das polniſche Centralcomitz von dieſem 
die runde Erklärung ertheilt worden, daß fein Biel die Her 
ſtellung von ganz Polen ſei. 

Während auf ſolche Art in allen deutſchen Staaten die 
überlieferte Ordnung ſich löſte, hier die Begeiſterung für die 
nationale Einheit, dort die Leidenſchaft der demokratiſchen Frei⸗ 
heit an dem Beſtehenden rüttelte, hatte auch der durchlauchtigſte 
Bundestag ſich willenlos von den Fluthen der Zeit forttreiben 
laſſen. Er hatte auf feinem Palaſte die deutsche Fahne auf⸗ 
geſtect, die Nothwendigkeit eines deutſchen Parlaments anerkannt, 
ſich mit ſiebzehn liberalen Vertrauens men nern, einem für jede 
Curie, zur Enkwerfung einer neuen Bundes verfaſſung umgeben. 
Nun näherte fi der Zeitpunkt für die von dem Siebener⸗ 
Außsſchuß zu gleichem Zweck berufene Verſammlung, das fpäter fo 
genannte Vorparlament. In der Mitte des Bundestags regte 
ſich begreiflicher Weiſe der Wunſch, in der großen Tages frage, 
der Berufung der Nationalverſammlung, den Beſchluſſen dieſer 
formlosen Gefel haft zuvorzulommen. Für eine gedeihliche 
Behandlung dieſes über Deutſchlands Geſchicke entſcheidenden 
Problems hätte es nun nicht bloß des Erlaſſes eines Wahl⸗ 


Google 


1848 Wahlgeſetz für ein deutsches Parlament. 109 


geſetzes für das künftige Parlament bedurft, ſondern offenbar 
wäre nichts wichtiger geweſen, als möglichſt raſch zu feiner 
Leitung eine proviſoriſche Bundesexecutive zu bilden und ihm 
durch dieſe einen Verfaſſungsentwurf als Grundlage feiner Be- 
rathungen vorlegen zu laſſen. Aber der Bundestag ſtand auch 
jetzt unter dem Verhängniß feiner Geburt: zu einer pofifiven 
Wirkſamkeit war er unfähig. Gagern's Programm lag ihm vor. 
Gegen die meiſten Punkte hatte er nichts zu erinnern. Aber 
einen Senat der Einzelſtaaten, ein Oberhaus, wagte er der 
populären Stimmung nicht zu bieten. Noch weniger kam es 
über die Oberhauptsfrage zu einer Einigung. Es war Allen 
deutlich, daß, wenn zu dieſer Stellung ein Einziger erhoben 
würde, dies nur ber König von Preußen fein könnte. Dagegen 
aber proteſtirten Osterreich und Bayern principiell unter allen 
Vorausetzungen, und manche Andere beſorgten, daß bei dem 
wilden Volkshaſſe gegen den König deſſen Ernernung unmöglich 
ſel. So beſchloß man, bas Parlament ohne Reichsregierung zu 
berufen. Db man ihm einen Verfaſſungsentwurf vorlege, werde 
von der Arbeit der Siebzehner abhängen, den Regierungen möge 
überlaſſen bleiben, als Mitglieder des Parlaments entweder 
Delegirte ihrer Kammern oder Abgeordnete aus Volkswahl zu 
entſenden. Demnach erſchien am 30. März das Bunbeögefeg, 
welches die Regierungen aufforderte, auf je 70 000 Serlen ihrer 
Bevölkerung einen Abgeordneten auf verſaſſungsmäßig bestehendem 
Wege khunlichſt bald wählen zu laſſen, um zwiſchen den Regie⸗ 
rungen und dem Volke das deutſche Verfaſſungswerk zu Stande 
zu bringen. Es war mithin der Bundestag, der für den künftigen 
Reichstag das Einkammerſyſtem zuerſt vorſchlug. Die übrigen 
Fragen, über die er zu keiner Entſchlicßung hatte gelangen 
können, blieben der Berathung durch das Parlament zugeſchoben. 

Ohne Zweifel ſtellte damit der Bundestag ſeiner Schöpferkraft 
ein neues Armuthszeugniß aus. Aber man kann es nicht ver⸗ 
hehlen, der heraneilenden Schaar freier Volks männer, dem Vor⸗ 
parlamente, ſollte es nicht beſſer ergehen. 
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Als am 31. März das Vorparlament feine Sitzungen 
eröffnete, fanden ſich über 500 Mitglieder, darunter eine 
ftarte Überzahl der Süddeutſchen, neben zwei Oterreichern und 
151 Preußen. Der Siebener⸗Ausſchuß brachte Gagern 's Pro⸗ 
gramm als Grundlage der Verhandlungen ein, fofort aber 
erhob ſich Struve mit dem Antrage auf Verkündigung der einen 
untheilbaren deutſchen Republik. Er und feine Gen oſſen hatten 
unterdeſſen das badiſche Land mit einem feft gegliederten Netze 
demokratiſcher Vereine bedeckt, betrieben aus allen Kräften die 
Bewaffnung ihres Voltes, und Hatten aus Paris das Berſprechen 
eines ſtarken, wohl ausgerüſteten Zuzugs. In Frankfurt ließen 
fie offen die Drohung umhergehen, die Berſauumlung, wenn fie 
ſich ihnen nicht füge, zu zerreißen, und machten damit auf die 
Mehrheit fo weit Eindruck, daß dieſe freilich auf Struve s 
Anträge nicht einging, aber auch Gagern s Programm nicht in 
Betracht zog, ſondern zu dem bewährten Auslunftsmittel griff, 
dieſe ſtreitigen Fragen der Eutſcheidung des künſtigen Parlaments 
anheimzuſtellen, ſich ſelbſt aber auf Beſchlüſſe für deſſen baldigſte 
Einſetzung zu beſchrünken. Auch dabei blieben die Verhandlungen 
üußerſt ſtürmiſch; einmal lief die Nachricht durch die Reihen, 
daß ein bewaffneter Pöbelhaufe heranziehe, um alle Lauen 
und Halben aus der Verſammlung hinauszuwerſen; indeſſen 
hielt die Mehrheit feit zuſammen, und ein Antrag Hecker 8 auf 
Permanenz der Verſammlung bis zur Eröffnung des Parlaments 
gewann kaum ein Drittel der Stimmen. Es war ein ſtarker 
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Ausdruck für die aller Gewaltthat abgeneigte Geſinnung des 
deutſchen Bürgerthums; denn ohne Zweifel mußten dieſe fteiwillig 
Hergereifien Männer für die Eifeigften aller Liberalen gelten, 
und bewährten ſich auch als ſolche bei allen andern Beſchlüſſen 
der Verſammlung. Schleswig, Oſt⸗ und Weſtpreußen ſollten 
fortan zum deutſchen Bunde gehören, und folglich Abgeordnete 
zum Parlamente wählen; die gleiche Veſtimmung über die 
Deutſchen in Poſen wurde aus zarter Rückſicht auf die ge⸗ 
liebten Polen der Beſchlußnahme des Parlaments vorbehalten; 
dafür aber wurde die Herſtellung Polens für eine heilige 
Pflicht der deutſchen Nation erklärt. Der Umſtand, daß die 
Erfüllung dieſer Pflicht einen großen Krieg mit Rußland er⸗ 
forderte, machte wenigſtens den Republikanern kein Bedenlen: 
im Gegentheil, es erſchien ihnen eine herrliche Sache, im Bunde 
mit den franzöſiſchen Brüdern zum Sturz des aſiatiſchen Bar- 
baren und Führers aller Deſpoten auszuziehen. Zum Parlamente 
ſollten ferner nicht, wie der Bundestag beſchloſſen, je 70000, 
ſondern je 50000 Einwohner einen Abgeordneten nach alle 
gemeinem gleichem Stimmrecht wählen. Sodann werde bas Parla- 
ment nicht nach dem letzten Bundesbeſchluſſe die Verfaſſung 
mit den Regierungen vereinbaren, ſondern es ſei (nach des 
Badenſers Soiron Antrag) die Veſchlußnahme über die Ver⸗ 
faffung einzig und allein der von dem Volle zu wählenden, 
conſtituirenden Nationalverſammlung zu überlaſſen, fofern biefe 
nicht ſelbſt für gut finde, die Anfichten der Cabinette einzuholen. 

Nachdem dann die Verfammlung einen Ausſchuß von 
50 Mitgliedern zur Beauffihtigung des Bundestags eingeſetzt 
hatte, schloß fie ihre Sitzungen am 4. April äußerlich in voller 
Einigkeit. Auf allen Seiten hatte man Freiheit und Einheit 
begehrt, und im Sinne der Freiheit die radicalſten Beſchlüſſe 
gefaßt; was aber die Einheit betrifft, ſo blieb nur dadurch die 
Zwietracht verdeckt, daß man alle pofitiven Beſchlüſſe vertagte. 
Noch war man der alten deutſchen Neigung nicht entwöhnt. 
gemeinfam in hohen Idealen zu ſchwelgen, beim praktiſchen 
Handeln aber unerbitterlich ſich zu trennen. Noch war die 
Klärung des Nationalbewußtſeins nicht fo weit vorgeſchritten, 
daß ſie unbedingt über die particularen Gefühle und den 
politiſchen Factions geiſt triumphirt hätte. Die Einen wollten die 
Einheit — nur daß ſie nicht monarchiſch, die Andern wollten 
fie ebenſo eifrig — nur daß fie nicht preußisch werde. So ergab 
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fi) Verneinung aller Orten, und man tröftete ſich einſtweilen 
mit der ſchönen Hoffnung, daß vor der Majeftät des aus dem 
Bolte hervorgehenden Parlaments alle böfen Eigenwilligkeiten 
zu Boden fallen müßten. 

Für's Erſte hatten übrigens die Beſchlüſſe des Borparlaments 
jeden von ihren Urhebern gewünſchten Erfolg. Der Bundestag 
verfügte gleich am 7. April eine ganz „den Wünſchen des Volles“ 
entſprechende Anordnung über die für „Die conftituirende Nationale 
verſammlung“ vorzunehmenden Wahlen. Auch in Preußen 
beguemten ſich Regierung und Landtag, welcher letztere bereits 
auf Grund des frühern Bundes beſchluſſes feine Wahlen vor⸗ 
genommen hatte, zur Nachgiebigleit; ein neues Geſetz berief das 
Bolt zu Parlamentswahlen nach allgemeinem gleichem Stimm⸗ 
recht. Noch eiliger wurde den Winken des Vorparlaments in 
Sachen Schlestwig⸗Holſteinn gehorcht. Art 4. April mahnte der 
Bundestag Preußen zum Schutze der Herzogthümer; als gleich 
darauf in Schleswig die Dänen den offenen Kampf begannen, 
erkannte der Bundestag die proviſoriſche Regierung in Kiel an, 
und dieſe trug nach dem ückzuge der däniſchen Truppen kein 
Bedenken mehr, auch in Schleswig die Parlamentswahlen an⸗ 
zuordnen, und damit die Aufnahme des Landes in den Bund 
thatſächlich zu vollziehen. Ebenſo anſtandslos wurde die zweite, 
vom Vorparlament begehrte Erweiterung des Bundesgebietes 
auf Antrag Preußens durch Bundes beſchluß vom 11. April 
verwirklicht, die Aufnahme Oſt⸗ und Weſtpreußens, und bald 
nachher auch der deutſchen Halfte ber Provinz Poſen in ben Bund. 
Preußen gab damit den Rechtsgrund ſeiner Selbſtändigkeit als 
euvopäifhe Großmacht auf, welche es nach Bundesrecht als 
Inhaber außerdeutſcher Lande beſaß, und nach der Maaßregel 
vom 11. erſt bann wieder gewinnen konnte, wenn ſein König 
leitendes Oberhaupt der Fünftigen Bundesgewalt wurde. Dahin 
aber war der Weg noch weit. 

All dieſe Fügſamkeit aber der beſtehenden Gewalten, nach 
den Befehlen einer vollmachtloſen Verſammlung die mißlichſten 
Aufgaben zu übernehmen, hielt die Republikaner nicht ab, gleich 
nach dem Schluſſe des Vorparlaments das Banner des be⸗ 
waffneten Aufruhrs zu entfalten, und zwar an den äußerſten 
Enden des Bundesgebietes, die Baden ſer am Bodenſee und die 
Polen in der Provinz Poſen. Das Programm der ſüddeutſchen 
Partei hatte der Dichter Herwegh ſchon von Paris aus in einen 
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Manifefte vom 1. April verkündet, und darin erklärt: „wir er ⸗ 
kennen keine andere Macht auf der Erde, als das Volk ſelbſt 
und den Willen des ganzen Volkes.“ Ganz naiv hieß es aber 
nach einigen Sätzen weiter: „die Republik iſt für uns eine Ge⸗ 
wiſſens ſache, eine veligiöfe Angelegenheit; die Monarchie kann 
heute auch von keiner Majorität uns mehr aufgedrungen werden.“ 
Und dann: „wir glauben und geftehen es oſſen, daß ohne vor⸗ 
hergegangenen Volksſturm die neue Zeit für Deutſchland nicht 
heraufgeführt werden wird.“ Alſo denke die Majorität wie fie 
wulle; das Volk, d. h. Herwegh und Genoſſen, werden im 
Sturme die Monarchen verjagen; da mit dieſen, ſetzte er im 
Hinblick auf die polniſchen Freunde hinzu, kein ernſthafter Rampf 
gegen Rußland geführt werden kann. Hecker war durchaus der⸗ 
ſelben Mein ung: das Volk ift ſouberän, aber die Monarchie 
darf es nicht anerkennen. Er halte noch in den leßten Stunden 
des Vorparlaments feinen Freunden gejagt: hier in Frankfurt 
itt nichts zu machen, es gilt in Baden loszufchlagen. So eilten 
fie in den Süden des Landes, wo ihre Vereine am ftärkiten ges 
arbeitet hatten, und Zuzug aus der Schweiz erwartet wurde. 
Am 12. April kündigte aus Conſtanz Hecker das Unternehmen 
der Welt an, rief alle waffenſähigen Männer der Gegend zu 
den Waffen und erklärte die Abſetzung der bisherigen Beamten. 
Der Bundestag bot dagegen badiſche, heſſiſche und württem⸗ 
berger Truppen auf, welche bei dem erſten Zuſammentreffen am 
20 einen Inſurgentenhaufen unter Führung Hecker's bei Kan dern, 
und einen zweiten unter Struve bei Steinen vollſtändig aus⸗ 
einander ſprengten. Bewaffnete Bauern, die am 22. Freiburg 
beſetzt hatten, wurden am 24. überwältigt: jetzt erſt kam Herwegh 
mit feiner Pariſer Freiſchaar über den Rhein, wurde aber am 
27. bei Doſſenbach von einer Compagnie Württemberger ereilt 
und in wilder Flucht über die ſchweizer Grenze gejagt. Den 
drei Führern gelang es, ihre Perſonen rechtzeitig in Sicherheit 
zu bringen. 

Etwas mehr Kriegsmuth und ſehr viel weniger Auftichtig⸗ 
keit bewährten damals ihre polniſchen Bundes genoſſen. Wie 
erwähnt, hatte der König ihren Deputirten eine nationale Re 
organiſation der Provinz durch eine aus beiden Nationen gebildete 
Commiffion zugesagt, unter der Vorausſetung geſeßliches Ber⸗ 
haltens und Vermeidung jedes Übergriffs nach Ruſſiſch⸗Polen. 
Sie hatten dies verſprochen, gingen aber ohne Aufenthalt ihren 
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eignen Weg. Jene gemiſchte Commiffion bildeten fie zunächst 
nur aus ſieben polnischen Mitgliedern, welche erſt auf kräftige 
Reclamation die Güte hatten, zwei deutſche, und zwar nur als 
Gäſte“ zuzulaſſen. In der befeftigten, ſtark befehten Hauptſtadt 
Poſen boten fie der deutſchen Bevölkerung Freundſchaſt und 
Gruderſchaſt an, in den kleinen Orten aber und auf dem platten 
Lande ergriffen die Edelleute mit Verwandten und Hausgeſinde 
die Waffen, zwangen, fo weit fie es konnten, die polnischen 
Bauern zum Eintritt in ihre Banden, verſtörkten ſich durch 
Zuzug aus Ruſſiſch⸗Polen und Galtzien, ſowie durch zahlreiche 
aus Frankreich herbeieilende Emigranten, erhoben Steuern und 
Naturellieferungen von Polen und Deulſchen, riſſen die preuß⸗ 
iſchen Adler ab, legten Beſchlag auf die königlichen Caſſen, 
verjagten die preußiſchen Beamten, und mißhandelten Deutſche 
und Juden, die ihnen den Gehorſam verweigerten. Da in der 
Provinz auf 700000 Polen nicht weniger als 500000 Deutſche 
namen, gelangten von den letzteren immer heſtigere Klagen und 
Proteſte nach Berlin; trozdem aber waren dort die polnischen 
Sympathien noch immer ſo ſtark, daß als Commiſſar für die 
Reorganisation General von Williſen gefandt wurde, der von 
jeher ein Enthuſiaſt für Polens Herſtellung geweſen, die Polen 
zur Ruhe und Geſetzlichkeit ermahnte, aber allen ihren Aus⸗ 
ſchreitungen mit geduldiger Ruhe zuſah, und die Militärbehörden 
von jedem energiſchen Eingreiſen abhielt. Die Schaaren der 
Senfenmänner twuchſen alſo mit jedem Tage, zumal der Erz⸗ 
biſchof Przyluski und nach feinen Weifungen der gefammte 
polnifce Klerus den Bisher meiſt loyalen Bauern predigte, 
Polniſch und Katholisch fei gleichbedeutend; ein Jeder, der nicht 
zur Revolution trete, werde von den Preußen zur Ketzerei ger 
zwungen, wer aber die Senſe ergreife, werde nach der Beftelung 
des Vaterlandes drei Morgen Acker und eine Kuh und nach 
ſeinem Tode die ewige Seligkeit empfangen. General Williſen 
ließ ſich dadurch nicht abhalten, mit dem Nationalcomile einen 
Vertrag zu ſchließen, welcher die polniſche Streitmacht auf vier 
Bataillone beſchränkte und jedem eine beſtimmte Garniſon an⸗ 
wies, inſoweit alſo die nationale Bewaffnung anerkannte. Die 
Polen beſehten die Orte, recrutirten aber unabläffig weiter, er⸗ 
preßten neue Abgaben und ſetzten die Verdrängung der preuß⸗ 
iſchen Behörden fort. Unterdeſſen hatten jedoch die Beſchwerden 
der Deutſchen ſo viel in Berlin bewirkt, daß ein königlicher 
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Erlaß die vorwiegend durch Deutſche bevölkerten Kreiſe von der 
Reorganiſation ausnahm und fie bald nachher auch dem deut⸗ 
ſchen Bunde überwies. Darauf folgte ſofort eine donnernde 
Erklärung der Polen, dies ſei eine Wiederholung des alten 
Frevels, eine ſiebente Theilung Polens, der fie ſich auf Tod 
und Leben widerfepen würden. Williſens Vertrag flog damit 
in alle Winde, und auf allen Punkten begann der offene Kampf. 
Die Polen entwickelten darin ebenſo große Tapferkeit gegen die 
Truppen, wie eine rohe Grauſamkeit gegen wehrloſe Deutſche 
und Juden. Mehrmals gelangen ihnen kühne Überfälle kleiner 
Abtheilungen; ihr talentvoller Führer Mieroslawski erfocht 
einmal ſogar einen Sieg über ein größeres aber ſchlecht ge⸗ 
führtes Detachement bei Miloslaw. Auf die Dauer aber konnten 
fie ſich gegen die Übermacht nicht behaupten: in der erſten 
Hälfte des Mal wurde, nachdem Mieroslawski die Waffen ge⸗ 
ſtreckt hatte, der Aufſtand aller Orten erſtickt, die Banden auf⸗ 
gelöft, und die geſezliche Ordnung wieder hergeſtellt. 

Bei der badiſchen und poſener Bewegung war durch die 
geographische Entfernung jedes directe Zuſammenwirlen ausge⸗ 
ſchloſſen. Nichtsdeſtoweniger aber war die Niederlage der einen 
auch ein ſchwerer Schlag für die andere. Für Herwegh's Volks⸗ 
ſturm wären ſiegreiche Polen die beſten Revolutionsſoldaten 
geweſen, und für Mieroslawski's Kämpfe hätte die Entzündung 
eines deutſchen Aufruhrbrandes die wünſchenswertheſte Er⸗ 
leichterung gebracht. Jetzt hatten fie ſich wechſelſeitig durch die 
vorzeitige Enthüllung ihrer wahrer Abſichten ſchweren Schaden 
gethan. Die Polen Hatten gezeigt, was unter ihrer Herrſchaft 
die deutſchen Einwohner des Landes zu befahren hatten, und 
nicht bloß die ganze Provinz Poſen, ſondern das eben in den 
deutſchen Bund aufgenommene Weſtpreußen wollten ſie nach 
ihren eigenen wiederholten Erklärungen zurückerobern. Die 
Badenſer aber hatten ſich offen zu den jacobiniſchen Grundſützen 
von 1793 bekannt, nach welchen der ſouveräne Volkswille ein 
leerer Schall, und der republikaniſche Fanatiker zu jedem Gewalt⸗ 
mittel des Terrorismus berechtigt it. Und dann, nach dieſem 
herriſchen Auftreten die elende Rauferei und die feige Flucht! 
Wohl hatte Robert Blum auf feinem radiealen Standpunkte 
Recht, wenn er damals an feine Frau ſchrieb: Hecker hat durch 
fein wehnfinniges Unternehmen einen Verrath am deutschen 
Volle begar gen. 
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Denn ohne Zweifel war nach dieſen berunglüdten Ge⸗ 
waltthaten die Vorliebe für Polen und die Schwärmerei für 
die Republik in weiten Kreiſen abgekühlt oder vertilgt. Bei den 
Fürſten aber kam damals das Wort auf: gegen Demokraten 
helfen nur Soldaten. 

Dennoch aber ließ die radicale Partei den Muth nicht 
ſinken. Was der Putſch verdorben hatte, konnte man vielleicht 
im Parlamente gut machen. Mit doppeltem Eifer alſo wurde 
der Wahlkampf betrieben. Man redete nicht mehr offen von der 
Republik, defto energischer aber von der Volksſouveränitüt. Die 
Monarchen möchten aufrecht bleiben, aber überall follten fie den 
fouveränen Volkswillen vollſtrecen. Das ſei das echte ver⸗ 
faſſungsmäßige Königthum, alles Andere ein elender Schein⸗ 
conſtitutionalismus, wie ihn die lauen und verrätheriſchen 
Halbliberalen von Gagern's Schlag im Sinne trügen. Das 
Vol aber brauche ganze Männer, welche entſchieden für feine 
Rechte und ſeinen Wohlſtand einträten, dem Taglöhner reichliche 
Nahrung, dem Arbeiter Befreiung vom Joche des Capitals, dem 
kleinen Bauern ein ausreichendes Ackermaaß verſchaffen würden. 
Alſo Krieg den Ariſtokraten, den Geldſäcken, den hartherzigen 
Egoiſten! Dieſe Lehren wurden in Städten und Dörfern 
unabläſſig verkündet, und veranlaßten an hundert Punkten 
verſtärkte Erregung der Maſſen, grimmige und nicht felten blutige 
Tumulte. Das jubilirende Treiben der erſten Rev olutionswochen 
machte einer dumpfen Gahrung Platz. 

Während dieſes revolutionären Tobens und Drüngens waren 
im Frankfurter Bundespalaſte die ſiebzehn Vertrauens männer 
mit dem Entwurf der Reichsverſaſſung beſchäſtigt, der unter 
Umſtänden als Vorlage des Bundestags an die National⸗ 
verſammlung hätte dienen mögen. Hier traten nun ganz andere 
Stoffe der Entzweiung als der Kampf zwiſchen Monarchie und 
Republik am das Licht. Es galt nicht, wie bei den Madicalen, 
alles Vorhandene niederzuwerfen und dann auf dem freien Felde 
einen Ban nad) freier Phantaſte zu errichten: wer aber bel dem 
allgemeinen Ruf nach Einheit mit den gegebenen Elementen 
rochnen wollte, fand ſich auf der Stelle der großen Frage gegen⸗ 
über, deren Phaſen feit einem Jahrhundert den Inhalt der 
deutſchen Geſchichle gebildet hatten, dem Verhältniß ber beiden 
Großmächte im Reiche, unter einander und zu dem Sonderthum 
der kleinern Staaten. War es möglich, in einem einheitlichen 
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Bundesſtaate beide zu vereinigen? und wenn nicht, ſollte man 
dann um der feſter gefügten Einheit willen, auf die deutſchen 
Lande der einen verzichten? oder umgekehrt, würde man, um 
alles deutſche Land zuſammenzuhalten, jene Einheit fahren laſſen, 
und ſich mit einzelnen Verbeſſerungen des bisherigen Staaten⸗ 
bundes begnügen? Wie wir ſahen, hatte bereits in Heppenheim 
der Streit über dieſe Fragen, wenn auch noch unausgeſprochen, 
auf dem Grunde der Verhandlungen gelegen; von nun an trat 
er in die erſte Linie der nationalen Bewegung herrſchend ein. 
Der Berichterſtatter der Siebzehn war Dahlmann, der 
berühmte Hiſtoriter, der Führer der geſelerten Göttinger Pro⸗ 
feſſoren, zur Zeit einer der hervorragendſten Lehrer der Bonner 
Hochſchule. Er war ein gedankenreicher und ehrenfeſter Mann 
von unerſchütterlichen Überzeugungen und muthiger Vaterlands⸗ 
liebe, als Politiker ein ſtarrer Doctrinär, welcher im Anſchluß 
an Montesquieu's und de Lolme's Lehren von der engliſchen 
Verſaſſung die eonſtitutionelle Monarchie fr die ſchlechthin beſte 
Shaatsform erklärte. Zu einer ſolchen gedachte er auch das 
künftige deutſche Reid; zu geſtalten. Ein erbliches Kaiſerthum 
mit verantwortlichen Miniſtern, ein Oberhaus, gebildet aus den 
regierenden Fürſten und 161 durch die Kammern gewählten 
Reichsrüthen, ein aus dem allgemeinen gleichen Stimmrecht 
herworgehendes Unterhaus. Die Reichsgewalk verfügt ausſchließ⸗ 
lich über das Kriegsweſen, die Diplomatie, das Handels⸗, Zoll⸗ 
und Verkehrs weſen; alle Reichs lande bilden ein einziges Zollgebiet. 
Die bisherigen Contingente der Bundeäftuaten löſen fi auf in 
ein einziges Reichsheer, deſſen ſämmtliche Offiziere der Kaiſer 
ernennt, ſowie er über die Garniſonsorte und die Feſtungen 
verfügt. Zugleich ſchreibt die Verfaſſung eine Reihe durchgreifender 
Regeln für die Regierung der Einzelſtaaten vor, und gewährt 
dem Volle die Verbürgung höchſt umfaſſender Freiheitsrechte. 
Mit einem Worte, nach dieſem Entwurfe würde aus dem Reiche 
ein conftitutioneller Einheitsſtaat, deſſen Provinzen erbliche Vor⸗ 
ftände und eine ſtarte Autonomie für Gericht, Polizei, Kirche und 
Schule, ſowie einen Theil des Steuerweſens behalten möchten. 
Ganz ſicher wäre durch eine ſolche Verfaſſung das innere Leben 
der deutſchen Stämme weder in feiner Eigenartigkeit noch in 
ſeiner freien Entwicklung bedroht worden: jeder auf dieſes Moment 
begründete Tadel wäre unberechtigt. Um ſo beſtimmter aber 
lag hier die Frage vor, ob der Entwurf den damals gegebenen 
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Berhältniſſen fo zutreffend entſprach daß er vermöge feiner innern 
Kraft jeden Widerſpruch überwinden würde. Oder mit andern 
Worten: war in dem deutſchen Volke das Streben zur Einheit 
ſo weit entwickelt, um die Geiſter ſo müchtig und ſo weit aus 
dem bisherigen gewohnheitsmäßigen Sonderthum emporzureißen p 
Nach den Erfahrungen des Vorparlaments war dieſe Frage, wie 
wir wiſſen, zu verneinen, und damit dem Werke Dahlmarn's 
nicht der innere Werth, wohl aber die praktische Brauchbarkeit in 
jenen Tagen abgesprochen. 

Was den Umfang des neuen Reiches betraf, fo dachte 
Dahlmann, außer Schleswig auch Oſt⸗ und Weſtpreußen und 
halb Poſen, mithin den geſammten preußiſchen Staat in das 
Reich einzubegreifen. Anders aber war feine Meinung über 
die öſterreichiſchen Kronlande. Er knüpfte hier an die Thatſache 
an, daß an demſelben 11. April, an welchem der Bundestag 
auf Preußens Antrag deſſen Oſtprovinzen in den Bund aufnahm, 
Kaiſer Ferdinand feinen ungariſchen Staaten ein eigenes, dem 
Peſter Reichstag verantwortliches Miniſterium bewilligt hatte, 
und hiemit die Verbindung der cis⸗ und transleithaniſchen 
Reichs hälſte auf die bloße Perſonalunion beſchrünkt war. Dahl⸗ 
mann acceptirte dies Verhältniß auch für das deutſche Reich. 
Die Länder der ungariſchen Krone haben mit Deutſchland nichts 
zu fhaffen, Cisleithanien aber foll zum deutſchen Reiche gehören, 
ſich allen Gefegen und Anordnungen der beutihen Reichsgewalt 
unterwerfen, einen Theil des beutichen Bollgebietes bilden, und 
die Halſte des österreichischen Heeres mit den deulſchen Reichs⸗ 
truppen verſchmolzen werden. Jedermann wußte, daß der Kaiſer 
von Öfterreich, ſelbſt wenn man ihm die deutsche Meichskrone 
anbzte, auf ſolche Beſtimmungen nicht eingehen werde: es war 
alſo deutlich für alle Welt, daß Dahlmann's Entwurf das Aus⸗ 
ſcheiden Oſterreichs und folglich die Erhebung des preußischen 
Kinigs auf den deutſchen Kaiſerthron zur Vorausſezung hatte. 

Der Widerſpruch erhob ſich aller Orten. Der baheriſche 
Vertreter lehnte jede Theilnahme an der Berathung ab. Herr 
von Schmerling aus Wien behandelte den Entwurf mit kühler 
Fronie. Nur mit kleiner Mehrheit beſchleſſen die Siebzehn, ihn 
dem Bundestag vorzulegen. Dort aber regnete es Proleſte: 
die Versammlung, obgleich zur Zeit mit neuen, durchweg 
liberalen Mitgliedern beſetzt, war fortdauernd außer Stande, 
ſich über die Bildung einer proviſoriſchen Executive zu einigen, 
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und gelangte noch weniger zu einem Beſchluſſe über Dahlmann's 
Entwurf. Wieder wurde anerkannt, daß es wünſchenswerth ſei, 
dem Parlamente eine Verſaſſungsvorlage zu machen, aber alle 
Stimmen fielen der Erklärung des Darmitäbter Geſandten, Herrn 
von Lepel, bei, daß dazu dieſer Entwurf ſich nicht eigne. Dahl⸗ 
munn's Arbeit wurde nach bundestäglichem Brauch in den Acten 
eines Ausſchuſſes begraben. Als der Entwurf gleich nachher ver⸗ 
öffentlicht wurde tobte in der radicalen Preffe trotz feiner demo⸗ 
krutiſchen Grund⸗ und Wahlrechte ein Sturm der Entrüſtung 
gegen den preußiſchen Erbkaiſer. Auch die Fürſten waren em⸗ 
pört, daß Dahlmann fie in fein Oberhaus mit 161 ihrer Unter⸗ 
thanen einzwängen, und fie von dieſen überſtimmen laſſen wollte. 
Nicht Einer von ihnen wollte ſich einer ſolchen Erniedrigung 
Preis geben. 

Inmitten zieſes Hagelwetters von Verwünſchungen war 
ein Lichtblick erfreulichſter Art für Dahlmann ein an den Ger 
ſandten Ritter Bunſen gerichteter Brief des Prinzen von Preußen, 
worin dieſer den Verfaſſungsentwurf mit höchſter Anerkennung, 
qugleich unter entſchiedenem Belenntniß zum conftitwtionellen 
Syſtem, und mit ſachkun diger Kritik der Einzelheiten beſprach. 
Seine Bedenken richteten ſich überall gegen die übertriebene Be⸗ 
ſchrünkung der Regierungsrechte in den Einzelstaaten; er fand 
fein dieſem Umfange nicht nothwendig für den großen nationalen 
Zweck. Für unmöglich erklärte auch er die den deutſchen Fürſten 
im Oberhauſe zugedachte Stellung; ja er fragte, ob es nicht 
zweckmäßig wäre, durch die Einführung eines Wahlkaiſerthumz 
die Fürſten der großen Reform geneigter zu machen. Den Ent⸗ 
wurf im Ganzen aber hielt er für eine großartige Erſcheinung, 
für ein Meisterwerk an Klarheit, Gediegenheit und Kürze; ei 
zeigt ſich darin, fagte er, eine Auffaſſung ber neuen deutſchen 
Berhältniſſe, die nur aus echt deutſchem Herzen entſprungen 
fein kann und die Anerkennung des Geſammtvaterlan des verdient. 

Aber fo ſchöne Ausſicht für die Aufunft dieſer Brief des 
preußiſchen Thronfolgers eröffnete, jo troſtlos geſtaltete ſich das 
Bild der Gegenwart für Dahlmann und ſeine Geſinnungs⸗ 
gen oſſen durch eine gleichzeitige Correſpondenz mit dem Manne, 
auf den zur Zeit Alles ankam, mit Friedrich Wilhelm IV. 
Derſelbe König von Preußen, welchem nach kleindeutſcher Anſicht 
die Kaiferkrone zukam. bekannte ſich als eifriger Verehrer groß⸗ 
deulſcher und zugleich mittelalterlicher Anſchauungen. 
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Auf eine Zuſchriſt des englifden Prinzgemahls hatte der 
Konig eine Sitze des künftigen Reiches, wie es fi) feiner 
Phantaſie darftellte, entworfen. Ein Staatenbund (alfo nicht 
ein Bundesſtaat) mit einem Fürſtenrath und einem Parlament. 
An die Spitze desſelben dürfe nicht, wie Prinz Albert gemeint, 
ein auf Seit gewählter Kaiſer treten, ſondern ein für alle Male 
müſſe der Raifer von Öfterreich als „Ehrenhaupt teutſcher Nation“ 
römiſcher Kaiſer werben; unter ihm ſtehe ein auf Lebenszeit ge⸗ 
wählter „teutſcher König“ als höchſte Reichsobrigkeit, gekürt wie 
weiland zu Frankfurt im Conclave des alten Bartholomäus 
Doms, dort acclamirt durch das Volk, dann geſalbt und gekrönt, 
wenn lacholiſch, durch den Erzbiſchof von Cöln, wenn evangeliſch, 
durch einen zu ernennenden Erzbiſchof von Mageburg als 
Primas Germaniae. 

Dieſes Gemälde theilte der König Dahlmann mit, faft in 
dem Augenblicke, in welchem dieſer feinen Berfaffungsentwurf 
zum Abſchluß brachte. Dahlmann begleitete darauf die Über⸗ 
ſendung feines Werkes mit einer ebenſo ehrerbietigen wie ein⸗ 
dringlichen Widerlegung des königlichen Planes. Aber der König 
blieb unerſchütterlich. Alles komme darauf an, die deutſchen 
Erblande Oſterreichs dem neuen deutſchen Reiche zu erhalten, 
und dadurch eine unerträgliche Verſtümmlung des Vaterlandes 
zu verhüten. Dafür aber ſei das einzige Mittel die Übertragung 
der deutſchen Kaiſerkrone an Oſterreich, und wenn dieſes ſich 
nicht mit einem bloßen Ehrenamte begnügen wolle, auch der 
vollen Megierungs gewalt im deulſchen Reiche. Dann würbe er, 
der Konig, das Amt eines erblichen Reichserzfeldheren über die 
außeröſterreichiſchen Truppen in Deutſchland begehren; er dachte 
ſich dafür die Contingente der Mittel⸗ und Kleinſtaaten in ſechs 
„Reichswehrherog tümer“ eingeordnet, in deren jedem ein König, 
Kurfürſt oder Großherzog den Befehl über alle Contingente des 
Kreiſes führen follte, eine Erfindung, deren Verwirklichung ſicher 
nicht im preußiſchen, ſondern einzig im Fntereſſe der Mittelſtaaten, 
und folglich am wenigſten im FIntereſſe der deulſchen Einheit 
gelegen hätte. Als Dahlmann ihn nochmals auf die Noth⸗ 
wenbigfeit des preußischen Kaiſerthums aufmerkſam machte, unter 
welchem Deutſchland ohne die öſterreichiſchen Erblande ſtürker 
als im Staatenbunde mit denſelben fein würde, beharrte der 
König feit auf feinem Standpunkte, und bemerkte dabei am 
Schluſſe, übrigens glaube er gar nicht, daß die deutſchen Fürften 


1848 Entwurf Friedrich Wilhelms IV. 12¹ 


ihm die Raiſerwürde anbieten würden; käme aber ein ſolches 
Anerbieten von dem Volke ohne oder gegen die Fürſten, fo fe 
darauf nur mit Kanonen zu antworten. 

Damit waren für jetzt alle kleindeutſchen Hoffnungen ver- 
nichtet, oder doch auf die ſehr unſichere Frage geſtellt, ob der 
König nicht, wenn das Angebot erſt wirlich erfolgt ſei, andere 
Saiten außiehen würde. Allein Friedrich Wilhelm hatte ſich 
bereits gegen Oſterreich, wenn auch nur moraliſch, gebunden, 
durch ein Schreiben an Metternich pom 18. April, worin er 
beſtimmt verhieß, Alles für die Übertragung der erblichen 
römiſchen Kalſerwürde auf Oſterreich zu thun, für ſich aber nur 
die Stellung eines Reichserzſeldherrn in Anſpruch zu nehmen. 
Jetzt, im Mai, verſagte er ſich es nicht, ſeinen Brief an den 
Peinzen Albert einer Anzahl der deulſchen Fürſten vertraulich 
zuzuſenden: als er dann aber den Inhalt desſelben bei den 
Regierungen amtlich zur Verhandlung bringen wollte, fielen ihm 
feine Miniſter in den Arm, welche die Intereſſen des preußiſchen 
Staats nicht ſo uneigennützig oder großherzig wie der König 
dem Hauſe Lothringen opfern wollten. Da der König ſie in 
Ausſicht der bevorſtehenden preußiſchen Nationalverſammfung 
nicht entbehren konnte, mußte er feinen deutſchen Plan mit 
Grollen und Klagen einſtweilen zurücklegen. 

Auch ſonſt rührten ſich ſchon damals mit lautem Wider⸗ 
ſpruch gegen die ſehnſüchtigen Einheitsträume des deutſchen 
Volles die großdeulſchen Gedanken. In München hatte König 
Ludwig I. die Luſt am Regimente verloren und ſeine Abdankung 
vollzogen. Sein Sohn Max II, obwohl von milderem Sinne 
und geringerer Thatkraft als der Vater, dachte doch mit gleicher 
Zähigkeit feine ſouverünen Kronrechte zu wahren. Seine Minifter 
erklärten öffentlich in einem tragikomiſchen Gepolter Dahlmann 's 
Arbeit für einen Fürſten und Völker vernichtenden Entwurf, 
welcher die Rechte der Einzelregierungen zerſtöre, den Volks⸗ 
ſtammen die Freiheit der Entwicklung raube, und in der 
Centralgewalt eine alles innere Leben ertödtende Deſpotie be⸗ 
gründe. Unter perſönlicher Theilnahme des Königs wurde dann 
ein Geſetzentwurf ausgearbeitet, deſſen Abwendung von Dahl⸗ 
mann 3 Standpunkt allerdings fo vollſtändig wie möglich war 
Statt des Erbtaiſers ein von ſechs zu ſechs Jahren wech felndes 
Directorium, deſſen Mitglieder nicht gewählt werden, ſondern 
nach einer feſten Turnus unter ſämmtlichen Reichsfürſten eintreten 
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ſollten; in gleicher Weiſe war auch die Competenz der Reichs⸗ 
gewalt auf das nothdürftigſte Maaß beſchränkt, und den 
Einzelſtaaten die Fülle der Souveränitätsrechte gewahrt. Es 
wäre damit den Bedürfniſſen der Nation ſo viel und ſo wenig 
geholfen worden, wie durch die Bundesverfaſſung von 1815: 
mit Grund wurde von dem Entwurfe geſagt, es ſei nichts 
Gutes daran als feine Unausführbarkeit. 

Was dann Hſterreich, den natürlichen Bundesgenoſſen dieſes 
Porticularismus, betraf, fo war zwar die Regierung von hun⸗ 
dert andern Sorgen näher und ſtarker in Anſpruch genommen 
als von der Frage der deutſchen Reichsverſaſſung. Aber ihren 
Wünſchen kamen allmählich wachſende Strömungen in der Be⸗ 
völkerung ſelbſt entgegen. Von Prag aus begann eine große 
nationale Agitation allet Slavenſtamme, welche heftig gegen 
jede engere Verbindung mit Deutſchland proteftixte; in Böhmen 
und Mühren lagen Czechen und Dentſche in offenem Hader, 
und mehr als vierzig Bezirle weigerten jede Wahl zum deutſchen 
Parlamente. Zugleich war auch in Wien eine ſtarke Ebbe in 
dem tricoferen Jubel der Märztage eingetreten. Die Bürger 
fürchteten, daß Wien als Theil eines deutſchen Reiches zum 
niedern Rang einer Provinzialſtadt herabſänke; die Induſtriellen 
vernahmen mit Schrecken, daß fie im deutſchen geiche den Zoll- 
ſchutz gegen den deutſchen Weſten verlieren würden; die Hand⸗ 
werker wollten nichts von der in den deutſchen Grundrechten 
vorkommenden Gewerbefreiheit und Freizügigkeit wiſſen. Unter 
den Politikern kam das Schlagwort auf: wir ſind zuerſt Oſter⸗ 
reicher und dann erft Deutſche Ein im April in Wien anweſendes 
Mitglied des Fünfziger-Ausfguffes, ſelbſt ein Wiener, bemerkte 
mit Kummer, daß an den Häufern wieder viele ſchwarz⸗gelbe 
Fahnen neben den deutſchen ſichtbar wurden; man ſchaut, fagte 
er, hier mehr nach Oſten und die Donau hinab, als nach Weſten 
zum deutschen Reich. Die Regierung ſelbſt war von derſelben 
Sefinnung erfüllt. Der Dinifterpräfident, Graf Ficquelmont, 
hätte am liebſten alle Parlamentswahlen abbeſtellt, er fürchtete 
nur, daß man deutſcher Seits ein ſolches Verhalten filr das 
völlige Ausſcheiden Oſterreichs aus dem Bunde erklären würde. 
und von einer ſolchen Abſicht war er freilich weit entfernt. Viel⸗ 
mehr war das ganze Minifterium fo feſt wie möglich entichfoffen, 
unter allen Umſtünden die herrſchende Stellung ebenſo im neuen 
wie im alten Deutſchland zu behaupten. Daß damit die Um⸗ 
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wandlung des deutſchen Staatenbundes in einen Bundes ſtaat 
und folglich das Einheitsſtreben des deutſchen Volkes unverträg⸗ 
lich ſei, darüber war man ſich vollkommen klar, meinte aber 
nach aller Gewohnheit zu der Forderung berechtigt zu ſein, daß 
Deutſchland ſich verſagen müſſe, was Oſterreich unzuträglich 
erscheine. Es blieb alſo bei der Vornahme der Wahlen, aber 
in ſcharfem Widerſpruch gegen die Grundſäßze des Vorparlaments 
kündigte ein Miniſterialerlaß vom 21. April in der Wiener 
Zeitung an, daß die Regierung ſich die Prüfung jedes Bes 
ſchluſſes der deutſchen Nationalverſammlung vorbehalte, und 
keinen anerkennen werde, der mit den Intereſſen Oſterreichs und 
dem Charakter eines Staatenbundes nicht im Einklange ſtehe. 
Es war ihr ſehr erwünſcht, daß Preußen mit ſeinen Wahlen 
zum 1. Mai nicht ſertig werden konnte, und beide Mächte ſetzten 
alſo die Vertagung der Parlamentscröffnung bis zum 18. durch. 
In Wien benutzte man die Zeit zu möglichſt kräftiger Bearbeitung 
der Wahlen im großdeutſchen Sinne des lockeren Staatenbundes, 
und erzielte damit bedeutenden Erfolg. Weiter aber vermochte 
die Regierung ſelbſt nichts zu thun, da fie in Wien am 15. und 
26. Mai neue Revol utionstage erlebte, in deren Folge die laiſer⸗ 
liche Familie nach Innsbruck entfloh, und das Miniſterium wie⸗ 
der in völlige Abhängigkeit von der Wiener Straßendemokratie 


gerieth 


8. Lıpitel. 
Wafionalverfammfung und Reichs verweſer. 


Wir haben uns die Ereigniſſe des März und April zum 
Theil ausführlich vergegenwärtigt, um die coloſſalen Schwierig⸗ 
keiten anſchaulich zu machen, welche dem Streben nach deutſcher 
Einheit beim Beginn der Nationalverſammlung entgegen ftanden. 
Der engere Bund unter Preußens Führung mit Ausſchluß 
Sſterreichs wurde von dem preußiſchen Könige ſelbſt und noch 
heftiger von der fühbentfchen Bevölkerung verworfen. Bei dem 
großdeutſchen Syſteme, dem Verbleiben beider Großmächte im 
Bunde, war die nationale Einheit unmöglich, und lediglich bei 
der Bundesacte von 1815 ſtehen zu bleiben. Endlich die 
Nepublikaner, die mit all biefen Hinderniſſen gründlichſt auf⸗ 
gerüumt hätten, waren bei den Wahlen ebenſo entſchieden wie 
bei den Putſchen durchgefallen; drei Viertel der deutſchen Nation 
hatten ſich gegen ſie erklärt. Der ganze Schwung des damaligen 
populären Enkhuſias mus gehörte dazu, um unter ſolchen Um⸗ 
ſtänden noch eine Weile an der trügeriſchen Hoffnung auf ein 
herrliches Gelingen festzuhalten. Dieſer Lage muß man eingedenk 
bleiben, wenn man bei den zahlreichen Mißgriffen und der 
haurigen Kataſtrophe des erſten deutſchen Parlaments ſich ein 
gerechtes Urtheil bewahren will. Jene Männer hatten den 
Muth, an eine bamals noch unlösbare Aufgabe die Hand zu 
legen, in dem Vewußtfein, daß von ihrer Löſung das Heil des 
Vaterlandes abhängig war. Ihre Fehler wurden ihnen durch 
die Verhältniffe aufgedrängt; ihre Ziele find zu bleibenden 
Richtpunkten für Deutſchlands Zukunft geworden. 
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Solche Gedanken lagen freilich am 18. Mai 1848 dem 
deutſchen Volke und feinen Vertretern fern, als die beinahe 
ſechshundert Abgeordneten unter Glockengeläut und Kanonen⸗ 
donner von dem alten Kaiſerſaale des Römers durch die ge⸗ 
schmückten Straßen Jrankſurts und dicht gedrängte jauchzende 
Volksmaſſen zu dem Orte ihrer Sitzungen, der Paulskirche. 
hünſchritten. Tiefe Bewegung, ernſte Rührung und leuchtende 
Hoffnung erfüllte die Herzen; fie wußten, welch ein uner⸗ 
meßliches Vertrauen ihrer Wöhler, alſo des ganzen Volkes, die 
Verſammlung begleitete, wie un bedingtes Handeln und Eingreifen 
in jeder Richtung von ihnen erwartet wurde. Zwar der Bundes⸗ 
beſchluß vom 30. März hatte ihnen nur die Vollmacht gegeben, 
gemeinſam mit den Regierungen eine Reichsverfaſſung zu 
erſchaffen: die Inſchriſt aber über dem Präfidentenfeffel in der 
Paulskirche forderte ſie auf, dem Vaterlande Glück und Größe 
zurüdzubringen, und ihre überwältigende Mehrheit fand darin 
den echten Ruf der Nation, und war entſchloſſen, wo dieſer 
Zweck es fordere, aus eigener Kraft zu verfügen, zu regieren, zu 
conſtitujren. Dabei war dieſe Mehrheit zum größten Theile 
weder republltantſch noch revolutionär gefinnt; im Gegenthell, 
aug einer Revolution hervorgegangen, Hatte fie feinen lebhafteren 
Wunſch, als eine fete monarchiſche Ordnung an die Stelle des 
revolutionkren Buſtandes zu ſeßen. Nur daß fie das Vaterland 
auf allen Seiten durch innere und äußere Gefahren bedroht 
ſahen, und bei der völligen Zerfahrenheit der Regierungen nur 
in dem moraliſchen Anſehen der Nationalverſammlung die Mög⸗ 
Tichfeit, und damit die Pflicht der Errettung erblickten. So behielten 
ſie einſtweilen die revolutionären Waffen noch in der Hand, 
hoffentlich nicht zu blutigem Gebrauch, aber als wirkſame Drohung 
gegen eigenſinniges Sonderthum. Denn ſchlechthin undenkbar 
ſchien es ihnen nach allen Erfahrungen des letzten Menſchen⸗ 
alters zu fein, ohne einen ſolchen Druck die Vereinbarung mit 
39 Regierungen zu Stande zu bringen. In dieſem Gefühle 
fanden ſich, bis auf eine kleine Minderheit von etwa dreißig 
Stimmen, alle Mitglieder zuſammen, ſo unbekannt ſich unter 
einander die Meiften fonft waren, fo groß die Unſicher heit und 
Unerfahrenheit in der Maſſe ſich zeigte, fo mannigfaltig und 
wechselnd die politifhe dichtung im Einzelnen hervortrat. 
Mehrere Wochen vergingen, ehe beſtimmte Parteien ſich bildeten, 
und dann dauerte es noch Monate lang, bis die einzelnen 
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Gruppen feſte Stellung zu den entscheidenden Fragen nahmen. 
So ſtand es in einer Verſammlung, welche von keiner frühern 
oder ſpätern in Deutſchland an Geiſt und Talent, an Wiſſen 
und Beredtſamleit, an idealem Streben und edlem Patriotismus 
übertroffen worden ift: es war die Beſtätigung des alten Wortes, 
die Staatskunſt ſei die höchſte Leiſtung des menſchlichen Geiſtes, 
zu der man nur durch angeborene Genialität oder durch lange 
Schulung in ſtrenger Methode gelange. 

Ein wahrer Typus für die in der Mehrheit herrſchende 
Geſinnung war ihr am 19. Mai erwählter Präfident, Heinrich 
von Gagern. Eine hohe, impoſante Geſtalt, ein kräftig modellirtes 
Geſicht, lebhafte Augen unter mächtigen Brauen, eine klangvolle, 
tiefe Stimme gaben ſeiner Erſcheinung den Ausdruck einer zur 
Herrſchaft berufenen Natur. Selbſtlos und im Innerſten 
beſcheiden, war er durch Pflichtgefühl auf hohe Ziele gerichtet 
und zugleich bereit und fähig, bei jeder Rede und jeder That 
die ganze Wucht feiner Perſönlichkeit einzuſezen. Damit gewann 
er im Parlamente, wo er übrigens ſich ſtets auf die wichtigen 
Augenblicke aufzufparen verstand, die fortreißende Kraft, welche 
dem Erſcheinen eines in ſich feiten Charakters inne wohnt. 
Einen großen Redner kann man ihn ſonſt nicht nennen; dazu 
ſehlte ihm die Vielſeitigkeit der Mittel: Gewandtheit der Die- 
lektit, Witz, Ironie waren ihm verſagt; fein Inſtrument hatte 
nur eine einzige Saite, ein fait unwiderſtehliche, man möchte 
ſagen, bröhnendes Pathos. Daß überhaupt Feine sittlich Stärke 
größer und wirkſamer als feine geiftige Begabung war, hat er 
ſelbſt unumwunden ausgeſprochen. Er war klug, gebildet, und 
im einzelnen Moment nicht ungeſchickt. Aber er war langſames 
Geiſtes und arbeitete ſich mühſam zu klarer Auffaſſung größerer 
Angelegenheiten empor; ihm fehlte die ftantsmännifche Gabe, die 
Dinge richtig zu ſehen und danach ihre Folgen zu bemeſſen. 
So ift es ihm bei der ſicherſten Überzeugungstreue in jedem 
Abſchnitt feiner Laufbahn, nicht erſpart geblieben, mehr als 
einen Wechſel in ſeinen Anſchauungen zu erleben, und zuletzt 
ein f Widerſacher ſeiner eigenen früheren Schöpfungen zu 
werden. 

Damals aber, am 19. Mal, ſtand er im Morgenroth des 
aufgehenden deutſchen Staats ) an der Spitze des erſten deutschen 
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Parlaments, und faßte deſſen Aufgabe in die Worte zufammen: 
„wir ſollen ſchaffen eine Verfaſſung für Deulſchland, für das 
geſammte Reich. Der Beruf und die Vollmacht zu dieſer 
Schaffung, ſie liegen in der Souveränität der Nation.“ Ein 
langer Beifallsſturm zeigte ihm, wie ſehr er aus dem Herzen 
der Verſammlung geredet hatte. „Die Schwierigkeit“, fuhr er 
dann fort, „eine Verſtändig ung mit den Regierungen zu Stande 
zu bringen, hat das Vorparlament richtig vorgefühlt, und uns 
den Charakter einer conftituicenden Verſammlung vindieirt. 
Deutſchland will Eins ſein, regiert vom Willen des Volkes unter 
Mitrsiekung aller feiner Gliederungen. Dieſe Mitwirkung auch 
den Staatsregierungen zu erwirken, liegt im Berufe dieſer 
Versammlung.“ 

Wenn hienit der Wunſch einer künftigen Verſtündigung 
mit den deutſchen Fürſten angedeutet wurde, fo war ihnen auf's 
Neue doch jedes eigene Recht zur Theilnahme an dem deutſchen 
Verfaſſungswerle abgeſprochen. Darüber follte die Entſcheidung 
allein bei den Vertretern der ſouveränen Nation verbleiben, und 
nicht darüber allein. Denn vom erſten Tage an war in allen 
Theilen der Verſammlung die Meinung verbreitet, daß bei der 
gewitterſchwangeren Lage Europas nichts dringlicher ſei als die 
Schaffung ciner proviſoriſchen Centralgewalt, welche bis zur 
Einführung der künftigen Reichsverfaſſung das Vaterland in 
feſter Leitung vor innerem und äußerem Unheil behüte. Über 
die Geſtaltung dieſes Proviſoriums gingen allerdings die Ans 
fichten weit auseinander. Die Nadiealen hatten daz Muſter 
des franzöſiſchen Convents von 1793 und feines Wohlfahrts⸗ 
ausſchuſſes vor Augen, um in ſolcher Form die Allmacht der 
Nationalverſammlung zu proclamiren und durch den Sturz der 
fürſtlichen Regierungen die deulſche Republik zur Vollendung zu 
bringen. Ganz entſchieden aber wies die große Mehrheit ſolche 
Ziele zuriick. Sie wollte eine conſtituktonell⸗monaichiſche Ober⸗ 
behörde über ben Einzelftaaten, mit weiter, aber feſt beftimmter 
Competenz, felbftändig bei ihren einzelnen Schritten, aber durch 
die Verantwortlichleit ihrer Miniſter für die Richtung ihrer 
Politit abhängig von der Nationalverſammlung. Trat man 
nun der Geſtaltung eines ſolchen Syſtems nüher, ſo erhoben ſich 
die Fragen, ob zur Lenkung der Centralgewalt ein Einziger, ein 
Reichsverweſer, oder ein Ditectorium zu Dreien berufen, ob der 
oder die Regenten von der Nationalverſammlung oder von den 
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Fürſten oder von beiden gemeinſam ernannt, ob fie aus den 
fürstlichen Häufern oder aus dem Volke gewählt, ob ihr Wirkungs⸗ 
kreis möglichſt weit ausgedehnt oder ſtreng auf die allgemeinen 
Reichsangelegenheiten beſchränkt werden ſollte. Dies Alles zu 
erwägen, ſetzte die Nationalverſammlung am 3. Juni 1848 einen 
großen Ausſchuß nieder. 

Der Gedanke eines Directoriums von drei Pätgliedern, 
deren eines von Sſterreich, ein anderes von Preußen, das dritte 
von den kleinen Staaten zu bezeichnen ſei, gewann, da er den 
realen Verhältniſſen zu entſprechen ſchien, Anſangs zahlreiche 
Anhänger im Aus ſchuß und in der Verſammlung. Auch Gagern 
gab ihm Beifall. Seinen früheren Plan, den König von Preußen 
an die Spitze zu bringen, hatte er bei deſſen entſetzlicher Un⸗ 
popularität wenigſtens für den Augenblick zurückgeſtellt. Bereits 
am 28. Mai hatte er ſich in einer Conferenz mit den Bundes⸗ 
tagsgefandten von Dfterreih, Preußen und Bayern, den Herren 
v. Schmerling, v. Uſedom und v. Cloſen, ſowie den Abgeord⸗ 
neten Baſſermann und Beckerath, über die Einrichtung eines 
Directoriums verftändigt und die Geſandten aufgefordert, ihre 
Regierungen um die Bezeichnung genehmer Canbidaten zu 
bitten. Uſedom und Cloſen waren ſehr bereit; Schmerling, 
deſſen Kaiſer ſoeben aus dem rebelliſchen Wien entflohen war, 
ſagte: wenn ich nur wüßte, wo und wer meine Regierung ift! 
Indeſſen gingen die Beſprechungen in den nächſten Tagen weiter; 
als beinahe ſicher ftellten ſich die Namen dez Erzherzogs Johann 
von Öfterreich, des Prinzen Wilhelm von Preußen, des Prinzen 
Carl von Bayern (ſämmtlich Oheime ihrer Souveräne), oder 
wenn man keine Prinzen wollte, der Miniſter Weſſenberg von 
Oſterreich, Camphauſen von Preußen, und als dritten des 
Bayern Armanſperg oder des Badenſers Mathy heraus. 

Am 19. Juni wurde der Ausſchußbericht, von Dahlmann 
abgefaßt, in der Nationalverſammlung verleſen. Er war ber 
Ausdruck der in der Majorität herrſchenden Befinnung, zwar 
in allen Reichsſachen zur ſouveränen Entſcheidung berechtigt 
zu fein, aber thatfächlich ſo weit wie möglich mit den Regierungen 
gemeinſam zuſammen zu wirken. Der Ausſchuß entſchied ſich 
alſo für das Directorium der Drei; die Mitglieder ſeien von 
den Regierungen zu bezeichnen, von der Versammlung zu ber 
ftätigen; feine Minister ſeien der letzteren verantwortlich; das 
Directorium würde die Vollziehungsgewalt für die allgemeine 


Google Er si 


1848 Gagern für einen Reich verweſer. 129 


Sicherheit und Wohlfahrt des deutſchen Bundesſtaats, die Ober⸗ 
leitung des Heerweſens und die Ernennung der Oberbefehls⸗ 
haber, ſowie die völkerrechtliche und handelspolitiſche Vertretung 
Deutſchlands nach Außen erhalten. Am Verfaſfungswerke aber 
würde ihm keine Theilnahme zustehen, und über Krieg und 
Frieden würde es der Zuſtimmung der Nationalverſammlung 
bedürfen. 

In die Souveränität der Einzelſtaaten wurde, wie man 
ſieht, durch dieſe Vorſchläge ſehr tief eingeſchnitten. Aber kein 
Widerſpruch kam von dieſer Seite zum Vorſchein. Wer in 
Oſterreich eigentlich herrſche, war damals in Wien ebenſo wenig 
klar wie in Frankfurt. In Preußen überließ der Miniſter⸗ 
präfident Camphauſen, durch die innern Nöthe vollſtändig in An⸗ 
ſpruch genommen, die Bundesſachen dem Freiherrn von Arnim, 
und dieſer war mit der Errichtung einer ſtarken Centralgewalt, 
an welcher Preußen Antheil haben ſollte, durchaus einverstanden. 
Höchſtens einige Kleinſtaaten ſeufzten im Stillen, daß fie in den 
17 Curien des alten Bundestags mehr Einfluß hätten üben 
können, als künftig bei den drei Stimmen eines Directoriums, 
von dem fie völlig ausgeſchloſſen werden ſollten. 

Aber eine neue Wendung trat ein. 

Gagern hatte mittlerer Weile feine Anſicht geändert. Bei 
der furchtbaren Zerrüttung Oſterreichs, den damals höchſt un⸗ 
fihern Berliner Zuständen, der halben oder ganzen Anarchie 
in den Kleinſtaaten, ſchien ihm ein möglichſt ſtartes und ſchlag⸗ 
fertiges Reichsregiment erforderlich, und dazu ein vielkäpfiges 
Directorium wenig geeignet. Alſo entſchied er ſich jezt für die 
Erhebung Eines Mannes, für die Einſetzung eines Reichsver⸗ 
weſers. Daß ein ſolcher raſcher und entſchloſſener verfahren 
lönne als ein Dreimänner⸗Collegium, hatte bereits vielen Mit⸗ 
glieder auf Beiben Seiten des Hauſes eingeleuchtet. Gagern 
hoffte, wenigſtens einen großen Theil der Mehrheit für feine 
Anſicht zu gewinnen, wenn er einen Prinzen, und zwar den 
populären Erzherzog Johann in Vorſchlag brächte. Dafür 
meinte er auch die Linke günſtig zu ſtimmen, wenn die Ernennung 
desſelben allein durch die Nationalverſammlung ohne jede Mit⸗ 
wirkung der Regierungen erfolge. Gerade dies aber wur dann 
wieder der Mehrheit gegenüber ein mißlicher Punkt. Mit gutem 
Grund herrschte bei diefer die Überzeugung, daß eine Central 
gewalt, bei deren Erſchaffung den Regierungen ine Einfluß 
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verſagt bliebe, vom erſten Tage an bie feindſelige Geſinnung 
derſelben erſahren würde, und eben deshalb wollte Dahlmann 
in das Directorium die Vertreter der drei mächtigsten Regierungen 
ſelbſt berufen. So erkannte Gagern, daß es nur ein Mittel 
für den Sieg ſeiner Meinung gebe; er mußte bei den Mit⸗ 
gliedern der Mehrheit die Borſtellung erwecken, daß jetzt ſchon 
die Erhebung des Erzherzogs den deutſchen Regierungen und 
insbeſondere dem Könige von Preußen erwünſcht ſei. Er be⸗ 
ſchloß, den Verſuch zu machen, obgleich die dazu erforderlichen 
Schritte von dem Beigeſchmack einer verdeckten Intrigue nicht 
völlig frei bleiben lonnten. Am Abend desſelben 19. Juni, an 
welchem der Ausſchuß das Directorium vorſchlug, wandte ſich 
Gagern noch einmal an die drei Bundestagsgeſandten: noch 
ſei, fagte er ihnen, auf eine Mehrheit für das Triumvirat zu 
Hoffen, aber der Gedanke eines Reichsverweſers gewinne täglich 
Anhänger. Dam ſcheine aber der Erzherzog Johann der 
einzig mögliche Candidat. Was würden nun die Regierungen 
dazu ſagen? Deren Anſicht würde von bedeutendem Einfluß 
auf die Abſtimmung fein, Die Geſandten erklärten zunächft, 
daß ſie auf eine ſolche Frage weder vorbereitet noch inſtruirt 
fein. Über ihre perfönliche Anſicht befragt, blieb Schmeling, 
ein klarer, feſter und folgerichtiger Kopf, rund und beſtimmt bei 
dem Directorium. Uſedom, ein überall ſtattlich einherſchreitender, 
aber bei vielem Geiſte innerlich haltloſer Mann, äußerte, ein⸗ 
tretendes Falls würde der König nach ſeiner perſönlichen Ver⸗ 
ehrung für das Kalſerhaus den Erzherzog wohl annehmen, aber 
das preußische Volk würde in feinem Selbſtgefühl ſchwer ge» 
krünkt, daz Directorium alſo vorzuziehen fein. Ich bin ganz 
derſelben Meinung, ſagte Cloſen, indeſſen, wenn Preußen für 
den Erzherzog ſtimmt, kann auch Bayern nichts dagegen haben. 

Obgleich dieſe Außerungen völlig ſchwankend und ohne alle 
amtliche Bedeutung waren, galt es doch bereits am folgenden 
Tage in der Natlonalverſammlung für eine ſichere Thafſache, 
daß der König von Preußen den Erzherzog Johann von Oſter⸗ 
reich acceptiren würde. Am 21. redete Vincke in der Verſamm⸗ 
lung in dieſem Sinne mit deutlicher Hinweiſung auf Johann 
und die Zuſtimmung des Königs. Eine Anzahl kleinſtaatlicher 
Abgeordneter wandte ſich darauf ebenfalls dem Reichsverweſer 
zu; ihre Regierungen hätten dabei wenigstens die Genugthuung, 
daß es dann Preußen und Bayern nicht beſſer gehe als ihnen. 
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Im Laufe des Tags wurde Uſedom weiter mitgetheilt, daß. 
wenn es überhaupt noch zu einem Directorium käme, es nicht 
aus Prinzen, ſon dern aus Privannännern gebildet werden folle; 
zur Abwehr dieſer republilaniſchen Einrichtung gebe es nur noch 
ein Mittel, die Wahl des Erzherzogs. Uſed om war bienad) 
ſehr geneigt, für dieſes Rettungsmittel ſelbſt zu arbeiten; da 
empfing er mit Schreden ein kurzes Telegramm aus dem Berliner 
Miniſterium: Sie haben ſich gegen jeden, auch prinzlichen Reichs⸗ 
verweſer zu erklären — oder mit andern Worten: Sie haben 
im Namen Ihrer Regierung gegen die Wahl des Erzherzogs 
Verwahrung einzulegen und für die Durchſetzung des Ausſchuß⸗ 
antrags zu wirken. Und dies wurde ihm befohlen, während in 
Berlin das Miniſterium Camphauſen entlaſſen, ein neues Cabinet 
noch nicht gebildet war: und in einer ſolchen Lage ſollte er 
Preußen einem offenen Bruch mit der Nationalverfammlung 
ausfegen! Der Muth dazu verſagte ihm. Er telegraphirte den 
Angſtruf zurück ftimme ich für Johann, jo wird er Reichs⸗ 
verweſer, ſonſt drei Privatperſonen. In der Nacht lam Gagern 
zu ihm und erklürie ihm, die Erhebung Foßann's fei fo gut 
wie gewiß, ſeidem man wiſſe, daß die Regierungen keinen 
andern wählen würden. Dieſer pofitiven Außerung gegenüber 
war es für Uſedom doppelte Pflicht, dem erhaltenen Befehle 
gemäß, bie Tüuſchung zu zerftceuen und den Proteſt jeiner Rer 
gierung anzukündigen. Aber auch in dieſem Moment hatte er 
den Muth, mulhlos zu fein. Er redete noch einmal von dem 
Verdruſſe des preußiſchen Volkes bei einer Wahl des Erzherzogs, 
von dem entgegenſtehenden Willen ſeiner Regierung ſagte er 
kein Wort. Nach dieſer Unterredung durfte Gagern die Zu⸗ 
ſümmung des preußiſchen Königs für verbrieft halten. 
Unterdeſſen tobte ſeit dem 19. in der Nationalverſammlung 
die Redeſchlacht über Republik und Monarchie, über Einheit 
und Dreiheit, über Volksſouveränität und überkommenes Recht, 
über das Alles durcheinander, zuweilen in ſtündlich wechſelnder 
Stimmung. Im Ganzen aber blieb die Partei des Reichsver⸗ 
weſers im Wachſen, und als auch Nadowiß ſich dafür ausge- 
ſprochen, zweifelte niemand mehr an dem Einverſtändniß des 
preußiſchen Königs. Am 23. erklärte Dahlmann für den Aus⸗ 
ſchuß, daß auch biefer in feinem Antrag an bie Stelle des 
Directoriumd einen von den Regierungen zu bezeichnenden, von 
der Verſammlung zu beftätigenden Reichsverweſer ſetze. Damit 
9 · 
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konnte Gagern die Beſeitigung des Triumvirats und bie Er⸗ 
hebung des Erzherzogs als geſichert annehmen. Es war ihm 
aber noch nicht ausreichend. Was er in feiner erſten Antritts⸗ 
rede proclamirt hatte, die Souveränität der Nation, wünſchte er 
auch jetzt bethätigt zu fehen, alſo die Ernennung des Reichs ver⸗ 
weſers allein durch die Nationalverſammlung. Seine Rede 
darüber am 24. war nicht der improviſirte Ausdruck einer über⸗ 
strömenden Gefühlspolitik: denn ſchon am Tage vorher erhielt 
Ufedom vorläufige Nachricht über die Tommenden Dinge. Nach 
einem Geſpräche mit Max Gagern berichtete er am 23: Die 
Linke begehrt die Ernennung eines Präfibenten durch die Natlonal⸗ 
verſammlung. die Rechte beſteht auf einem Prinzen; auf beiden 
Seiten überwiegt die Einheit; Radowitz hat heute für die 
Einheit gesprochen, Gagern wird es morgen ebenfalls thun; 
vielleicht kommt von irgend einer Seite der Antrag, den Erz⸗ 
herzog Johann durch Acclamation zu ernennen.“ Uſedom ſeßzte 
noch hinzu, er habe Max Gagern geſagt, daß er perſönlich die 
Dreiheit wie früher vorziehe: er habe aber keinen Proteſt feiner 
Regierung gegen die Einheit angekündigt. Alſo nicht einmal 
die Andeutung einer möglichen Proclamation des Erzherzogs 
durch die Nationalverfammlung hatte ihm die Verpflichtung Mar 
gemacht, den ihm befohlenen Widerſpruch zu erheben. So durfte 
Gagern bei dem Glauben bleiben, daß Berlin kein Hindern iß 
für ſein Vorhaben ſein werde. Allerdings, auch wenn es anders 
geweſen wäre, fo hätte es jetzt kaum noch Wirkung gehabt. 
Hatte doch am 20., als Braun aus Köslin den König von 
Preußen als Reichsverweſer vorſchlug, nur ein schallendes Hohn⸗ 
gelüchter der Linken dem wackern Manne geantwortet, und nicht 
ein einziges Mitglied ſich zu feiner Unterstützung erhoben. 
Dabei dauerte noch in Berlin die Miniſterkriſis, das Toben 
eines unbändigen Proletariats und die demokratische Haltung 
der Volksvertreter fort: man war in Frankfurt ſo weit entfernt 
davon, auf Preußens Macht Rückſicht zu nehmen, daß die ge⸗ 
mäßigten Parteien es als eine wefentliche Aufgabe der künftigen 
Centralgewalt betrachteten, der bedrängten preußiſchen Regierung 
eine Stütze gegen die Anarchiſten zu ſchaffen. überhaupt durch⸗ 
wogte ein stolzes Selbſtverkrauen die ganze Versammlung, ein 
ſeliges Genügen in ihrem hohen Beruf, in dem ihr der Blick 
für die harte Wirklichleit draußen im Lande abhanden kam. 
Von allen Seiten her war ein Vorſchlag, mit dem Eintritt der 
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Centralgewalt den alten Bundestag abzuſchaffen, mit Jubel 
begrüßt worden, wie nachdrüclich auch Vaſſermann und Welder 
auf die Notwendigkeit eines geſetzlichen Organs der Einzelſtaaten 
neben der Centralgewalt hinwieſen. Man war bereit, mit beiden 
Füßen den plözlichen Sprung aus dem frühern Extrem des 
Sonderthums über den Bundesſtaat hinweg in daß neue Eptrem 
des Einheitsſtaats zu wagen. Extrem gegen Extrem, das war 
ganz menſchlich; leider wurde dabei übersehen, daß 1815 die 
Schöpfer des Bundestags alle Mittel der materiellen Macht, 
1848 aber die Männer der Paulskirche überhaupt keine Macht 
als ihr moralisches Anſehen beim Volke beſaßen. 
Am 24. Juni follte die Verhandlung zum Schluſſe kommen. 
Es ging die Rede durch die Reihen der Abgeordneten, Gagern 
— ber feine bisherige Thätigleit völlig im Verborgenen betrieben 
hatte — werde ſelbſt das Wort ergreifen, und zwar wie jeder 
mann erwartete, pur Unterſtitzung des Ausſchuſſes, alſo für bie 
Einſetzung eined von den Fürſten zu bezeichnenden Reichs ver⸗ 
weſers. Der letzte der angemeldeten Redner war Matht, der 
noch einmal in kräftiger Weiſe die Entwicklung des Bundes lags 
zu einem Staatenhauſe empfahl, und vor einem kühnen Griffe 
nach porlamentacifcher Allgewalt warnte. Darauf beſtieg, unter 
athemloſer Spannung der Verſammlung, Gagern die Tribüne. 
und rief nach kurzer Einleitung, in ſcharf bezeichnetem Gegen- 
ſatze zu feinem Freunde Mathy: ich thue einen kühnen Griff, 
und ſage Ihnen, wir müſſen die Centralgewalt felbſt ſchaffen. 
Sofort ein Ausbruch tobendes Beifalls auf der Linken, der ſich 
weithin bei den Mittelparteien fortſetzte. Gagern ſprach weiter: 
wir müſſen den Reich sverweſer aus den höchſten Sphären nehmen, 
dann werden die Regierungen ſich freuen, daß wir ihnen die 
Verlegenheit der Wahl abnehmen. Jetzt folgte Beifall auf der 
Rechten und unwilliges Murren der Radicalen. Viele meinten, 
Gagern würde mit der Aufforderung fließen, den Erzherzog 
ſofort als Reichsverweſer außgurufen; auch haben wir gejehen, 
daß ihm der Gedanke nicht fremd war: aber die Haltung der 
Linken gegen die Erhebung eines Prinzen und der Arger der 
Rechten über den kühnen Griff war doch ſo augenfällig, daß 
Gagern den Vorſchlag nicht wagte. In der Sache ſelbſt aber 
hatte er ben Sinn der Mehrheit getroffen; zwar folgten noch 
einige Tage unerquickliches Gezänkes zwiſchen den Parteien, am 
28. Juni aber kam das Geſetz über die Einfegung der provi⸗ 
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ſoriſchen Centralgewalt zum Abſchluß. Wir wiederholen uns 
noch einmal ſeine wichtigſten Beſtimmungen. 

Die Centralgewalt, hieß es, hat 

1. vollziehende Gewalt zu üben in allen Angelegenheiten, 
welche die allgemeine Sicherheit und Wohlfahrt des deutſchen 
Bundesſtaats betreffen; 

2. die Oberleitung der geſammten bewaffneten Macht zu 
übernehmen, und namentlich die Oberbefehlshaber derſelben zu 
ernennen; 

3. die völkerrechtliche und handelspolitiſche Vertretung 
Deutschlands auszuüben und zu dieſem Ende Geſandte und 
Conſuln zu ernennen. 

Die Errichtung des Verfaſſungswerkes bleibt von ihrer 
Wirkſamkeit ausgeſchloſſen. 

Über Krieg und Frieden und über Verträge mit auswärtigen 
Müchten beſcleßt fie in Übereinſtimmung mit der National⸗ 
verſammlung. 

Sie wird einem Reichs verweſer übertragen, der von der 
Nationalverſammlung frei gewählt wird. 

Der Reichsverweſer iſt unverantwortlich; er übt ſeine Gewalt 
durch von ihm ernannte, der Nationalverſammlung verantwortliche 
Miniſter aus; keine feiner Anordnungen iſt gültig ohne die 
Gegenzeichnung eines Miniſters. 

Mit dem Eintritt der Wirkſamkeit der proviſoriſchen Central⸗ 
gemalt hört das Beſtehen des Bundesſags auf. 

Die Centralgewalt hat ſich in Beziehung auf die Voll⸗ 
ziehung maaßregeln, fo weit ihunlich mit den Bevollmächtigten 
der Landes regierungen in's Einvernehmen zu ſehen. — 

Wenn man verſucht, ſich über die Bedeutung und den Werth 
dieſes Geſezes ein Urtheil zu bilden, fo zeigt ſich zunachſt mehr⸗ 
fache Unvollſtändigkeit, Unklarheit oder Vieldeutigkeit der wich⸗ 
figften Bestimmungen. 

Die Centralgewalt war von dem Verfaſſungswerke aus⸗ 
geſchloſſen. Aber auch von der Theilnahme an der Geſchgebung, 
die ihre eigene Thätigkeit erforderte? Und wenn gegen ihren 
Widerſpruch die Rationalverfammluig einen Geſchluß ſaßle, war 
fie verpflichtet, ihn zur Anwendung zu bringen? Ein Gefeß 
über Miniſterverantwortlichkeit war verheißen. Aber wie war 
die Lage bis zum Erlaſſe desſelben? und nach welchen Normen 
ſollte fi das Wirken der übrigen Beamten regeln? Ohne 
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Zweifel würde ferner die Nationalverſammlung ſich die Geld⸗ 
dewilligungen vorbehalten. Aber wie weit durfte die Central⸗ 
gewalt in der Verwendung dieſer Mittel ſelbſtändig verfahren? 
Wie weit durch ein Budgetrecht des Parlaments darin beſchränkt 
werden? Wie man ſieht, konnte aus dem Inhalt oder den 
Lücken die ſes Geſetzes ebenſo wohl eine abſolute Monarchie des 
Reichsverweſers, als ſeine vollſtändige Abhängigkeit von der 
Allmacht der Nationalverfammlung hergeleitet werden. 

Noch deutlicher war ein ähnliches Ergebniß hinſichtlich des 
Werhältniſſes der Centralgewalt zu den Einzelſtaaten. 

Gleich der erſte Saß über die Competenz des Reichsver⸗ 
weſers, beinahe wörtlich gleichlautend mit den entſprechenden 
Worten der Bundesacte, war bedenklich. Wir haben gefehen, 
welche ausſchweifende Befugniſſe der Bundesgewalt Fürſt 
Metternich 1819 und 1832 auf das Recht, die allgemeine Sicher⸗ 
heit zu ſchügen, gebaut hatte. Ebenſo wohl eine demolratiſche 
wie eine fürſtliche Dictatur ließ ſich darauf gründen. 

Auch der zweite Saß, das Kriegsweſen betreffend, ließ die 
mannigfachſten Auslegungen zu. Wer Luft hatte, konnte ihn 
als einfache Wiederholung des Attikels 51 der Wiener Schluß⸗ 
acte, und ſomit als unverfänglich für den Beſtand der Einzel⸗ 
ſtaaten auffaſſen. Aber auch die entgegengeſetzte Auslegung, 
die Verſchmelzung der Bundescontingente in ein einziges 
Reichsheer, unter Ernennung aller höhern Offiziere durch 
die Centralgewalt, war durch den Wortlaut des Artikels nicht zu 
widerlegen. 

Die dritte große Veſugniß, völlerrechtliche Vertretung 
Deutſchlands nach Außen, ſowie actiwes und paſſives Geſandt⸗ 
ſchaftsrecht hatte ebenfalls der Bundestag geübt, unbeſchadet 
das gleichen Rechts der Landesregierungen. Ob dies Verhältniß 
fortdauerm, oder die Einzelſtaaten das Geſandtſchaſtzrecht ver⸗ 
lieren würden, darüber ließ der Artikel die Welt ohne Auf⸗ 
klärung. Um ſo beſtimmter war gerade für dieſes Gebiet die 
Abhängigkeit der Centralgewalt von der Nationalverſammlung 
aus geſprochen, während ein erfahrenes Parlament ſich hütet, 
anders als auf Veranlaſſung des Ministeriums in die auswür⸗ 
tigen Fragen einzugreiſen. 

Wie zur Entſchädigung hiefür wurde der Reichsverweſer 
unabhängig von jeder Einwirkung der Landesregierungen geftellt. 
Er ſollte fie anhören, fo weit es ihm thunlich erſchien. 


Go gle 0 0 IA 


136 Nationalverfammlung und Reichsverweſer. 1848 


In welchem Sinne übrigens die Nationalverfanmlung 
ſelbſt den Inhalt ihres Geſetzes auffaßte, bedarf nach dem bis⸗ 
her Bemerklen keiner weitem Ausführung. Nicht umſonſt hatte 
Gagern wieder an die Nationalſouveränität als Quelle par⸗ 
lamentariſcher Allmacht erinnert. Man war durchaus der 
Meinung, jeden Artikel des Geſetzes im weiteſten Umfang zur 
Anwendung zu bringen. Darüber, daß das Ausſprechen eines 
Beſchluſſes mit ſeiner Durchführung gleichbedeutend ſei, hatte 
man keinen Zweifel. Mit jedem Rechte, welches man der Cen⸗ 
tralgewalt beilegte, glaubte man auch thatſächlich ihre Macht 
über die Einzelſtaaten erhöht und damit die deutſche Einheit 
befeſtigt zu haben. Daß der Reichsverweser dabei von der 
porlamentariihen Leitung unter allen Umftänden abhängig 
bleibe, verſtand ſich der Nationalverſammlung von ſelbſt. 

Am 29. Juni wurde dann Erzherzog Johann mit über- 
wältigender Mehrheit zum Reichsverweſer gewahlt. Man ſetzte 
ſeine Annahme der Würde als ſicher voraus, obgleich er ſo 
even erſt als Stellvertreter des in Innsbruck weilenden Kaiſers 
die Regierung Oſterreichs übemommen hatte. Eine Deputation 
der Nationalverſammlung eilte nach Wien, um ihm die frohe 
Botſchaſt zu überbringen. Zugleich erhob aber auch der Bundes⸗ 
tag feine Stimme, und beſchloß, obwohl ohne Inſtruction von 
ſeinen Regierungen, dem Erzherzog zu ſchreiben, daß die Re⸗ 
gierungen ſchon vor der Entſcheidung im Parlamente ſich für 
feine Wahl erklärt hätten. Der Erzherzog erhielt damit freie 
Entſchließung für Gegenwart und Zukunft, auf welchen Rechts⸗ 
titel er ſeine Macht gründen wollte. Als Robert Blum, der 
Führer der Linken, dies in der Nationalverſammlung rügte, und 
zugleich ſeine Verwunderung über die prophetiſche Gabe aus⸗ 
ſprach, mit welcher der Bundestag Johann's Erwählung voraus⸗ 
geſehen, gab Gagern die Erklärung, daß zwiſchen ihm und dem 
Bundestage nicht die geringſte Communication über die Sache 
Statt gefunden. Schmerling aber äußerte, der Bundestag ſei 
bereits todt, und die Nationalverſammlung ging zur Tages⸗ 
ordnung über. 

In der Zwischenzeit bis zur Ankunft des Erzherzogs blie⸗ 
ben die Gemüther in lebhafter Bewegung. In den einſlußreich⸗ 
ſten Kreiſen der Mehrheit begann man ſich den Zuſtand aus⸗ 
zumalen, wie er unter der neuen Regierung zu geſtalten fei. 
Es erſchien ihnen ſelbſtverſtändlich, daß die Reichsminiſter bei 
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Störungen der Ordnung mit Übergefung der Landesregierung 
unmittelbar an die Ortsbehörden Weisungen zu erlaſſen und 
ebenſo unmittelbar die erforderlichen Truppentheile aufzubieten 
hätten. Alle Feſtungen, meinten Einige, müßten Reichsfeſtungen, 
alle Stabsoffieiere vom Reiche ernannt werden. Im Verfaſſungs⸗ 
ausſchuſſe kam die Nothwendigkeit einer einheitlichen Verwaltung 
der geſammten deutſchen Heeres macht, und die Aufhebung des 
Geſandtſchaftsrechts aller Einzelstaaten zur Sprache. Im Militär 
ausſchuſſe ſtellte ein öſterreichiſcher Oberſt den Antrag, daß der 
Fahneneid der preußiſchen Regimenter fortan dem Erzherzog 
geleiſtet werden ſollte. So zog die Sehnſucht nach materieller 
Macht aus dem Geſetze vom 28. Juni die denkbar weiteſten 
Folgerungen: Widerſtand gegen ſolche Anſprüche erwartete man 
an keiner Stelle, oder meinte, mit raſcher Energie ihn brechen 
zu können. In der That beeilten ſich die deutſchen Regierungen, 
ſo verdrießlich ihnen auch der kühne Griff und das Geſetz vom 
98. geweſen, ihre unbedingte Anerkennung einzufenben. Auch 
das neue preußiſche Ministerium Auerswald ließ bas Verhalten 
Uſedom's ungerügt und wünſchte keinen Hader mit der Pauls⸗ 
Kirche; man empfand zwar ſchmerzlich die Ausſchließung Preu⸗ 
ßens aus der Centralgewalt, hoffte aber von der Verwaltung 
des Erzherzogs das Beſte, und gab alſo ungeſäumt die Zur 
stimmung zu feiner Wahl; nur machte man den Vorbehalt, daß 
aus dem Verfahren der Nationalverſammlung in dieſem außer⸗ 
ordentlichen Falle für die Zukunft keine Conſequenzen gezogen 
werden möchten. Die einzigen Staaten, bie ſich renitent zeigten, 
waren Hannover und Bayern. König Ernſt Auguſt ließ ſeinen 
Ständen amtlich erklären, er werde abdanken, wenn man an 
weſentliche Rechte ſeiner Krone greife; als darauf aber in der 
Paulskirche beantragt wurde, Hannover zum Neichsland zu 
machen, lenkte er ein, ſchickte einen Geſandten zur verehrenden 
Begrüßung des Erzherzogs nach Frankfurt, und ſchwieg dazu, 
daß der Geſandte ohne Auftrag die vom Parlamente geforderte 
Anerkennung des Geſehes vom 28. Juni amtlich vollzog. Etwas 
ſpäter bequemte ſich auch König Max von Bayern, der Anfangs 
dem preußiſchen Geſandien geſagt hatte, er werde bis auf den 
lebten Blutstropfen kämpfen, ehe er ſich mediatifiren laſſe, zur 
einfachen Unterwerfung. 

Unterdeſſen kam aus Wien erfreuliche Kunde. Der Erz⸗ 
Herzog empfing die Abgeordneten auf bie entgegenkommendſte 
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Weiſe, und ſprach ſofort die Annahme der ihm dargebrachten 
Würde aus. Einen Augenblick dachte er daran, feine beiden 
großen Amter neben einander fortzuſühren, erfannte aber ſehr 
bald die Unmöglichkeit, und beschloß, zunächſt in Frankfurt die 
Regierung anzutreten, hierauf noch einmal auf einige Tage nach 
Wien zur Eröffnung des dortigen Reichstags zurückzukehren, 
und dann ſich vollſtändig der deutſchen Aufgabe zu widmen. 
In allen ſeinen Außerungen zeigte er ſich ſo ſchlicht und bieder 
männiſch wie möglich; feine Anſprachen klangen in ihrem Wiener 
Deutſch hinreißend, gemüthlich und treuherzig; es ſchien deutlich, 
daß in dieſem Manne kein Falſch ſein konnte. Indeſſen, immer⸗ 
hin war er ein kluger und ehrgeiziger alter Herr, hatte den 
lebhaften Wunſch, ſich alle Wege offen zu halten, und hoffte 
vielleicht gerade durch ſein anſpruchloſes Auftreten hohe Ziele 
zu erreichen. In ſeinen Manifeſten redete er von keinem andern 
Rechtstitel als dem Beſchluſſe der Nationalverſammlung, an 
Herrn von Schmerling aber ſandte er zugleich ein Schreiben 
mit dem Ausdruck des Dankes für das Vertrauen der deutſchen 
Regierungen, welches ihm exit den ſeſten Boden für feine Wirk⸗ 
ſamkeit ſchaffe. Ebenſo freundlich ſtellte er ſich zu dem preu⸗ 
ßiſchen Geſandten, Grafen Vernſtorff, durch die Zuſage, daß er 
die Reichsminiſterien des Außern und des Kriegs ſtets nur nach 
Preußens Vorschlägen beſeßen werde. Das Alles flimmte ganz 
und gar nicht zu dem Standpunkte der Nationalverſammlung, 
in Berlin aber blieb man auch nicht lange von ſeinem Enkgegen⸗ 
kommen erbaut, als man erfuhr, daß er auf der Durchreiſe in 
Dresden dem ſüchſiſchen Minister bon ber Pfordten Andeutungen 
über Gerüchte von preußiſchen Annexionsgelüſten gemacht hatte 
(man dankte damals in Berlin dem Himmel jeden Abend, wenn 
man wieder einen Tag fo eben leidlich überstanden hatte, und 
keine Seele dachte an Eroberungen). So, rechts und links die 
Hände brüidend, mit den Diplomaten diplomatiſch, mit dem 
Volte volksthümlich redend, kam Johann am 11. Juli nach 
Frankfurt, wo er von der Bevölkerung mit groß em Pompe em⸗ 
pfangen, und am 12. in die Nationalverſammlung eingeführt 
wurde. Dort las ihm ein Seeretär das Geſetz vom 28. Juni 
vor; er gelobte, es zu halten und halten zu laſſen, und erklärte 
unter unendliche Beifall, daß er nach Eröffnung des Wiener 
Reichstags ganz und gar dem Wohle Deutſchlands leben werde. 
Aus der Paulskirche zog er dann hinüber in den Bundespalaſt, 
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um den Abſchiedsgeuß des ſterbenden Bundestags zu empfangen. 
Es verlohnt ſich, den dortigen Vorgang etwas näher in das 
Auge zu faſſen. 

Als am 10. Juli die Nachricht von der bevorſtehenden An⸗ 
kunft des Erzherzogs nach Frankfurt kam, verſammelte Herr von 
Schmerling ſeine Collegen zur Berathung, was von ihnen hier 
am Schluſſe ihrer Wirkſamkeit zu thun fei. Sie waren ſümmtlich 
der Meinung, daß mit dem Eintritt des von ihren Regierungen 
anerkannten Reichs verweſerz ihre Thätigkeit eingeſtellt werden 
müſſe, Aber ebenſo ein ſümmig erkannten fie an, daß nach dem 
Bundesrecht die Vernichtung ihres Inſtituts nicht durch die 
Natibnalverſammlung, ſondern nur durch Plenarbeſchluß des 
Burdestags ſelbſt erfolgen könne, und wiederum einſtimmig 
fanden fie es gerathen, daß ein folcher Beschluß nicht jetzt, ſon⸗ 
dern erft nach Vollendung der definitiven Reichsverfaſſung vor⸗ 
zunehmen ſei. Hienach wurde nun am 12. verfahren. Herr von 
Schmerling begrüßte den Erzherzog, zählte zuerſt die Befugniſſe 
der neuen Centralgewalt und dann jene des alten Bundestags 
auf — wir haben geſehen, daß ſie beinahe dieſelben waren und 
ber Unterſchieb weſentlich in der Beschaffenheit ihrer Träger lag: 
hier ein durch die Forderung der Einſtimmigkeit zur Nichtigkeit 
verurtheiltes Collegium, dort alle Rechte in der Hand eines 
einzigen unverantwortlichen Sürften — und übertrug darauf die 
Ausübung der bundestäglichen Rechte und Pflichten dem Reichs⸗ 
verweſer. Hiemit ſieht die Bundesverſammlung, ſchloß er, ihre 
bisherige Thätigleit als beendet an. 

Es war nicht möglich, dem Erzherzog eine bequemere 
Stellung zu bereiten. Wieder bot ſich ihm die Wahl, je nach 
Umſtänden als Erwählter des Parlaments mit verantwortlichen 
Miniſtern, oder als Mandatar des Bundestags in völliger Un⸗ 
abhüngigkeit zu regieren. Ja noch mehr, wenn einmal das 
Parlament ſich ihm feindfelig zeigte, oder ſelbſt zu Grunde ginge, 
fo enthielt die Theorie des Herrn von Schmerling das Aus kunfts⸗ 
mittel, wieder auf den nicht vernichteten, ſondern nur unthätig 
gewordenen Bundestag zurückzugreifen. Allerdings ſchien der⸗ 
gleichen undenkbar für jede Regierung, von welcher das Gefch 
vom 28. Juni, und damit die Vernichtung des Bundestags und 
die Verankwortlichkeit der Reichsminiſter anerkannt worden war; 
es erſchien doppelt undenkbar für den Reichs verweſer, der zuerſt 
als österreichischer Regent der dortigen Bevölkerung feine Wahl 
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durch die Nationalverſammlung verkündet, und dann in Frank⸗ 
furt als Reichs verweſer das Geſetz vom 28. Juni zu halten 
gelobt hatte. Das war auch die Meinung der Nationalverſamm⸗ 
lung, die in vollem Bewußtſein ihrer Macht Winfelzüge und 
Hinterhalte der angegebenen Art für unmöglich oder für ver⸗ 
ächtlich hielt. Als demnach ein Antrag ihres linken Centrums 
auf die gefährlichen Con ſeguenzen der Erllärung des Bundes⸗ 
tags hinwies, lehnte das Haus die vorgeschlagene Dringlichkeit 
des Antrags ab, von welchem dann weiterhin keine Rede mehr 
war. Die Mehrheit war mit ihren bisherigen Ergebniſſen, ihrer 
damaligen Stellung und ihren Vorſtellungen der nächſten Zukunft 
ganz zufrieden, obwohl beinahe zwei Monate verfloſſen waren, 
ohne daß ſie an ihre eigentliche Aufgabe, die Errichtung der 
Reichs verſaſſung, die Hand gelegt hatte. Sie ahnte nicht, daß 
fie vor dem Beginne dieſes Werkes den Höhepunkt ihrer Laufe 
bahn bereits überſchritten hatte. 
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Verwicklungen. 


Als die Nationalverſammlung an 19. Juni ihre Verhandlung 
über die Centralgewalt begann, hatte unmittelbar vorher Fürſt 
Windiſchgrüß den großen ſlaviſchen Auſſtand in Prag mit 
Waffengewalt niebergeworfen. Zum erſten Male feit dem März 
hatte die militlriſche Macht einer Regierung eine müchtige Em⸗ 
pürung bewaffneter Volksmaſſen überwältigt. Noch entſcheidender 
aber war eine andere Kataſtrophe. An bemfelben 24. Juni, an 
welchem Gagern feinen kähnen Griff that, erreichte die coloſſale 
Straßenſchlacht ihre Kriſis, durch welche in dreitägigem Kampfe 
General Cavaignac die bewaffneten Proletariermaſſen in Paris 
zu Boden ſchlug. 

Damit war Alles, was ſeit dem Februar dort geherrſcht, 
getobt, gewühlt, es war Alles, was den Republikanern der 
Nachbarländer Ermunterung und Beiſtand gewährt hatte, von 
dem Boden hinweggeſegt; die alten teactionären Tendenzen 
lenkten aufs Neue das Steuer der franzöſiſchen Macht. Das 
bedeutete die Ebbe der Revolution für ganz Europa. König 
Mar von Bayern ſprach damals dem preußiſchen Geſandten 
ſeine Entrüſtung über Gagern's kühnen Griff aus; aber ein 
wahrer Troſt, ſetzte er hinzu, iſt der Sieg des Generals Cavaignae; 
er wird auch für Deutſchland große Folgen haben. Man konnte 
nicht richtiger urtheilen. Wer bis dahin in Deutſchland mit 
revolutionärem Winde gefegelt war, mochte ſich hüten, jeßt nicht 
fein Schiff im Sande ſeſtzufahren. 
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Die Nationalverſammlung war nur deshalb mächtig, weil 
man an ihre Macht glaubte. Noch beſtand dieſer Glaube weit 
und breit in deutſchen Landen, aber wer hätte nach jenen 
Ereigniſſen für eine längere Fortdauer desſſelben einftehen mögen ? 
Die große Revolutionsquelle in Paris war geſchloſſen; die 
Fürſten ſahen, daß die Maſſen der Varrikadenkämpfer nicht 
unüberwindlich waren, und dieſe Maſſen ſchwärmten ihrerſeits 
zwar für die Männer der Linken, hatten aber gegen die Mehr⸗ 
heit der Nationalverſammlung ebenſo ſeindſelige Gedanlen wie 
gegen die Regierungen. Dieſe Lage der Dinge konnte den 
Augen der Welt nicht lange undeutlich bleiben, und fobald fie 
offen an das Licht trat, waren nicht mehr die Fürſten von dem 
guten Willen der Verſammlung, ſondern dieſe von dem guten 
Willen der Fürſten abhängig. 

Unter ſolchen Verhältniſſen konnte es für die National- 
verſammlung keinen dringenderen Antrieb geben, als möglichſte 
Beſchleunigung des Verfaſſungswerkes, Vollendung desſelben, 
ehe das Sinken der parlamentariſchen Allmacht und die Wieder⸗ 
erhebung der Particulargewalten offenkundig wurde. Alles kam 
darauf an, das definitive Reichsregiment feitzuftellen, fo lunge 
ein Beſchluß der Nationalverſammlung noch für den Ausdrud 
eines unwiderſtehlichen Volkswillens gehalten wurde. 

Aber anftatt ſofort nach der Berufung des Erzherzogs zur 
Orzaniſtrung der künftigen Reichsgewalt zu schreiten, beſchloß 
die Verſammlung am 3. Juli, vorher in die Berathung der 
Freiheitsrechte des deutſchen Bürgers, oder, wie man damals 
ſagte, der Grundrechte des deutſchen Volkes, einzutreten. Es war 
ein Beſchluß, ungemein bezeichnend für die hiſtoriſche Stellung 
dieſes Parlaments. Bei einem weiter entwickelten National- 
bewußtſein hätte man vor Allem die angemeſſene Ordnung des 
Reiches gefordert, ohne welche die Freiheit keines Bürgerz 
geſichert iſt. Hier aber zeigte ſich, daß bei allem Drange zur 
nationalen Einheit doch der Gedanke der individuellen Selb⸗ 
ftänbigleit das innerſte Herz der Verſammlung bewegte. Für 
die radiale Minderheit hatte die nationale Einheit überhaupt 
nur Werth unter dem Zeichen der Republil; ſie verabſcheute eine 
Einheit unter der Verfaſſung, wie fie nach dem Sinne der 
Mehrheit zu erwarten war. Jetzt hoffte ſie die Grundrechte ſo 
grändlich mit ſchrankenlofer Freiheit zu erfüllen, daß damit 
überhaupt leine monarchiſche Regierung mehr beſtehen könnte. 
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So conſeguent nach ihren Grundſähen bie Linle hiebei verfuhr, 
ſo ungenügend waren die taktiſchen Gründe, welchen die gemäßigten 
Parteien bei dem entſcheidenden Beſchluſſe Einfluß gestatteten. 
Bis dahin war in der Verſammlung nur ein einziger großer 
Gegenſat herrſchend geweſen, der der conſtitutionellen Mehrheit 
und der republikaniſchen Minderheit, und auch wo verſchiedene 
Schattirungen zu engerer Gruppenbildung führten, ſand ſich im 
entscheidenden Augenblick die große Mehrheit doch ſtets geſchloſſen 
vereinigt. Ihren Führern lag Alles daran, dieſe Geſchloſſenheit 
der Majorität ſo lange wie möglich aufrecht zu halten, und nun 
ergab ſich leider die heftigſte Spaltung, ſobald auch nur im 
Privatgeſpräche an die Frage der künftigen Reichsgewalt und 
des künftigen Reichsoberhaupts gerührt wurde. Auf der Stelle 
erhob ſich der Streit zwiſchen Kleindeutſchen und Großdeutſchen, 
den Anhängern des Bundesſtaats und den Verfechtern des 
Staatenbundes, mit einem Worte, zwiſchen Preußen und Ofter- 
reich. Auf beiden Seiten wünſchte man den Bruch zu verdecken, 
fand dafür aber Fein anderes Mittel als das negative, für's 
Erſte die heikle Frage nicht zu berühren. Vor einem Vierteljahr 
hatten aus gleichem Grunde der Bundestag und das Vorparla⸗ 
ment fie der Nationalverſammlung zugeſchoben; jetzt ſetzte dieſe 
ihre Hoffnung auf ein unbeſtimmtes Interim aliquid fit in der 
Zukunft._ Die Freunde Oſterreichs dachten, ſpüterhin würde das 
Wiener Cabinet ihnen flärkern Rückhalt gewähren Können als in 
ſeiner jetzigen troſtloſen Lage. Die Anhünger Preußens aber 
hielten zur Zeit ihr Programm für unausführbar bei der Un 
popularität des Königs in ganz Süddeutſchland und in der 
Paulskirche ſelbſt. So vereinigten ſich Beide auf Vertagung 
der ſtreitigen Frage bis nach der Feſtſtellung der Grundrechte. 
Offenbar war dies keine rettende Auskunft, ſondern ein Symptom 
plaulgſer Verlegenheit. Denn nichts war gewiſſer, als daß nach 
drei Monaten der Streit gerade ſo heftig wie heute entbrennen 
würde. Er lag unabweiglich in ben feit Jahrhunderten erwachſenen 
Zuſtänden. Wer eine beſſere Einheit als die der alten Bundes⸗ 
acie wollle, konnte nicht zwei Großmöchte in den Bundesſtaat 
aufnehmen, und umgekehrt, wer Ofterreich neben Preußen im 
Bunde zu haben begehrte, mußte ſich mit einigen Berbeſſerungen des 
Staatenbundes von 1815 begnügen. Einmal mußte dies ermittelt, 
einmal der Streit burchgeſochten werben; je länger man zögerte, deſto 
ungünſtiger wurden die Ausſichten für die Nationalverſammlung. 
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Aber die entſcheidende Thatſache war, daß die National- 
verſaumlung an ein bevorſtehendes Sinken ihrer Macht nicht 
glaubte, deshalb in völliger Ruhe die weitſchichtige Verhandlung 
der Grundrechte begann, und keinem Zweifel an dem Gehorſam 
der Regierungen gegen die Beſehle der Centralgewalt Raum gab. 
Man Hütte nun denken können, daß die Führer der Gruppen, 
welche dem Könige von Preußen die deutſche Kaiſerkrone zu⸗ 
dachten, einfhveilen beim Berliner Cabinet vorbereiten de Schritte 
zum Einvernehmen über die künftige Reichsverfaſſung thun, oder 
wenn dies ihren Begriffen von der Souveränität des Parlaments 
widerſtrebte, wenigſtens in der Handhabung der Centralgewalt 
fo viel wie möglich auf Preußens Stellung Rückſicht nehmen 
würden. Aber nichts der Art geſchah. Zwar in der Miniſterliſte, 
welche ſchon vor der Ankunft des Erzherzogs Gagern mit 
Schmerling verabredete, war der preußifche Name reichlich ver⸗ 
treten; Camphauſen ſollte das Präſidium und die auswärtigen 
Angelegenheiten, General von Peucker den Krieg, der Abgeordnete 
von Beckerath die Finanzen erhalten, neben ihm Schmerling das 
Innere übernehmen, die übrigen Reſſorts durch Männer der 
kleineren Staaten bejegt werden. Ohne Zweifel, die wichtigſten 
Amter waren die beiden zuerſt genannten, weil hier das Ver⸗ 
Hältnif der Centralgewalk zu den Einzelſtaaten auf der Stelle 
ſich charakteriſiren mußte. Peucker, ein kleiner, wohlwollender, 
nicht eben energiſcher Mann, wollte zuerſt nur proviſoriſch 
annehmen, und ſprach den Wunſch aus, daß nicht alle deutſchen 
Kriegsminiſter zu ſeinen Untergebenen gemacht, und nicht alle 
deutſchen Heereseinrichtungen urngewälgt, ſondern nur verbeſſert 
werden möchten. Als man ihm dies verſprochen hatte, trat er 
definitiv in das Cabinet ein; ſteilich ſollte er ſehr bald erleben, 
daß jene Zuſage ihn nicht vor ſehr bedenklichen Schritten behüten 
würde. Ganz anders aber verlief ſich die Verhandlung mit 
Camphauſen. 

Ein geborener Rheinländer, einſt Führer der ſtändiſchen 
Oppoſttion in dieſer Provinz, dann Präſident des erſten preußiſchen 
Marzminiſteriums, Hatte Ludolf Campfaufen in dieſer Stellung 
mit feſter Hand die Aufgabe gelöſt, tro des Straßen kampfes 
vom 18. Mürz den geſetzlichen Zuſammenhang zwiſchen der alten 
und der neuen Zeit in Preußen aufrecht zu erhalten. Durch 
die ſtrenge Durchführung dieſes Standpunkts gewann er das 
bleibende Vertrauen des Königs, erregte aber auch den wilden 
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Zorn der demokratiſchen Partei im Haufe und auf der Straße 
gegen fich, fo daß am 20. Juni fein Minifterium ſich auflöste, 
und der König, nach einer Aufforderung des Erzherzogs, ihn 
bald darauf als künftigen Reichsminister nach Frankfurt ſandte. 
Außerlich keine einnehmende Erſcheinung, eine lange, gerade auf 
gerichtete Geſtalt, ein hageres Geſicht mit großen Augen und 
ſcharſen Zügen, im Verkehr bei der erſten Anknüpfung trocken 
und zugeknöpft: ein Mann von ruhigem Temperamente, von 
gediegener Reinheit des Charakters, von eindringendem, man 
möchte fagen, bohrendem Verftande, und vor Allem von uner⸗ 
ſchütterlicher Entſchlußkraſt. In der deutſchen Sache flug fein 
Herz ſo warm wie irgend eines für die Erhebung des großen 
Vaterlandes zu einer beſſern und wirksameren Stellung als unter 
dem Elend des alten Bundestags. Aber ſeinem ſtets auf das 
Praktiſche und Erreichbare gerichleten Sinne erſchien Dahlmann 3 
preußiſch⸗deutſches Kaiſerthum bei den damaligen Verhältniſſen 
als ein doctrinärer Traum, gegenüber einem öſterreichiſchen 
Reichsverweſer, mehreren hundert öſterreichiſchen Mitgliedern des 
Parlaments und dem ſichern Widerſtande der andern deutſchen 
Könige, ganz zu geſchweigen der eigenen Abneigung Friedrich 
Wilhelm s und der Flüche, mit welchen deſſen Name überall 
im deutſchen Süden begleitet wurde. Camphauſen wollte zu⸗ 
frieben fein, wenn in der definitiven Verfaſſung Preußen nicht 
ebenſo wie bei der proviſoriſchen aus der Centralgewalt aus⸗ 
geſchloſſen, wenn dann das jezt verworſene Directorium zu 
Dreien gegründet wurde. Enge hing damit feine Auffaſſung 
zuſammen, daß die Centralgewalt nicht alle Lebenskräfte der 
Einzelſtaaten aufſaugen dürfe: ihm ſchien für die deutſche Einheit 
am beſten geſorgt zu ſein, wenn Preußen der mächtige Block 
bleibe, bei welchem die übrigen größern und kleinern Quadern 
fee Anlehnung fänden. 

Ehe er ſich über die Annahme des Miniſteriums entſchied, 
wollte er genau wiſſen, was man von ihm erwartete. Er halte 
darüber am 13. Juli ein ausführliches Geſpräch mit Gagern. 
Ein intereffanter Contraſt zwiſchen den beiden Staatsmännern. 
Hier der ernſte, feſt in ſich zuſammengenommene Praktiker, ein 
Meiſter dialektiſcher Erörterung, überall am geſehlichen Boden 
haftend, überall auf richtiges Gleichgewicht der Einheit und der 
Mannigfaltigkeit bedacht. Dort der von innerer Freudigkeit er⸗ 
füllte Enthuſiaſt, etwas unbehülflich im Ausdruck, aber ſchwung⸗ 
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voll emporſtrebend und nach dent Gedanken bes nationalen 
Willens, auf die Macht der unbedingten Einheit gerichtet, der ſich 
Preußen nicht anders als Lippe⸗Schaumburg zu unterwerfen hätte. 

Dieſe Geſichtspunkte führte jetzt Gagern aus. Alles komme 
darauf an, die Centralgewalt ſofort zu einer alle Einzelſtaaten 
überragenden Macht zu erheben, alſo ſämmtliche deutſche Truppen 
für den Reichsverweſer in Eid und Pfücht zu nehmen, allen 
Landesregierungen das Geſandtſchaftsrecht zu entziehen, und 
hievon ohne Zögern eine höchſt dringliche Anwendung zu machen, 
indem man bie von Preußen mit Dänemark begonnene Friedens⸗ 
unterhandlung dort abbreche und in die Hand des Reichsverweſerg 
lege. Camphauſen erklärte darauf, daß er durch dieſe Erlaute⸗ 
rungen ſich hinreichend unterrichtet finde. Auf ſolchen Wegen 
ſei die Selbſtändigkeit der Einzelſtaaten übermäßig bedroht. In 
den erwähnten Fragen, des däniſchen Waffenſtillſtandes, des 
Armeebeſehls für den Erzherzog, des Einziehens der preußiſchen 
Geſandtſchaften, würde er ſich nie mit der Nationalverfammlung 
verftänbigen können. Zum Werkzeug für Preußens Mediati⸗ 
firung, zu dem er hier dienen folle, werde er ſich nicht gebrauchen 
laſſen. Gagern erwiderte ihm: unter dieſen Umſtänden kann 
auch ich Ihren Eintritt in das Miniſterium nicht mehr wün ſchen. 

Gagern war im erſten Augenblick doch ſehr betreten über 
den unvermutheten Widerſpruch des preußiſchen Staatsmanns. 
Wenn ein rheiniſcher Patriot wie Camphauſen eine ſtarte Neichs⸗ 
einheit fo entſchieden bekämpfte, was war dam erſt bei den 
Altpreußen des fernen Oſtens zu erwarten? Aber gleich viel! 
Gagern blieb bei der Meinung, während die Nationalverſammlung 
die Grundrechte Iangfam berathe, müſſe die Centralgewall fo 
raſch wie möglich Beſiß von der Militärhoheit in ganz Deutſch⸗ 
land ergreifen. Richtiger wäre zweifellos das umgekehrte Ber⸗ 
fahren geweſen: Beſchleunigung der Verfaſſungsarbeit durch das 
Parlament, und höchſt bedächtiges Vorgehen der Centralgewalt. 
Allein ſchon am 14. Juli verſtändigte Gagern ſich mit dem 
Ministerium über die gleich nach der Abreiſe des Erzherzogs 
(ec ging zur Eröffnung des öſterreichiſchen Reichstags nach 
Wien) vorzunehmenden Schritte. Am 15. Juli verfügte die 
Nationalverſammlung die Verdoppelung des Bundesheers durch 
Erhöhung der Aushebung auf zwei Procent der Bevölkerung, 
unter Wegfall aller bisher in den Einzelſtaaten geltenden Exem⸗ 
tionen. Es war eine in der Sache treffliche Maaßregel, welche 
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für den Augenblick jedoch bei dem Volle und den Kammern 
der Einzelſtaaten lebhafte Veſchwerden gegen daß Parlament 
hervorrief. Am 16. Juli erließ dann der Reichskriegsminiſter 
ein Rundſchreiben an die deutſchen Regierungen nebſt einem 
Aufrufe an die deutſchen Truppen, worin er den Reichsverweſer 
als den höchſten Kriegs herrn in deutſchen Landen bezeichnete; 
zugleich forderte er die Regierungen auf, die Truppen jeder 
Gamiſon am 6. Auguſt zu einer Parade aus rücken, dort jenen 
Aufruf verleſen und als Zeichen der Huldigung die Truppen 
ein dreimaliges Hurrah auf den Reichsverweſer ausbringen und 
dann bie deulſche Cocarde anlegen zu laſſen. 

Da war denn das große Wort geſprochen; die Folge war, 
wie nach Camphauſen's Erklärung vorauszuſehen, ein völliger 
Jehlſchlag. Was half es, daß die kleinern Staaten ſich fägſam 
zeigten, wenn die beiden Großmächte den Erlaß als nicht vor⸗ 
handen anſahen? Ein Armeebefehl des preußischen Königs ſprach 
das Vertrauen aus, bie Truppen würden ihre alte Tapferkeit 
bewähren, wenn ſie einmal, auf Befehl des Königs, unter 
die Führung des Reichsvertweſers zu treten Hätten. Am 6. Auguſt 
aber ſollte nirgendwo in Preußen eine Parade Statt finden. 
Vollends in Wien war der Kriegsminiſter Latour außer ſich, und 
der ganze Miniſterrath entrüſtet über die Frankfurter Anmaaßung, 
und es geſchah, daß die Regierung des Erzherzogs-Stellvertreterz 
darüber eine eindringliche Beſchwerde an das Miniſterium des 
Erzherzogz⸗Reichsverweſers richtete. Der Beweis, daß Central ⸗ 
gewalt und Parlament kein Mittel beſaßen, die beiden Großmächte 
zur Ausführung unliebſamer Beſchlüſſe zu nöthigen, war damit 
erbracht. 

Bu hindern alfo, was ihnen nicht gefiel, hatten die Regie 
rungen ſchon damals die Kraft wieder gewornen. Sept aber 
machte Preußen auch einen Verſuch, in deutſchen Angelegenheiten 
etwas zu ſchaffen, und dieſer ſollte dann einen gleich gründlichen 
Mißerfolg erleben, wie Peutzer 3 unglückliches Schreiben. Er 
war freilich von beſonderer Art. Die Centralgewalt follte, wie 
wir ſahen, mit Bevollmächtigten der Einzelſtaaten über Voll⸗ 
ziehungzmaaßregeln thunlichſt in's Einvernehmen treten. Der 
preußische Minifter, Rudolf von Auerswald, welcher zu Preußens 
Bertrctung Camphauſen auserſehen hatte, war ber charakteriſtiſchen 
Anſicht, dieſe Herren könnten nicht wohl als Geſchäftscollegium 
zuſammenwirken, ſondem möchten gleichſam ein diplomatiſches 
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Corps am Hofe des Reichsverweſers bilden. Allein völlig davon 
verſchieden war die Meinung des Königs. Wir werden ſie 
weiterhin noch näher lennen lernen; hier genügt die Anführung, 
daß er ſich ein Collegium der deutſchen Könige entweder anftatt 
oder neben dem Reichsverweſer als eigentlichen Sit der höchſten 
Gewalt in Deutſchland dachte: auch erinnern wir uns jener 
Reichs wehrherzogthümer, in deren jedem ein König den Militäx- 
befehl über die kleinern Fürſten ſeines Bezirkes erhalten ſollte. 
Offenbar zur Anbahnung derartiger Einrichtungen machte in 
einem Rundſchreiben vom 17. Juli die preußiſche Regierung 
den übrigen deutſchen Höfen den Vorſchlag, aus jenen Bevoll⸗ 
mächtigten einen „Staatenrath“ zu bilden, mit der Beſtimmung. 
ſich über alle nach dem Geſez vom 28. Juni zu treffenden 
Maaßregeln mit dem Reichsverweſer zu verſtündigen. Nun 
aber die Hauptſache: der Staatenrath ſollte aus fieben Mit⸗ 
gliedern beſtehen, Oſterreich, Preußen, Bayern, Sachſen (mit den 
Erneſtinern, Schwarzburgern und Reußen), Württemberg (mit 
Baden und Hohenzollern), Hannover (mit Braun ſchweig, Olden⸗ 
burg, Holſtein, Hanſeſtädten), den beiden Heſſen (mit Homburg, 
Naſſau, Frankfurt). Die Einſtellung Luxemburgs, Lippes, Wald⸗ 
eis, der Anhaltiner, blieb vorbehalten. Die ſieben führenden 
Staaten würden ihre Beſchlüſſe nach Stimmenmehrheit faſſen, 
Ofterreich und Preußen dabei je drei Stimmen beftpen, vereinigt 
alſo der Majoritüt ſicher fein. 

In München und Stuttgart, in Dresden und Hannover 
herrſchte damals, durch die öſterreichiſche Diplomatie geſchürt, 
der peinlichſte Argwohn, daß Preußen mit der Frankfurter 
Kaiſerpartei zur Unterdrückung der deutſchen Könige verſchworen 
ſei. Eine ſchlagendere Widerlegung dieſer Beſorgniß ließ ſich 
nicht geben, als durch einen Vorſchlag, welcher jedem Könige 
die politifche Bormundſchaſt über je eine Gruppe von Kleinſtaaten 
dutheilte. Und, fepen wir hinzu, nichts Gefährlicheres für die 
deutſche Einheit ließ ſich erfinnen, als eine folge Mediatiſirung 
der Kleinen zu Gunſten der Mittelſtaaten, wie dies im Anfang 
des Jahrhunderts Napoleon und Talleyrand ſehr richtig geſehen 
und geübt hatten. Es iſt nun eine ſichere Thatsache, daß 
Friedrich Wilhelm gar keinen Gedanken an ſolche Folgen ſeines 
Antrags hatte: feine Ideen bewegten ſich eben in einer andern 
Welt, als jener der wirklichen Zuſtände. Um ſo deutlicher aber 
erkamaze man es aller Orten fonft, daß die Einordnung der 
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kelemen in die Gruppen dieſes Staatenrathb nichts Anderes als 
der erfte Schritt zu ihrer Annexion durch die Gruppenführer 
fein würde. So angenehm dieſe Vorſtellung den Mittelftanten 
war, ſo heftig erhob ſich auch bei ihnen ein Chorus der angeblich 
erlittenen Burüdjegungen, würdig der blühendſten Zeiten des 
alten Bundestags. Bayern war entrüſtet, daß man ihm im 
Staatenrathe nur eine Stimme zubillige, während ſeine Macht 
es zu zweien berechtige, und daß man ihm keine Clienten zu⸗ 
weiſe, es alſo bei elwaigen Mediatiſtrungen leer ausgehen 
würde. Sachſen und Hannover, in biefer Hinſicht beruhigt, 
fanden, daß Oſterreich und Preußen ſich mit je zwei, anſtatt 
drei Stimmen begnügen, alſo auf bie feſte Majorität im Stnaten⸗ 
rathe verzichten follten. Kurheſſen machte für feinen Beitritt bie 
Bedingung, daß es in feiner Gruppe, zu der übrigens auch 
Waldeck gehören müſſe, den bleibenden Vorſitz erhalte, und nicht 
mit Darmſtadt & alterniren habe. Darmſtadt aber erbat ſich 
vor Allem ein Gutachten von Gagern, und dieſer erklärte baß 
ganze Syſtem für abſolut unzuläſſig. Ganz derſelben Meinung 
war auch das Reichsminiſterium. Schmerling machte der Sache 
durch den runden Außſpruch ein Ende, daß der vorgeſchlagene 
Staaterrath zu ſehr an den Bundestag erinnere, um angenommen 
werden zu können; überhaupt würden ja die Bevollmächtigten 
keinen Einfluß auf die Entſchließungen der Centralgewalt aus⸗ 
zuüben, ſondern nur über bie Art und Weiſe der Ausführung 
zu verhandeln haben. Die Höfe wechſelten dann noch einige 
Briefe über den Gegenſtand, in der Praxis blich es bei Schmerling s 
Erklärung. 

Der klägliche Verlauf des kläglichen Unternehmens konnte 
nicht anders, als das Selbſtgefühl der Cen tralgewalt erheblich 
aufrichten. Die definitive Beſetzung des Miniſteriums, welche 
bald nach der Rückkehr des Erzherzogs am 9. Auguſt zu Stande 
kam, gab davon ein deutliches Zeugniß. Präſident wurde der 
geiſtreiche, unruhige, ſtets auf Neues finnende Fürſt Carl von 
Oeiningen, ein Halbbruder der Königin von England, welcher 
kurz zuvor in einem ſchmettemden Zeitungsartikel den deutſchen 
Fürſten zugerufen hatte: entweder Unterwerfung oder Mediati⸗ 
firung. War doch auch das Haus Leiningen mediatifirt worden, 
warum müßte das Haus Wittelsbach dagegen ſicher fein? Ein 
Hamburger Advocat Heckſcher übernahm das auswärtige Amt, 
Robert Mohl die Juſtiz, Dukwiß das Handelsminiſterkum, alle 
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drei dem Tinten Flügel der Mehrheit angehörig, und ſehr bereit, 
widerſetzlichen Fürſten die rauhe Seite zu zeigen. Dieſe Wahlen 
wurden von den meiften Höfen mit Furcht und Schrecken auf 
genommen; in Berlin ſteigerten fie den Verdruß über Peucker s 
Rundschreiben um fo mehr, als Leiningen's entſchieden anti⸗ 
preußiſche Richtung dort ſattſam bekannt war. Wenige Tage 
nachher reiſte der Erzherzag mit Gagern und einer zahlreichen 
Deputation des Parlaments auf eine Einladung König Friedrich 
Wilhelm's zu einem Dombauſeſte nach Cöln. Der König, welchem 
die Stadt einen impoſanten Empfang bereitet hatte, umarmte den 
Erzherzog und ließ fi von Gagern die Abgeordneten vorſtellen. 
Er ſprach einige freundliche Worte über die Wichtigkeit ihrer 
Verhandlungen zu ihnen, und ſetzte dann mit nachdrücklichem 
Tone hinzu: vergeſſen Sie nicht, daß es noch Fürſten in Deutſch⸗ 
land gibt, und daß ich einer von ihnen bin. Dieſe Erinnerung 
an das Geſetz vom 30. März und das Princip der Vereinbarung 
machte für den Augenblick einen peinlichen Eindruck auf die Ge⸗ 
müther, jedoch beruhigte man ſich wieder, als am folgenden Tage 
während der ZJeierlichkeit ſich Alles durchaus erfreulich verlief, 
und am Schluſſe des Feſtmahls der König einen begeiſternden 
Trinkſpruch auf die „Baumeiſter am Dome der deutſchen Ein⸗ 
heit“, auf die Nationalderſammlung, ausbrachte. 

Wahrend dieſer Vorgänge zwischen den Regierungen wälzte 
unterdeſſen in der Paulskirche der Redefluß über die Grund⸗ 
rechte feine trägen Fluthen unerſchöpflich weiter. Welch eine 
Wonne, rief einmal ein Mitglied des Verfaſſungsausſchuſſes, 
jept endrich als Gefeh aufzeichnen zu fönnen, was wir dreißig 
Jahre lang ſo heiß und ſtets vergeblich erſehnt haben. In 
dieſer Stimmung hatte bereits der Ausſchuß in feiner Vorlage 
mehr als hundert Artikel eingebracht. Man war weit über den 
ursprünglichen Sinn der Aufgabe hinausgeg ngen. Früher ver⸗ 
ſtand man darunter bie Feſtſtellung der perſönlichen Freiheits⸗ 
rechte, alfo z. B. Sicherung vor willtürlicher Verhaftung, Be⸗ 
ſchützung des Eigenthums, freies Vereins⸗ und Verſammlungs⸗ 
recht, Freiheit zu denken und zu glauben, zu ſchreiben und zu 
drucken nach der perſönlichen Überzeugung: jetzt aber wurde zu 
den Grundrechten des deutſchen Volles auch der Anſpruch ge⸗ 
rechnet, eine andere Gemeindeverſaſſung, eine andere Rechtspflege, 
ein anderes Strafgeſetz, ein anderes Staatskirchenrecht, ein anderes 
Unterrichtsweſen, als es bisher in den einzelnen Staaten beſtanden 
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Hatte, zu erhalten. Da ſelbſtverſtändlich das Parlament nicht 
in der Lage war, alle dieſe Geſetze ſelbſt auszuarbeiten, ſo wollte 
man wenigstens die leitenden Grunbfähe dafür feſtſtelen, und 
man ermißt leicht, wie ſich nun ſcharfſinnige Juriſten, eigenwillige 
Voealpatrioten, nivellirende Republikaner und vorſichtige Con⸗ 
ſervative in Verbeſſerungsanträgen, Zuſaßanträgen, Unteran trügen 
und Gefhäftsornungshändeln überboten. Noch auf Monate 
hinaus war kein Ende abzufehen, und je gewiſſenhafter man zu 
arbeiten ſtrebte, deſto theilnahmloſer ſah die Bevölkerung dieſem 
Mühſal der einſt fo gefeierten Verſammlung zu. Es iſt oft une 
vermeidlich, immer aber ein Schade auch für Parlamente, wenn 
fie dem Rufe der Langweiligkeit verfallen. 

Übrigens war es der Nationalverſammlung nicht vergönnt, 
ihre Sommertage ungeſtört der Erörterung der Grundrechte zu 
widmen. Theils die Linke, theils die auswärtige Politik ver⸗ 
anlaßte Unterbrechungen, welche zwar die Geifter wieder etwas 
erfriſchten, den Zeitverluſt aber vermehrten, und den Hader der 
Parteien ſchärften. Zwar herrſchte allgemeine Einſtimmigkeit, 
als man die wunderbaren Verhältniſſe Limburgs beiprach, welchen 
zugleich deutſches Bundesland und holländiſche Provinz war und 
ganz und gar als ſolche verwaltet wurde; alle Parteien ſtimmten 
für einen Beſchluß, welcher die Regelung dieſer Zustände für 
eine Obliegenheit der deutſchen Reichsgewalt erklärte und das 
Reichsminiſterium zu den hier nöthigen Schritten aufforderte. 
Die ſchwache Seite des Veſchluſſes war nur der Mangel an 
Zwangsmitteln zu feiner Durchführung in der Hand des Minie 
fteriums: immer war jedoch erfreulich die hier bethätigte Ge⸗ 
finnung, daß in keinem Bundeslande ein fremder Einfluß An⸗ 
ordnungen treffen dürfe, welche mit den Beſchlüſſen der deutſchen 
Centralgewalt in Wiberfprud, ſtänden. Darüber gab es keine 
Meinungsverſchiedenheit in der Verſammlung. Lebhaft aber 
platten die Geifter auf einander, als am 25. Juli eine große 
Polendebatte die Verſammlung bewegte. Die preußiſche Regierung 
hatte, wie wir ſahen, den überwiegend deutſch bevölterten Theil 
der Provinz Poſen bon dem polnischen getrennt und durch den 
damals allein zuſtändigen Bundestag ebenſo wie Oft- und Weſt⸗ 
preußen in das Bundesgebiet aufnehmen laſſen, das Vorparlament 
aber die Frage, ob hierin eine neue nnzuläffige Theilung Polens 
liege, der Entſcheidung der Nationalverfammlung zugewieſen. 
Es war lein ſchönes Zeichen von geſchichtlichem Wiſſen, ſowie 
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von Rechts⸗ und Nationalgefühl, daß eine angeftrengte und 
leidenſchaſtliche Verhandlung von dreitägiger Dauer zur Ente 
ſcheidung der völlig klaren Frage erforderlich war. Seit dem 
Erlaß des Bundesbeſchluſſes gehörten jene Bezirle zu Deutſch⸗ 
land; ihre Bewohner, ganz überwiegend deutſchen Stammes 
und beim letzten Aufſtande von den Polen ſchmählich mißhandelt, 
drängten ſich in den Verband des deutſchen Reiches. Zweifellos 
waren fie alſo im rechtlichen Beſihe des activen und paſſiven 
Wahlrechts zum Parlament, und ihre Abgeordneten hatten genau 
denſelben Anſpruch auf Zulaſſung, wie die Vertreter von Frank⸗ 
furt, München oder Berlin. Dies Alles war ſo einleuchtend, 
daß Robert Blum einen offenen Widerſpruch nicht wagte, ſondern 
ſich auf einen Antrag beſchränkte, die Beſchlußnahme auszuſetzen, 
bis die Richtigkeit der von Preußen gezogenen Grenzlinie zwiſchen 
deutſchen und polniſchen Bezirken durch Commiſſare der Reichs⸗ 
gewalt geprüft ſei. Zugleich aber erhob ſich die Rede, mit der 
er den Antrag einführte, zu der ganzen Höhe der polniſchen 
Frage im weiteſten Sinne, zu den Verdienſten Polens um die 
Civiliſation und Freiheit Europas im Mittelalter, zu der Ver⸗ 
ruchtheit des durch die polniſchen Theilungen vollzogenen Völker⸗ 
mordes, zu Deutſchlands heiliger Pflicht und dringendem Intereſſe, 
ſich durch Sühnung dieſer Unthat einen ſichernden Schuhwall 
gegen Rußland zu erſchaffen. Sein entſchiedenſter Gegner war 
dieſes Mal ein fonft fehr eifriger Demokrat, Wilhelm Jordan 
aus Berlin, der ſich an gründlicher Kenntniß der polniſchen 
Geſchichte und des unauslöſchlichen Deulſchenhaſſes der Polen 
allen damaligen Parteien überlegen erwies, und eine abgeſchmackte 
Bemerkung: die deutſchen Einwohner Poſens hätten ſich frei⸗ 
willig auf altpolniſchem Boden niedergelaſſen, könnten ſich alſo 
nicht beſchweren, wenn fie jetzt mit demſelben dem neuerſtehenden 
Polen ſtaate zugewieſen würden — durch den wuchtigen Satz 
abfertigte, wer eine halbe Million Deuticher aus Deutſchland 
hinausſtoßen wolle, ſei wenigſtens ein unbewußter Volksverräther. 
Andrerſeits erklärte der radicale Philoſoph Arnold Ruge, daß 
das neue, auf Frieden und Freiheit der Völker gegründete Völker⸗ 
recht die Herfiellung Polens durch das deutſche Volk vorſchreibe, 
und dann, ſich erinnernd, daß zwei Tage vorher Feldmarſchall 
Radetzky durch feinen großen Sieg bei Cuſtozza alle Freiheits⸗ 
Hoffnungen Italiens niedergeworfen hatte, fuhr er fort, daß 
auch die Herſtellung Italiens zum neuen Völkerrecht gehöre, 
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und Deutſchland wünſchen müſſe, daß die Tyrannen Italiens, 
die Tilly's der neuen Zeit, die Radetzky's geſchlagen würden. 
Darauf ein Sturm des Beiſalls auf der Linken und den Galerien, 
ein tobender Ruf zur Ordnung bei den Centren und der Rechten, 
wo noch niemand an der reinen Deutſchheit der öſterreichiſchen 
Generalität zweifelte. Der Präfident ſtellte endlich die Ruhe 
durch bie Wendung wieder her: obgleich Nuge's Nede nahe 
an Hochverrath geſtreift habe, werde er ihn doch nicht zur Orb 
nung rufen, weil er ihm feine Weltanſchauung nicht nehmen 
könne. Allrnühlich legte ſich dann der Lärm, aber der fo heftig 
aufgerührte Groll der Parteien glühte fort. Als endlich die 
definitive Zulaſſung der Poſener Abgeordneten mit ſtarker Mehr⸗ 
heit beſchloſſen, und dann fogar eine Brandmarkung der frühern 
Theilung Poſens als nicht zur Aufgabe der Verſammlung ge⸗ 
zörig, abgelehnt wurde, war fortan die Linke einftimmig der 
berzeugung, daß die Mehrheit dieſes Parlaments eine Bande 
ſinſtrer Reactionäre und feiler Deſpotenknechte ſei, und ihre 
Zeitungen ſäumten nicht, dieſes Urtheil durch alle deutſchen 
Gaue zu verbreiten. 

Aber die Erbitterung ſollte bald noch giftigeren Charakter 
gewinnen. Am 7. Auguſt ſtanden auf der Tagezorbnung der 
Nationalverfammlung verſchiedene Anträge auf Amneſtie für die 
politifchen Vergehen der neueſten Zeit, für die Theilnehmer an 
Heckers und Struve's Aufſtand, ſowie auf Zulaſſung Hecker's, 
der fo eben in einem badiſchen Wahlkreis zum Abgeordneten 
für das Parlament erwählt worden war. Hier alſo, wo es ſich 
um dag eigene Fleiſch und Blut der Linken handelte, erreichte 
die Leidenſchaft und der Tumult der Verhandlung eine bis da⸗ 
hin unerhörte Höhe. Als der Badenſer Brentano in bie Wer» 
ſammlung hineinſchrie: wollen Ste denn die badiſchen Fretheits⸗ 
kämpfer ſchlechter behandeln als einen Prinzen von Preußen? 
erfolgte ein ſolcher Ausbruch patriotiſches Zornes bei den preußi⸗ 
ſchen Abgeordneten, daß man dicht an einem wilden Hand⸗ 
gemenge ſtand, und die Sitzung unterbrochen werden mußte. 
Am folgenden Tage ſprach unter gewichtiger Motivirung der 
Präsident den Orbnungsruf gegen Brentano aus, worauf die 
Linle und die gedrängten Zuhörermaſſen einen entſetzlichen Lärm 
erhoben, bis die ſonſt gegen dergleichen ſehr nachſichtige Ver⸗ 
ſammlung die Räumung der Galerien verfügte. Der ganze 
Vorgang bildete einen ſcharfen Contraſt gegen die Verhöhnung 
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Braun’ am 20. Juni: Preußen hatte durch das Verbot der 
Huldigungsparade feine Selbſtändigkeit an den Tag gelegt und 
damit nach den zahlloſen Schmähungen ſich zum erſten Male 
wieder in Reſpect geſeßt. Die Debatte dauerte dann noch zwei 
Tage lang fort: über die Gültigteit von Hecker Z Wahl eine 
rechtliche Entſcheidung zu finden, war nicht leicht, da es poſitive 
Geſetze über die Rechte der Nationalverſammlung und ihrer 
Mitglieder nicht gab, als Wähler aber politiſche Flüchtlinge 
ausdrücklich zugelaſſen worden waren. Indeſſen war das ſitt⸗ 
liche und politiſche Gefühl der Mehrheit nicht einen Augenblick 
zweifelhaft, und troß alles Wüthens der Linken wurde die 
Nichtigkeit der Wahl ſowie die Ablehnung der Amneſtie am 
10. Auguſt verfügt. 

Seitdem aber ftand unter den thätigen Männern der demo⸗ 
kratiſchen Partei der Entſchluß feſt, dieſes nichtswürdige Parlı- 
ment bei der erſten Gelegenheit vom Erdboden zu vertilgen. 
Zu einer neuen Schilderhebung meinten fie beſſer als im April 
gerüſtet zu ſein. Während die Maforität im Juni den Reichs⸗ 
verweſer erſchuf, hielten ſie in Frankfurt einen großen Partei⸗ 
congreß, veranlaßt durch den Proſeſſor Bayrhoffer aus Marburg, 
einen Heinen, feinen Mann mit ſpitzer Naſe und dünner Stimme, 
der von der Welt bis dahin nichts tannte als Heger s Logik, 
und ſich jetzt ebenſo ausſchließlich in Nobespierre 8 Grundſäze 
verſenkt hatte. Unermüdlich predigte er die Vereinigung aller 
Volksmänner zur Verwirklichung der Volkshoheit und zur Ver⸗ 
nichtung aller Vollsfeinde. Man lam zum Beſchluſſe, die zahl⸗ 
reichen demokratiſchen Vereine in einem feſt organifirten großen 
Bund unter einer gemeinſamen Oberleitung zuſammen zu faſſen, 
die Volksmaſſen in möglichſt dauernder Unruhe zu erhalten, auf 
alle Weiſe einen leßten großen Schlag vorzubereiten. Man 
meinte ſchon nach einigen Wochen, mit dem Erfolge zufrieden 
fein zu können. Das ſüdliche Baden zeigte feine Gefinnung 
durch Hecker 3 Wahl, welche auch nach dem Urtheil des Parla⸗ 
ments wiederholt wurde. Hart an der schweizer Grenze rüſtete 
Struve ganz öffentlich einen neuen Einbruch in Baden, ohne 
daß ihn die ſchweizer Behörden hinderten, oder die badiſchen 
dagegen Vorkehrungen trafen. Die württemberger Regierung 
wurde durch mehrere Meutereien unter ihren Linientruppen er⸗ 
ſchreckt. Die bayeriſche Pfalz, Rheinheſſen, Frankfurts Nachbar⸗ 
ſtädte, Offenbach und Hanau, waren erfüllt von neuem rebolu⸗ 
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tionärem Eifer und ihre Vereine unter einander in engſtem 
Zuſammenhang. Doran floh ſich ein großer Bund der khür⸗ 
inger Demokraten, welche alle mitteldeutſchen Klein ſtaaten in 
fortdauernder Bewegung erhielt und mehrere derselben, wie 
Allenburg, Anhalt, Reuß, ſich völlig unterworfen hatte. Am 
15. Auguſt faßte in Altenburg der Congreß des Bundes einen 
Beſchluß, die verrätheriſche Nationalverſammlung fei aufzulöfen, 
der Reichs verweſer nicht anzuerkennen, in ganz Thüringen die 
Republik auszurufen. Im Königreich Sach ſen, deſſen Boden 
von einem dichten Netze der „vaterländiſchen Vereine“ bedeckt 
war, ſonderte ſich aus der Maffe eine ungeſtümere Gruppe, 
welche den von Nobert Blum bisher mit Erfolg empfohlenen 
Weg der geſehlichen und parlamenlariſchen Agitation für uner- 
träglich langwierig erklärte, offenes und gewaltſames Losbrechen 
für bie heilige Sache der Republik forderte, und allmählich in 
den Vereinen die Oberhand gewann. Nicht geringer war die 
Wirkung der demolratiſchen Wühlerei in dem benachbarten 
Schleſien; jedoch wagte hier die Partei nicht ſo unverhohlen 
mit der Sprache heraus zu gehen, da der commandirende General 
der Provinz Graf Brandenburg, mehr als einmal nachdrüclliches 
militäriſches Einſchreiten bei der geringſten Unordnung in Aus⸗ 
ſicht geſtellt hatte. Um ſo unbefangener trieb die Gaſſendema⸗ 
gogie ihr Weſen in Berlin, warf den Ministern die Fenſter ein, 
bedrohte die gemäßigte Partei der dortigen Nationalverſammlung 
mit perſönlicher Mißhandlung bei jeder dem fonderänen Volk 
unliebſamen Abſtimmung, und bewirkte dadurch in der That ein 
fortbauernd wachſendes Übergewicht der Linken. 

So begreift ſich, daß den leitenden Geſinnungsgenoſſen in 
Frankfurt die Mäglichkeit einer neuen großen Revolution gegeben 
erſchien. Allerdings hatte auch hier die Münze ihre Kehrſeite. 
Je lärtnender die Hitkäpfe der Partei die Nothwendigleit des 
Losſchlagens verkündeten, deſto enſchiedener wurde in den bürger⸗ 
lichen Kreiſen der Wunſch nach endlicher Wiederherſtellung der 
Ruhe, gleichviel beinahe unter welcher Verfaſſung. Seit dem 
Mürz ſtockte Handel und Wandel in allen deutſchen Landen. 
Niemand hatte Vertrauen auf den folgenden Tag; kein Fabri⸗ 
kant oder Kaufmann wagte eim nicht ſofort realiſirbares Geſchäft; 
alle Beſizenden hielten ihr Geld zurück und vermieden jede 
Lugusausgabe; die kleinen Handwerker ſahen ihre Kundſchaft 
zuſammenſchmelzen und die Forderungen ihrer efellen wachſen; 
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die Einnahmen der Fabrikarbeiter fanten bei der Unthätigfeit 
der Fabrilen, trotz aller Manifeſte über die angeborenen Menfchen- 
rechte und des unantaſtbaren Rechts auf Arbeit und Arbeits⸗ 
lohn. Auf dem platten Lande wiederholten ſich die Klagen der 
Städter. Von Credit war unter den günſtigſten Verhältniſſen 
leine Rede mehr; die Anſprüche und nicht ſelten die Verwilderung 
der niedern Claſſen ſteigerten ſich mit den Verlegenheiten der 
Beſißer. So lag überall eine drückende Gewitterſchwäle über 
den Menſchen; einen nahen Ausbruch erwartete alle Welt, die 
Einen unter wilden Drohungen, die Andern unter beklemmenden 
Sorgen. Sicher war, daß von ber Überwältigenden Einmüthig⸗ 
keit aller Claſſen bei der Mürzrevolution leine Spur mehr eri- 
ſtirte, und eine neue Umwälzung in ihrem Siege nicht bloß die 
Throne ſtürzen, ſondern auch alle Eigenthumsberhältniſſe von 
Grund aus erſchüttern würde. Welch eine Menge ſonſt liberaler 
Elemente durch eine ſolche Ausſicht für den Augenblick in das 
reactionäre Lager Hinübergebrängt wurde, bedarf keiner nähern 
Darlegung. 

So hatte ſich die Lage auf allen Seiten verwidel. Biel 
ache Mißſtimmungen zwiſchen den Regierungen, leidenſchaftliches 
Zerwürſniß zwiſchen den Parteien, gährende Unzufriebenheit im 
Bolte. Ein Funke reichte hin, eine Grplofion herbeizuführen, 
und ein ſolcher wurde entzündet, noch ehe der Auguſt zu Ende ging. 

Wir miffen hier einen Blick auf die Entwicklung der 
ſchleswig⸗holſteiniſchen Streitfrage zurüdwerfen 
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Wie entſchieden ſich auch König Friedrich Wilhelm IV. in 
ſeinem Schreiben an den Herzog von Auguſtenburg für das 
alte Recht Schleswig⸗Holſteins auf Seltflänbigkeit, Untrennbar⸗ 
keit und Thronfolge des Mannsſtammes ausgeſprochen hatte: 
fo ſchwer bekümmert war fein Herz, als es in demſelben Augen⸗ 
blick zur Anwendung der Waffengewalt kam, und Preußen ſofort 
in den Kampf hineingezogen wurde. Denn in dieſem Hader 
zwiſchen den Herzogth mern und ihrem Landesherrn erſchien 
ihm Recht und Unrecht gleich verkheilt auf beiden Seiten: in 
Kopenhagen der König durch eine fanatiſche Demokratie zum 
Verfaſſungsbruche fortgeriſſen, in den Herzogthümern das Volt 
durch un beſonnene Demagogen zur voreiligen Empörung ver⸗ 
leitet. Nach feiner Auffafjung ſtritt hier eine Revolution gegen 
die andere: mochte den Sieg erringen, wer da wollte, auf keinen 
Fall würde eine gerechte Sache triumphirt haben. Völlig fern 
lag ihm der Gedanke, dieſe Wirren zu preußiſchem Machtgewinne 
zu benußen; als deulſcher Bundesfürſt wollte er für das deutſche 
Intereſſe kräftig eintreten, aber dringender als Alles erachtete 
er die Pflicht, den Ausbruch des Kampfes, wenn irgend möglich 
zu verhüten, jedenfalls aber die Fortdauer desſelben fo ſchnell 
wie möglich zu beendigen. Vom erſten Tage an verkündete 
er unausgeſetzt durch diplomatiſche Verhandlungen feine Friedens 
ſehnſucht. 

Menſchenfreundlich konnte dieſe Geſinnung heißen, aber 
zweckwidrig war das Verfahren. Wer einmal in einem Kriege 
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begriffen iſt, und doch den Frieden nicht mit Unehren ſchließen 
will, darf ſeinen Abſcheu gegen den Kampf nicht ſelbſt der Welt 
offenbaren. Die verſöhnliche Haltung aber Friedrich Wilhelm 8 
ſteigerte Tag für Tag den Übermuth der daäniſchen Minifter. 
Gleich auf der Schwelle des Conſliets follte der König davon 
eine bittere Erfahrung machen. Zu ſeinen Anſchauungen von 
der Stellung des von Gott begnadeten Rönigthums gehörte 
auch der Gedanke, daß in kritiſchen Tagen, wo der Scharfſinn 
der Miniſter nicht aus reiche, dann der König durch perſönliches 
Eingreifen die Löſung herbeizuführen habe. Nun hielt er freilich 
ſtreng darcuf, daß kein Miniſter ohne Königlic;e Weiſung oder 
Erlaubniß etwas thue; immer aber erſchien ihm neben dieſem 
regelmäßigen Regimente durch die Miniſter jenes unmittelbare 
perſönliche Hervortreten der Majeſtät als eine höhere und vor⸗ 
nehmere Inftanz. So dachte er denn auch jetzt zu verfahren. 
Während ſeine Truppen marſchirten, und ſein Miniſter mit dem 
däniſchen Geſandten täglich ſchärfere Rede und Gegenrede aus⸗ 
tauſchte, ſchrieb er am 2. April an den König von Dänemark 
einen eigenhändigen Brief, worin er ihn bat, den in außerordent⸗ 
licher Sendung mit einer vertraulichen Millheilung beauftragten 
Major von Wildenbruch gnädig aufzunehmen. Wildenßruchs 
Zufteuction vom 3. April nahm folgenden Gang. Bor Allem 
domme es darauf an, den Küönig zu überzeugen, daß die Los⸗ 
reißung Schleswigs von Holſtein der Geſammtmacht Deutſchlands 
gegenüber eine Unmöglichkeit ſei; das Beharren dabei würde 
nothwendig dem Könige beide Herzogthümer koſten; dann aber 
würden die eigentlich däniſchen Lande ſich zu iſolirtem Beſtehen 
zu ſchwach finden und ſich mit Schweden und Norwegen zu 
einer ſkandinaviſchen Union verbinden, der König alſo auch die 
däniſche Krone einbüßen. Da Preußen jene Union nicht wünſche, 
ſo richte ſich fein aufrichtiges Streben darauf, dem Könige die 
Herzogthümer zu erhalten, was denn eben nur bel der An⸗ 
erkennung der untrennbaren Verbindung Schleswigs mit Hol⸗ 
ſtein als eines felbftändigen Staats unter der Herrſchaft ſeines 
Herzogs möglich ſet; dann würde ſich auch durch elne Abänderung 
des dänischen Erbfolgezeſeßes die Bereinigung beider Kronen 
für die Zukunft ſichern laſſen. Dies zu erlangen, einen fried⸗ 
lichen Ausgang möglich zu erhalten, und einem erbitterten 
Kriege vorzubeugen, bei dem die Kraft des radicalen Deutſchland 
ſich in der Form wilder Freiſchaaren über die Herzogtümer 
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ergießen würden, das fei der Zweck der preußischen Maßregeln. 
Denn wenn die deutſchen Fürſten ſich der Angelegenheit nicht 
kräftig und handelnd annähmen, ſo würden die Herzogthümer 
als letztes Mittel der Selbsterhaltung ſich an die republikaniſchen 
Sympathien in Deutſchland wenden, und das Entſtehen einer 
tansalbingiſchen Mepublik ſowohl Dänemark als die deutſchen 
Nachbarſtaaten ernftlich gefährden. 

Die preußiſchen Truppen würden, fügte die Inſtruction 
noch hinzu, in der Hoffnung auf friedliche Verſtündigung an 
der Grenze Schleswigs Halt machen; erfüllte ſich aber dies nicht, 
ſo würden ſie den Umſtänden gemäß handeln. Sollte dann 
Danemark feindſelig gegen unſere Schifffahrt auftreten, fo müßten 
wir uns dafür in Jütland Entſchädigung erzwingen. Ein etwaiger 
Wunſch Dünemaris auf engliſche Vermittlung fei nicht abzutveiſen. 
Mit der proviſoriſchen Regierung der Herzogthümer (welche da⸗ 
mals vom Bundes tage noch nicht anerkannt war) habe Wilden⸗ 
bruch nur privat im zu verkehren, ſich über die Stimmung der⸗ 
ſelben zu unterrichten, an dem guten Willen Preußens für die 
deutſche Sache leinen Zweifel zu laſſen. 

Das Alles war wohlgemeint, und zum Theil auch in den 
Thatſachen begründet. Freilich aber Hätte man bedenken follen, 
daß auch Kopenhagen feine Mätzrevolution gehabt, daß seitdem 
nicht die Miniſter vom Könige, ſondern der König von den 
Ministern abhängig war, daß dieſe Minifter aber einer Partei 
angehörten, welche im innerſten Herzen republilaniſch gefinnt 
war und für das Bild einer ſtandinaviſchen Union ſchwärmte, 
alſo gerade in den Momenten, welche die Inſtruction zur Ab⸗ 
ſchreckung von den Gewaltſchritten gegen Schleswig⸗Holſtein her⸗ 
vorhob, den ſtärkſten Anreiz zu deren Fortſetzung fand. Wilden⸗ 
bruch verdarb die Sache dann vollends, als er am 8. April den 
däniſchen König in Sonderburg auf Alſen antraf und nach 
langen Geſprüchen mit ihm und dem Miniſter Grafen Knuth 
am Abend eine Note einreichte, deren einzelne Sütze faſt wörtlich 
aus der Inſtruction entnommen waren, die aber durch Um⸗ 
ſtellungen und Auslaſſungen den Sinn feiner Aufträge in das 
möglichſt ungünstige Licht rückte, bei den Dänen wirkungslos 
machte, in deutſchen Augen halb verrätheriſch erſcheinen ließ. 
Ohne alle Beziehung auf die ſkandinaviſche Union begann er: 
Preußen wünſcht vor Allem die Herzogthümer ihrem König⸗ 
Herzog zu erhalten. Und, führte er dann weiter aus, 1 einzige 
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Grund für Preußens Maßregeln fei der Wunſch, die radiealen 
und republifanifhen Elemente Deutſchlands an jeder Einwirkung 
zu hindern; Dänemarks eigenes Intereſſe, feine Größe und 
Unabhängigkeit fi das Ziel der preußiſchen Politik. Des halb 
wolle Preußen erwarten, ob Danemark ſich zu einer verſohnlichen 
Unterhandlung entſchließen wolle, auf der Grundlage der ſeſten 
Union Schleswig⸗Holſteins. Es war kein Wunder, daß er ſchon 
nach einigen Stunden von dem däniſchen Mäniſter die Antwort 
erhielt, Danemark fei zu einer Unterhandlung bereit, wenn lein 
preußiſcher Soldat den Boden Schleswigs beträte. Am Tage 
darauf überfiel das däniſche Heer die Meine, von den Herzog⸗ 
thümern aufgeſtellte Schaar bei Flensburg und zwang fie nach 
tapferem Wiberſtande und ſchwerem Verluſte zum Rückzug bis 
an die Eider. Darauf war denn auch auf der deuſchen Seite 
kein Halten mehr. Am 10. April überfchritt Oberft (bald nachher 
General) von Bonin mit den preußiſchen Truppen die Eider; 
am 12. ſprach der Bundestag die Anerkennung der proviſoriſchen 
Regierung aus und forderte Preußen auf, bei Dänemark für den 
Eintritt Schleswigs in den deutſchen Bund zu wirken. Preußiſche 
und hannoberiſche Verstärkung rückte nach, und einige Tage ſpäter 
übernahm der preußiſche General der Cavallerie von Wrangel 
im. Auſtrage des Bundes den Oberbefehl, um die Verbindung 
der Herzogthümer durch Vertreibung der Dänen aus ganz 
Schleswig zu ſichern. Der General galt für einen lebhaften 
und kräſtigen Reiterführer; von einem bedeutenden Feldherrn⸗ 
talent hatte er noch keine Proben abgelegt, und iſt, wie wir hier 
gleich hinzuſezen dürfen, auch weiterhin damit im Nüdftande 
geblieben. Für den perſönlichen Verkehr hatte er ſich allerlei 
burſchiloſe Sonderlingsmanieren zugelegt, hinter denen ſich aber 
ſtets eine berechnende Schlauheit verbarg. Übrigens war er 
leicht beſtimmbar durch die wechſelnden Tagescindrücke, dann 
aber äußerſt eigenwillig in der gerade angeregten Stimmung. 
Nachdem Dänemark am 19. April feine Flotte zur Aufbringung 
aller preußiſchen Schiffe angewieſen und damit ſeinerſeits die 
Feindseligkeiten eröffnet Hatte, ſchritt Wrangel am 23. April auf 
Grund eines ſehr unklar gedachten Planes zum Angriff auf die 
feindliche Stellung am Danewer! und der Stadt Schleswig. 
Die ungeſtüme Tapferkeit der preußiſchen und holſteiniſchen 
Truppen griff mit ſolchem Nachdrucke durch, daß das feindliche 
Heer in berwirrter Auflöfung nach Norden auseinander ſtob, 
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und bei raſcher Verfolgung der gänzlichen Vernichtung ſchwerlich 
entgangen wäre. Dazu kam es aber nicht, da Wrangel ſeinen 
Truppen einige Ruhetage gönnte, dann Nordſchleswig ohne 
Widerſtand beſetzte, und endlich auch einige Meilen weit in 
Jutland vordrang, wo am 2. Mat die Feſtung Friderieia ohne 
Kampf ihre Thore öffnete. Die weitern militäriſchen Actionen 
des Sommers beſchränkten ſich auf kleine Überfälle und Schar⸗ 
mütel, in welchen von beiden Seiten mit großem Muthe, aber 
ohne weiter reichende Erfolge geſochten wurde. 

Dieſes Stocken der kriegeriſchen Operationen hatte nun 
ſeinen Grund weder in der beſchränkten Fähigkeit des Generals 
von Wrangel, noch auch in einer ſtillen Hinneigung Friedrich 
Wilhelm 's zu feinem königlichen Collegen in Kopenhagen: fie 
ergab ſich vielmehr aus einem wachsenden Drucke der europtiſchen 
Mächte, welche ohne Ausnahme der deutſchen Sache ungünftig, 
ja feindſelig waren. Leider iſt hier zu bekennen, daß ſchwere 
Mißgriffe drr deutſchen Politik zu der Entſtehung dieſer euro⸗ 
püiſchen Stimmung mitgewirkt hatten. 

Wir werden ſpäter ſehen, wie damals ſeit Jahren die Er⸗ 
haltung der däniſchen Geſammtmonarchie trotz oder wegen des 
ſtreitigen Thronfolgerechts ein Thema für die Erwägung der 
Großmächte, eine Frage des europdiſchen Gleichgewichts geworden 
war. Es war alſo ein unvorſichtiger Schritt, daß Friedrich 
Wilhelm am 24. März die runde Erklärung abgab: die Regie“ 
rung der Herzogthümer vererbt im Mannsſtamme, d. h. mit 
dem Tode Frederik 3 VII. fällt die däniſche Monarchie aus⸗ 
einander. Alle übrigen Großmächte aber hatten den entgegen⸗ 
geſeßten Wunſch, und lamen damit ſofort in eine für Preußen 
ungünſtige Stellung. Preußen hätte beſſer gethan, feine Thätigkeit 
auf den Verfaſſungaſtreit zu beſchränken, die Erbfolgeſtage aber 
entweder ſchweigend zu übergehen oder zur Entſcheidung Europas 
zu ſtellen. 

Noch viel übler aber wirkte die weitere deutſche Forderung 
des Eintritts Schleswigs in den deutschen Bund, und vor 
Allem die vor jedem Bundesbeſchluß thatſächliche Vollziehung 
derſelben durch die Aufnahme der ſchleswiger Abgeordneten in 
die Nationalverſammlung. Dies war eine ebenſo ſtarke Anderung 
des bisherigen Rechtszuſtandes wie auf der gegneriſchen Seite 
die angedrohte Einverleibung Schleswigs in das eigentliche 
Dünemart, und hier hatten die Deutſchen nicht bloß eine Abſicht 
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aus geſprochen, ſondern ſogleich die vollendete Thatſache geſchaffen. 
Die Dänen beeilten ſich, gegen eine ſolche Vergewaltigung bei 
allen Höfen Anklage zu erheben, und überall war der Erfolg 
der gleiche. Fortan herrſchte in Europa die Anſicht, daß nicht 
die Dänen ſich zur Verlegung der alten Landesrechte, ſondern 
daß ſich das revolutionüre Deutſchland zur widerrechtlichen Er⸗ 
oberung einer däniſchen Provinz erhoben habe. Man war in 
London, in Paris, in Petersburg um fo bereiter zu einer ſolchen 
Auffaſſung, je bedenklicher und eiferſüchtiger man überhaupt auf 
das Emporringen Deutſchlands zur nationalen Einheit blickte. 
Wenn ſich Deulſchland ſtreng auf feine innern Fragen beſchränkt 
hätte, fo wäre immer gegen dieſes Auſſtreben einer neuen Groß ⸗ 
macht Argwohn und Widerwille in Fülle vorhanden geweſen. 
Jeßt, wo die nationale Bewegung über die bisherigen Landes⸗ 
grenzen hinübergriff, ſuchten die Mächte ihre entſchiedene Feindſelig⸗ 
keit kaum zu verbergen. Frankreich war zwar einſtweilen durch die 
eigenen Parteikämpfe in Anſpruch genommen; was aber von 
dort für Deutſchland zu befahren war, zeigte nicht bloß die 
Verbindung zwiſchen den radicalen Parteien beider Länder, 
ſondern auch ein Antrag der Pariſer Regierung, einem fran- 
zöſiſchen Heere den Durchmarſch nach Poſen zur Unterstützung 
des polniſchen Auſſtandes zu geftatten, worauf dann Freiherr 
Arnim mit der Frage antwortete, ob Frankreich den Abſchluß 
einer preußiſch-ruffiſchen Offenfivallianz herbeizuführen wünſchte. 
Rußland drohte umgekehrt mit kriegeriſcher Beſetzung Poſens, 
wenn Preußen fortfahre, den polniſchen Umtrieben dort freie 
Hand zu laſſen, zog jedoch die Drohung zurück, als Arnim ihm 
Kenntniß von dem franzöſiſchen Antrag gab. Aber um ſo nach⸗ 
drücklicher nahm Zar Nikolaus gegen den Aufſtand der Herzogs 
thümer und Deutschlands Unterſtützung des ſelben Partei aus 
legitimiſtiſchem Abſchen gegen jede Revolution, wie aus eigenem 
Intereſſe nach feiner Verwandtſchaft mit dem Könige von Däne⸗ 
mark. Er ftellte, wenn Deulſchland ſich nicht mäßige, nicht 
gerade eine Kriegserklärung, wohl aber einen öffentlichen Proteſt 
in Auzſicht, und begnügte ſich einftweilen, im Stillen den König 
Oscar von Schweden zu krüftigem Auftreten gegen Deutſchland 
anzutreiben, welcher dann nicht gerade einen Krieg mit Deutſch⸗ 
land wünſchte, aber gerne ein wenig rüſtete, um eine Erhöhung 
ſeines Mülitäretats von feinen Kammern zu erlangen, und zu⸗ 
gleich den däniſchen Parteien durch die Ausſicht auf einen ſtan⸗ 
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dinaviſchen Bruderbund zu ſchmeicheln. Sodann in England 
waren die Stimmungen zwar getheilt, aber doch überwiegend 
auf dänischer Seite. Die ganze Handelzwelt ſah in der deutſchen 
Erhebung die bevorſtehende Erweiterung des Zollvereins, und 
in der Beſeßung Schleswigs den erſten Schritt zur Bildung 
einer deutſchen Flotte, beides nach ihrer Auffaſſung höchſt wider⸗ 
wärtige Dinge. Im Parlament erklärte die geſammte Tory⸗ 
partei Deutſchlands Verfahren kurzweg für eine brutale Gemalt- 
that, für einen nicht zu duldenden Mißbrauch vermeintlicher 
übermacht. Auch im Cabinet fällte die Mehrzahl dasſelbe 
Urtheil, jedoch war das einflußreichſte Mitglied, der Miniſter 
des Auswörtigen, Lord Palmerſton, obgleich im Allgemeinen 
kein Deulſchenfreund, doch über die dänische Offenſive hinreichend 
unterrichtet, und bereit zu einer vermittelnden Thätigkeit. Auch 
die Königin, durch den Prinzen⸗Gemahl beſtimmt, gebrauchte 
ihren Einfluß in gleichem Sinne. Aber bei jenem Stande ber 
öffentlichen Meinung war auch von dieſen Wohlgeſinnten für 
Deulſchland höchſtens eine fanfte Empfehlung verföhnlicher Vor⸗ 
ſchläge in Kopenhagen zu erwarten. 

Somit fand ſich die deutſche Nation in Europa völlig 
isolirt und auf beiden Seiten durch feindlich gefinnte Nachbarn 
bedroht. 

Und wie lagen die Dinge in Bezug auf den däniſchen 
Krieg in Deutſchland ſelbſt? 

Die Regierung, welche jetzt entſchiedener als jemals den 
Anſpruch auf Foridauer ihrer Pröſidialftellung im Bunde erhob, 
die öſterreichiſche, erklärte, verhindert zu ſein, Truppen nach 
Schleswig zu fenden. Nun war es zweifellos, daß Oſterreich 
damals feine Heeresmacht anderwärts nöthig hatte. Aber auch 
nur das Erſcheinen eines Batnillons, das Zeigen der öſter⸗ 
reichiſchen Fahne in Schleswig, wäre für Deutſchland, gegenüber 
Dänemark und Europa, unſchätzbar und für Oſterreich unter 
allen Umſtünden thunlich gewefen. Aber eben dies war es, was 
Oſterreich nicht wollte; bei dem erſten kriege, welchen der deulſche 
Bund führte, ſagte es fi vom Bunde los. Graf FJicquelmont 
erklärte weiter, daß Oſterreich als erropäiſche Großmacht zu 
handeln habe, daß es als ſolche mit dem daäniſchen Hofe in 
ebenſo guten Beziehungen wie mit den deutſchen ſtehe, ſich alſo 
jedes Urtheils über die ſtreitige Rechtsfrage enthalte, und den 
diplomatiſchen Verkehr mit Kopenhagen nicht abbrechen werde. 
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Die übrigen ſüdbeutſchen Staaten lieferten für bie ſchleswigiſche 
Sache begeiſterte Volksverſammlungen in großer Zahl, Kreuzer⸗ 
ſammlungen für die künftige deutſche Flotte, kleine Freiſchaaren 
und einige tüchtige Officiere; die Regierungen aber verhielten 
ſich bis Ende Juli völlig unthätig. Die norddeutschen Staaten 
des 10. Bundescorps hatten 10000 Mann (von 30000) geflellt, 
erklärten aber, als Wrangel Verſtärkung begehrte, ſich dazu nur 
höchſt unvollkommen im Stande, da fie den Reſt ihrer Manns 
ſchaften zur Deckung ihrer Küſten und zum Schutz der innern 
Ordnung bebürften. 

Preußen war für den däniſchen Krieg beinahe ebenſo iſolirt 
in Deutſchland, wie Deutſchland in Europa. 

Man begreiſt hienach, daß das Berliner Cabinet mit Freude 
auf den Gedanken einer engliſch⸗ruſſiſchen, und weiterhin den 
einer englischen Vernzttlung einging. Es ist für ung unnötbig, 
den einzelnen Wendungen dieſer Verhandlung nachzugehen: das 
weſentliche Ergebniß war Folgendes. Lord Palmerſton bemerkte, 
der Streit um Schleswig ſei eine Frage der Nationalität; da 
nun das nördliche Drittel Schleswigs überwiegend dänische, der 
übrige Theil des Landes aber deutſche Bevölkerung habe, fo 
möge das nördliche Drittel mit dem eigentlichen Dänemark ver⸗ 
ſchmolzen, der füdliche Theil aber mit Holſtein verbunden, und 
dadurch auch in den deutſchen Bund aufgenommen werben; das 
fo erweiterte Holſtein bleibe durch Personalunion mit Dänemark 
bereinigt ). Preußen war mit dieſer Löſung im Weſentlichen 
einverſtanden. Die proviſoriſche Regierung der Herzogthümer 
aber hatte zwar am 31. März in einem öffentlichen Manifeſt 
dem däniſchen Volke die Überlaſſung von Nordſchleswig ange⸗ 
boten, jedoch nach Ausbruch des Kriegs und Beſetzung des 
ganzen Landes meinte fie ein ſolches Opfer weigern zu müſſen, 
und bot Alles auf, um einen Friedensſchluß dieſes Inhalts zu 
hinterkreiken. Es war ein neuer Fehler. Sie hätte die Ablehnung 
des engliſchen Vorſchlags den Dänen überlaſſen follen: diefe 
erfolgte dann auch auf der Stelle, da Dänemark ſich zunüchft 
überhaupt nicht auf Friedenspräliminarien, ſondern nur auf einen 
Waffenſtüllftand einleſſen wollte, aber auch für biefen unannehm⸗ 
bare Forderungen erhob. 


y Note vom 19. Mal. 
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Unterdeſſen wurde die preußiſche Regierung von ihren Oſt⸗ 
feeftädten unaufhörlich mit den bitterſten Klagen über den bereits 
auf mehrere Millionen bezifferten Schaden beſtürmt, welchen die 
daniſche Blolade ihrem überſeeiſchen Handel zufügte. Auch hier 
fand ſich Preußen iſolirt, da um die Mitte dez Mai die Nord⸗ 
ſeeſtaaten und ſogar Schleswig⸗Holſtein die in ihren Häfen feſt⸗ 
gehaltenen däniſchen Schiffe wieder frei gaben, in der ſtillen 
Hoffnung, daß Dänemark dafür auch ihre Handelsfahrzeuge 
unbeläftigt laſſen würde. Um dieſelbe Zeit berichtete General 
Wrangel, daß die von ihm dringend begehrten Verſtärkungen 
von leinem der angegangenen Bundesſtaaten geleiſtet würden; 
den Dänen gegenüber könne er ſich in Jütland wohl behaupten; 
wenn dieſe aber, wie es ſcheine, auswärtigen Zuzug erhielten, 
ſo müſſe er Jütland räumen und weiter ſüdwärts ſeine Truppen 
in gedeckter Stellung concentriren; man möge alſo die ſüumigen 
Staaten zu ſchleuniger Erfüllung ihrer Pflichten antreiben. In 
der That hatte Schweden ein Truppencorps an der Weſtküſte 
Schonens zirſammen gezogen und ſogar 6000 Mann auf der 
Inſel Fünen gelandet; die ruſſiſche Regierung aber ließ verlauten, 
die Befetzung Jütlands lege jeder Friedengunterhandlung unüber⸗ 
ſteigliche Hinderniſſe in den Weg, und vollends ein Zuſammenſtoß 
deutſcher und ſchwediſcher Truppen werde Folgen von unabſeh⸗ 
barer Tragtveite haben. Durch alle dieſe Einflüſſe gedrängt, 
faßte das Berliner Cabinet kurz den Entſchluß, dem General 
Wrangel den Befehl zum ſofortigen Abmarſch aus Jütland zu 
geben. Der General, der von feinem Berichte die gerade ent⸗ 
gegengeſetzte Wirkung erhofft hatte, war wüthend, mußte aber 
gehorchen. In den Herzogthümern und nicht weniger auch in 
Frankfurt war der Zorn ebenſo grimmig, und am 9. Juni faßte 
auf Antrag des Schleswigers Waitz die Nationalverſammlung 
den Beschluß, daß die Sache der Herhogthümer als eine Anger 
legenheit deutſcher Nation zu ihrem Wirkungskreiſe gehöre, und 
daß fie hier die Ehre und das Intereſſe Deutſchlands wahren 
werde. Einstweilen aber blieb es bei den Worten, und die 
preußiſche Regierung ließ ſich dadurch auf ihrem Wege nicht beirren, 
ſondern ſandte am 22. Juni den Grafen Pourtales nach Malmö, 
wo damals König Oscar von Schweden ſein Hoflager genommen 
hatte. Pourtales ſollte den Schweden zu Gemüthe führen, wie 
ſehr ihr Auftreten die Hartnäckigkeit der Dänen ſteigere, und ſie 
zur Erſchwerung des von Preußen erſehnten Friedenswerkes durch 
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unbillige Forderungen verleite. In der That liefen ihre bisher 
in London erhobenen Anſprüche auf eine völlige Demüthigung 
Deutſchlands hinaus. Sie erklärten, daß der Waffenſtillſtand 
ſich nicht auf das Auſhören der militärifhen Feindseligkeiten 
beſchränlen dürfe; während feiner Dauer müßten auch die erſten 
Schritte zur Herſtellung der innern Ordnung der Herzogthümer 
geſchehen. Demnach ſei die von der revolutionären Regierung 
gebildete Armee aufzulöſen, und die Leute in ihre Heimath zu 
entlaſſen; Holſtein als deutſches Bundesland möge unter der 
Verwaltung der dem Bunde genehmen Behörden verbleiben, in 
Schleswig aber ſei unter Entfernung ber beiberfeitigen Truppen 
eine däniſche Regierungsbehörde einzuſetzen, um, wie ſie ſagten, 
die Verwaltung dieſes Landes in gebührender Weiſe zu reorganis 
firen. Offenbar wäre mit der Gewährung dieſer Forderungen 
die Trennung Schleswigs von Holſtein im Grundſatz anerkannt, 
mithin die Loſung der Cardinalfrage im däniſchen Sinn einge⸗ 
wüumt worden. Der preußiſche Geſandte hatte dies alſo 
entſchieden abgewieſen, und auch Lord Palmerſton ihm zu⸗ 
geftimmt, dann aber zur Vermittlung den Vorſchlag gemacht, 
die Einheit der Herzogthümer müſſe erhalten kleiben, aber 
anſtatt der den Dänen ſo verhaßten proviſoriſchen Regierung 
könne eine gemiſchte, von beiden Parteien zu bildende Mer 
gierungscommiſſion kreten. In Berlin fand man dies wegen 
der Volkeſtimmung bedenklich, war aber doch nicht abgeneigt, 
darauf einzugehen, boraußgefeht, daß das holſteiner Bundes⸗ 
contingent unter den Waffen, und von den ſchleswigiſchen 
Truppen wenigſtens die Cadres verſammelt blieben. Im Übrigen 
möchte Schleswig nebſt der Inſel Alſen von den beiderſeitigen 
Truppen geräumt, und die deutſchen in den Süden Holſteinz 
zurückgezogen werden. 

Schwediſcher Seits war man, ebenſo wie der ruſſiſche Hof, 
ſeit dem Abzug der Deutſchen aus Jütland der preußiſchen 
Regierung etwas gänftiger gestimmt, und übernahm es auf 
Grund der eben erwahnten Materialien eine Vermittlung zu 
verſuchen. Der ſchwediſche Cabinetsſsecretür Graf Manderſtröm 
übergab dem Grafen Pourtales und dem däniſchen Cabinet den 
Entwurf eines Waffenſtillſtandsvertrags, nach welchem die Feind⸗ 
ſeligkeiten zu Waſſer und zu Lande drei Monate lang aufhören, 
die gekaperten deutfchen Schiſſe freigegeben oder ihre Eigenthümer 
entſchüdigt werden, und ebenſo die jütiſchen Einwohner den 
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Werth der von ihnen erhobenen Reguſitionen zurück erholten 
ſollten. Nur im Süden Holſteins würde ein deutſches Bundes⸗ 
corps ſtehen bleiben, im Übrigen die Herzogthümer von den 
beiderſeitigen Truppen gerüumt werden. Für die erſten vier⸗ 
zehn Tage würde die proviſoriſche Regierung fort beſtehen; dann 
würde ein Collegium von ſechs Perſonen an ihre Stelle treten, 
zu dem aus den Notabeln der Herzogtümer der Dänenkönig als 
Herzog von Schles wig⸗Helſtein und der Bundestag je drei 
Mitglieder ernennen würden, welche dann vereinigt ein fiebentes 
Mitglied als Prüſidenten erwählen ſollten. Ein weiteres Zuge⸗ 
ſtändniß an Dänemark war ferner die Beſtimmung, daß zur Ver⸗ 
fügung dieſer Behörde in Holſtein das Bundescontingent, in 
Schleswig die Cadres der im Lande recrutirten Abtheilungen 
beſtehen bleiben, die übrige Mannſchaft entlaſſen werden würde. 
Die ſchleswiger und holſteiner Truppen würden alſo getrennt 
und wihrend bes Stillſtandeß dem Oberbefehl des deulſchen 
Bun desfeldherrn entzogen fein. 

Graf Pourtales, obgleich nicht bevollmüchtigt zu ſolchen 
Verhandlungen, meldete feiner Regierung, daß nach feiner Über- 
zeugung beſſere Bedingungen nicht zu erlangen ſeien. Er er⸗ 
hielt darauf die Weifung, abzuwarten, welches Ergebniß Mander⸗ 
fhrdın!8 Beſprechungen mit dem in Malmb angelangten bänifchen 
Miniſter Grafen Knuth haben würden. Nachdem den Dänen 
die Hoffnung abgeſchnitten war, für ſich die gesonderte Regierung 
Schleswigs bei den Mächten durchzuſetzen, war ihnen fonft an 
der Geſtaltung der neuen Regierungs commiſſion nicht viel ge ⸗ 
legen: immerhin ſtrebte Knuth doch noch in der Ausdrucksweiſe 
das Prinzip der Trennung Schleswigs anklingen, und die 
Schöpfungen der Märztage als gar nicht vorhanden erſcheinen 
zu laſſen. Er beantragte alſo, daß für die neue Regierung der 
Dänenkönig als Herzog von Schleswig und von Holſtein 
zwei im Lande allgemein angeſehene Notabeln für Schleswig, 
und der Bundestag ebenfalls zwei ſolcher Mitglieder für 
Holſtein ernennen, dieſe bier ſich einen fünften als Präfibenten 
erwählen, und dann dieſe Behörde die beiden Herzogthümer 
nach den beſtehenden Geſetzen mit voller Autorität, jedoch ohne 
geſetgebende Gewalt, verwalten würde. Manderſtröm erklärte 
ſich mit dieſen Anderungen ſeines Entwurfs einverſtanden 
und Pourtales, wie erwähnt, ſelbſt zu unterhandeln nicht 
bevollmüchtigt, nahm darauf am 2. Juli das ſo zu Stande 
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gekommene Document zur Vorlage am feine Regierung nach 
Berlin mit ). 

Hier fand das Winiſterium Auerswald den Entwurf zrwar 
nicht glänzend — man erkannte wohl den Hintergedanken der 
Dänen, bei der Ausführung des Vertrags als „beſtehende 
Geſetze“ nur die früher von dem Könige, und nicht auch die 
von der proviſoriſchen Regierung nach dem Mürz erlaſſenen 
anzuerkennen, meinte aber, dann würde man eben die deutſche 
Auslegung der däniſchen entgegen ſetzen, und die Ruhe des⸗ 
halb nicht geſtört werden — hielt aber daß Ganze immerhin 
für erträglich, und ſandte Pourtales damit zu General Wrangel, 
daß er als Höchſtconmandirender auf Grunb biefer Bedingungen 
den Waffen ſtillſtand mit dem däniſchen Oberbefehlshaber, General 
Hedemann, zum Abſchluß bringe. Hier aber ergaben ſich un⸗ 
vermuthete Schwierig keiten. Wrangel hätte gar zu gerne das 
ſchon ſtark mitgenommene däniſche Heer völlig niedergeſchlagen, 
und ballte die Fauſt bei jedem Gedanken an Waffenruhe, auch 
lag ihm das Mittel mafe genug, dem Abſchluſſe Hinderniffe zu 
bereiten. Gerade in dieſen Tagen hatte in Frankfurt die Wahl 
des Erzherzogs Johann zum Reichs verweſer Statt gefunden, 
und, wie wir ſahen, einen mächtigen populären Enthuſiasmus 
hervorgerufen; jept erinnerte fi) Wrungel, daß er nicht bloß 
preußiſcher General, ſondern daß er auch Bundesſeldherr jet, 
und erklärte dem Grafen Pourtales, er werde nimmermehr einen 
ſolchen Vertrag unterzeichnen, dazu möge man einen Andern 
schicken; er müßte auf mehrfachen Underungen beſtehen. Vor 
Allem die militäriſchen Beſtimmungen des Entwurfs däuchten 
ihm abſcheulich; er ſchlug ftatt deſſen vor, daß zur Verfügung 
der neuen Regierung in Schleswig 3000 Mann deutſcher Bundes⸗ 
truppen und auf Alſen 3000 Dänen, in Holſtein aber die ſchleswig⸗ 
holſteiniſchen Truppen, die einen Theil des Bundesheers bildeten, 
ftehen bleiben ſollten. Jedesfalls aber müſſe die Ratification 
des Vertrags durch den Erzherzog⸗Reichsverweſer vorbehalten 
bleiben. Darüber wurde dann mit den Dänen auf Schloß 
Bellevue bei Kolding verhandelt, und als dieſe auf der unver⸗ 


) Dies iſt der genaue Hergang nach dem preußiſchen Aeten. Die 
preußische Regierung hat niemals und in einer Weife ihr Einverſtändniß 
mit ben Entwurf amifih ausgeſprocher, jo oft bles auch ſpaterzin 
von dern dänischen Miniſterium behauptet worden iſt. 
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änderten Annahme des Entwurfs ohne Erwähnung des von 
den Mächten noch nicht anerkannten Erzherzogs beharrten, end» 
lich am 24. Juli die Conferenz abgebrochen und der Kriegs⸗ 
fand erneuert. Der Jubel darüber war groß in den Herzog⸗ 
thümern, in Frankfurt, weithin im deutſchen Süden. 

Die preußiſche Regierung fand ſich nach dieſen Vorgängen 
in einem nach jeder Seite unangenehmen Dilemma. Wenn fie 
Wrangel's Verhalten beſtätigte, ſo war die nothwendige Con⸗ 
ſequenz für ſie die raſche und energiſche Wiederaufnahme des 
Kampfes ohne Furcht vor den fremden Müchten, unter An⸗ 
ſpannung aller Kräfte des Staats, der Reichsgewalt, der Nation. 
Sollte aber, wie es des Königs feſter Wille war, der Bruch 
mit den Großmächten um jeden Preis vermieden werden, fo 
war der Weg mit nicht geringerer Deutlichkeit gewieſen: Wrangel 
war abzuberufen, und unzögerlich der Malmber Entwurf ohne 
Rückicht auf den Zorn der Frankfurter zu ratifteiren. Denn 
auf dieſem Standpunkte hätte es einleuchten müſſen, daß jede 
Verſchleppung des Abſchluſſes lediglich eine Verſchlechterung der 
Lage und eine Steigerung der feindlichen Forderungen herbei⸗ 
führen konnte 

Aber das Berliner Cabinet, eingeklemmt zwiſchen der Furcht 
vor den Mächten und der Rückſicht auf die Centralgewalt, zwiſchen 
den Klagen und Drohungen der Oftjeeflädte und der popullren 
Strömung in Süddentſchland, fand den Mut nicht zu einem 
ganzen Entſchluſſe. Man genehmigte Wrangel's Verfahren, 
befahl aber keinen Kampf, ſondern Fortdauer der factifchen 
Waffenruhe, und richtete an den Reichsverweſer das Geſuch um 
erneuerte Vollmacht zu Unterhandlungen im Namen des Reiches, 
und zwar auf Grundlage der Forderungen Wrangel 's in Bellevue. 
Der Erzherzog erklärte ſich dazu unter Belobung der preußiſchen 
Friedensliebe bereit; das Reichsminiſterium ſtellte dann die 
Vollmacht aus, fügte derſelben aber drei den Dänen Außerft wider⸗ 
würtige Bedingungen hinzu und verfügte zugleich die ſchleunige 
Sendung von 30000 Mann ſüddeutſcher Truppen zur Verſtärkung 
der Wrangel ſchen Armee. Dieſe Erſchwerung des Friedenswerks 
wurde in Berlin höchſt unwillig aufgenommen; es kam dazu 
der Verdruß über Peucker s unglückliche Huldigungsparade, der 
ſich nicht bloß am Hoſe, ſondern auch weit und breit im Lande 
fühlbar machte; genug, als jehl ein neuer Unterhändler, General 
Below, nach Malms abging, erhielt er am 11. Auguſt die 
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Inſtruction, zwar die Forderungen der Reichsgewalt kräftig zu 
dertreten, zuleht aber den Abschluß daran nicht ſcheitem zu 
laſſen. Das Ergebniß einer ſo begonnenen Verhandlung läßt 
ſich leicht ermeffen. 

Zunächſt erlebte man, wie unglücklich die Ablehnung des 
Malmöer Entwurfs auf die fremden Mächte gewirkt hatte. 
Palmerſton drohte, ſich von der Vermittlung zurückzuziehen, und 
bei weitern Zögerungen eine englische Flotte in die Ditfee zu 
ſenden. Frankreich und Rußland waren bereit, ſich daran zu 
betheiligen. Die Dänen aber, durch dieſen Rückhalt ermuthigt, 
gingen jetzt ihrerſeits über die frühern Beſtimmungen hinaus 
und forderten zunächst eine Dauer des Stillſtandes, nicht von 
drei, ſondern von ſieben Monaten. Denn fie hatten Furcht vor 
einem Winterfeldzug, wo die befreundeten Flotten ihnen wenig 
helfen, und bei ſtarkem Froſt die Preußen auf dem Eiſe nach 
Alſen und vielleicht nach Fünen gelangen könnten. Ferner be⸗ 
gehrten fie, freilich nicht mehr die Auflöſung des ſchleswig⸗ 
holſteiniſchen Heers, wohl aber die Trennung der ſchleswiger 
Landeskinder von den Holſteinern, fo daß erstere aus den 
Bataillonen herausgenommen und in geſonderten Corps ſormirt, 
in Schleswig aufgeſtellt würden. Die Fortdauer des Oberbefehls 
des deutſchen Bundesfeldheren verwarſen fie unbedingt; das 
Einzige, was davon übrig blieb, war die Vejtimmung, daß ohne 
fein Ein verſtändniß die neue Landesregierung den Mannſchafts⸗ 
beſtand der holſteiner Truppen nicht verringern dürfe, wihrend 
fie in Schleswig nach freiem Belieben Offieiere und Soldaten 
entlaffen möchte. An die Stelle des früheren Sapes, daß die 
Landesregierung nach den beſtehenden Geſetzen verwalten folle, 
trat jetzt der Antrag, daß alle feit dem 17. März erlaſſenen 
Gefege und Verordnungen aufzuheben ſeien, die neue Regierung 
jedoch die zur Führung der Geſchäfte unerläßlichen Verfügungen 
wieder herstellen dürfte. Wurde ſolch eine dänische Forderung 
nach Berlin berichtet, fo blieb es meiſt bei der obigen Regel 
Widerſtand leiſten, aber den Abſchluß daran nicht ſcheitern laſſen. 
Endlich einmal erklärte das Miniſterium, das zulept gemeldete 
Begehren ſei ſchlechthin unzuläſſig. Da aber hatte bei Ankunft 
der Depeſche Below den ganzen Vertrag am 26. Auguſt mit 
allen jenen däniſchen Sätzen bereits unterzeichnet. In die neue 
Landesregierung für beide Herzogthümer wurden vier ehren⸗ 
werthe Notabeln berufen; der Praſident aber ſollte nicht von 
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ihnen gewählt, ſondern durch die beiden Majeſtäten ernannt 
werden, und mit Schrecken vernahm man dann, daß für dieſe 
Würde der preußische Unterhändler einen der verhaßteſten Dänen- 
freunde des Landes, einen Grafen Carl Moltke, ſich hatte auf⸗ 
reden loſſen. Ich kenne den Herrn nicht, ſagte er nachher zu 
feiner Entſchuldigung; hier rühmte ihn alle Welt als einen ge⸗ 
ſcheidten und wackern Mann. 

Dieſer leßte Schnitzer des Generals war wohl ber 
ſchlimmſte von allen. Denn bei der unbeſchränkten Vollmacht, 
welche der neuen Regierung zugedacht war, hing von ihrer 
Zuſammenſetzung nicht weniger als Alles ab. Wirkte ſie in 
patrioliſchem Sinne, fo konnte fie die ſchleswiger Truppen in 
kriegsbereitem Stande und die Verbände der Geſammtarmee 
aufrecht erhalten; fie konnte alle wichtigen Gefehe ihrer Vor⸗ 
gängerin wieder in das Leben rufen und der patriotiſchen Ge⸗ 
finnung Schleswigs die bisherige Friſche bewahren. Wenn fie 
aber unter die Leitung eines Carl Moltke gerieth, ſo war nach 
Fieben Monaten von alledem das Gegentheil errricht, und die 
Verbindung Schleswigs mit Holſtein thatſächlich zerriſſen. In 
Berlin meinte man, fa ſchlimm werde es doch nicht werden, und 
zauderte nicht, ohne weitere Rückfrage in Frankfurt den Vertrag zu 
watifieiren und den deutſchen Truppen den Nückmarſch zu befehlen. 
In den Herzogthümern aber erhob ſich ein Sturm der Entrüftung, 
und richlete ſich zunächſt gerade auf den entſcheidenden Punkt. 
Während die proviſoriſche Regierung das Reichsminiſterium 
aufforderte, den preußiſchen Vertrag wegen Überſchreitung der 
Frankfurter Vollmacht nicht zu beſtätigen, trat die bisher ver⸗ 
tagte Sandesverfammlung wieder zufammen, und beſchloß binnen 
wenigen Tagen eine neue Verfaſſung, die in jedem Worte den 
Gedanken der untrennbaren Einheit der Gerzogthiimer ber- 
kündigte. Die vier Notabeln, welche die neue Regierung bilden 
ſollten, ſowie die ihnen zugeordneten Stellvertreter, lehnten 
ſümmtlich ab, unter Carl Moltke zu dienen, und als der Graf 
perſönlich in 2 Land lam, mußte ihn die proviſoriſche Regierung 
vor der Volkswuth ſchützen, fo daß er eilig wieder das Weite 
ſuchte. Die döniſche Demokratie zürnte nicht wenig, aber die 
Großmüchte meinten doch, wegen dieſes einen Mannes bürfe 
man das Jriedenswerk nicht auf das Spiel ſetzen, und König 
Verberit war biefen Einfluſſen nicht unzuzünglich, wie hefüg 
auch die in Kopenhagen herrſchende Partei zu kriegeriſchen 
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Entſchlüſſen drängte. So konnte man die Hoffnung ſchöpfen, Carl 
Moltke s Unmöglichkeit bald auf allen Seiten anerkannt zu ſehen. 

In hohem Maaße aber wirkten in dieſer Richtung die jetzt 
über Frankfurt herein brechenden Ereigniſſe. 

Dort kam Alles zuſammen, bie Gluth der Leidenſchaften 
gegen den Malmper Vertrag zu ſteigern. Zunüchſt die Über 
ſchreitung der Reichs vollmacht und die Ratification ohne Rück⸗ 
frage, ſodann der traurige Inhalt des Vertrags, die lange 
Dauer des Stillſtandes, die Trennung der ſchleswiger Soldaten 
don den Holfteinern, die Aufhebung der Geſete, die Auflöfung 
der vom Bunde anerkannten und die Einſezung einer neuen 
Regierung unter Carl Moltfe's Leitung: wie Keulenſchläge fielen 
dieſe Dinge auf die Geiſter der Berſammlung, als Dahlmann 
fie am 4. September in feiner wuchtigen Art mit von Erregung 
bebender Stimme aufühfte. Dazu der wilde Jubel der fonft 
für die bedüchtigen Schleswig⸗Holſteiner wenig begeiſterten 
Linlen, daß nun ein Kampfruf gefunden ſei zu einem ver⸗ 
nichtenden Angriff auf den Allerverhoßteſten, auf den König 
von Preußen, und vielleicht auf die beinahe gleich gehaßte 
Mehrheit des Parlamentes ſelbſt, wenn fie jenen zu decken 
unternähme. Anfangs schien Alles nach ihrem Sinne zu gehen, 
fo fief war die Erbitterung auch in die Meihen der Cenfren 
und der Rechten gebrungen. Ein zu ber Prüfung der Sache 
gewählter Ausſchuß beantragte am 5. September einen Beſchluß 
auf Siſtirung aller zur Ausführung des Vertrags ergriſfenen 
militäriſchen und ſonſtigen Maaßregeln, alſo in erſter Linie 
Auſſchub des Rücknarſches der deutſchen Truppen aus den 
Herzogthümern. Dagegen erflärte das Reichsminiſterium, daß 
es aus Gründen ungbweislicher Nothwendigkeit nicht auf die 
Verwerfung des Vertrags antragen könne, und nach Annahme 
des Ausſchuß⸗ Antrags zurücktreten werde. Dahlmann als Bericht⸗ 
erſtatter des Ausſchuſſes riß einen großen Teil der Centren mit 
ſich fort: unterwerfen wit ung, rief er, bei der erſten Prüfung, 
die uns naht, den Mächten des Auslandes gegenüber kleinmüthig 
bei dem erſten Anblick der Gefahr, dann, meine Herren, werden 
Sie Ihr ehemals fo ſtolzes Haupt nie wieder erheben! denken 
Sie an dieſe meine Worte, niel Die Siſtirung wurde mit 
238 gegen 221 Stimmen unter toſendem Beifall der Linken und 
der Galerien beſchloſſen. Die Miniſter gaben ihre Entlaſſung, und 
Dahlmann wurde mit der Bildung des neuen Cabinets betraut. 
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Er wird ſchwerlich etwas ausrichten, ſagte ber Erzherzog 
zu den abgehenden Miniſtern die einftweilen die laufenden 
Geſchafte fortführten. In der That, die innere Unmöglichkeit ber 
Sache lag hier schreiend zu Tage: Dahlmann an der Spihe 
eines Miniſtertums der Linken, daß war ein bis zum Komiſchen 
ungeheuerlicher Gedanke. Schon nach drei Tagen legte Dahl⸗ 
mann feinen Auftrag in die Hände des Erzherzogs zurück. 
Dieſer wandte fi darauf an den Profeſſor von Hermann aus 
Munchen, einen ſonſt durch Kenntniſſe und Scharſſinn hervor⸗ 
ragenden Nationalökonomen, der hier aber ebenſowenig wie 
Dahlmann zu Stande brachte und nur feine eigene politiſche 
Unfähigkeit kläglich bloß stellte. 

Darüber verging eine weitere Woche, und deren Ereigniſſe 
waren durchaus geeignet, bei der Majorität das erhitzte Blut 
etwas abzukühlen. Zunächſt wirkte in dieſem Sinne das immer 
Hefigere Drängen der Linken auf tebolutionäre Dietatur. Hier 
wie in Kopenhagen war es die demokratifche Partei, welche jede 
friedliche Regung als eine Schändung der nationalen Ehre und 
Wohlfahrt brandmarkte, und nur zu deutlich ihren Ichten Ge⸗ 
danken erkennen ließ, nach dem Muſter von 1793 durch den 
Krieg zur revolutionzren Allgewalt zu gelangen. Dagegen 
wünſchte die Majoritüt, die Mörzrevolntion zum Abschluß zu 
bringen, und wies jeden Gedanken an neue Umwälzungen zu⸗ 
rück: unmöglich aber konnte ſie verkennen, daß ſie außer den 
revolutionären keine andern Mittel zur Durchführung eines 
gegen Preußen gerichteten Beſchluſſes beſaß. Noch gab es kein 
Reichsheer und keine Neichsſinanzen; in beiden Beziehungen 
war der Reichsverweſer auf die guten Dienſte der Regierungen 
angewieſen. Unter dieſen aber war Oſterreich der erklärte Freund 
des däniſchen Reichsfeindes; Bayern und Hannover ſtanden, wie 
wir wiſſen, auf dem ſchlechteſten Fuße mit der Centralgewalt; 
höchstens über die Streitfcäfte einiger Kleinſtaaten hätte man 
verfügen können, und wenn, wie zweifellos, Hannover ſich auf 
Preußens Seite ſtellte, jo war ber Reichsarmer der Zugang zu 
den Herzogthümern überhaupt verſperrt. So machte ſich inner⸗ 
halb der Mojorität der Wunſch geltend, wieder einzulenken; 
Viele meinten, man habe ſich am 5. September für das An⸗ 
ſehen der Verſammlung ſchon zu weit vorzewagt. Da kam nun 
die Nachricht, daß ähnliche Stimmungen auch auf der Gegen⸗ 
ſeite vorhanden wären. Die einmüthige Feſtigleit der Schleswig⸗ 


Google 0 


176 SHleswig-Holkein. 1848 


Holſteiner und bie grimmige Aufregung in ber Paulskirche hatten 
ihren Eindruck in Erropa nicht verfehlt. Die ſchwer heran⸗ 
drohende Möglichkeit eines begeiſterten Aufſtandes in den Herzog⸗ 
thümern, an dem ſich dann der Brand einer großen deutſchen 
Revolution und durch dieſe eine8 europäiſchen Kriegs entzünden 
lönnte, wirkte abſchreckend in Paris und Petersburg. Camp⸗ 
haufen konnte den Meichsminiſtern melden, daß Ausſicht vor⸗ 
handen ſei, den Grafen Carl Moltke zu beſeitigen, und über⸗ 
haupt billige Mobificationen des Vertrags zu erreichen. Eine 
ruhigere Überlegung mußte ſehr bald überzeugen, daß unter 
dieſer Vorausſezung der Vertrag zwar immer unerfreulich blieb, 
jedoch die Zukunft der Herzogthümer nach keiner Richtung com⸗ 
promittirte. Unter ſolchen Verhältniſſen ſchritt die National- 
verſammlung am 14. September zu der Entſcheidung über die 
Hauptfrage: ſoll der Vertrag von Malmö durch die Neichs⸗ 
gewalt beſtätigt oder verworfen werden? 

Der Ausſchuß war mit kleiner Mehrheit auf feinem Stand⸗ 
punkte verblieben, Ablehnung des Vertrags und gewaltige 
Nüſtung gegen Dänemark. Vier Schleswiger aber jtellten da⸗ 
gegen den Antrag, den Waffenſtillſtand, fo weit er ſich noch 
außführbar zeige, nicht länger zu beanſtanden, für günſtige 
Modificationen des Vertrags zu wirten, und ſofort Seitens ber 
Neichsgewalt die Verhandlung über den definitiven Frieden in 
die Hand zu nehmen. Darüber entſpann ſich ein dreitägiger 
Redekampf, der von allen Seiten her mit dem Aufgebot der 
höchsten Geiſteskraft und der heißeſten Heftigkeit geführt wurde. 
Die Galerien waren überfüllt vom Gefolge der Linken, und 
begleiteten die Verhandlung je nach der Parteiſtellung des 
Redners mit Jauchzen oder Schmährufen. Wechſelnd ſchwankte 
der Gang des Gefechts und die Ausſicht auf den Sieg; ſicher 
war nur die Abſicht der Lin len, den koſtbaren Augenblick nicht 
ungenußt für die Sache ihrer Republik vorübergehen zu laſſer. 
Carl Vogt aus Gießen erinnerte an den franzöſiſchen Convent, 
der durch das Aufgebot der Volkskraft ganz Europa beſiegt 
habe: aber, ſagte er, es war auch der Convent, und nur ein 
Convent kann ſo Großes vollbringen. Unverblümter ließ ſich 
das Ziel der Partei nicht bezeichnen. Während ihre Redner in 
der Paulskirche dies Programm entfalteten, waren die andern 
Führer draußen mit der Vorbereitung der Ausführung beſchaftigt. 
Im Stillen hatten ſie einflußreiche Genoſſen aus Heſſen und 
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Baden, aug Thüringen und Sachſen nach Franfurt kommen 
Inffen; jetzt eilten in alle Orte der Umgegend ihre Voten mit 
der Aufforderung zu bewaffnetem Zuzug; viele Tauſende von 
Flugblättern mit wüthenden Anklagen gegen die Vaterlands⸗ 
verräther, welche Schleswig⸗Holſtein dem Feinde überlieſern 
wollten, wurden verbreitet, und die Bofung zum Yuffland an 
alle Mitglieder des großen Demokratenbundes vom Bodenfee 
bis Berlin und Königsberg geſandt. Am 16. September ſpät 
Abends kam die Debatte in der Paulskirche zum Schluß, und 
mit einer Mehrheit an 258 gegen 231 Stimmen der Antrag 
der gemäßigten Parteien zur Annahme. Unmittelbar nachher 
begannen Tumulte an verſchiedenen Punkten der Stadt, wo die 
bewaffneten Rotten auf Abgeordnete der Centren Jagd machten, 
und Unordnungen aller Art begingen. Am 17. fand auf der 
Pfingſtweide nahe vor den Thoren eine große Vollsverſammlung, 
angeblich von 20000 Köpfen, Statt, die nach heftigen Reden 
republikaniſcher Abgeordneter den Beſchluß faßte, durch eine 
große Deputation am 18. der Nationalberſammlung zu eröffnen, 
daß fie die Mehrheit der 258 für Verräther des deutſchen Volkes, 
der deutſchen Freiheit und der deutſchen Ehre erklärt habe. Der 
Frankfurter Senat berichtete darauf dem Reichsminiſterium, daß 
er mit feinen ſchwachen Mitteln für die Erhaltung der Ordnung 
nicht mehr einſtehen könne, und Miniſter Schmerling reguirirte 
des halb aus Mainz einige Bataillone preußiſcher und öſterreichiſcher 
Truppen, welche am Morgen des 18. vor den Zugängen der 
Pauls kirche ihre Auſſtellang nahmen. Als die Sitzung begann, 
gab es draußen Lärm; große Menſchenmaſſen drüngten gegen 
die Kirche heran; eine Hinterthür wurde unbeſetzt gefunden und 
der Einbruch verſucht, wobei einige kräftige Abgeordnete von 
Innen Widerſtand leiſtelen, bis eine preußiſche Compagnie die 
Angreifer mit dem Bajonett auseinander trieb. Darauf Geheul 
in allen Straßen, die Preußen ermorden die Bürger, und ſo⸗ 
fortiger Barritabenbau auf der Hauptſtraße, ber Zeil, und ben 
engen Gaſſen der Altfiadt. Die Linke ſtellte unterdeſſen Antrag 
auf Antrag, die Truppen zu entfernen, da unter den Bajonetten 
eine freie Berathung unmöglich ſei, und fandte zugleich eine 
Deputation an ben Erzherzog, bem mit Recht erzürnten Volke 
die Hand zur Verſohnung zu reichen. Zugleich aber lam die 
Nachricht, daß dieſes zornige Volk draußen vor der Stadt die 
beiden Abgeordneten Auerswald und Lichnowsky mit lannibaliſcher 
v. Seppel, Begründung d. beufden Melde. f. 12 
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Grauſanikeit ermordet habe. Um fo unerſchütterlicher blieb 
Schmerling. Weitere Truppen wurden herangezogen, aug Darm⸗ 
ſtadt Fußvolk und Geſchütze, aus Gießen einige aus Schleswig 
zurückkehrende württemberger Batterien. Nach ſcharfem Kampfe 
wurden die Barrikaden zuſammengeſchoſſen oder erſtürmt, um 
eilf Uhr Abends war der Sieg der Ordnung vollſtändig. 

Nachdem der Aufftand hier in feinem Mittelpunkte erdrückt 
war, ließen die Genoſſen draußen die Arme finten, oder wo es 
noch wie in einigen rheiniſchen Städten zu Ruheſtörungen kam, 
wurden ſie ohne Mühe überwältigt. Struve verſuchte von der 
Schweiz her ſeinen neuen Einfall in Baden mit etwa 2000 Mann; 
die Bande wurde aber von dem badiſchen General Hoffmann in 
kurzem Gefecht auseinander geſprengt, und Struve ſelbſt gefangen. 
Die Nationalverſammlung fepte unterdeſſen, wie man meinte, in 
imponirender Gelaſſenheit, die Berathung der Grundrechte fort. 

In Schleswig⸗Holſtein beſtätigte der weitere Verlauf die 
Richtigkeit des Beſchluſſes vom 16. September. Die Armee der 
Herzogthümer erhielt in dem preußiſchen General von Bon in 
einen kräftigen und entfchloffenen Oberbefehlshaber, welcher dem 
Malmöer Vertrage dadurch genug that, daß er einige zumeiſt 
aus ſchleswiger Recruten gebildete Bataillone in dies Herzog⸗ 
tum verlegte, die Verbände aber der Truppentheile überhaupt 
ungeändert ließ. An die Spitze der neuen Regierung trat Graf 
Reventlon⸗Jersbeck, ein Mann von zweifelloſem Patriotismus. 
Einer der erſten Schritte der Regierung war die Herſtellung 
aller durch den Vertrag aufgehobenen Geſetze, einſchließlich der 
fo eben beſchloſſenen Landesverfaſſung. Die Dänen ſahen darin, 
nicht mit Unrecht, einen arzen Berſtaß gegen den Geiſt des 
Vertrags; nach dem Buchſtaben desſelben aber war der Beſchluß 
vollkommen unanfechtbar. 

Verſuchen wir es, die Summe der eben erzählten Ereigniſſe 
zu ziehen, fo wird ſich dleſelbe in folgende Sätze zuſammen 
faſſen laffen. 

Trotz der oft wiederholten Declamationen über frivole 
Cabinelskriege hat ſich auch hier gezeigt, daß das Königthum 
beſſere Gewähr für Erhaltung des Friedens als die demo kratiſchen 
Parteien den Völkern darbietet. 

Der Zehler der preußiſchen Politik war dieſes Mal nicht 
die Erſtrebung des Friedens, ſondern das zaghafte Auftreten 
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ihrer Diplomatie, die nicht durch entſchloſſene Feſtigkeit, ſondern 
durch weiche Nachgiebigkeit befjere Bedingungen zu erlangen hoffte. 

Hierin liegt eine gewiſſe Entſchuldigung für den an ſich 
verkehrten Parlaments beſchluß vom 5. September, deſſen Kriegs⸗ 
muth fofort ein günſtiges Entgegenkommen auf der feindlichen 
Seite bewirkte. 

Im Übrigen aber hatte das Anſehen der Nationalberſamm⸗ 
lung durch die Septembertage eine unerfepliche Schädigung 
erlitten. Wohl wußte man auch früher, daß fie nicht jeden ihrer 
Befehle bei dem Eigenwillen der Einzelstaaten hatte verwirllichen 
konnen, und ſeit lange hatten die radicalen Parteien ihrem 
Arger Ausdruck gegeben, daß die Mehrheit nicht mit ihnen alle 
Conſequenzen des gemeinfamen Principes, der Volksſouveranität, 
ziehen wollte. Indeſſen, über das Alles hatte man, als über 
natürliche Erſcheinungen in ſo bewegter Zeit, hinwegſehen können. 
Was aber jetzt geſchehen, schloß jede ſolche Beſchwichtigung aus. 
Bei einer großen nationalen Angelegenheit hatte die National- 
versammlung dem Willen der preußiſchen Regierung am 16. Sep⸗ 
tember ſich beugen und Widerruf leiſten müſſen. Und wenn 
früher ihre Redner erklären konnten, die deutschen Regierungen 
ſeien ihr gehorfem, weil fie das Volk hinter ſich habe, fo hatte 
der 18. September gezeigt, daß ſie nur noch die ruheliebenden 
Bürger zur Stütze, die Barrikadenkämpfer der radicalen Parteien 
als mordluſtige Feinde ſich gegenüber Hatte. 

Noch ſtand ſie aufrecht und es gab niemand, der ihren 
Beſchlüſſen nicht Beachtung geſchenkt hätte. Deutlich aber war 
es geworden, daß die über Deutſchlands Zukunſt entscheidende 
Kraft nur noch zum kleinern Theile der Pauls rche gehörte. 
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2. Lopitel. 
Die Nationalperſammlung und die Mächte. 


Genau fünf Monate nach ihrer Eröffnung, am 19. October, 
trat endlich die Nationalverfammlung an die Löfung ihrer eigent⸗ 
lichen Aufgabe, den Veſchluß der Reichzverſaſſung, heran. Ihr 
Verfaſſungsausſchuß hatte den großen Gegenſtand unter ſieben 
Abſchnitte geordnet: das Reich, deſſen umfang und Beſtandtheile, 
die Reichsgewalt, deren Rechte und Pflichten, ſodann die Organe 
derſelben, der Reichstag, das Reichsoberhaupt, das Reichsgericht, 
hierauf die Grundrechte des deutſchen Volkes und die Gewähr 
der Verfaffung, dazu lam dann noch das Wahlgeſeß für den 
Reichstag. Zunächſt ſtanden die beiden erſten Abschnitte, das 
Reich und die Reichsgewalt, zur Berathung. 

Sofort zeigte ſich, daß die Schwierigkeiten, um derenkwillen 
man fo lange gezaudert Hatte, in derſelben Intenſität wie im 
Sommer fortbeſtanden. Der Auzſchuß hatte ſich deshalb auf 
Betreiben Dahlmann 's und Droyſen' entſchloſſen, den Stier bei 
den Hörnern zu packen, und gleich zu Anfang die alles Andere 
beherrſchende Frage, die Stellung Oſterreichs in oder neben dem 
neuen Deutſchland, wenn möglich zur Entſcheidung zu bringen. 
Der Antrag ging alſo dahin, das Reich beſtehe aus dem Gebiete 
des deutſchen Bundes unter Vorbehalt der Verhältniſſe Schles⸗ 
wigs; habe ein deutſches Land mit einem nichtdeutſchen dasſelbe 
Staatsoberhaupt, ſo ſolle das deutſche Land eine von dem 
nichtdeutſchen Lande getrennte eigene Berfaffung, Regierung und 
Verwaltung haben; dort könnten nur deutſche Staatsbürger 
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Beamte werden, und habe die Reichsverfaſſung und Reichs⸗ 
gefebgebung dieselbe verbindliche Kraft, wie in den übrigen 
deuſchen Lündern. Das bedeutete für Oſterreich die Zerreißung 
der Monarchie, die Verbindung Cis⸗ und Transleithaniens für 
alle Zeiten lediglich durch die Perſonalunion, die unbedingte 
Ausführung aller Reichsgeſete in den deulſchen Kronlündern. 
Daß die österreichische Regierung ſich dieſen Beſtimmungen nicht 
unterwerſen würde, war einem Jeden einleuchtend: eben deshalb 
hatte der Ausſchuß den Antrag geſtellt, um das Wiener Cabinet 
zu einer beſtimmten Erklärung ſeiner Abſichten zu nöthigen. 
Entweder Unterwerfung unter das Reichsgeſet oder Austritt aus 
dem Bunde. Der Gegenſatz war damit in ſchneidender Klarheit 
geſtellt: hier die Männer des feften Bundesſtaats, welchen der 
Verluft durch das Ausſcheiden Oſterreichs geringer erſchien, als 
der Gewinn durch die innere Einheit, die bei dem Verbleiben 
zweier Großmächte im Bunde unmöglich war; dort die Idealiſten, 
die Gegner der Trennung irgend eines deutſchen Landes vom 
Reiche, mochte dann aus der Verfaſſung werden, was da wollte, 
und dazu die Particulariſten, welche Oſterreich eben deshalb im 
Reiche behalten wollten, weil ſein Verbleiben jede durchgreifende 
Reichseinheit verhinderte und nur einige Berbeſſerungen des 
alten Staatenbundes möglich ließ. Die bisherige Majorität 
ſpaltete ſich. Ihre üſterreichiſchen Mitglieder erhoben ſich faſt 
Alle eifrig gegen die Paragraphen; auch Vin de erachtete das Vor⸗ 
gehen für zu gewaltſam, und Gagern entwickelte am 26. October 
einen Gegenantrag, welcher auf lange Jahre das Banner der 
deutſchen Einheitspartei werden follte: das außeröſterreichiſche 
Deutschland bilde für ſich einen Bundesſtaat, welcher dann mit 
Oſterreich in einen weitern Bund tritt; die Berhältniſſe des 
letztern werden durch eine beſondere Bundesacte beſtimmt. 
Dahlmann aber und die Seinen blieben feſt auf ihrem Boden. 
Sie tonnten darauf hinweisen, daß ſeit den Geſehen vom leßten 
Sommer Öfterreich ſich ſelbſt den in den Paragraphen bezeichneten 
Zuſtand geſchaffen und ſich in zwei, nur durch Perſonalunion 
verbundene Staaten, einen deutſchen und einen ungariſchen 
aufgelöst hätte. Wenn etwa die jetzigen lafferlichen Minifter 
hierin eine Anderung wünſchten, fo möge man ihre Erklärungen 
darüber abwarten; das deutſche Parlament ſei für jezt in feinen 
zweifelloſen Rechte, wenn es den vorhandenen Zuſtand als 
Grundlage feiner Beſchlüſſe annehme. Unter dieſen Uiwſtanden 
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gab die Linke die Entſcheidung. Damals ging in Wien Alles 
drunter und drüber; ein wüthender Aufftand beherrſchte die 
Stadt, und in Ungarn ſtanden Magyaren und Croaten gegen⸗ 
einander unter den Waffen, während die Czechen in Prag ganz 
offen die Autonomie des Königreichs Böhmen verlangten: da 
meinten die Republikaner den Zerfall Oſterreichs ſchon vor Augen 
zu haben, ihn durch ein Votum der Paulskirche zu beſchleunigen, 
und dann Deutſchöſterreich als Theil des freien Deutſchland zu 
begrüßen. Sie ſüümmten ſämmtlich für den Aus ſchußantrag, 
welcher ſomit am 27. October durch eine große Mehrheit 
angenommen wurde. . 

Die Frage war geftelt. Was wird Oſterreich antworten ? 
Einstweilen schritt vie Nationalverſammlung ohne Aufenthalt 
weiter zu der Berothung der künftigen Reichsgewalt, ihrer Auf⸗ 
gaben, Rechte und Pflichten. 

Im Allgemeinen kam hier nichts Unerwartetes zu Tage. 
Es waren dieſelben Wirkungskreiſe, welche das große Muſter 
des Bundesſtaats, die Verfaſſung Nordamerikas, ihrer Central⸗ 
gewalt beilegt, welche im April 1848 der Siebzehner⸗Enkwurf 
für die Leitung des geeinten Deutſchland gefordert hatte, und 
welche jeßt der Ausſchuß für die künftigen Reichsbehörden be- 
antragte: auswärtige Politik, Kriegsheer und Marine, Handels⸗ 
Zoll- und Verkehrsweſen und die höchſte Gewähr des innern 
Friedens. Hierüber gab es nur Eine Anſicht in der Verſamm⸗ 
lung. Sobald man aber zu der Ausprägung dieſer Grundſätze 
in fpeciele Rechtsregeln überging, zeigten ſich verſchiedene 
Möglichkeiten. Daß die Geſetzgebung und Organiſation auf 
jenen Gebieten dem Reiche gebühre, verſtand ſich: die Frage 
aber war, in wie weit den Einzelſtaaten unter den Reichsgeſehen 
und nach deren Vorſchriften die Verwaltung ihres Heerweſens, 
ihrer Poſten, Eisenbahnen u. . w. zu belaſſen wäre. Hier 
schnitten die Anträge dez Ausſchuſſes, wie bei dem Siebzehner⸗ 
Entwurf, ſehr tief in das Leben der Einzelſtaaten ein. Das 
Recht über Krieg und Frieden, das Bündnißrecht, das Recht, 
ſtändige Geſandtſchaften zu unterhalten oder zu empfangen, war 
ausschließlich der Reichsgewalt vorbehalten; alle Truppen ber 
Staaten bilden daß nach Meichsgeſetz einzurichtende Reichs her; 
in den Jahneneid ist der Eid der Treue gegen das Reichs ober⸗ 
haupt und die Reichsverfaſſung an erſter Stelle aufzunehmen; 
die Reichsgewalt hal nicht bloß die Oberaufſicht über die Ver⸗ 
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waltung der Eifenbahnen in den einzelnen Staaten, fie kann 
auch nach eigenem Ermeſſen die Anlage von Eiſenbahnen be⸗ 
willigen, oder ſelbſt Eiſenbahnen, Landſtraßen und Canäle an⸗ 
legen und auf Reichskoſten verwalten laſſen; ſie kann, wenn es 
ihr nützlich erſcheint, das geſammte Poſtweſen übernehmen: das 
ganze Reich bildet Ein Zoll- und Handelsgebiet; die Reichs⸗ 
gewalt verwendet zu den Reichs ausgaben zunächſt den Ertrag 
der Hölle, ſodann Matrieular⸗Umlagen, in außerordentlichen 
Fällen ſchreibt ſie Reichsſteuern aus. Vollends jede Grenze der 
Reichsgewalt gegenüber den Einzelſtaaten verwiſchte die Ber 
stimmung, daß ihr in allen Fällen das Recht der Geſetzgebung 
zuftehen ſolle, wo fie für das Geſaunmtintereſſe Deutſchlands die 
Begründung gemeinſamer Einrichtungen und Maaßregeln noth⸗ 
wendig finde. Bei dem Allen zeigte ſich aufs Neue, daß ſeine 
Ausführung undenkbar wurde, wenn das Reich zwei europäiſche 
Großmächte in ſich ſchlöſſe, wenn insbeſondere auf die beſondern 
Verhaltniſſe Hſterreichs Nüdficht zu nehmen wäre. Indeſſen 
übertwog hier die unklariſche Strömung durchaus, und alle jene 
Anträge wurden trog der Einwürfe der Großdeutſchen und 
Particulariſten von der Mehrheit im Laufe des November an⸗ 
genommen. Man ſchickte ſich darauf an, die Verhandlung über 
die Organe der Reichsgewalt, zunächſt über den Reichstag, zu be⸗ 
ginnen. Unterdeſſen aber hatte die deutſche Welt ihr Aussehen 
verändert, und auch wir müſſen unſern Blick von Frankfurt 
hinüber nach Berlin und Wien richten. 

Unter dem Drucke einer wüſten Straßendemagogie, welcher 
ernſtlich entgegenzutreten, die ſchwachen Minifterien des Sommers 
nicht wagten, war die Mehrheit der Berliner Nationalverſammlung 
mehr und mehr unter die Herrſchaft der Linken gerathen, was 
dann bei ihrer geſezgeberiſchen Thätigkeit in greller Weiſe zum 
Ausdruck gelangte. Bei dem Könige wuchs der Zorn über 
dieſe Zuftände mit jeder Woche, daneben aber auch die Beſorgniß 
über die schlimmen Folgen, welchen er durch ein energiſches 
Einſchreiten ſich und den Staat ausſetzen könnte. Er ſah damals 
häufig einen feiner tapferſten Vorkämpfer im Vereinigten Land⸗ 
tag, Herrn von Bismarck⸗Schönhauſen, und hatte ſeine Freude 
an der kräftigen Frische und der reichen Gedankenfülle des jungen 
Mannes. Einmal, auf der Terraſſe der Orangerie bei Potsdam, 
beſprachen ſie wieder die Unerträglichteit der Lage und die Mittel 
zur Abhülfe. Ein ſcharfes Auftreten, meinte der König, könnte 
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zu gefährlich werden. Bismarck erwiderte, nur die Muthloſigkeit 
würde Gefahr bringen, alſo Muth und Muth und wieder Muth, 
und Majeſtät werden ſiegen. In dieſem Augenblick trat die 
Königin Hinter einem kleinen Gebüſch mit dem Uusrufe hervor: 
aber, Herr von Bismarck, wie können Sie in ſolchen Ausdrücken 
mit Ihrem Könige reden? Laß ihn nur, ſagte der König 
lachend, ich werde ihn ſchon unterkriegen — und ſetzte die Er⸗ 
örterung feiner zurückhaltenden Taktik fort. Bald aber trieben 
die Ereigniffe immer drängender zur Entſcheidung. Nach der 
Niederwerfung des Frankfurter Aufstandes verlegte der deutſche 
Demolratencongreß feine Bufammenfünfte nach Berlin, was 
dann eine weitere Erhitzung der radicalen Vereine und des auf 
ſie ſchwörenden Proletariats, ſowie entſprechende Beſchlüſſe der 
Nationalverſammlung zur Folge Hatte. Mit ganz anderer Wucht 
und Wuth entlud ſich zugleich am 6. October in Wien bie ent» 
feſſelte Lei denſchaft eines bewaffneten Pö bels gegen eine Regierung. 
deren kopfloſe Schwäche kaum noch dieſen Namen verdiente. Bei 
dem in Ungarn ausgebrochenen Bürgerkriege zwiſchen Magyaren 
und Croaten hatte das Wiener Miniſterium ſich für die letzteren er⸗ 
klärt, während bei den Demokraten der Hauptſtadt eine lebhafte 
Begeiſterung für die maghariſchen Geſinnungsgenoſſen herrſchte. 
So gab eine Truppen ſendung aus Wien zur Unterftügung der 
Croaten das erſte Signal zum Aufſtande, bei dem ein Theil 
der Garniſon zum Volke übertrat und dadurch den Steg der 
Empörer entſchied; der verhaßte Kriegsminiſter, Graf Latour, 
wurde in unmenſchlicher Grauſamleit zu Tode gemartert; die 
kaiſerliche Familie und alle Minister bis auf einen flüchteten 
nach Olmüß der Reſt der Truppen wurde aus Wien hinaus⸗ 
geführt, und die Stadt für den Augenblick der Schreckensherr⸗ 
ſchaft des ſiegestrun kenen Proletariats überlaſſen. Es dauerte 
einige Wochen, bis Fürſt Alfred Windiſchgräßz aus Böhmen 
anſehnliche Streitkräfte heranführte, und dann an der Spitze 
eines Heeres von 90000 Mann die Stadt zur bedingungsloſen 
Ergebung aufforderte. Der Eindruck dieſer Ereigniſſe in ganz 
Deutſchland war ungeheuer. Auf das thörichte Drängen des 
Parlaments hatte das Reichsminiſtertum die Schwäde, zwei 
Commiſſare zur Vermittlung nach Oſterreich abzuſenden, welche 
jedoch vom Fürſten Winpiſchgrütz mit völliger Geringschätzung, 
von den Miniftern in Olmütz mit kalter Höflichleit abgewieſen 
wurden. Die Linke hatte ihrerſeits zwei Abgeordnete zur 
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Ermuthigung der Aufftändiſchen nach Wien gefehtät, welche dann 
auch am Kampfe gegen bie Truppen Theil nahmen: Windiſchgrüß 
ließ darauf nach der Einnahme der Stadt den einen derſelben, Robert 
Blum, gerade weil er fi auf die Unverleßlichleit der Parlaments⸗ 
mitglieder berief, ſtandrechtlich verurtheilen und erſchießen; der 
Andere, Julius Fröbel, wurde ebenfalls verurtheilt, dann aber 
von dem Fürſten, dem Ein Opfer zum Ausdruck feiner Würdigung 
der Paulskirche genügte, begnadigt. Die Stellung Hſterreichs 
zur deutſchen Einheit und Reichsgewalt war damit unaus⸗ 
löſchlich harakterifirt: leider, wie wir ſehen werden, konnte man ſich 
lange Zeit in Frankfurt nicht entschließen, die blutige Schrift zu 
leſen. Auch in Berlin brachte die Wiener Revolution alle Gemüther 
in kochende Gährung. In dem Siege der Volksſache an der 
Donau ſahen die preußischen Demokraten den Beginn des eigenen 
Triumphs, und in der Abendſitzung des 30. Octobers ſtellte 
Waldeck den Antrag, die Regierung aufzufordern, mil allen 
Kräften Preußens für die Sache der Freiheit in Ofterreich ein⸗ 
zutreten. Dichtgedrängte Volkshaufen umlagerten das Sitzungs⸗ 
local. drohten, jeden Gegner des Antrags aufzuhängen, wollten 
vor der Annahme desselben keinen Abgeordneten hinaus laſſen. 
Die Bürgerwehr war ſpärlich erſchienen, ſchlaff und unluſtig; 
mit Mühe wurde nach dem Sizungsſchluß der Miniſterpräſident, 
der ſehr liberale General von Pfuel, durch einen Führer der 
Linken, Georg Jung, vor der Mißhandlung durch den Pöbel 
geſchützt. Dieſe Vorgänge brachten dann endlich auch den 
König zum Entſchluß. Es war einleuchtend: kändigte Windiſch⸗ 
grätz in Oſterreich die Anarchie, jo war auch in Preußen die 
Beſſerung des Zustandes möglich ohne tödtliche Gefahr, im 
entgegengeſezten Fall war der Verſuch unerläßlich auf je de 
Gefahr. 

15 im September hatte der König den aus Holſtein 
zurückgekehrten General von Wrangel zum Oberbefehlshaber in 
den Marken ernannt; er befehligte dort drei Diviſtonen, und 
verkündete in einem drohenden Manifeſt, daß ſeine weſentliche 
Aufgabe der Schutz der Ordnung ſei. Am 21. October wurde 
General Graf Brandenburg aus Breslau nach Potsdam berufen; 
wir haben erwähnt, mit welch' feſter Hand er während des 
Sommers in Schleſien jede Ruheftörung unterdrückt hatte 
Auf ihn war ſchon ſeit Wochen die Aufmerksamkeit des 
Königs gelenkt worden, zunächſt wohl durch General von 
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Gerlach ), wie aus deſſen Tagebüchern hervorgeht. Brandenburg 
war kein Fanatiker der Reaction, ſondern bei unerſchütterlicher 
Entſchloſſenheit in der Bekämpfung der Anarchie ein Mann 
von gemäßigter Geſinnung und vorurtheilsloſer Auffaſſung, in 
politiſchen Fragen nicht von ſchöpferiſcher Genialität, aber klarem 
Verſtande, unbedingter Zuverläſſigkeit und nicht zu beirrendem 
Chigefühl. Er zauderte lange, ſich mit der großen Aufgabe zu 
befaſſen, die völlig außerhalb feiner bisherigen Studien⸗ und 
Wirkungs keiſe lag, der Bildung und Leitung eines die monar⸗ 
chiſche Ordnung rettenden Miniſtertums, zumal bie Genoſſen, an 
die er ſich wandte, ſich noch viel zweifelhafter zeigten als er. 
Einige Gefpräche, welche Bismarck, ein eifriger und einftußreicher 
Mitarbeiter bei dem Rettungs werke, damals führte, charakteriſiren 
die Lage. Als ihm Graf Brandenburg einmal erklärte, er wiſſe 
das hohe Vertrauen des Königs dankbar zu würdigen, aber er 
ſet fein Staatsmann und unerfahren in politiſchen Geſchäften, 
erläuterte ihm Herr von Bismarck, es handle ſich zunüchſt um 
keine verwickelten Fragen, ſondern einfach um die Herstellung 
der Ordnung und Geſetlichteit. Der Graf erwiderte: min, 
wenn ich der Elefant fein fol, welcher die Revolution zertritt, 
fo bin ich bereit: dann aber muß ich einen Kornaf haben, der 
in politiſchen Dingen Beſcheid weiß, ſonſt geht die Sache doch 
nicht gul. Herr von Bismarck fragte, wen er dazu im Sinne 
habe. Der Graf fügte: der einzige von den Herren, den ich 
perſönlich kenne, iſt der Miniſterialdirector von Manteuffel. 
Der König war einverſtanden, und Bismarck überbrachte Herrn 
von Manteuffel die Botſchaft nach Berlin. Hier ſetzte es Anfangs 
ſchwere Bedenken; Manteuffel meinte, das Volt würde ihn zer⸗ 
reißen, wenn er als Miniſter in der Nationalverſammlung 
erſchiene; indeſſen gelang es Bismarck, ihn zu beſchwichtigen 
und zur Annahme zu beſtimmen ). So weit gediehen, forderte 


) Daß die geheimen Geſchichten über den 2. November von den 
bunteſten, einander widersprechenden Angaben wimmeln, verſieht ſich. 
Schleiden s Behauptung Erhebung Schleswig- Holſtein's S. 188), 
Bismarck Gabe damals noch leinen Einfluß geübt, beweiſt nur die 
Untenntniß feiner Hewährsmänner. 

9) Erwähnt bei Gerlach, Denkwiicdigteiten I, 238. Der zur 
Übernahme des Krlegsminiſteriums berufene General bon Strotha nahm 
die Sache einfacher. In eiliger Fahrt kam er eus feiner rhelnlſchen 
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der König am 31. Oetober Herrn von Pfuel auf, wegen der 
Tumulte des vorigen Abends Wrangel mit den Truppen in 
Berlin eirrüden zu laſſen, was dann auf der Stelle die beabſichtigte 
Wirkung, das Entlaſſungsgeſuch des Ministers, zur Folge hatte. 
Am 2. November gelangte hierauf die königliche Erklärung an 
die Nationalverſammlung, daß Graf Brandenburg mit der 
Bildung eines neuen Cabinets betraut ſei. 

Dort hatte niemand einen Zweifel, daß ſich hiemit 
ein Krieg auf Tod und Leben gegen alle Märzerrungen⸗ 
ſchaften anfünbige, und auch die gemäßigt liberalen Mitglieder 
fürchteten den Beginn einer durchaus abſolutiſtiſchen Reaction. 
In ber fo erregten Leiden ſchaft wurde, ſicher nicht zur Förderung 
ihrer Sache, beinahe einſtimmig beſchloſſen, ohne Zögern ſelbſt 
die Offen ſive zu ergreifen, und ſehr inconftitutionell, durch eine 
Deputation an den König einen geharniſchten Proteft gegen die 
Ernennung eines ſo verderblichen Miniſters zu bringen, ehe 
dieſer ein Wort über feine Abſichten geufert hatte. Der König, 
dem ein Mitglied der Deputation, J. Jacoby, die Worte zurief: 
es iſt das Unglück der Könige, daß fie die Wahrheit nicht hören 
wollen — ſchickte die Deputation ohne eine Antwort zurück. 
Der offene Bruch war erklärt. 

Der weitere Verlauf iſt bekannt. Am 8. November erſchien 
Wrangel mit ſeinen Truppen in Berlin; das Cabinet war durch 
eine Anzahl bewährter Fachmünner von gemäßigter Geſinnung 
vervollftändigt, und fein Prüſident kündigte der Verſummlung 
ihre Verlegung nach Brandenburg und ihre Vertagung is zum 
27. November an. Die Verſammlung antwortete durch einen 
Beſchluß, daß das Miniſterium zu einer ſolchen Verfügung nicht 
berechtigt ſei, und man fortfahren würde, die Sitzungen in Berlin 
zu halten. Die Verſuche dazu wurden Darauf durch die Truppen 
meiſtens verhindert, und am 12. der Belagerungsſtund über 
Berlin und Umgegend verhängt. Hiedurch vollends erbittert, 
faßte die Verſammlung faſt unter den Augen des zu ihrer 
Sprengung ausgeſandten Officiers den Beſchluß, daß die Zahlung 
der (früher von ihr bewilligten) Steuern zu verweigern ſei. Sie 


Garnſſon nach Berlin, gerabe an dem Morgen, wo bie neuen Minister 
in der Nationalverjammlung erſcheinen ſolkten. Er trat bei Bismarck 
em, fragte nach feinem politischen Programm, ſondern nur nach dem 
für die Situng beſohlenen Coſtüm, Uniform oder Civil. 
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hatte ſich damit ſelbſt ihr Todesurtheil gefällt. Das Land, der 
ſortgeſetzten Unordnung gründlich müde, blieb ruhig, und der 
geſeßwidrige Beſchluß ohne alle Wirkung. In Brandenburg 
kam übrigens eine beichlußfähige Berfammlung nicht zu Stande, 
fo daß der Rönig am 5. December ihre Auflöfung ausſprach, 
und zugleich aus eigener Machtvollkommenheit eine Berfaſſung 
berfünbigte, welche mit geringen Anderungen fi) genau an die 
Arbeit der Verfaffungscommiffion der Nationalverſammlung an⸗ 
ſchloß, mithin ſehr conſtitutionell, ſehr parlamentariſch, ſehr 
demolratiſch war. Für's Erſte war alſo von Erdrückung der 
Freiheit noch keine Rede; im Gegentheil, mehrere Verordnungen 
desſelben Tags ſebten wichtige Reformen im Juſtizweſen nach 
liberalen Grundſätzen feſt. Zugleich wurden Wahlen zu den 
Kammern nach allgemeinem Stimmrecht zur Reviſton der ver⸗ 
kündigten Verſaſſung angeordnet. 

Ohne Blutvergießen hatte die Regierung einen volftändigen 
Sieg errungen. Die Staatsgewalt Preußens ſtand wieder ſeſt 
auf eigenen Füßen, vzllig in der Lage, nach Außen hin überall 
die ganze Kraft des Landes für ihre Entſchlüſſe einzuſetzen. 
Dies galt vor Allem von der deutſchen Frage. 

Wie wir wiſſen, war bis dahin der König von dem Gange 
der deutſchen Dinge wenig erbaut geweſen. Nachdem die Er⸗ 
hebung des Reichs verweſers ihn ſchwer gekränkt, hatte das Ver⸗ 
halten der Frankfurter in Bezug auf Schleswig⸗Holſtein feine 
Stimmung nicht verbeſſert. Schon Anfang September lam er 
in einem Brieſe an feinen Neffen, den König Max von Bayern, 
auf ſeinen Lieblingsgedanken zurück, daß alle deutſchen Könige 
zu einem Collegium zuſammen treten müßten, welches gemeinſam 
mit dem Erzherzog „die höchſte Obrigkeit Teutſchlands“ darzu⸗ 
ſtellen hätte. In einem weitern Schreiben, einige Wochen ſpüter, 
ſchärſte er den Ausdruck dahin, daß das Königscollegium gegen 
die Ufurpation der jetzigen und künftigen Centralgewalt, gegen 
Haupt und Reichstag Front machen würde ). 

Man iſt immer von Neuem erſtaunt bei jeder Wiederkehr 
dieſes damals ganz antipreußiſchen Gedankens, die fürſtlichen 
Freunde zurüctzuſtellen und die königlichen Gegner zu begünftigen. 
Segitim waren die deutſchen Herzoge ſo gut wie die Könige, und 
auch der Unterſchied der Macht zwiſchen Württemberg und Baden, 


9 Heigel, Alg. beutſche Biographie, 21, 44. 
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zwischen Hannover und Kurheffen war nicht erheblich. Allein 
Friedrich Wilhelm war fortbauernd, wie es ſcheint, durch die 
früher erwähnte Vorſtellung van der beſonderen myſtiſchen Ber 
gabung jedes Trägers einer königlichen Krone erfüllt. 

Wie dem nun auch fei, in München wurden die Vorſchläge des 
Königs mit Freude, aber ohne feſtes Vertrauen vernommen. 
Als vollends im October in der Paulskirche die Berathung der 
Reichsverfaſſung begann, und aus Gagen s Vorſchlag wie aus 
Dahlmann 's Paragraphen ſowohl die Ausſchließ ung Oſterreichs wie 
die preußische Spihe Hervorleudhtete, rührte ſich wieder der Arge 
wohn eines heimlichen Zuſammenwirkens zwischen Berlin und 
Frankfurt in voller Stärke. König Wilhelm von Württemberg, 
der noch ebenſo ehrgeizig, rührig und liſtig wie vor zwanzig 
Jahren war, hatte den Wunſch, im neuen Reiche Bundesſeldherr 
zu werden, erhielt dafür von Bayern freundliche Worte, verſprach 
ſeinerſcits, mit König Mar alle Mittel zur Verhinderung eines 
deutſchen Kaiſerthums anzuwenden, und beide Fürſten nahmen 
Abrede, durch eine unmittelbare Interpellation in Berlin ſich 
Gewißheit zu verſchaffen, in wie weit Friedrich Wilhelm's Vor⸗ 
ſchlag eines Königsecllegiums ernſt gemeint oder nur ein 
Vorwand zu ihrer Einſchläferung ſei. Demnach legte der baye⸗ 
rische Geſandte am 22. November dem preußiſchen Miniſter den 
Entwurf eines Vertrags zwiſchen den drei Kronen vor, dahin 
gehend, daß das Verfaſſung werk der Paulskirche der Prüfung 
der deutſchen Regierungen zu unterziehen ſei; die künftige 
Reichsgewalt werde durch die Könige Deutſchlands und nur 
durch dieſe ausgeübt, und zwar in der Form eines Directoriums 
von drei Mitgliedern, den Vertretern Ofterreichs, Preußens und 
der übrigen Königreiche, oder falls Oſterreich nicht hinzutrete, 
Preußens, Bayerns und der Übrigen; der Borfig darin wechſele 
nach einem feſten Turnus; das Directorium habe die Vertretung 
des Reiches nach Außen und die Leitung der Reichsminister; 
neben ihm ſtehe ein aus Abgeordneten aller Regierungen gebildetes 
Staaten haus; für die Begründung dieſer Verſaſſung treten 
fünmtliche beutſche Könige zu einem Collegium zufammen; bie 
drei Höfe verſprechen ſich allen Beiſtand gegen jeden Angriff 
auf die Rechte ihrer Kronen. 

In Süddeutſchland hatte die demolratiſche Propaganda 
trog der Niederlage im September unausgeſetzt die Maſſen bes 
arbeitet, ihre Vereine organiſirt, ihre Kriegspläne entwickelt. 
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Wie, wenn Preußen das Geheimniß von der Exiſtenz eines 
ſolchen Vorſchlags nicht bewahrte, welcher den Kleinftaafen jede 
Theilnahme an der Neichs regierung und dem deutſchen Volke 
jede Vertretung bei der Reich sgeſezgebung weigerte? Es wäre 
für die Könige eine Frage über Sein und Nichtſein gewesen. 

Indeſſen von einer ſolchen Indistretion war der preußiſche 
König weit entfernt. Vielmehr ſchmeichelte ihm die Aufnahme 
feines Königcollegiums, wenn er auch nicht umhin konnte, die 
Anſicht ſeiner Miniſter über die wunderbare Naivetät zu theilen, 
mit welcher die Mittelſtaaten jede Spur einer bevorzugten 
Stellung Preußens beſeitigten. Es wurde alfo erwidert, daß 
Preußen eine Verhandlung über die Errichtung eines Directoriums 
zur Zeit noch als verfrüht erachte. Den beiden ſüddeutſchen 
Königen ſchien damit der Beweis für Preußens ehrſüchtiges 
Streben erbracht, und in flehentlichen Geſuchen wandten fie ſich 
an Oſterreich um Schutz gegen die gefährliche Berlin⸗Frankfurter 
Berſchwörung. 

Niemals hatte es nun einen grundloſeren Verdacht gegeben. 
Gerade in der leßten Zeit war Friedrich Wilhelm weniger als 
je von den Thaten der Paulskirche erbaut geweſen. Die deutſche 
Nationalverſammlung hatte wie bei der Wiener Revolution ſo 
auch bei der Einſezung des Minifteriumd Brandenburg der 
Meinung gelebt, daß ein ſo wichtiger Vorgang nothwendig von 
ihrer Meinungsäußerung zu begleiten ſei, und hatte einen ver⸗ 
mittelnden Beſchluß gefaßt, Preußen müſſe ein vollsthämliches 
Miniſterium erhalten, aber die von dem Berliner Parlament 
verfügte Steuerverweigerung beſtehe nicht zu Recht. Die einzige 
Wirkung des Beſchluſſes beſtand darin, daß die Berliner Demo⸗ 
kraten darüber wütheten, und die preußiſche Regierung ihn un⸗ 
willig zu den Acten legte. Zugleich eilte wie nach Olmütz ſo 
auch nach Berlin ein Reich scommiſſar mit gleich nichtigem 
Erfolg. Als indeſſen die Verhandlung über die Competenz der 
Reichsgewalt zu Ende ging, und die Erörterung über die Ge⸗ 
ſtalt der Reichsregierung nahe bevorſtand, hielt es Gagern für 
angezeigt, zur Erkundung der Berhältniſſe felbft nach Berlin zu 
reiſen, wo er dann am 24. November, alſo faſt gleichzeitig mit 
dem bayeriſchen Antrag eintraf. Er kam ohne Vollmacht vom 
Reichsverweſer oder vom Parlament, wurde aber trotz ſeines 
Drüngens auf ein liberales Miniſterium von dem Könige 
gmäbig empfangen. Er trug ihm vor, daß im Parlamente bie 
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Wahl Friedrich Wirhelm's zum deutſchen Kaiſer als wahrſchein⸗ 
lich, ja faſt als gewiß zu betrachten ſei, wenn der Rönig jeßt 
ſchon die Annahme der Krone und der Verfaſſung zuſichere. 
Der König hatte die entgegengeſetzte Abſicht bereits gegen Dahl⸗ 
mann und Bunſen ausgeſprochen; er blieb auch jeht dabei, baß 
er ſich nicht im Voraus binden könne; ſtets habe er, gegenüber 
der revolutlonüren Allmacht des Parlaments, an dem Grund» 
ſatz der Vereinbarung der Verfaſſung mit den Regierungen ſeſt⸗ 
gehalten; das Parlament habe kein Recht, eine Krone zu ber⸗ 
ſchenlen; das ſei ohne Zuſtimmung der Fürſten ein Act der 
Revolution. Gagern verſchlimmerte die Sache durch die Be⸗ 
merkung: Sie wollen die Zuſtimmung der Fürſten; gut, die 
ſollen Sie haben. Der König ſah darin die Abſicht, die Fürſten 
durch Aufſtände zur Anerkennung zu zwingen, und beharrte um 
fo feiter auf feinem Standpunkte, feine Entſcheidung ſowohl 
vom Ausfall des ganzen Verfaſſungswerkes, als von der Vers 
ſtündigung mit den übrigen Fürſten abhängig zu machen. Das 
ſchwungvolle Auftreten des von einer Revolution emporgetragenen 
Mannes blieb dem Könige unheimlich, immerhin hatte deſſen 
ſtattliche Haltung, welche eine volle und redliche Hingebung an 
die Sache ausſprach und zugleich den Schein einer ungewöhn⸗ 
lichen politiſchen Begabung erweckte, einen ſtarlen Eindruck auf 
ihn gemacht, eine Mischung von Bewunderung und Widerwillen. 
Beim Abschied umarmte er ihn und nannte ihn feinen Freund; 
hoffentlich, ſagte er ſpäter zu Bunſen, werde ich feine Freundschaft 
nie bebürfen. Zugleich hatte der Beſuch im Allgemeinen die 
Wirkung, die preußiſche Mißſtimmung gegen die Nationalber- 
ſammlung einiger Maaßen zu mildern; man hatte ſich überzeugt, 
daß die Mehrheit nicht durchaus jacobiniſche Abſichten Hatte, 
und wenn man auch die Kaiſerkrone nicht annehmen wollte, ſo 
wünſchte man doch eine gründliche Bundes reform, und konnte 
nicht wohl die Männer als Feinde betrachten, welche die Einheit 
erſtrebten und die Krone barboten. Graf Brandenburg erklärte 
ſich völlig einverſtanden, als Camphauſen damals berichtete: im 
Frühling konnte es nöthig erſcheinen, ſich gegen die Allmacht 
des Parlaments zu ſtemmen; jetzt aber, wo das Parlament den 
Höhepunkt feiner Macht hinter ſich hat, gilt es, das Parlament 
zu kräftigen und auf die Einzelſtaaten zu drücken, ſonſt würde 
deren Selbſtſucht jede deulſche Verfaſſung und Einheit zu Grunde 
richten. 
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So von den ‚entgegengejepten Seiten in Anſpruch genommen 
und nicht ohne innere Berührungspuntte mit beiden, beſchloß 
der Konig, vor jedem andern Schritte eine Verftänbigung mit 
Öfterreich zu verſuchen, welche Macht foeben eine feierliche, 
inhaltſchwere, aber auch räthſelvolle Erklarung über ihre deutſche 
Stellung erlaſſen hatte. 

Vergegenwärtigen wir uns hier kurz die Lage der öfter 
reichiſchen Ländermaſſe und die Entwicklung derſelben ſeit dem 
triumphirenden Einzuge des Fürſten Windiſchgrätz in das be⸗ 
ſiegte Wien. 

Trotz der Unterwerfung der Hauptſtadt zeigte ſich die 
Monarchie fortdauernd von den ſchwerſten Gefahren bedroht. 
Während in den preußiſchen Provinzen durchgängig Ruhe herrſchte, 
war hier Ungarn im Beſitze der bewaffneten, von Koſſuth mit 
müchtiger Energie geleiteten Revolution; in Italien war zwar 
die Lombardei wieder gewonnen, Venetien aber noch un⸗ 
bezwungen; mit Sardinien war nur ein Stillſtand geſchloſſen, 
und der Gegner eifrig bemüht, ſeine Krüfte zu einem neuen 
Waffengange herzüſtellen. Die ſlaviſchen Völker Oſterreichs 
prunkten in dieſem Augenblick mit höchſter monarchiſcher Loyalität, 
jedermann aber wußte, daß ihr lezter Zweck die Herſtellung 
eines felbftändigen, nur durch Perſonalunion mit Oſterrich ver⸗ 
bundenen Böhmen, Crontien, Galizien war. Dabei lagen die 
Finanzen des Reiches in tiefer Erſchöpfung, und unter ben 
ſchwachen Miniſterien des Sommers und bei dem Stumpffinn 
des Kaiſers waren Bürger und Bauern verwildert und die Ber⸗ 
waltungsbehörden in halber Auflösung begriffen. Bis in die 
kaiſerliche Familie ſelbſt war die Zerrüttung gedrungen, am Hofe 
machte man kaum ein Geheimniß aus dem Verdachte, daß Erz⸗ 
herzog Stephan nach einem felbſtündigen Königthum in Ungarn 
geſtrebt, daß Erzherzog Johann die Würde des deutſchen Reichs⸗ 
verweſers, die er ohne Rückfrage beim Kaiſer angenommen, mit 
dem Plane ergriffen habe, deutſcher Kaiſer zu werden, und dann 
die beutſch⸗öſterreichiſchen Lande dem neuen Reiche einzuverleiben. 
Zwar hatte er Peucker's Huldigungsparade nach Latours Ber 
ſchwerde auf der Stelle verläugnet; in Olmüp aber traute man 
ihm auch jezt in keiner Beziehung i). 


y) Der preußiſche Geſandte berichtet wiederholt über dieſe Dinge 
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So war die einzige Stelle in dem weiten Staatsweſen, wo 
es noch feiten Boden und ſtarkes Selbſthewußtſein gab, die in 
der Lombardei, in Prag und jetzt in Wien ſiegreiche Armee. 
Ihre Führer, Fürſt Windiſchgrätz, Marſchall Radetzky und der 
Banus Jellacic, hatten ſich auch der Regierung gegenüber längſt 
an volle Eigenmächtig keit gewöhnt: jetzt begehrten ſte mit großem 
Nachdruck die Einſet ung eines Regiments nach ihrem Sinne, 
das Ende der furchtſamen Wirthſchaft, die gegen unverbeſſerliche 
Demagogen kein anderes Mittel als beſchwichligende Nachgiebigkit 
kanne, die Herftellung einer energiſchen, das zerbröckelnde Reich 
mit feſter Fauſt zuſammenfaſſenden Autorität. Einer der Ihrigen, 
General Fürſt Felix Schwarzenberg, der früher als Geſandter 
an verfejiebenen Höſen wenigstens durch bunte Abenteuer und 
hoch! ige Haltung Aufſehen gemacht, wurde zu dem Poſten 
des Miniſterpräſidenten berufen. Er ſtellte die Bedingung, daß 
Kaiſer Ferdinand abdanke, und deſſen achtzehnjahriger Neffe 
Franz Joſeph den Thron beſteige, der, jung wie er war, unter 
den Erzherzogen als der friſcheſte und talentvollſte hervortrat: 
damit der Staat wieder an höchſter Stelle eine lebendige und 
kräftige Vertretung gewinne. Fürſt Felix war ein Mann von 
mittlerer Statur, langem Geſichte und ſcharf geschnittenen Zügen, 
der als Soldat Geſchick und Kühnheit bewährt, übrigens das 
Leben bis zu gründlicher Zerrüttung feines Nervenſyſtems ge⸗ 
noſſen Hatte: feine Handschrift war trotz ihrer großer Buchſtaben 
durch das ſtete Bitter feiner Finger kaum noch leſerlich. Immer 
aber hatte er Geiſteskraft, Entſchloſſen heit und unerſchrocken 
vordringenden Willen bewahrt. Nach Außen gedachte er die 
augenblickliche Schwäche ſeines Staats durch doppelt ſtolzes 
und tropiges Auftreten zu verhüllen und namentlid Preußen 
und Deutſchland gegenüber alle alten Anſorüche Oſterreichs ſo 
hoch wie möglich zu ſteigern. Für die innere Politik, von der 
er nur flüchtig erworbene Kenntniſſe beſaß, war er der Meinung, 
daß Alles auf Veſehlen und Gehorchen ankomme, und die geringite 
Widerſpenſtigkeit auf der Stelle niederzuſchlagen ſei. Daraus 
ergab ſich als einzig paſſende Staatsform anſtatt der locker 
verbundenen Kronlande der geſchloſſene Einheitsſtaat mit einer 
fteoff centralifieten Brrraufratiſchen Verwaltung, wie fie in 
Oſterreich außer wenigen Jahren unter Joſeph II. niemals 
beſtanden hatte. Schwarzenberg berfiindete dem mittlerer Weile 
in das mähriſche Landſtädichen Kremſier berufenen 1 hes 
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am 27. November ſein Regierungsprogramm. Darin wurde 
die Einheit des Reichs gebührend betont, den getreuen Oſter⸗ 
reichern einſtweilen aber eine gemeinſame Verfaſſung, freie 
Gemeindeordnung und eine Anzahl trefflicher Reformen verheißen, 
da man zur Zeit die überale Phraſe noch nicht ganz entbehren 
zu lönnen meinte. Darauf wandte ſich die Rede zu der drutſchen 
Frage: „Oſterreichs Fortbeſtand als ſtaatliche Einheit, hieß es, 
1 ein deutſches wie ein europäiſches Bedürfniß. Von dieſer 
berzeugung durchdrungen, ſehen wir der natürlichen Entwicklung 
des noch nicht vollendeten Umgeſtaltungs proceſſes entgegen. Erſt 
wenn das verjüngte Oſterreich und das verjüngte Deutſchland 
zu neuer und ſeſter Form gelangt find, wird es möglich fein, 
ihre gegenfeitigen Beziehungen ſtaatlich zu beftimmen.“ So weil 
war die Abweiſung der Dahlmann'ſchen Paragraphen lar, 
immer aber mochte Gagern in den Worten des Miniſters eine 
Beſtätigung ſeines Syſtems des engem und weitern Bundes 
finden. Aber es folgte in der Rede noch ein Schlußſatz von 
bedenklicher Unbeftimmtheit: „Bis dahin — alſo bis zur 
Vollendung der beiden Verfaſſungen — wird Oſterreich fort⸗ 
fahren, feine Bundespflichten getreulich zu erfüllen.“ Abgeſchen 
davon, daß Oſterreich ſeit dem März nicht eine feiner Bundes⸗ 
pflichten erfüllt Hatte, und das Versprechen, hierin fortgufahten, 
an ſich uur erheiternd wirken konnte — alſo hievon abgejehen, 
war es de daß die Verheißung der Pflichttreue auch die 
Wahrung der Ofterreich zuſtehenden Bundesrecht in ſich ſchloß, 
mithin die Ankündigung, daß Oſterreich feinen berechtigten Ein⸗ 
fluß auf die Geſtaltung der deutſchen Rechtszuſtände nicht ſchmälern 
laſſen würde. Aber welches Gewicht würde der Kaiſerſtaat für 
dieſen Einfluß begehren? welche Forderungen würde er dennach 
für den Inhalt der neuen Verfaſſung fielen? wie weit würde er 
unliebſamen Beſchlüſſen des Parlaments fi unterwerfen? 
Man ermißt leicht die Bewegung, welche dieſe Fragen in 
Frankfurt hervorrufen mußten. Die erſte Wirkung davon traf 
den leitenden Reichsminiſter, Herrn von Schmerling, der eg mit 
Deutſchland gut meinte, vor Allem ober von Grund aus Oſter⸗ 
reicher war. Die bisherigen Führer der Majorität, die Männer 
des preußiſchen Kaiſerthums, erkannten, daß fie fortan in ihm 
einen wirkſamen Gegner zu erwarten hatten, und verdrüngten 
ihn mit Hülfe der Linken durch ein zwar höfliches aber deutliches 
Mißtrauen sbotum aus ſeinem Amte, welches darauf am 18. De- 
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cember Heinrich v. Gagern übernahm. während das Präfidiun 
in der Paulskirche dem Königsberger Profeſſor Eduard Simſon 
übertragen wurde, einen Manne von jüdiſchem Blut, aber 
deutſchem Geiſt und Herzen, einem warmen Pateioten und ſcharf⸗ 
finnigen Politiker, der durch eine ſeltene Verbindung von aſthe⸗ 
lischen Schönheitzſinn und ſchlagſertigem Witze, zugleich ein 
Meifter der Beredtſamkeit und ein Birtuofe des Praſidialtalents 
wurde. Die Nationalberſammlung war damals in der Berathung 
der Reichs verfaſſung mit dem Abſchnitte über den Reichstag 
beſchäftigt. Man erkannte an, daß im Bundesſtaate neben der 
nationalen Einheit auch die Vertretung der Sonderintereſſen 
ihre Stelle haben, daß alſo neben das aus allgemeinen Wahlen 
hervorgehende Volkshaus ein Staatenhaus treten müſſe, deſſen 
Mitglieder zur Hälfte von den Regierungen, zur Hälfte von den 
Kammem ber Eſnzelſtaaten zu ernennen, übrigens aber fo wenig 
wie die Abgeordneten des Volkshauſes an Inſtructionen zu binden 
ſeien. Der Reichstag erhielt die gewöhnlichen parlamentariſchen 
Rechte in weiteſtem Umfang, fo zwar, daß dem Vollshauſe 
gegenüber dem Staaten hauſe, und dem Reichstage gegenüber 
der Reichsregierung die überragende Stellung zugedacht war. 
In Budgetſachen ſollte das Staatenhaus nur eine berathende, 
das Volkshaus allein die entſcheidende Stimme haben. Jedes 
Haus halle das Recht, einen Miniſter wegen ſeiner Amtsführung 
als Angeklagten vor das Reichsgericht zu ſenden; eine Be⸗ 
ſtimmung, daß dies einzig wegen rechtswidriger und nicht auch 
wegen unzweckmäßiger Handlungen ſtatthaft ſei, wurde nicht 
beſchloſſen. Die Geſeßgebung follte durch den Reichstag in Ger 
meinſchaft mit dem Reichs ober haupte erfolgen. Ein Reichsrath, aus 
Bevollmächtigten der Fürſten gebildet, würde die Geſetzentwürfe 
begutachten, aber nur berathende Stimme haben. Im Falle einer 
Mein ungsverſchiedenheit zwiſchen ReihSoberhaupt und Reichstag 
würde ein in drei Sitzungen wiederholter Reichstagsbeſchluß 
auch ohne die Zuſtimmung des Reichsoberhauptes Geſetzeskraft 
erhalten, oder, wie man dies nach franzöfiſchem Sprachgebrauch 
bezeichnete, das Reichs oberhaupt würde nicht ein abſolutes, 
ſondern nur ein fufpenfives Veto haben. Hiemit war, mochte 
das Reichsoberhaupt ſpäter noch fo reich mit Titel und Rechten 
becorirt werden, als der eigentliche Träger der nationalen 
Souberänität nicht der Keiſer, ſondern der Reichstag, und in 
dieſem wieder zunüchſt das Volkshaus verkündet. Dies ftunmie 
13° 


Google Men 0 


196 Die Nationalverfammlung und die Mächte. 1848 


vortrefflich zu Gagern's erſter Präſidialrede in der warmen 
Frühlingsluft vom 18. Mai, aber ſehr wenig zu den ſtarren 
Macht verhaltniſſen in den kalten Tagen des December. 

Gedanken völlig entgegengeſetzter Art gingen damals zwiſchen 
Berlin und Olmütz hin und her. 

Auf das Erſuchen der preußiſchen Regierung, ihr Oſterreichs 
Anſichten über die deutſche Frage mitzutheilen, fand es Fürſt 
Schwarzenberg angemeſſen, ſofort mit rückhaltloſer Deutlichkeit 
zu reden. Er forderte am 18. December, das als Einheitsſlaat 
conftituirte Ofterreich müſſe mit allen feinen Provinzen (alſo 
mit etwa 30 Millionen Slaven, Magyaren, Italienern) in den 
deutſchen Bund eintreten. Das Frankfurter Machwerk könne 
fein deutſcher Fürſt mit gutem Gewiſſen annehmen; die beiden 
Großmächte hätten ſich demnach über eine brauchbare Verfaſſung 
zu verſtändigen, wobei von dem Gedanken eines Bundesſtaats 
abzuſehen und zu dem einzig anwendbaren Begriffe des Staaten⸗ 
bundes zurüdhukehren ſei. Für dieſen ſei aber eine ſtärkere 
Extcutive als früher nöthig, ſodann anſtatt einer Volksvertretung 
ein Körper aus Abgeordneten der Fürſten zu bilden, für Ver⸗ 
ſchmelzung der materiellen Intereſſen und Einheit des deutſchen 
Heerweſens zu ſorgen. Zunächſt ſei Bayern heranzuſiehen, ſpäter 
auch die übrigen Könige, dies Alles aber im tieſſten Geheimniß, 
auch gegenüber dem Erzherzog Johann zu betreiben. Jeder 
Auſſtandsverſuch ſei mit den Waſſen zu bändigen; hieran werde 
ſich Osterreich nach Maaßgabe feiner dann verfügbaren Kräfte, 
jedesfalls aber wenigſtens durch eine kleine Abtheilung ſymboliſch 
betheiligen. 

Nichts konnte auffallen der fein, als der Contraſt dieſer bloß 
ſymboliſchen Heeresmacht und der Maaßloſigkeit der auf ſie ge⸗ 
ſtützten Forderungen. In der Depeſche war Alles, was Friedrich 
Wilhelm von einem „teutſchen, im Frankfurter Dom gekrönten 
König“ oder von einem erblichen Reichsfeldherrn über die Reichs⸗ 
wehrherzogthümer geträumt hatte, unbarmherzig ausgeſtrichen. 
Trotz feiner Machtmittel und feiner europälſchen Stellung wurde 
Preußen auf eine Linie mit Bayern herabgedrückt, ſeine Selb⸗ 
ständigkeit bedroht, fein Zollverein gefährdet. So eben hatte 
der König wieder einmal in leidenſchaftlichen Briefen an Bunſen 
und Radowitz feiner Verachtung des revolutionären Treibens 
in der Paulskirche Luft gemacht: jetzt aber drängte Schwarzen⸗ 
berg's Auftreten feine Gefühle doch in die entgegengeſeßte 
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Richtung hinüber. Er ſah fi in der Klemme, daß feine Pairs, 
die er liebte und ehrte, ſeine Wünſche für eine verbeſſerte Stellung 
Preußens grimmig beftäimpften, während die Menſchen, die er 
beinahe verabſchente, ihm die Erfüllung derſelben übereifrig 
entgegenbrachten, ein Zuſtand, der ihn fortdauernd in drückender 
Unsicherheit erhielt. In diefem Augenblicke aber konnte er ſich 
nicht verbergen, was Preußens Intereſſe und Machtſtellung 
gegenüber dem Anſinnen Schwarzen berg's erforderte, und daß 
dafür die Mitwirkung des Parlaments nicht zu entbehren ſei. 
Man möge alſo mit dieſem eine Verſtändigung ſuchen: nur 
dürſe es nicht allein entſcheiden, nicht über die Reichskrone nach 
foneräner Eigenmacht verfügen wollen. Hienach wurde am 
19. December eine minifteriele Denkschrift als Antwort auf 
Schwarzenberg's Depeſche feitgeitellt, und darin zunächſt ent⸗ 
wickelt, daß gleich nach der erſten Leſung die Neichsverfaſſung 
eine Reviſion des Werkes gemeinſam durch die Regierungen 
und das Parlament vorzunchmen ſei, in der Weiſe, daß dabei 
ein Collegium der deutſchen Konige als Regierung, ein von 
den Fürſten beſchicktes Staatenhaus als Oberhaus, und das 
Parlament als Unterhaus zu fungiren habe. In Bezug auf 
den Inhalt der Verfoſſung wurde bemerkt, daß allerdings der Ein⸗ 
tritt Geſammtöſterreichs in das neue Deutſchland nur die lockere 
Form eines Staatenbundes möglich erſcheinen laſſe; insbeſondere 
konne Oſterreich nur in beſchranktem Maaße an den deutſchen 
Zoll- und Heeresverhältniſſen Antheil nehmen; übrigens ſtehe 
nichts im Wege, das übrige Deutſchland nach feinen Bedürfniſſen 
innerhalb des Staatenbundes auf engere Weiſe zu confolidiren. 

So nahm Preußen eine vermittelnde Stellung ein, in der 
es mit Schwarzenberg die conſtituirende Allmacht der Nationale 
verſammlung beſtritt, für die Neichsverſaſſung ſelbſt aber ſich 
Gagern'3 Syftem des engern und weitern Bundes wenigstens 
im Princip aneignete. Die Frage, welche Bilder von der Ge⸗ 
ſtaltung des engern Bundes die ruheloſe Phantaſie des Königs 
noch erzeugen werde, blieb einftweilen offen. 

Als der preußiſche Geſandte, Graf Bernſtorff, mit dem 
Fürſten Schwarzenberg den Inhalt dieſer Denkſchrift erörterte, 
fand er bei dem kaiſerlichen Miniſter geringes Gehör. So eben 
hatte der Fürſt eine baheriſche Sendung empfangen, mit dem 
dringenden Geſuche auf Verbleiben Oſterreichs im Bunde zum 
Schutze der Mittelſtaaten gegen Preußen, auf Gleichſtellung 
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Bayerns mit Preußen in ber Tünftigen Bundesverſaſſung und 
namentlich im Directorium, endlich auf Auflöſung des Frankfurter 
Parlaments und bewaffnete Unterdrückung jedes Auſſtandes. 
Nicht anders redete der württembergische Geſandte. Schwarzen⸗ 
berg, von dem hier erfleht wurde, wa er ſelbſt am lebhafteſten 
würſchte, blieb, Hierauf geftügt, gegen Bernſtorff in allen Haupt⸗ 
ſachen ablehnend. Das Parlament, rief er, wird und muß zer⸗ 
fallen. Sollte jedoch mit ihm verhandelt werden, ſo ſei der von 
ßen empfohlene große Apparat eines Staatenhauſes über⸗ 
die Bevollmächtigten der Könige bei dem Reichsverweſer 
würden dazu völlig ausreichen. Der Könige, ſagte er, und nur 
der Könige, und pries den Gedanken eines Königscolleg ums 
mit Ausſchluß der kleineren Fürſten, ein Lob, ebenfo begreiflich 
im feinem Munde, wie auf dem preußischen Standpunkte dieſer 
Vorschlag des preußiſchen Königs unbegreiflich erſcheinen mußte. 
Schwarzenberg zog auf der Stelle noch weitere Conſequenzen 
daraus. Indem er jede Volksvertretung beim Bunde verwarf, 
fand er auch die Kammern der Einzelſtaaten viel zu zahlreich 
für die deutſche Geſammtheit. Man müſſe größere Verbände, 
etwa ſechs Gruppen je unter einem der deutſchen Könige bilden; 
Oſterreich z. B. vereine ſich Liechtenſtein, Preußen nehme Mecklen⸗ 
burg, Anhalt, Kurheſſen und ähnlich belegene Staaten, Sachſen 
die thüringer Kleinſtaaten, Hannover gliedere ſich Braunſchweig 
und Oldenburg, Württemberg aber Baden und Darmſtadt an; 
in jeder Gruppe würde der führende Fürſt die Regierung 
gegenüber der gemeinſamen Ständeverſammlung vertreten, den 
Oberbefehl über ſämmtliche Truppen haben und der alleinige 
Repräſentant der Gruppe in Königscollegium fein. Schwarzen⸗ 
berg ſchien auf die preußiſche Zuſtimmung zu dieſem Gruppen⸗ 
fyftem mit Sicherheit zu hoffen; es fei ja nur die folgerichtige 
Entwicklung der von dem Könige mehrmals vorteſchlagenen 
Reichswehr Herzogthümer. Jedesſalls erklärte er es für eine 
ſolche Grund⸗ und Lebensfrage, daß er vor deren Entſcheidung 
in keine weitere Verhandlung eintreten würde. Natürlich. Denn 
ein ſchärferer Gegenſatz gegen den nationalen Einheitsdrang 
ließ ſich nicht denken, als dieſe Zerſpaltung Deutſchlands in 
ſechs Vaterländer, deren Könige gleichmäßig ausgeſtakttet, dann 
ſämmtlich dem vielſprachigen Oſterreich unterstellt würden. 

Das revolutionäre Frankfurter Parlament hatte Anfang 
December alle Anträge auf Mediatiſirung der Kleinſtaaten ab⸗ 
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gewieſen, weil nicht deren Fürſten, ſondern die größern Souveräne 
das Hinderniß der Einheit bildeten. Es war der hitzige Vor⸗ 
kämpfer des conſervativen Syſtems, welcher hier mit einem 
Fe derſtrich die Selbſtändigteit von beinahe 30 legitimen Re⸗ 
gierungen vernichten wollte. 

über den fonftigen Inhalt der preußischen Denlſchriſt 
Zußerte ſich Fürſt Schwarzenberg kurz dahin, daß ein einheit- 
liches Oberhaupt unmöglich ſei, beſſer ein Directorium zu Dreien 
unter öſterreichiſchem Vorſiß. Oſterreich werde übrigens nicht 
bloß in den weitern, ſondern auch in ben engern Bund ein- 
treten — mit andern Worten, jeden engern Bund verhindern; 
auch dem Zollverein werde es ſich fo vollftändig wie möglich 
anſchließen. 

Man hätte denken mögen, daß auf die erſte Meldung 
ſolcher Pläne Preußen jede weitere Verhandlung mit Olmütz für 
hoffnungslos erklärt und unzögerlich die Verſtändigung mit den 
Frankfurter Centrumsparteien geſucht hütte. Allein ſolche Ent⸗ 
ſchlüſſe lagen außerhalb des Gedankenkreiſes des Königs. Der 
Bruch mit Ofterreich war für feine Geſinnung eine Unmöglichkeit. 
Er dachte nicht anders, als daß feine Anſichten in der minifteriellen 
Verhandlung von Schwarzenberg mißverſtanden worden ſeien; 
er werde ja, klagte er, nur zu häufig mißverſtanden. So beſchloß 
er, Allerhöchſtſelbſt einzugreifen, und in einer ausführlichen 
Abhandlung dem öſterreichiſchen Cabinet feine Anschauungen zu 
erläutern. Der Aufſaß wurde am 4. Januar 1849 niederge⸗ 
ſchrieben und durch den Grafen Brühl nach Olmütz überbracht, 
um ihn dort dem Fürſten Schwarzenberg vorzuleſen. Die leiten⸗ 
den Gedanken desſelben ſind uns teilweiſe ſchon bekannt; er iſt 
aber in ſeiner Motivirung und Diction ſo merkwürdig, daß wir 
und nicht verſagen, einige Bruchſtücke daraus mitzutheilen und 
zugleich die kurzen Bemerkungen, mit welchen Schwarzenberg 
den Vorleſer hier und da unterbrach, hinzuzufügen. 

Der König beginnt mit der Erklarung, daß Bernſtorſf's 
letzter Bericht die tröftliche Gewißheit eines einmüthigen Handelns 
der deutſchen Großmächte gebe. „Nur auf dieſer Grundlage 
von Macht und Eintracht“, fagt er, „können die deutſchen Für 
ften ſich erheben, und kann in Deutſchland ein Buftand und 
Verhältniß gegründet werden, welche der Zeit beſſer tragen, als 
die Mißgeburt des deutſchen Bundes es vermochte, und als die 
Utopien der Paulskirche ez hermögen würden. Mn8 war der 
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Hauptfehler des beutſchen Bundes? Nichtbeachtung der 
natürlichen Machtverhältniſſe der Glieder des Bundes. 
Wag ift der Grundfehler der Paulskirchen⸗Projeete? Das Ver⸗ 
ſchieben von Unten nach Oben, von Obrigkeit und Unterthanen, 
mit einem Wort, das Revolutionäre. Es ift ein Erfahrungs ſag, 
daß die Einſicht in den Werth der Dinge ... der Regel nach 
da am llarſten ift, wo das Walten in großen Verhältniſſen, das 
Leben in einer impoſanten Geſchichte, gleichſam das tägliche Brod 
ift, alſo gerade da, wo die göttliche Vorſeßung die Macht ver⸗ 
liehen hat, um der Geltendmachung des Werthes den gehörigen 
Nachdruck zu geben. Im deulſchen Gemeinmejen gibt es nur 
zwei Müchte, die einen ſolchen Standpunkt haben, Oſterreich 
und Preußen.“ 

Alſo, führt er weiter auß, gebe nur deren Eintracht bie 
Hoffnung. daß Deutſchland von der unermeßlichen Schande des 
Jahres 1848 gereinigt und ihm eine Geſtaltung zu Theil werde, 
die auf den Grundſätzen göttliches und menſchüiches Rechts und 
auf einſichtigem Verſtändniß der Zeit und der Bedürfniſſe beruhe. 

Freilich muß der König ſofort bekennen, daß er noch nicht 
in der Lage ift, dieſe Aufgabe zu löſen. „Um dieſe Bedingungen 
zu erfüllen“, ſagt er, „bedürfen wir vor Allem Zeit und Nuhe. 
Die Vorſchläge, die ich dem Wiener Cabinet habe machen laſſen, 
bezwecken nichts Anderes, als Zeitgewinn und Ruhe zu gründ⸗ 
lichem und gutem Rath. Gerade der Theil meiner Vorſchläge, 
den ich gemeinhin die Organifation des Frankfurter Proviſoriums 
nenne, bezweckt zunächſt und vor allem dieſen Gewinn an Zeit 
und Ruhe.“ 

„Das Königs-Collegium iſt aber unter der von mir vorge⸗ 
ſchlagenen Organisation bei Weitem die Hauptſache. Dasſelbe 
gibt den Frankfurter Centren das Haupterforderniß, „das Haupt“. 
Dies Königs⸗Collegium hat ja feinen andern Zweck, als den, 
„die Hauptmannſchaft“ des Proviſorii wieder in die rechten 
Hände zu bringen ... der Obrigkeit auch in den Centren 
die Geltung zu geben, ohne welche nichts Rechtsmähiges einge- 
feßt werden kann. Der Mangel an Obrigkeit in den Centren 
erklärt allein, daß, bei ſoviel Geiſt und edlem Sinn in der 
Paulskirche, dieſelbe Ufurpations⸗Velleitäten fröhnen konnte und 
ſeit dem Wiederaufſtehen der beiden Großmächte wie ein Schiff 
ohne Steuer treibt. — Das muß beſeitigt werden. Dazu iſt 
aber das Königs⸗Collegium, aus eigener Machtvoll kommen- 
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heit der größeren Souveräne Deutſchlands einge» 
ſetzt, das erſte Erſorderniß.“ 

Auf das Staatenhaus, wogegen Oterreich Bedenken hat, 
legt der König nicht denſelben, immer aber hohen Werth. 
„Unſer, der großen Fürſten Haupterforderniß iſt aber Zeitgewinn 
zum Pflegen des guten Raths“. Ich geſtehe, daß ich dieſen 
Zeitgewinn für gefährdet halte, wenn das Königs-Collegtum den 
Utopien der Paulskirche allein face-A-face gegenübergeſtellt wird. 
Der ſchroffe Unterſchied der beiderſeitigen Anſichten und Absichten 
dürfte zu Reibun gen führen. — 

Schwarzenberg bemerlt hier: Wiberfland und Aufſtänbe muß 
man erwarten. Der König von Württemberg Hält fie fur wahr⸗ 
ſcheinlich und fordert Bereitschaft einer Streitmacht von 40.000 Mann 
(20000 Preußen, 10000 Bayern, 10000 Würtlemberger) Sie ift 
nötbig. Ob dem König don Württemberg das Commando zu geben 
fe? Das Corps muß bei oder unweit Frankfurt bereit ſtehen. Der 
König von Württemberg wünſcht ſehr dies Commando, und würde 
dadurch für alles Übrige gewonnen. 

— Ich habe mich in dem Gefühle nach einem Medium 
zwiſchen Feuer und Waſſer umgeſehen, und geglaubt, es im 
Staatenhauſe zu finden ... Die alleinige Einſetzung des 
Königs⸗Collegii kann von der Paulskirche und dem Reichsverweſer⸗ 
Amt nur zu leicht als hoſtile Maaßregel gedeutet werden. — 

Schwarzenberg: das Colleg muß mit der Paulskirche gar nicht, 
wohl aber mit dem Neichsverweſer auf das Ireunblich ſe verhandeln. 
Der Reichs verweſer muß troß ſeiner perjönlichen Schwäche beibehalten 
werden. Oſterreich übernimmt das. 

— Nach meinem Gefühl vermeidet das gleichzeitige Begehr 
des Staatenhauſes dieſen erſten Quaſi⸗Conſliet. Dies Begehr 
bietet die mir höchſt erwünscht ſcheinende Veranlaſſung bar, der 
ſogenannten Nationalverſammlung einen Beweis unſerer Teils 
nahme, unſeres Willens zur Verſtändigung, unſerer Anerkennung 
zu geben.“ Daß das Parlament der Errichtung des Staaten⸗ 
hauſes zuſtimmen werde, will der König nicht bezweifeln, es 
müßte denn die Majorität aus Thoren reinſtes Waſſers beftchen. — 

Schwarzenberg: ſolcher Thoren gibt es in Frankfurt gar viele 

— „Hätte übrigens, fährt der König fort, das kaiſerliche 

Cabinet einen durchdachten Plan — 
Schwarzenberg: nein. 
durch den die Miß deutung meiner Vorſchläge gemildert — 
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Schwarzenberg: man muß Alles gerade herausſagen und 
40000 Mann bereit halten. 

— und die Zwecke beffer erreicht würden, fo erkläre ich mich im 
Voraus bereit, dem kaiſerlichen Plane mich mit tauſend Freuden 
anzuſchließen.“ 

Er kommt dann auf Schwarzenberg“ Gruppenſyſtem, was 
er lieber durch Reichskreiſe oder Reichswehr ⸗ Herzogthümer 
bezeichnen möchte. Er könne ſich dem Plane im Allgemein en 
durchaus nicht widerſeten; nur die Verſchmelzung der Kammern 
ſcheine ſchwierig, geeignet, die Empfindlichleit der Fürſten zu 
reizen; es würde zu ſehe an Mebiatifirung ftreifen — 

Schwarzenberg: nicht mehr als das von Gagern Beabſichtigte 
(Der König fehreibt hier unter den Bericht: fo wollen wir es eben 
auch gerade nicht machen.) 

— um ſo dringender fei die Ordnung ber Reichs wehr-Angelegenheit, 
welche der König dann im Einzelnen entwickelt, vier Reichsheere 
in Oſterreich vier in Preußen, zwei für Bayern, das eine in 
deſſen eigenem Gebiet, das andere als Rheinfranken die bayeriſche 
Pfalz beide Heſſen, Naſſau, Frankfurt, Luxemburg umfaſſend; 
das ſchwäbiſche Wehrherzogthum unter Württemberg umſaſſe 
Baden, Hohenzollern, Liechtenſtein, das Wehrherzogthum Ober⸗ 
ſachſen unter dem Königreich Sachſen umſaſſe alle ſächſiſchen 
Lande und die mitteldeutſchen Kleinſtaaten, das Wehrherzogthum 
Niederſachſen unter Hannover umfaſſe Braunſchweig, beide Hol⸗ 
ftein, beide Medllenburg, die Hanfeltäbte. 

Schwarzenberg: Üfterreich proteſürt gegen eine Ausdehnung 
Bayerns, die namentlich da den größten Bedenken unterliegt. 

Darauf wendet ſich der König zu der Einrichtung des 
Staatenhauſes. Er denkt es fi aus 225 Mitgliedern zuſammen⸗ 
geſeßt, darunter je fünfzig von Oſterreich und Preußen. Die 
Wahl müſſe natürlich auf Männer von guten Grundſätzen, die 
auch diseiplinirbar ſeien, fallen. — 

Schwarzenberg: Öfierreich Befipe nicht fünfzig ſolche Männer, 
nicht fünf. Hat Breußen fo Biele, auch in Frankfurt Zuverläffige, 
fo iſt es zu beneiden. 

— Jetzt ein Wort, ſagt der König, über die eigentliche 
Bedeutung des Staatenhauſes. Zunächſt gewähre es durch die 
Reviſion der Paulskirchen⸗Arbeit den Zeitgewinn, um mittlerer 
Weile fürftlicher Seits die Hauptverhältniſſe des neuen Deutſch⸗ 
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land zu beſtimmen. Aber, heißt es weiter, die Zuſammenſetzung 
des Staatenhauſes bietet eine Ausſicht dar, die wohl leider auf 
keinem andern Weg zu erreichen ſteht, die Correctur nämlich 
der einzelnen Verfaſſungen, welche die Greuel des 
Jahres 1848 geboren haben. — 

Schwarzenberg: findet am beſten durch gehörige disponible 

Streitkräfte ſtatt. 

— Aus jenen Conftitutionen muß alles Undeutſche, alles Ne- 
volutionäre, alles wirklich Gefahrdrohende ausgemerzt werden. 
Ich brauche wohl nicht zu ſagen, wie ermünfcht es allen Fürſten, 
wie willkommen ihnen gerade ber Weg ber Remedur fein muß. 
Die Remedur kommt auf parlamentariſchem und nicht auf 
gonvernementalem Wege.“ 

Schwarzenberg; auf mill täriſchem am be ten · 

Nachdem hiemit die Vorſchläge für das Proviſorium durch⸗ 
geſprochen find, bemerkt der Konig: „ich geſtehe zugleich, daß 
ich mich nicht im Stande fühle, ſchn jetzt ein deulliches Bild 
von dem definitiven Deutſchland zu machen. An Bildern, an 
Wünſchen mangelt es meiner Einbildungskraft nicht, jevoch gewiß 
an ſolchen, die ich für befahigt hielte, irgendwie ſchon heute von 
mir zur Beobachtung empfohlen zu werden. Ich werfe hier nur 
einen Gedanken hin, auf den fih am Ende alle meine Träume 
concentriren. Hier iſt er.“ P 

Folgt der Vorſchlag eines Unterhauſes des Reichstags, von 
den zweiten Kammern der Einzelſtaaten nach Ständen und 
Claſſen erwählt — 

eines Oberhauſes, beſtehend aus den Geſandten der nicht 
königlichen Fürſten, aus den mediatiſirten Standes herren und 
den Delegirten der erſten Kammern, ſoweit dieſe den großen 
Grundbefi, reprzſentiren — 

der Beibehaltung des Königs-Collegii auch im Deſinitivum. 

Darauf ſchließt der König: „Die Formel der Vereinigung 
der beiden Hauptmaſſen zu einem großen Ganzen, der Teutſchen 
nämlich und der Oſterreichiſchen, die jeder echte Teutſche als die 
Bedingung zu allem Guten anficht, ferner das Abgrenzen der 
Stellung der erſten Macht, Oſterreich, zur Stellung der ohne 
jeden vernünſtigen Rivalen beſtehenden zweiten Macht, Preußen: 
das ſind recht eigentliche Lebensfragen für das Beſtehen, ja für 
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die Möglichteit des großen Ganzen. Die Loöſung derſelben 
erwarte ich vertrauensvoll von Conferenzen, nach 
deren baldigem Anfang ich mich ſehne. Dieſe Con⸗ 
ſerenzen müſſen durch bie Eintracht der beiden Großmächte 
nachdrucksvoll geleitet werden. Die Identität „unſerer“ Intereſſen 
gebietet die Eintracht; alte tief gewurzelte und echteſte Freundſchaſt 
macht ſie leicht. 

Dieſe Eintracht iſt ein Segen Gottes und darum ſieges⸗ 
schwanger und ſieges gewiß. — 

Schwerlich wird ſich Charakter, Denk und Handlungsweiſe 
zweier hiſtoriſch bedeutender Personen in ſchötferem Lichte zeigen 
fönnen, als in dieſem eigenartigen Document. Die Summe der 
töniglichen Ausarbeitung war hienach: 

Die deutſche Verfaſſung iſt nicht durch das Frankfurter 
Parlament allein, ſondern durch deſſen Zuſammenwirken mit 
einem fürſtlichen Staatenhauſe als Oberhaus und mit einem 
Königs⸗Collegium als Regierung zum Beſchluß zu bringen. 

Das Staatenhaus hat außerdem die Aufgabe einer con⸗ 
ſervativen Reviſion der einzelnen Landesverfaſſungen. 

über den Inhalt der künftigen Reichsverfaſſung hat der 
König einftweilen noch keine feſte Anſicht ſondern nur traumhafte 
Bilder. 

Der Traum, den er mittheilt, enthält einen Reichstag in 
zwei Häuſern und wieder das Königs⸗Collegium als Executive. 
Ob auch hier Oſterreich Sitz und Stimme haben foll, wird 
nicht geſagt. 

Um fo beſtimmter werden Conferenzen über das Verhältniß 
der beiden Hauptmaſſen, Deutſchlands und Oſterreichs, und die 
Stellung der beiden Hauptmächte, Preußens und Oſterreichs, zu 
einander erſehnt, mit beiläufiger, aber entſchiedener Abweiſung 
der Gleichſtellung Bayerns und Preußens. 

Wie Schwarzenberg über dieſe vertrauliche Mittheilung dachte, 
haben wir bereits aus feinen Zwiſchenbemerkungen entnehmen 
konnen. Bereits hatte er die Abſicht, mit Geſammtoſterreich 
in das neue Reich einzutreten, dem Frankfurter Parlamente in 
herriſchem Tone mitgetheilt und ſich gegen jede damit nicht 
vertrögliche Reichsverfaſſung verwahrt. Sodann legte er den 
vier Königreichen fein Gruppenſyſtem vor, und ſchloß fie damit, 
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wie man fich denken kann, auf das Feſteſte der öſterreichiſchen 
Politik an. Bayern war trotz des Mangels einer territorialen 
Vergrößerung hoch zufrieden, weil mit dem Syſtem die preußifche 
Hegemonie und bie deutſche Einheit ein für alle Male beſeitigt 
war. Sachſen und Hannover ſchmunzelten über die ſchönen 
Ausſichten, hielten ſich aber für jept bei der Nähe der preußischen 
Grenzen noch vorſichtig zurück. In vollem Jubel aber äußerte 
ſich Württemberg, bat um ſchleunige Ausführung des Gruppen» 
ſyſtems und verhieß ſeſte Anhänglichteit an Oſterreich. 


E Google 


8. Lopitel. 


Die Frage des Neichsoberh aupts. 


Unmittelbar nach der Übernahme des Miniſterprüſidiums 
legte Gagern der Nationalverſammlung die Grundſätze vor, 
nach welchen er ſich Oſterreich gegenüber zu verhalten gedenke. 
Das Programm von Kremſier, welches den Einheitsſtaat ver⸗ 
kün de, enthalte damit die Erklärung, daß die kaiſerliche Regie⸗ 
rung in den deutſchen Bundesſtaat, wie er ſich nach den bis⸗ 
herigen Beſchlüſſen der Nationalverſammlung geſtalten würde, 
nicht eintreten werde. Um die Verbindung zriſchen Oſterreich 
und dem deutſchen Bundesſtaate zu erhalten, ſei alſo ein beſon⸗ 
derer Unionsvertrag erforderlich, und auf geſandtſchaftlichem 
Wege darüber zu unterhandeln; in keinem Falle aber könne die 
Verfaſſung des deutschen Bundesstaats zu einem Gegenftande dieſer 
Unterhandlung gemacht werden. 

Das Aufſehen und der Lärm, welchen dieſe amtliche An⸗ 
kündigung der Trennung Hſterreichs von dem neuen Deutjchland 
hervorrief, war unermeßlich, innerhalb der Verſammlung und 
außerhalb. Da erhoben ſich die Idealiſten, welche das ganze 
Deutſchlaud haben und die acht Millionen der öſterteichtſchen 
Deutſchen nicht miſſen wollten, die Ultramontanen und die 
Particulariſten, welche nach dem Ausſcheiven Oſterreichs die Er⸗ 
hebung des preußiſchen Erbtaiſers bereits vor Augen fahen, und 
in der Paulskirche ſelbſt die öſterreichiſchen Abgeordneten, welche 
Gagern's Erklärung als tödtliche Beleidigung und Ehrenkränkung 
zurück ſtießen. Auch wer mit Gagern in der Sache überein⸗ 
stimmte, wird ſich nicht verbergen, daß fein Auftreten am 
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18. December ein politifcher Fehler war, ſehr geeignet, die Er⸗ 
reichung des großen Zweckes zu geführden. Warum nicht, ohne 
das Kremſierer Programm zur Sprache zu bringen, die Beſchlüſſe 
über die deutſche Reichsverfaſſung im Sinne der bisherigen Seite 
fegungen weiter fördern, die Theilnahme Oſterreichs am neuen 
Bunde weder behaupten noch läugnen, und es damit der kaiſer⸗ 
Ichen Regierung überlaſſen, ihrerseits die Unmöglichkeit ihrer 
Theilnahme an einem fo eonſtituirten Bunde auszusprechen, und 
damit die Unpopularität ber Trennung auf die eigenen Schultern 
zu nehmen? Wie die Wachtverhältniſſe damals lagen, hätte 
allerdings auch dieſes Verfahren die ſinkende Sache des Parla⸗ 
ments ſchwerlich gerettet: aber höchſt wahrſcheinlich hätte es ihm 
eine traurige Maffe innerer Verwilterung und Zerfpaltung er- 
port, und wenn man erliegen ſollte, wenigſtens ein ehrenvolles 
Ende ermöglicht. 

Während die Nationalverſammlung ſich im Laufe des 
December mit den uns bekannten Beſchlüſſen über den künftigen 
Reichstag beſchaftigte, war Herr von Schmerling nach Olmütz 
getilt, um ſich dort mit dem Fürſten Schwarzenberg zu ver⸗ 
ftändigen. Anfang Januar kam er zurück, und legte dem 
Reichs miniſterium eine öfterreichifche, vom 28. December gegrich⸗ 
nete Note vor, welche die ſcharfe Erklärung enthielt, daß Gagern 
das Kremſierer Programm gründlich mißverſtanden, daß Oſter⸗ 
reich ſich die Freiheit der Entſchließung über ſeinen Beitritt zum 
Bunde unbeſchränkt offen halte und für dieſe Frage einen ge- 
ſandtſchaftlichen Verlehr entſchieden ablehne, daß keine Reichs⸗ 
verfaſſung rechtlichen Beſtand gewinnen könne. ohne Einvernehmen 
mit den deutſchen Fürſten, deren erſter Se. Majeſtät der Kaiſer 
ſei. Der zweite dieſer Süße war für jept nicht zu beſtreiten; 
im Ubrigen lieb Gagem auf feinem Standpunkte, und bean⸗ 
tragte am 5. Januar 1849, die Nationalverſammlung möge ihn 
ermächtigen, zur geeigneten Zeit und in der geeigneten Weiſe 
mit Öfterreich über deſſen Verhältriß zum deukſchen Reiche zu 
unterhandeln. 

Sofort brach eine leidenſchaftliche Bewegung los; Oſter⸗ 
reicher, Partieulariſten, Idealiſten erhoben fid) gegen den Antrag; 
fie hatten die Mehrheit, und der Ausſchuß, welchem der Antrag 
zugewieſen wurde, berichtete am 11. Januar im Sinne der 
Gegner. Eine dreitägige, zuweilen ſtürmiſche Verhandlung 
folgte; großen Eindruck machte eine energiſche und doch ver⸗ 
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föhnfihe Rede Gagern's; eine Anzahl fonft großdeutſcher 
Stimmen münſchte eine Miniſterkriſis zu vermeiden; genug, das 
Blatt wandte fich, und Gagern erhielt am 13. mit einem Mehr von 
37 Stimmen die nachgeſuchte Ermächtigung. Seine Partei ver⸗ 
folgte ihren Vortheil und ſeßte durch, daß gleich für den 
14. Januar der Verfaſſungsab ſchnitt: das Reichsoberhaupt, auf 
die Tagesordnung gefept wurde. Es war im Grunde nichts 
Anderes als die Fortſetzung der letzten Debatte, denn auch in 
dieſer waren alle wechselnden Redewendungen nichts Anderes 
als neue Formen des großen Gegenſatzes Preußen oder Oſter⸗ 
reich geweſen, wobei dann die Linke die luſtige Perſon darſtellte 
und jedem Widerſacher des einen oder des anderen Rivalen 
kroniſchen Beifall ſpendete. So ging es fünf Tage lang weiter. 
Gegen den Ausſchußantrag, die Würde des Reichsoberhaupts 
werde einem der regieren den deutſchen Fürſten übertragen, hatten 
die Großdeutſchen ein ſechsköpfiges Directorium, die Linke einen 
aus allen dreißigjährigen Deutſchen wählbaren Präſidenten auf⸗ 
gestellt, jedoch ſiegte der Ausſchuß mit 258 gegen 211 Stimmen. 
Ein freudiger Beifallsruf lief durch die Reihen des Centrums. 

Aber wenige Tage ſpüter wich der Siegesjubel einer 
tiefen Niedergeſchlagenheit, und wahrlich Grund genug, weit 
über die Partei hinaus, war dazu vorhanden. Der Ausſchuß 
beantragte die Erblichkeit der Kaiſerwürde; dagegen fteilten 
Großdeutſche, Demokraten und felbft einzelne Gruppen der 
Kaiſerpartei Gegenvorſchläge, ein Wahlkaiſerhum auf Lebenszeit, 
auf zwölf, auf ſechs, auf drei Jahre. Das Ergebniß war 
das beſchämendſte, welches für eine große Nation ſich denken 
ließ: in dieſer Grund⸗ und Cardinalfrage kam nach wochenlang er 
Discuffion überhaupt kein Mehrheitsbeſchluß zu Stande. Noch 
einmal erſchien in der grellſten Fürbung und Beleuchtung das 
woſtloſe Bild des alten, geſpaltenen und dadurch impotenten 
Deutſchland. Die innere Zerſetzung des Parlaments vergiftete 
den Gegenſaß der Parteien zu leidenſchaſtlichem persönlichem 
Haſſe: wie man aus dieſem kranken Zustand wieder zu pofitivem 
Wirken gelangen ſollte, wußte niemand anzugeben. Man lebte 
eben weiter und wartete, was der folgende Tag bringen möchte. 
Was die große Streitfrage betraf, welche das Vorparlament der 
Nationalverſammlung, und dieſe im Sommer dem Winter zu- 
geſchoben hatte, fo richtete fich jetzt die letzte Hoffnung auf die 
demnüchſtige zweite Qefung der Verfaffung. In dieſem Sinne 
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ſchritt man einſtweilen zur Beſtimmung der Rechte für den 
künftig erſt zu beſinlrenden Herrſcher. Es waren die herkömm- 
lichen der conftitutionellen Monarchie, hier im Umfange der 
Reichsgewalt, welche dem Kaiſer, ſo weit ihn der Reichstag 
nicht beſchrünkte, vollſtändig überwieſen wurde. Der auffallendſte 
Zug in dieſer Verfaſſung war wohl, daß den deutſchen Fürſten 
in der Reichsgeſetzgebung nur ſcheinbare Rechte zugedacht waren 
(bie Emennung der Hölſte des Staatenhauſes, deſſen Mitglieder 
aber völlig felbftändig in ihren Abſtimmungen waren, und die 
Sendung don Hevollmächtigten zu einem Reichsrath, der nur 
berathende Gutachten über die Geſetzentwürfe der Reichsminiſter 
liefern follte), und daß ihnen vollends in der Reichsregierung 
ſchlechthin gar keine Stellung eingeräumt war; ſie kamen eben 
in der Berfaſfung fo wenig vor, wie im alten Bundestag die 
Volksvertretung. Es war kein Wunder, daß die particulare Ge⸗ 
ſinnung, welche lange Jahrhunderte hindurch die Gemüther voll⸗ 
ſtändig erfullt hatte, gegen einen ſolchen Angriff auf das Leb⸗ 
hafteſte ſich sträubte. 

Am 26. Januar kamen dieſe Beſtimmungen zum Abschluß. 
Nur wenige Paragraphen der Verfaſſung waren für die erſte 
Leſung noch rückſtandig. Es war einleuchtend, daß, wenn von 
Seiten der Regierungen irgend ein Einfluß auf die Geſtaltung 
des künftigen Reiches geübt werden ſollte, die letzte Stunde 
gekommen war. Zwar eine große Zahl der Kleinſtaaten war 
völlig reſignirt, ihr Schickſal aus der Hand der Nationalver⸗ 
fammlung zi empfangen; andrerſeits waren bie Müttelſtaaten 
gleich feſt in dem Beſchluſſe, unter dem Vorgange Oſterreichs 
das ganze Werk der Paulskirche in das Nichts zurüctzuſchleudern. 
Dagegen war die preußische Regierung feit Wochen beſchäftigt, 
den Weg zu finden, auf dem ohne rebolutionäre Schritte eine 
Verſchmelzung der preußiſchen und deutſchen Intereſſen zu er⸗ 
reichen wäre. Es verlohnt ſich, dieſe Erwägungen etwas näher 
in das Auge zu faffen: denn ohne Zweifel war bei dem innern 
Verfall der Nationalverfammlung und bei der Unfertigleit der 
öſterreichiſchen Reſtauration jetzt Berlin die Stelle, auf der 
über die nächſte Zukunft Deutschlands die Entſcheidung gefällt 
wurde. 

Um die Mitte des Monats Januar hatte Graf Brandenburg 
den preußiſchen Bevollmächtigten Camphaufen aus Frankfurt, 
und der König feinen vertrauten Freund Bun ſen en dor 
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nach Berlin berufen. Als die Herren anlangten, lief auch ein 
Bericht des Grafen Bernſtorff aus Olmütz ein, dahin lautend, 
daß Fürft Schwarzenberg teop der Einwendungen der preußiſchen 
Miniſter in allen Stücken auf feinem Standpunkte beharre, die 
Frankfurter Berſammlung bändigen oder fprengen, die Klein 
staaten mediatiſiren wolle, und ſich mit den füddeutſchen Königen 
vollſtändig geeinigt habe, weil dieſe ſonſt, behaupte er, ſich aus 
Angſt vor Preußen an Frankreich gewandt und ihm einen neuen 
Rheinbund vorgeschlagen hätten. Die Miniſter waren einig mit 
Camphauſen und Bunſen, daß unter folden Umitänden von 
jeder engern Gemeinſchaft mit Oſterreich und den Königen 
abzuſehen ſei. Statt deſſen ſetzte Camphauſen ein Cireular⸗ 
ſchreiben an alle deutſchen Regierungen auf, des Inhalts, daß 
Alles auf ein Einverſtandniß der Nationalverſammlung mit den 
Regierungen ankomme; man müſßse hoffen, daß das Parlament 
auf die Wünſche der Fürſten hören werde, die letzteren ſollten 
deshalb ſümmtlich durch ihre Bevollmächtigten in Frankfurt ihre 
Anſichten kundgeben, damit das Parlament fie zwiſchen der erſten 
und zweiten Qefung der Verfaſſung berücksichtigen könne. Ob Oſter⸗ 
reich in den neuen Bundesſtaat eintreten würde, ſei zweiſelhaft, 
wohl aber die Aufrechthaltung bes alten deulſchen Bundes mit 
Osterreich vollkommen vereinbar mit dem Zuſammentritt der übrigen 
deutſchen Staaten zu einem engern Vereine, zu einem Bundes ⸗ 
ſtaate innerhalb des Bundes. Was Preußen betreffe, jo werde 
der König keine ihm angebotene Stellung ohne freie Zuſtimmung 
der Regierungen annehmen; die Errichtung einer neuen Kaiſer⸗ 
würde fei nicht nothwendig; Preußen hegehre nur denjenigen 
Anteil an der Bundesgewalt, ber ihm nach der Natur der 
Dinge zufalle, ohne zu verlangen und ohne zu weigern, daß es 
allein an der Spitze ftehe. 

Es war, wie in der früheren miniſteriellen Depeſche, der 
Form nach eine Verwahrung gegen die entſcheidende Machl der 
Frankfurter Verſammlung, in der Sache aber die Zuſtimmung 
zu Gagern 's Programm vom engern und weitern Bunde. Vom 
Staatenhauſe und dem Königscollegium war hier keine Rede 
mehr. Die Annahme der Kaiſerwürde wurde zur Entſcheidung 
der Bundes genoſſen geſtellt. Graf Brandenburg erklärte fein 
volles Einverſttndniß und beantragte bei dem Mönige die Ge- 
nehmigung der Note. Hier aber ſtieß er auf zuhen Widerstand. 
Der König wollte den Standpunkt feiner Denkschrift nicht auf⸗ 
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geben, redete ſich in heißen Eifer gegen die Revolution hinein, 
weihte ſich der Pflicht, das göttliche Recht der Obrigkeiten wieder 
herzustellen, und folglich allem anarchiſchen Unfug der Paulskirche 
den Rücken zu kehren — fo daß Camphauſen dicht daran war, feine 
Entlaſſung anzubieten, weil er nicht der Todtengrüber am Grabe 
aller deutſchen Hoffnungen ſein wolle. Zuletzt, als Bunſen den 
König nachdrücklich auf die Verderblichkeit des Schwarzenberg 'ſchen 
Gruppenſyſtems aufmerkſam machte, entſchieb der König, ehe er 
einen Beſchluß faſſe, müſſe er erſt die Antwort Schwarzenberg's 
auf ſeine Denkſchrift haben. Indeſſen gelangte dieſe, am 
17. Januar 1849 gezeichnet, am 19. in feine Hand, und nun 
war die Entſchließung nicht Länger aufzu ſchieben. 

In den beiden Actenſtücken, aus denen ſich die öſterreichiſche 
Kundgebung zufammenfepte, Hatte Füeſt Schwarzenberg ge- 
fliſſentlich jede Erwähnung des preußiſchen Miniſteriums über⸗ 
gangen, dafür aber mit großem Geſchicke ſich den leitenden 
Gedanken der königlichen Denkſchrift angeſchloſſen, und die Punkte 
des Einverftänbniffes fo ſtark wie möglich hervorgehoben, die 
gemeinſame Bekämpfung der Revolution, den Proteſt gegen die 
conflituirenbe Allmacht des Parlamenis, die Berufung des 
Königscollegiums zur Herſtellung des obrigleitlichen Anſehens 
in Deu iſchland, endlich den „fo glücklichen“ Gedanken der ſechs 
Behrkteife oder Gruppen, in welchen die von der Revolution 
durchtränkten und verfaulenden Kleinſtaaten zu bergen wären. 
Ganz und gar nach dieſen Grundſätzen behauptete er nun ſeine 
fpeciellen Vorſchläge gebildet zu haben. Was den Inhalt der 
künftigen Reichsverfaſſung betraf, fo faßte er ſich äußert kurz. 
Wer nicht die Revolution wolle, könne irgend eine Volks⸗ 
vertretung neben der Reichsgewalt nicht zulaſſen. Über die 
Geſtaltung dieſer Reichsgewalt ſchwieg er, ebenſo wie über das 
künftige Verhältniß Oſterreichs in oder zu dem Bunde. Um jo 
unzweideutiger waren feine Anträge über das zunüchſt ein⸗ 
zuhaltende Verfahren. Sofort follten „die ſechs Königs boten“ 
in Frankfurt zuſammentreten, und dem Reichsverweſer eine ge⸗ 
meinſame Note überreichen, in welcher der Verfaffungs- Entwurf 
des Parlaments unbedingt verworfen, und die Abſicht der Re⸗ 
gierungen, das Verfaſſungswerk in die eigene Hand zu nehmen, 
ausgeſprochen würde. Um biefer im Entwurſe bereits bei⸗ 
gefügten Erklärung Nachdruck zu geben, würden 20000 Preußen, 
10000 Bayern und 10 000 Württemberger in der nächſten 
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Umgebung Frankfurts aufgeſtellt; Oſterreich, anderweitig in 
Anſpruch genommen, würde dazu 1000 Mann als Verſtärkung der 
Mainzer Garniſon hergeben. Als Grundlage für die weitere Con⸗ 
ſtituirung Deutschlands würden zugleich die beiden Großmächte 
mit den vier Königreichen die Durchführung des Gruppenſyſtems 
von den übrigen deutſchen Staaten mit kategoriſchem Nachdruck 
begehren. 

Nach der augenblicklichen Stimmung des Königs machten, 
wie es ſcheint, beim erſten Leſen die confervativen Vorderſätze 
Schwarzenberg's auf ihn einen ftärferen Eindruck als die daraus 
abgeleiteten concreten Folgerungen. Wenigſtens erging er ſich 
noch am 19. Januar gegen Bunſen in den heftigſten Invertiven 
über die ganze Bewegung von 1848 in Berlin und Frankfurt, 
und betheuerte, er werde der Nation zu genügen wiſſen, aber 
der Revolution mit voller Wucht entgegentreten. Indeſſen gelang 
es Bunſen, ihn etwas zu beſchwichtigen, ſo daß der König ihm 
die öſterreichiſchen Papiere gab, und ihm Vortrag darüber am 
folgenden Tage befahl; zugleich wurde auch Graf Brandenburg 
zur Darlegung der Anſicht des Miniſteriums aufgefordert. Beide 
Männer entwickelten denmach am 20. Januar dem Könige, wie 
bei allet ſcheinbarer übereinſtinmmung mit der Denlſchrift 
Sr. Majeſtät Schwarzenberg wesentliche Mittelglieder der könig. 
lichen Erörterung ausgelaſſen, wie er andere Momente derſelben 
auf die Spitze getrieben, wie er dadurch praltiſche Ergebniffe 
gewonnen habe, welche zu den Wünſchen des Königs in ſcharſem 
Gegenfage ſtänden. Er ſchweige über das Verhälmiß Oſterreichs 
zum Reiche und über die Form der künftigen Centralgewalt. 
Er wolle die Kleinſtaaten mediatiſiren, was der König bereits 
abgelehnt habe. Der König begehre fachliche und freundſchaftliche 
Verſtändigung mit dem Frankfurter Parlament: was Schwarzen⸗ 
berg beantrage, müſſe zur militäriſchen Sprengung desſelben 
und folglich zu unabſehbaren Verwicklungen führen. Deren 
ganze Gehäſſigkeit werde dann aber nicht auf Oſterreich, ſondern 
in erſter Linie auf Preußen fallen, zumal es im hohen Grade 
zweifelhaft ſei, ob Bayern und Württemberg bei der Stimmung 
ihrer Bevölkerung Truppen gegen das Parlament würden aus⸗ 
ſenden können. Und was würde nachher aus der Einigung 
Deutſchlands werden, wenn man allein mit den Königen und 
Selen ohne die treibende Kraft des Parlaments zu verhandeln 
hätte 
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Der König hörte zu, machte viele Einwendungen, blieb aber 
in ruhiger Haltung ; offenbar hatte die geſtrige Erhißung einem 
kühleren Erwägen Platz gemacht. Nun gelangte man zu der 
praktiſchen Frage: ſoll die zu eröffnende Berathung über das 
Reichsverfaſfungswerk eine allgemeine aller deutſchen Regierungen 
fein oder nur von einem Rathe der Könige gepflogen werden 7 
Brandenburg und Bunſen empfahlen natürlich das Erſtere und 
verwarfen die Berechtigung des Lettern. Der König hatte ſic 
für dieſen zunächſt entſcheidenden Punkt einen Helfer beſtellt; 
er ſagte: wir wollen doch einmal Canitz ) hereinrufen; er ift 
im Vorzimmer. Es geſchah; der König legte ihm den Punkt 
vor, indem er die Wichtigkeit des Verſtändniſſes mit Oſterreich 
betonte. Cantz ftimmte dem Könige bei: man thue beſſer, mit 
Oſterreich und den Mittelſtaaten anzufangen. Noch einmal nahm 
darauf Bunſen, obgleich jetzt faſt ohne Hoffnung des Erfolgs 
das Wort, um in Anlehnung an einen Brief von Nadowitz die 
Idee des engern Bundes zu entwickeln und zu empfehlen. Was 
denn verlangen Sie? fragte der König. Nichts, erwiderke Bunſen, 
als daß E. M. die Abſendung der Eirculaidepeſche genehmigen. 
„Haben Sie fie geleſen?“ Natürlich, und jedes Wort erwogen. 
„Billigen Sie fie?" Durchaus. „Nun, ſagte der König zum 
Grafen Brandenburg, fo laſſen Sie fie abgehen; nur daß die 
Verhandlungen mit Öfterreic) deshalb nicht abgebrochen werden.“ 
„Brandenburg, erzählt Bunſen, war wie aus den Wolken gefallen, 
Canith machte ein ſeltſames Geſicht; der König aber ſtand auf 
und verließ das Zimmer. Wir drei ſahen uns einander an. 
Des Herrn Kopf iſt anders organiſirt, als der eines andern 
Menſchen, ſagte Graf Brandenburg. Warum hat er ſich ſo lange 
geſträubt, und weshalb unmittelbar nachher auf einmal nach⸗ 
gegeben? Canitz ſchwieg.“ ) 

Die ſomit genehmigte und am 29. Januar vollzogene Note 
bedeutet eine Wendung der preußischen Politik, deren feſte Durch⸗ 
führung bei günſtiger Aufnahme durch das Parlament zu wich⸗ 
tigen Ergebniſſen führen konnte. Camphauſen und Bunſen eilten 
hoffrungsvoll nach Frankfurt, dieſer, um mit der Centralgewalt 
über bie däniſche Friedensfrage Abrede zu nehmen, jener, um 
zunüchſt mit den Vevollmüchtigten der Einzelſtaaten über die 
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Reichsverfaſſung zu unterhandeln. Auch machte die preußifche Note 
Anfangs im Parlamente bei den Freunden einen ermuthigenden, 
bei den Gegnern einen beängſtigenden Eindruc, fo daß Schmerling 
nach Olmütz das dringende Erſuchen um eine ebenſo wirkſame 
Außerung fandte. Eine ſolche erſchien dann in einer Note vom 
4. Februar, welche die Erklärung ausſprach, Oſterreich ſei weit 
entfernt, von einer näheren Einigung und (mit ominös doppel⸗ 
finnigen Aus druch Verſchlingung der deutſchen Staaten fi, aus ⸗ 
zuſchließen; nur könne dies nicht der bisher vorgeſchlagene 
Bundesstaat fein, der alle Gefahren des Einheitsſtaats an ſich 
trage, und Öfterreich nur die Wahl zwiſchen Herreißung feiner 
innern Einheit oder gänzlicher Ablöſung von Deutschland laſſe, 
und auch mit den alten europäiſchen Verträgen in Widerſpruch 
ſtehe. Fragte nach dieſen Verneinungen der Leſer, was denn 
die kaiserliche Regierung zu ſchaffen beantrage, fo erſolgte die 
Antwort: ihr ſchwebe ein feſtes und mächtiges, ſtarkes und freies, 
gegliedertes und einiges Deutſchland vor, auf deſſen Grundlage 
alle deutſchen Staaten und alle ihre nichtdeutſchen Landestheile 
Platz fänden. Es war die erſte, noch etwas verſchwimmende An⸗ 
deutung der von Schwarzenberg in Berlin erhobenen Forderungen, 
und zugleich der erſte Hinweis auf die Herrlichkeit des mittel 
europäiſchen Siebzigmillionen⸗Reiches, wo 40 Millionen Deutſche 
und 30 Milionen Nichtdeutſche im gemeinfamen Dienfte Oſter⸗ 
reichs ſich verbrüdern würden. Es war kein Zeichen nationales 
Bewußtseins oder politifcher Reife, daß damals viel Tauſende 
braver deutſcher Männer ſich durch den Nebelglanz dieſes Coloſſal⸗ 
bildes in Begeiſterung verſetzen ließen. 

Im Parlamente war unterdeſſen am 3. Februar die erſte 
Leſung der Reichsverfaſſung zum Schluſſe gekommen, und die 
Kalſerpartei, geftärkt durch die preußiſche Note, hatte den leb⸗ 
haften Wunſch, fo schnell wie möglich die zweite Leſung und 
damit den endgültigen Abſchluß folgen zu laſſen. Das Gegen⸗ 
teil lag im öſterreichiſchen Intereſſe. Denn vor der Über⸗ 
wältigung der ungariſchen Revolution war Fürſt Schwarzenberg 
nicht in der Lage, zu der Bekämpfung der Paulskirche etwas 
anderes als drohende Worte zu verwenden, und obgleich Fürst 
Winziſchgrüz gegen die Magyaxen erhebliche Fortſchritte gemacht, 
Anfang Januar Buda⸗Peſt beſezt und damit in Olmütz die 
Hoffnung auf baldige Entſcheidung hoch geſteigert hatte, fo 
fanden doch immer noch maghariſche Heere im Felde, und die 
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Eneichung des Ziels lag in unbeſtinmter Ferne. Es galt alſo, 
in Frankfurt Zeit zu gewinnen, die zweite Leſung möglichſt 
hinauszuſchieben, und bei derſelben entweder das Zuſtande⸗ 
kommen jeder Verfaſſung zu hindern, oder, falls dies nicht 
erreichbar ſei, fie fo gründlich zu verſchlechiern, daß an ihre 
Verwirklichung nicht zu denken wäre. Zunächſt gelang der 
Aufſchub. Die vereinigten Oppoſitionen der Großdeutſchen und 
der Linken ſetzten es durch. daß vor der zweiten Leſung der 
Verſaſſung einige noch zurückgelegte Grundrechte, und dann, 
daß nach diefen das Wahlgeſetz für das Volkshaus zur Ver⸗ 
handlung kommen ſollten. 

Für den Augenblick hatte auch Camphaufen keinen Grund, 
den Aufſchub zu beklagen, da natürlich nicht im Handumdrehen 
ein gemeinſamer Antrag der deutſchen Regierungen über den 
Anhalt des bisher vorliegenden Verſaſſungsentwurfs zu beſchaffen 
war. Allerdings hatte bereits der Großherzog von Baden, und 
dieſem Beiſpiel folgend, fait alle Kleinſtaaten fi für ein 
monarchiſches und erbliches Reichsoberhaupt ausgeſprochen; 
daneben aber bot, wie wir wiſſen, die Verfaſſung mehr als 
hinreichenden Stoff zu forgfamer Erwägung und zweckmäßigen 
Verbefferungsanträgen. Camphauſen berief alſo zu dieſem Be⸗ 
huf eine Verſammlung ſeiner Collegen, zu welcher dann die 
Bwollmüchtigten der Kleirſtaaten ſich bereitwillig einstellten. 
Die Vertreter der Königreiche aber hielten ſich fern; ſie erklärten 
ſtatt deſſen in mehr ober weniger ſcharſer Form bem Neichs⸗ 
miniſterium, baf fie keine Verfaſſung annehmen würden, welche 
eine monarchiſche Spitze hätte oder Oſterreich ausſchlöſſe. Im 
Namen Oſterreichs ſagte dann Herr von Schmerling, feine Re⸗ 
gierung behalte ſich vor, nach dem Schluß der zweiten Leſung 
ihr Urteil über die Berſaſſung abzugeben. Sie fand ſich am 
wenigſten veranlaßt, die Verfaſſung durch Wegräumung bedenk⸗ 
licher Süße annehmbar zu machen. 

Indeſſen blieb Camphauſen mit den gleichgeſinnten Ber 
vollmüchtigten zunächſt von 26 Regierungen eifrig und thätig 
am Werke; vom 23. Januar an folgten ſich die Conferenzen 
ſaſt täglich; ohne Schwierigkeit verſtändigte man ſich über zahl⸗ 
reiche Amendements, welche großes Theils einen beſſern Schutz 
für die Selbſtändigkeit der Einzelſtaaten zum Zwecke hatten. 
Camphaufen berichtete über den erfreulichen Fortgang Tag für 
Tag nach Berlin, erhielt am 3. Februar eine fein Streben 
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anerkennende Antwort des Miniſters; dann aber folgte tiefes 
Schweigen und völlige Stockung. Der Sinn Sr. Majeftit war 
wieder einmal umgeſchlagen. Schwarzenberg's hochmüthige 
Forderungen hatten ihn zur Genehmigung der Eircularnote 
beſtirumt: gleich nachher aber trieb ihn fein Herz wieder von 
dem revolutionären Parlament zu dem altbefteundeten Osterreich 
hinüber. Alg am 11. Februar Bunſen nach Berlin zurückkehrte. 
und ihm ſogleich verſchiedene Anträge zur Beförderung des 
Frankfurter Werkes vorlegte, antwortete ihm der ſcönig: er 
werde nichts von dem Allem thun; niemals habe er einen Schritt 
bereut, wie jenen dom 23. Januar; der Weg, den man einge⸗ 
ſchlagen, ſei ein Unrecht gegen Oſterreich; er wolle mit dem 
Fortſetzen einer ſo abſcheulichen Politik nichts zu thun haben, 
ſondern überlaſſe ſie dem Miniſterium; aber komme die per⸗ 
ſönliche Frage an ihn, dann werde er als Hohenzoller ant⸗ 
worten, um ald ehrlicher Mann und Fürſt zu leben und zu 
ſterben. Daß er deshalb aber auf die Erlangung der höchſten 
Reichswürde verzichtet hätte, dies anzunehmen, wäre ein großer 
Irrthum. Zu einem Antrag der Frankfurter Centralgewalt, 
den preußiſchen Staat, als in Deutſchland mit einbegriffen, 
auf einem damals projectirten europäiſchen Congreß zu vertreten, 
ſchrieb der König an den Rand: das iſt es eben, was wir nicht 
zugeſtehen können; denn wir find in provisorio; die Central- 
gewalt iſt nicht wir, und wir müſſen ſelbſtändig bleiben, bis 
wir Centralgewalt find. Auch an dere Hoffnung, in feiner 
Weiſe die Erfüllung feines Wunſches bei Osterreich durchzuſeßen, 
hielt er unerſchütterlich feſt. Als bald nachher der öſterreichiſche 
Geſandte Graf Trautmannsdorf ſich bei ihm verabſchiedete, gab 
er ihm den Auftrag mit, dem Kaiſer und dem Fürſten Schwarzen⸗ 
berg nochmals ſeinen Vorſchlag zu unterbreiten, daß Franz 
Joſeph römiſcher Kalſer und Er, der König, erblicher Reichs⸗ 
ſeldherr werde — worauf natürlich Schwarzenberg nur mit 
einem ſpöttiſchen Achſelzucken über fo unpraktiſche Vorſtellungen 
antwortete. 

Indeſſen ließ Friedrich Wilhelm, wie er es gegen Bunſen 
geäußert hatte, ſein Miniſterium in der Politik des 23. Januar 
einſtweilen gewähren, und fo ging am 15. Februar an Camp⸗ 
haufen die minifterielle Genehmigung der von ihm vereinbarten 
Amendements ab. Noch drei weitere Regierungen waren unter⸗ 
deß hinzugetreten, und am 24. konnte Camphauſen dem Reichs⸗ 
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miniſterium die gemeinſamen Anträge von 29 deutſchen Staaten 
überreichen, welche Gagern dann ſofort dem die zweite Leſung 
vorbereitenden Ausſchuß des Parlaments überwies. Hier aber 
standen dem preußischen Bevollmächtigten neue Enttzuſchungen 
bevor. Wie vorher bei feinem Könige, hatte er jett bei dem 
Parlamente die Erfahrung zu machen, wie unſicher der Boden 
für fein vermittelndes Beſtreben war. Anſtatt der erhofften 
Annäherung mußte er jeden Tag die Spannung wachſen, die 
Trennung ſich erweitern ſehen. 

Als das Parlament am 15. Februar in die Berathung des 
Wahlgeſetes eintrat, zeigte ſich ſehr bald, daß das Syſtem des 
allgemeinen gleichen Stimmrechts, aus welchem die Verſammlung 
felbft hervorgegangen war, auch für die künftige Verfaſſung den 
Platz behaupten würde. Die Linke erhob ſich dafür geſchloſſen 
und eifrig; ein großer Theil der Oſterreicher und Großdeutſchen 
freute ſich, durch ein fo demokratisches Wahlgeſeß dem Könige 
von Preußen die ganze Berfaffung ekelhaft zu machen; andrerſeits 
ſchien es vielen Mitgliedern der Kaiſerpartei unmöglich, einen 
großen Theil der eigenen Wähler für die Zukunft des Stimm⸗ 
rechts zu berauben, und entſcheidend wurde schließlich der Umſtand, 
daß die Gegner der demokratischen Forderung nicht im Stande 
waren, ſich über einen gemeinſamen Gegenantrag zu verſtändigen. 
Am 20. ſiegte die Linke mit einer anſehnlichen Mehrheit, und 
ſetzte gleich nachher auch die geheime Stimmabgabe trotz alles 
Widerſtandes der Centren durch. Etwas Schlimmeres hätte für 
das Verhältniß zwiſchen Frankfurt und Berlin nicht geſchehen 
können. Allen Conſervativen erſchien damals das allgemeine 
Stimmrecht als der Inbegriff des politiſchen Rung. Wer zu 
jener Zeit geweiſſagt hätte, daß achtzehn Jahre fpäter die preußi⸗ 
ſche Regierung ſelbſt es dem deutſchen Reiche beſcheeren würde. 
wäre als ein Wahnſinniger verlacht und vielleicht eingeſperrt 
worden. Nun, großen Segen hat die Einrichtung von 1867 
dem Reiche nicht gebracht, und weder für die richtige Logit noch 
für den praktiſchen Nutzen des demokratiſchen Wahlgeſetzes den 
Beweis geliefert: immer aber wurden 1849 die Gefahren dieſes 
Syſtems über alles Maaß hinaus überſchätzt. Ein Abgeordneter 
ſagte: macht eine Verfaſſung, wie ihr fie wollt; laßt mich aber 
das Wahlgeſetz machen, wie ich es will, und ich werde regieren. 
König Friedrich Wilhelm war ganz derſelben Anſicht; ein 
Kaiſerchum mit allgemeinem Stimmrecht erſchien ihm als giftiger 
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Hohn auf den monarchiſchen Gedanken und alle fociale Ordnung. 
Seine damaligen Briefe ſtrömten über von Verwünſchungen des 
Frankfurter Treibens und der ihm zugedachten Schandkrone, die 
für ihn das Halsband des Leibeigenen im Dienſte der Revolution 
fein würde. Die Anſichten ſtanden alfo in der ſchürſſten Weiſe 
gegen einander. 

Noch einmal aber traten Ereigniffe ein, welche dem Könige 
die Kehrſeite der Münze in greller Beleuchtung vor Augen 
rückten. 
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In Ungarn machte Fürſt Windiſchgrätz ſehr langsame Fort⸗ 
ſchritte. Endlich, am 26. Februar, kam es zu einem größern 
uſammenſtoß, zu einer Feldſchlacht zwiſchen den beiden Haupt- 
heeren, bei Kapolna, und die Magyaren wurden nach hartem 
Kampfe genöthigt, das Schlachtfeld den Siegern zu überlaſſen. 
In Olmütz hielt man damit den Krieg für beendigt, und ent⸗ 
ſchloß ſich, in einem Zuge ſowohl die öſterreichiſche wie die 
deutſche Verfaſſungsfrage in der uns bekannten ſummariſchen 
Weiſe zu erledigen. Am 7. Mürz wurde der Reichstag in 
Kremſier aufgelöst, und gleichzeitig damit eine vom 4. batirte 
Verfaſſung für den untheilbaren und unauflöslichen neuen Ein⸗ 
heitsftant Oſterreich veröffentlicht. Zwel Tage ſpüter erging 
dann eine Inſtruetion an Schmerling und eine Note an das 
Reichem iniſterium, worin bie gebleterifce Erklärung abgegeben 
wurde, Oſterreich habe jetzt feine endgültige Verſaſſung erhalten, 
Deutſchland habe dieſe Thatſache anzuerkennen und demnach 
Geſammtöſterreich in den Bund aufzunehmen; dann aber fei bie 
bisher vorgeſchlagene deutſche Verfaſſung unmöglich, es feien 
alſo die Anderungen vorzunehmen, die für Oſterreich unerläßlich 
ſeien. Man erfuhr darauf von Schmerling die fpeciellen Jor⸗ 
derungen Oſterrrichs: anſtatt des Kaisers ein Dirertorium von 
fieben Mitgliedern, wo urſprünglich der Borſit Ofterreich be⸗ 
abſichtigt, dann aber die Möglichkeit eines Alternats mit Preußen 
eingeräumt war; anſtatt des Reichstags ein durch kein Volks⸗ 
haus gelähmtes Staatenhaus, ſiebenzig Mitglieder, von den 
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Regierungen und Kammern der Einzelſtaaten geſandt, jo daß 
auf je eine Million Einwohner ein Abgeordneter komme, alſo 
auf Oſterreich 38, auf das übrige Deutſchland 32. Dazu eine 
kurze Erwähnung des Gruppenſyſtems: Deutſchland werde in 
ſechs Kreiſe zerfallen, deren jeder einen der Könige zum Ober⸗ 
haupt erhielte. 

So war das Programm Schwarzenberg jetzt amtlich dem 
deutſchen Parlament und der deutschen Nation zur Kenntniß⸗ 
nahme und Nachachtung hingeworfen. Es war nicht etwa Reac⸗ 
tion gegen bie Revolution, die Rückkehr aus der Paulskirche in 
den Palaſt des alten Bundestags. Nein, es war die neue Er⸗ 
findung eines ehrgeizigen, im Militärdienſte gebildeten Diplomaten. 
Nicht mehr wie vor 1848 ein Bund ſouveräner Staaten, von 
Metternich s ſanſtem aber ſtarkem Einfluß geleitet. Statt deſſen 
ein mächtig regierendes Directorium; ſtatt der Einheit Deutſch⸗ 
lands feine Zerreißung in ſechs Mittelſtaaten; ftatt der natio- 
nalen Grundlage der Verfaſſung der Eintritt von 30 Millionen 
Nichtdeutſcher; ſtatt der Volksvertretung ein Staaten haus mit 
geſicherter öſterreichiſcher Majorität; der erſte Grundſaß für die 
deutſche Politik die Erklärung, daß Oſterreich feine Einrichtungen 
nach eigenem Intereſſe feſtſtelle, Deutſchland aber die ſeinigen 
nach dem Maaße der öſterreichiſchen Bedürfniſſe oder Befehle 
zu treffen habe. Nach dieſem Syſtem wären nicht bloß die 
deutſchen Kleinſtaaten, es wäre die geſammte deutſche Nation 
mediatiſirt worden. So wenig wie das Parlament konnte der 
preußische König darauf eingehen. 

In der Paulskirche war der erſte Eindruck der Olmüßer 
Eröffnungen ein gewaltiger. Am 12. März gab ihm Carl 
Welder von der Rednerbühne Worte. Heſtig, wie immer, war 
er bis dahin auch der hitzigſte Vorkämpfer der Großdeutſchen 
geweſen. Jetzt erklärte er, alle Mittel Oſterreich im Bunde zu 
erhalten, ſeien erſchöpft; die Verſaſfung von Kremſter mache dies 
unmöglich; jetzt komme es darauf an, das Vaterland aus der 
ſchwerſten Gefahr ſchleunigſt zu erretten; deshalb beantrage er, 
die Reichsverfaſſung, wie ſie der Ausſchuß zur zweiten Leſung 
vorbereitet habe, in einer Abſtimmung anzunehmen, und dann 
den König von Preußen zum deutſchen Kaiſer zu wählen. Die 
Aufregung wuchs durch die Überraſchung, womit der Antrag 
von dieſer Seite her über die Verſammlung hereinbrach: alle 
Zeugen find einig darüber, daß er bei ſofortiger Beſchlußfaſſung 
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die Mehrheit gewonnen hätte. Allein Welder ſelbſt hatte nur 
die Überweiſung an den Ausschuß vorgeſchlagen, und in den 
fünf Tagen, welche bis zu deſſen Berichterſtattung vergingen, 
gewannen die alten Parkeiſtimmungen den Boden vollſtändig 
zurück. In der Verfaſſung hatte der Ausſchuß an die Stelle 
des fufpenfiven das abfolute Veto Hergeftellt; im Wahlgeſeh 
beantragte er ſtatt der geheimen die öffentliche Stimmabgabe. 
Im Übrigen war er mit den Anträgen der 20 Regierungen 
nicht gerade rückſichtsvoll verfahren, hatte die meiſten verworfen, 
einige zwar angenommen, aber ohne des Antheils der Regierungen 
an denſelben Erwähnung zu thun. Trotzdem reichte der Inhalt 
feiner Vorfehläge aus, um die geſammte Linke zu einmüthiger 
Verwerfung der von Welcker begehrten Enbloc⸗Annahme der 
Berfaffung zu beſtinmen. Unter den Großdeutschen waren 
Oſterreicher und Bayern einig, bei ihrem Satze zu bleiben, lieber 
gar leine Verſaſfung als eine preußiſch kaiserliche, mochten die 
Einzelnen ſonſt über Schwarzenberg's Forderungen urtheilen, 
wie ſie wollten. Als dann am 17. die Verhandlung über die 
Anträge des Ausſchuſſes begann, erhob ſich noch einmal der 
geiſtige Schwung der Verſammlung zu der Höhe der frühern 
ſchönen Tage: noch heute iſt es unmöglich, die Reden Gagern's 
und Rießer s ohne Bewunderung der geiffigen Kraſt, der idealen 
Begeisterung und der palriotiſchen Leidenſchat zu leſen. Es 
war aber Alles vergebens. Der Beſchluß der verbündeten Oppo⸗ 
fitionen ſtand feft: der Antrag fiel am 21. März mit einer 
Mehrheit von 283 gegen 252 Stimmen. 

Zurüchſt wechſelten die Gefühle der geſchlagenen Partei 
zwiſchen heftiger Erbitterung und hoffnungsloſer Niedergeſchlagen. 
heit. Alles ſchien verloren, und der Ruin des ganzen 
faſſungzwerkes beſiegelt. Indeſſen hatte Welcker z Antrag ihr 
doch einen Zuwachs von etwa dreißig Stimmen gebracht; noch 
eine ſolche Verſtärkung, und die Mehrheit war ihr gewonnen. 
Und eben jetzt im letzten Augenblick bot ſich eine ſolche Ausſicht. 
Denn auch auf der Linken gab es einige Wätglieder, welchen die 
Vorſtellung unerträglich däuchte, die einft von dem Jubel der 
geſammten Nation emporgetragene Verſammlung in ſtumpfer 
Ergebnißloſigkeit erlöſchen zu fehen, bei welchen auch die Meinung 
aufkam, ſelbſt den im Herzen republikaniſch Gefinnten müſſe ein 
Kaiſer mit verantwortlichen Miniſtern erträglicher ſein, als ein 
dem alten Bundestage nachgebildetes Directorium. Es war vor 
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Allem Heinrich Simon aus Breslau, font ein Radicaler reinſtes 
Waſſerz, welcher aber im Fractionstreiben noch etwas National- 
gefühl ſich bewahrt hatte, und jetzt, Anfangs zehn, bald aber 
dreißig Genoſſen um ſich ſammelte, und mit der Kaiſerpartei ein 
Einvernehmen über gemeinſames Handeln zu gewinnen ſuchte. 
Sie wollten den demokratiſchen Charakter der Verfaſſung bes 
wahrt wiſſen, dann aber für die Kaiſerwürde und deren Erb⸗ 
lichkeit ſtimmen. Denmach forderten fie alſo die Zuſage der 
Kaiſerpartei, für die Aufrechthaltung des ſuſpenſiven Belo 
in der Geſeßgebung und der geheimen Ubftimmung beim Wahl⸗ 
geſetze einzutreten. Eine erſte Mittheilung dieſer Art, noch vor 
dem Falle des Welcker'ſchen Antrags, war von den Kaiserlichen 
abgelehnt worden; jeht wuchs bei ihnen die Neigung, auf die 
angebotene Coalition einzugehen. Gebrauchten doch die Gegner 
ſeit Wochen ein ſolches Mittel rücksichtslos zur Zerſtörung der 
Verfaſſung: wer durfte ihnen einen Vorwurf machen, wenn fie 
dasſelbe Verfahren zur Rettung derſelben anwandten? Dazu 
kam, daß bereits in der erſten Leſung beinahe die Hälfte der 
Partei für das ſuſpenſive Veto und das Wahlgeſetz geftimmt 
hatte, für dieſe alſo das angebotene Bündniß keinen Verzicht 
auf die eigene Meinung in fi) ſchloß. Die Andern aber ent⸗ 
ſchied die einfache Erwägung, daß fie ohne die Hülfe Simon's 
die Erblichteit der Raiſerwürde nicht erretten, und dennoch die 
Gegner an der Durchſezung des ſuſpenſiven Veto und der 
geheimen Abftimmung nicht hindern lönnten. So unterſchrieben 
alfo 114 Mitglieder der Kaiſerpartei Simon's Forderung. Damit 
aber nicht genug. Simon wollte ſein Werk auch für die Zukunft 
geſichert wiſſen, und begehrte ein weiteres Verſprechen, die ſo 
beſchloſſene Verſaſſung als endgültig zu betrachten, und für keine 
derung derſelben künftig zu ſtimmen. Hieran nahm Gagern 
keinen Anſtoß: man habe fi ja ftet8 zu dem Grundſatze der 
conſtituirenden Allmacht des Parlaments und der endgültigen 
Rechtskraft ihrer Beſchlüſſe befannt. Er und 80 Genoffen gaben 
die von Simon begehrte Zuſage. Sie wußten, daß ſie damit 
jede Verftändigung mit den größern Staaten unmöglich machten; 
ſie verabſcheuken den bewaffneten Ausstand; aber ihre Hoffnung 
auf die Unwiderſtehlichkeit des idealen Gehaltes ihres Werkes 
war unerſchütterlich. 
Noch ehe die neue Coalition förmlich abgeſchloſſen war, 
einigte man ſich über die geſchäftliche Behandlung der zweiten 
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Leſung. Sie ſollte gleich am 23. Mürz beginnen, und dann 
ohne Unterbrechung bis zum Abſchlaſſe fortgeſezt werden; bei 
jedem Paragraphen ſei über den Antrag des Berfaffungsaus- 
ſchuſſes und die Minoritätsantröge desſelben abzustimmen, fonftige 
Verbeſſerungsvorſchläge nur auf den Antrag von 50 Mitgliedern 
zuzulaſſen. Alle Discuſſton ſei ausgeſchloſſen. Man wußte, 
daß jegliche oratoriſche Kunſt erſchöpft und den Parteibejchlüffen 
gegenüber ohnmächtig war. Die öffentliche Meinung aber hoffte 
man auch ohne Redeblumen durch die Fertigſtellung der Ver⸗ 
faſſung zu erobern. Hienach wurde durch die Kaiſerpartei und 
die Linke am 22. Marz beſchloſſen. 

So ging es endlich im Sturmſchritt vorwärts. Die Gruppe 
Simon hatte fi nur auf das Erbkalſerthum verpflichtet, und 
fo erlitten die Centren im Übrigen mehr als eine ſchwere Nieder⸗ 
lage, die ſchwerſte noch am letzten Tage durch die Ausdehnung 
des Suſpenſiv⸗Veto auch auf Anderungen der Verſaſſung. 
Hienach könne alſo, rief eines ihrer Mitglieder, durch drei⸗ 
maligen Reichstagsbeſchluß das Kaiſerthum abgeſchafft werden: 
ſehr richtig, antwortete die Linke, und Bravo, bravo, erſcholl es 
von den Galerien. Dagegen wurde am Nachmittag des 27. Mürz 
zuerſt mit 24 Stimmen die Übertragung der Oberhauptswürde 
an einen der regierenden Fürſten angenommen, und damit das 
Directorium beſeitigt. Sofort folgte unter lautloſer Spannung 
die namentliche Abſtimmung über die Erblichkeit der Würde. 
Das Ergebniß war 267 Stimmen für, 263 gegen den Antrag: 
Die Kaiſerpartei rief lebhaften Beifall, die Gegner höhnten: ein 
dentſcher Kaiſer durch eine Mehrheit von vier Stimmen treuloſer 
Oſterreicher. Freilich, auf ihrer Seite hatten 95 Oſterreicher 
mitgeſtimmt; zog man, wie billig, dieſe Votanten auf beiden 
Seiten ab, ſo ergab ſich aus dem übrigen Deutſchland eine 
impoſante Mehrheit von 95 Stimmen für das erbliche Kaiſer⸗ 
thum. Jedeß falls ſtand der Beſchluß geſehlich ſeſt; ohne Auf⸗ 
enthalt wurden die übrigen Paragraphen des Abſchnitts an⸗ 
genommen, und dann noch der Abſchnitt „der Reichsrath“ zur 
Abſtimmung gebracht. Hier am Schluſſe machte die verbündete 
Oppoſttion ſich noch einmal die Schadenfreude, die Stimmung 
für das ganze Verfaſſungswerk zu verſchlechtern. Der Reichs⸗ 
rath war, wie wir ſahen, eine allerdings wenig bedeutende Er⸗ 
findung zu Gunſten der Einzelſtaaten. Eben die Particulariſten 
im Bunde mit Großdeutſchen und Republilanern warfen ihn jetzt 
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aus der Verfaſſung hinaus. Der legte Act des ereignißreichen 
Tags war darauf die unveränderte Annahme des Wahlgeſeßes. 

Jetzt erlangte die nationale Partei die Anberaumung der 
Kaiferwahl gleich auf den folgenden Tag. Am 28. Mirz erfolgte 
der namentliche Aufruf: 290 Stimmen erwühlten Friedrich 
Wilhelm, König von Preußen, die übrigen enthielten ſich. 
Glockengeläut und Kanonendonner verkündeten den großen Be⸗ 
ſchluß der Stadt; der Telegraph trug ihn ſofort in alle Lande. 
Die Nationalverfammlung aber ernannte eine Deputation von 
32 Mitgliedern, welche, geführt durch den Präfidenten Simſon, 
dem König die getroffene Wahl anzeigen und von ihm die erhoffte 
Annahme entgegen nehmen follte. 

Vor der Abreiſe hatte Simſon noch eine Scene beſonderer 
Art durchzumachen. Er wurde mit ſeinen Vicepräſidenten und 
den Reichsminiſtern zum Erzherzog Johann beſchieden. Der 
hohe Herr, welcher durch die Kaiſerwahl die einft gehegten 
Tröume für immer zerronnen ſah, vermochte feinen Verdruß 
nicht zu bergen; er ſprach der Verſammlung feine Abdankung 
als Reichsverweſer aus. Wir werden ſehr bald wahrnehmen, 
wie weitgreifende Folgen der hiemit eintretende Verluſt dieſer 
wichtigen Stellung für Oſterreich nach ſich gezogen hätte: fo 
vernahmen die Anweſenden die Kunde mit innerer Befriedigung, 
jedoch hielt Sim ſon es für eine Anſtandspflcht, den Erzherzog 
mit kräftigen Worten zum Bleiben aufzufordern. Johann entließ 
die Herren mit der Erklärung erwägen zu wollen, ſchrieb aber 
nach einigen Stunden an Gagern, daß er befinde bei ſeinem 
Entſchluſſe der Abdankung ſtehen zu bleiben, und beauftragte 
ihn, dies der Nationalverſammlung mitzutheilen. Zugleich meldete 
er feinen Rüctitt nach Wien und bat auch den König Friedrich 
Wilhelm, ſich zur Übernahme zunächſt der proviſoriſchen Central⸗ 
gewalt bereit zu machen. 

Der König wurde durch dieſe ſich drängenden Nachrichten 
in hohem Grade erregt und mit ſtreitenden Gefühlen erfüllt. 

Vor allem aber blieb die Anſicht, daß die Nationalverſammlung 
zur Kaiſerwahl nicht befugt ſei: man nimmt nur an, ſchrieb er, 
oder ſchlägt nur aus eine Sache, die geboten werden kann, und 
Ihr da habt nichts zu bieten, das mache ich mit meines Gleichen 
aus. Als jetzt ein Angſtbrief des bayeriſchen Königs einlief, 
Friedrich Wilhelm werde doch die von der Demokratie gebotene 
Hand nicht annehmen, antwortete er, die unqualificable Deputation 
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werde ſo empfangen werden, daß die deutſchen Fürſten ihr Miß⸗ 
trauen wohl endlich ablegen könnten; um ſo mehr aber ſei es jetzt 
Pflicht der legitimen Regierungen, dem Monarchen des ſtürkſten 
rein deutſchen Staats als Commiſſar der rechtmäßigen Obrigkeiten 
eine proviſoriſche Centralgewalt zu übertragen, damit nicht länger 
Erzherzeg Johann als Commiſſar der Revolution eine unberechtigte 
Gewalt ausübe. Alſo Centralgewalt zu werden, wenn auch nicht 
durch die Revolution, wünſchte er fort und fort, und da lag 
denn der Gedanke nahe, daß die Nationalverſammlung trotz 
ihrer fpätern Übergriffe doch durch geſeßlichen Bundesbeſchluß 
berufen fei, daß fie, wenn auch nicht mehr die unbeſtriltene 
Autorität wie im Sommer, doch immer ein großes Anfehen im 
Bolle befige, daß dieſes gerade im jetzigen Augenblicke durch bie 
Vollendung der Neichsverfaſſung in hohem Maaße gefteigert, 
daß es alſo beſſer fei, mit ihr zu unter handeln, als fie kurzer 
Hand abzuſtoßen. 5 

Dazu kam denn auch die Verſtimmung über Oſterreichs 
Auftreten vom 9. März, welches gegen des Königs, in Olmütz 
wohlbekannte Wünſche eben ſo feindfelig Front machte, wie gegen 
die Beſtrebungen des Parlaments. Die letzten demoktatiſchen 
Beſchlüſſe der Nationalverſammlung konnten jenen Unwillen 
gegen Schwarzenberg zeitweiſe in den Hintergrund drängen, 
keineswegs aber völlig austilgen. So fand denn auch die ver⸗ 
mittelnde Anſicht ſeiner Rathgeber bei dem Könige bis zu einem 
gewiſſen Grade Eingang. 

Am 29. März ſchrieb Camphauſen aus Frankfurt: Die 
Competenz der Nationalberſammlung zur Raiſerwahl fei nicht 
anzuerkennen, aber ihre Erklärung als die der geſetzlichen National 
vertretung zu ehren und zu achten, alſo etwa zu antworten, 
daß Se. Majeſtät geneigt ſei, als Schirmherr an die Spige des 
deutschen Bundesstaats zu treten, wenn und fo weit die deutſchen 
Regierungen dies wünſchen würden, dann für den Complex der 
beitretenden Staaten die Wahlen zum neuen Reichslag an⸗ 
zuordnen, mit welchem die durch den etwa engem Umfang des 
Bundesſtaats erforderlichen Anderungen der Verfaſſung herbei⸗ 
zuführen wären. In einem weitern Schreiben vom 30. Mürz 
führte er dies noch näher im Einzelnen aus. Man Hätte fein 
Syſtem auf den Ausdruck zurückführen lönnen: Annahme der 
Reichsregierung durch den König unter der Vorausſetzung, daß 
das Reich nur durch die mit Einverſtändniß beitretenden Staaten 

„sel, Begehung b. beigen Bac. T. 15 
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gebildet würde. adowiß war berfelben Meinung, und ich vermuthe, 
daß auch Graf Brandenburg keine Antipathie dagegen gehabt hätte. 

Allein dem Könige und dem Ministerium ging dies (dom 
zu weit. Der König wollte auch denjenigen Druck auf die 
Fürſten vermeiden, der ſich aus einer fo bedingten Annahme 
ergeben hatte. Er wollte vor Allem die Fürſten hören und erſt 
dann ſich entſcheiden. Nach dieſen Erwägungen wurde in einer 
vom Könige präfidirten Sitzung des Miniſterraths am 2. April 
(anweſend alle Miniſter mit Ausnahme des erkrankten Herrn 
von Ladenberg) dem Monarchen der Entwurf der Antwort an 
die Frankfurter Kaiſerdeputalion vorgelegt, und von ihm mit 
ſachlich bedeutungsloſen Anderungen genehmigt. In einer längeren 
Rede fprad) darauf der König die Erwartung aus, die Miniſter 
würden an dem Inhalt der Antwort, wie Er ihn verſtehe, feſt⸗ 
halten und die Conſequenzen des ſelben ſtandhaft durchführen. 
Nach Seiner Willens meinung beftänden aber dieſe Conſequenzen 
in folgenden Punkten: 

1. Vor Allem ſei zu ſtreben, durch Berathung mit den 
beutfjen Fürſten einschließlich Oſterreichs, der Neugeſtaltung 
Deutſchlands eine ſichere Grundlage zu geben, dabei zu dem 
don Ihm beabſichtigten deutſchen Bundesſtaat die Zuſtimmung 
Oſterreichs, obgleich dasſelbe daran nicht Theil nehmen könne, 
zu erlangen, und deſſen Verhältniß zu dem das ganze bisherige 
Bundesgebiet umfaſſenden Staatenbunde feſtzuſtellen. 

2. Die Bildung des deutſchen Bundesſtaats, wie fie in 
Frankfurt aufgefaßt iſt, kann nicht gelingen, wenn ſich ihr die 
deutſchen Könige entziehen. Sollten ſich nur die Kleinſtaaten 
dazu entſchließen, fo würde ein ſolcher Verein nicht als der an⸗ 
geſtrebte Bundesſtaat betrachtet und organifiet werden können. 

3. Dann geflaltete ſich das Verhältniß der Kleinſtaaten zu 
Preußen weſenklich als ein Schutverhältniß, und es würde die 
von Camppaufen zu Frankfurt in dieſem Sinne eingeleitete 
Unterhandlung mit Nachdruck zu Ende zu führen fein. 

4. Die Annahme des Kaiſertitels halte Ich unter allen 
Umſtänden für unangemeſſen 1). 


y) Sch habe dieſe Sühe aus dem Sipungsprotofolle jo ausführlich 
wiederholt, einmal ihrer Wichtigteit wegen, dann aber auch, weil 
Georg Bejeler nach einem Geſpräche, das er und Rießer als Mitglieder 
der Franffurter Deputation am Abend des 2. April mit der Grafen 
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Die ganze Entwicklung der deutſchen Geſchichte in den 
nüchſten zwei Jahren war in dieſen Worten vorgezeichnet. 

Am 3. April gab darauf der König der mit großer Pracht 
und Feierlichkeit empfangenen Deputation die Tags zuvor feſt⸗ 
geſetzte Erklärung: er erkenne in dem Beſchluſſe der National 
verſammlung die Stimme des deutſchen Volkes; dieſer Ruf gebe 
ihm ein Anrecht, das er zu ſchätzen wiſſe; aber er könne ohne 
das freie Einverſtändniß der deutſchen Regierungen leinen Ent- 
ſchluß von folder Bedeutung für alle deutſchen Staaten faſſen; 
an den Regierungen alſo werde es jeßt ſein, in gemeinſamer 
Berathung zu prüfen, ob bie Verfaſſung dem deutſchen Volle 
fromme und eine kräftige Reichsregierung möglich mache. 

Es war dies, wie deutlich ift, kein Ja und kein Nein, 
ſondern ein Aufſchub der Antwort bis nach näherer Prüfung 
der Verfaſſung und Anhörung der deutſchen Fürſten. Es iſt 
ſonſt nicht ungewöhnlich in dieſer Welt, daß jemand, dem eine 
schwierige und gefahrvolle Stellung angeboten wird, Bedenkzeit 
zu eigener Erwägung und Rüdjpradhe mit feinen Freunden bes 
gehrt, und ſo hätte die Deputation dem Parlamente auch in 
dieſem Falle berichten können: einige ihrer Mitglieder, Dahlmann, 
Rießer und Biedermann ), neigten denn auch dahin, mehr oder 
weniger in dieſem Sinne zu verfahren, und durch eine vorſichtige 
Außerung Zeit für eine günſtigere Wendung zu gewinnen. 
Allein der Mehrzahl ſchien es nöthiger, vor allen Dingen das 
Princip zu wahren, und das Princip hieß Souveränität der 
Nationalberſammlung und Endgültigkeit und Unabönderlichkeit 
der von ihr beſchtoſſenen Verfaſſung. Obgleich der Minifter 
von Manteuffel noch einmal Georg Beſeler dringend aufgefordert 


Bean denburg hatten, berichtet het, der Graf habe ihnen in Ausſicht 
geſtellt, der König würde in der Audienz am folgenden Tage die 
Kaiserwürde unter Vorausſetzung des Einverſtändniſſes der Fürſten 
annehmen. Wie ein foldes Mißverſtehen möglich war, ob durch 
undeutlichen Ausdruct Brandenburg's oder durch unrichtige Auffaſſung 
Beſeler's, laſſe ich dahingeſtellt. Gewiß aber iſt, daß wenige Stunden 
nach der königlichen Sitzung der Miniſter nicht jenen Sinn hat zum 
Ausdruck bringen wollen, und daß der König bereits am 2. die am 3. 
gegebene Antwort beſchloſſen hat. Die zahlreichen Geſchichten von 
dem Grunde feiner angeblichen Ginnefänberung fallen damit von 
ſelbſt zuſammen. 
) Isler, Rie ßer's Leben, 462. 
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hatte, nicht alle Brücken zu weiterer Unterhandlung abzuwerfen, 
ſchrieben fie am 4. April dem Miniſtertum, da der König die 
Verfaſſung, auf deren Grund ihm die Kaiserkrone angeboten fei, 
nur als einen der Reviſion bedürſtigen Entwurf betrachte, müßten 
ſie ſeine Antwort als Ablehnung anſehen. 

Charakteriſtiſch war auch in dieſer Kriſis das Verhalten der 
beiden Großmächte. 

Fürſt Schwarzenberg rief am 5. April die öſterreichiſchen 
Abgeordneten aus der Paulskirche ab: für ihn war die National 
verſammlung nicht mehr vorhanden. Zugleich verkündete er dern 
Reichsminiſterium, Kaiſer Franz Joſeph wiederhole feine Er⸗ 
klärung, daß er ſich im deutſchen Bunde nie einem andern Fürſten 
unterwerfen werde; ebenſo werde er in Oterreich auch niemals 
einer fremden Geſetzgebung Geltung verſtatten. Natürlich zog 
der Fürſt hieraus nicht die Folgerung, daß Oſterreich dem 
deutſchen Bundesſtaate nicht beitreten könne, ſondern daß Deutſch⸗ 
land feine Einrichtungen nach Oſterreichs Vorſchriſten zu treffen 
habe. 

Dagegen begann die preußiſche Regierung an demſelben 
Tage, an dem ſie jene ſchneidige Antwort der Frankfurter 
Deputation erhielt, einen neuen Verſuch zur Berftändigung über 
die Verfaſſungsfrage. Eine vom 3. April datirte Circulardepeſche 
an Camphauſen und fämmtlihe Geſandtſchaften in Deutſchland 
erklärte zunächſt die Bereitwilligteit des Königs, da Erzherzog 
Johann zurüctzutreten wünſche, auf Antrag der Regierungen 
und unter Zuftimmung der Nationalverſammlung proviſoriſch 
die Leitung der Centralgewalt zu übernehmen; der König ſei 
ferner bereit, an die Spitze eines aus den ſich freiwillig an⸗ 
schließenden Staaten gebildeten Bundesſtaats zu treten, und 
fordere demnach die deutſchen Regierungen zu thunlichſt baldiger 
Erklärung auf über ihren Beitritt und deſſen Bedingungen, über 
ihre Stellung zur Nationalverſammlung, unter Vorbehalt, ſich 
Sofort über die Verfaſſung zu verftänbigen, endlich über die 
Beziehungen des Bunbesſtaats zu den etwa nicht beitretenden 
Regierungen. Zugleich wurde Camphaufen wieder nach Berlin 
berufen, um über die Behandlung eines jeben dieſer Punkte im 
Einzelnen weiteres Gutachten abzugeben. 

Eine faft umgehend einlaufende öfterreidjifche Antwort vom 
8. April auf die Cireularnote verhielt fi in allen Puniten 
ablehnend. Die Nationalverſammlung exiſtire für Hſterrtich 
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nicht mehr; wohl aber habe der Kaiſer den Erzherzog Johann 
aufgefordert, in feiner Stellung als Reichsberweſer zu ver⸗ 
bleiben; es ſei alſo kein Anlaß gegeben, dem preußiſchen Könige 
dieſe Würde zu übertragen. Ebenſo beſtimmt erklärte ſich 
Schwarzenberg, daß Oſterreich in einen engern Bundesſtaat nicht 
eintreten werde, wohl aber ſich alle Rechte aus den alten Bundes⸗ 
verträgen im vollem Umfange vorbehalte. Die ganze Note war 
in kategoriſchem, zum Theil drohendem Tone geſchrieben: einen 
beſondern Eindruck konnte ſie in Berlin nicht machen, da ihr 
Inhalt nach allem Bis herigen dort vollſtändig vorausgeſehen war. 
Im Gegentheil erwirkte in dieſen Tagen Camphauſen noch eine 
wichtige Modification in dem durch die Depeſche vom 3. April 
vorgezeichneten Verfahren, eine Weiſung nämlich an die Geſandten, 
von jenen drei Punkten zunächſt nur den erſten, die Oberhaupts⸗ 
frage, ſowie den Beitritt zu einem von Preußen geleiteten Bundes⸗ 
ſtaate bei den Regierungen zur Sprache zu bringen, der Er⸗ 
örterung aber der Verfaſſungsfrage mit dem unläugbaren Satze 
auszuweichen, daß die Verfafjung von dem Umfang des Bundes 
abhängig ſei, und folglich erſt nach deſſen Feſtſtellung erwogen 
werden könne. Gamphaufen, der in Frankfurt für einen zu⸗ 
gefnöpften kalten Diplomaten von ſchwachem Intereſſe für die 
deutſche Frage galt, hatte in Wahrheit den lebhaften Wunſch, 
daß eine nationale Verfaſſung zu Stande komme, und weiter, 
daß, wenn dieſe Hoffnung vereitelt werde, bann wenigſtens nicht 
auf Preußen die Schuld des Schifſbruchs falle. Der König 
hatte ſeine Antwort von den Außerungen der Fürſten abhängig 
gemacht: jet wurden diefe, unter Hinarsſchieben der Berfaſſungs⸗ 
frage, zur Erklärung ihrer Abſichten aufgefordert. Am 10. April 
ging die nach Camphauſen's Antrag beſchränkte Weiſung an die 
Geſandten ab; am 15. erhielt Camphauſen felbft eine vom Könige 
genehmigte Inftruction gleiches Sinnes, und eilte bamit nach 
Frankfurt, um dort mit den Reichsminiſtern und den Bevoll⸗ 
müchtigten ber Eingelftaaten die Verhandlung zu eröffnen. Der 
König hatte bis dahin leine Einwendung gemacht; er konnte denken, 
daß Camphauſen's Vorſchläge ſich wenigſtens für's Erſte in 
einer Richtung beweg ten, welche dem innerſten Gedanken Friedrich 
Wilhelm's entſprach. Freilich wäre Camphaufen wohl ſtußig 
geworden, wenn ihm der König die Formel dieſes feines Ger 
dankens mitgetheilt hätte, wie er fie damals Bunſen eröffnete: 
„Ich habe jezt nur zwei Ambitionen: 1. durch die Könige und 


Go gle JNIVEI Fe 


230 Die Kataſtrophe. 1849 


Hüften gewahlt, an Erzherzog Johann's Stelle proviſoriſcher 
Statthalter von Teutſchland zu werden, und Ordnung zu 
machen, 2. bann aber Erzfeldherr Teutſchlands zu werden, und 
Ordnung zu erhalten.“ 

Camphauſen's wohlgemeintem Verſuche leuchtete kein gün⸗ 
ſtiger Stern. Nachdem bereits am 11. April die Rationofverfamm- 
lung erklärt Hatte, unter allen Umſtänden an ihrer Berfaffung 
unwandelbar feſtzuhalten, hatten am 14. die Bevollmächtigten 
von 28 Kleinſtaaten ihre unbedingte Annahme nicht bloß des 
preußiſchen Kaiſerthums, ſondern der ganzen Verfaſſung aus⸗ 
geſprochen, und damit die Ausſicht auf eine Reviſion derſelben 
im Sinne des Königs ſehr zweifelhaft gemacht. Indeſſen hatte 
Camphauſen die Genugthuung, daß die Reichsminiſter dies 
Bedenken nicht allzu ernstlich nahmen. Nach gründlicher Er⸗ 
wügung mit den Führern der befreundeten Parteien eröffneten 
fie dem preußiſchen Bevollmächtigten, fie könnten die formelle 
Gewähr für eine confervative Reviſion der Verfaſſung übernehmen, 
wenn der König fofort ſeine Annahme der Kaiſerwürde verkünde. 
Man ſei bereit, den Grundſatz anzuerkennen, daß kein Staat 
zum Beitritt gezwungen werden ſolle; nur die Abgeordneten der 
freiwillig beitretenden Staaten würden zu dem Reviſionswerke, 
am beſten in eine andere geeignete Stadt, z. B. Erſurt, berufen 
werden; wie die früheren Abftimmungen es zeigten, fei der 
günſtige Erfolg der Nevifion ſchon durch das eben geſchehene 
Ausſcheiden der Oſterreicher aus dem Parlament vollkommen 
verbürgt. Das Reichsminiſterium beſchloß hienach am 18. April, 
eins ſeiner Mitglieder, den dem Könige perſönlich werthen Herrn 
von Beckerath, mit dieſen Vorſchlägen nach Berlin zu fenden. 
Wie man fieht, unterſchieden fie fi) von Camphauſen's Gedanken 
nicht mehr durch den Inhalt, fondern nur durch die Zeitfolge 
der zu ergreifenden Maßregeln: die Reichsmin iter begehrten 
die Annahme der Oberhauptswürve, um dann die Verfafſungs⸗ 
reviſion folgen zu laſſen, Camphauſen konnte nur die vorläufige 
Bereitwilligkeit des Königs, die definitive Annahme erſt nach 
vollbrachter Reviſion erklären. 

Meine Mittheilung, berichtet dann Beckerath, machte Eindruck 
auf den König; er fühlte, daß er unſerm Vorſchlag, nach welchem 
nur die Abgeordneten aus den bereits beigetretenen Staaten 
zur Reviſion berufen werden ſollten, den Einwand eines re⸗ 
volutionuren Verfahrens, den er ſonſt zu erheben liebte, nicht 
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mehr entgegenſtellen konnte; er fühlte auch das Gewicht der 
Gründe für ein muthiges Handeln, die ich ſeinen oft wiederholten 
Verheißungen in Bezug auf die deutſche Sache entnahm, und 
als ich auf feinen Ausruf: aber Sie erkennen ja ſelbſt an, daß 
große Gefahr damit verbunden feil mir erlaubte, auf die Worte 
Ernſt Moriz Arndts hinzuwelſen: die Gefahr ſei ſtets für 
Preußen eine ſieglockende Sonne geweſen, ſtand der König auf, 
ging erregt im Cabinet auf und nieder, und blieb dann mit den 
Worten vor mir ſtehen: Wenn Sie Ihre beredten Worte an 
Friedrich den Großen Hätten richten können, der würe Ihr Mann 
geweſen; ich bin lein großer Regent. 

Immerhin gab Beckerath nach die ſem Geſprüche die Hoffnung 
nicht völlig auf; noch am Morgen des 21. April ſchrieb er, daß 
zwar die Minifter kleinmüthig feien, der Prinz und die Prinzeß 
von Preußen aber ſich ſehr veritänbig, die Lage vollkommen 
begreifend, ausſprächen, und daß auch der König ihm nicht 
unbefiegbar erſcheine. Zugleich ſtellten alle Nachrichten aus den 
Mittelſtaaten nach der Auffaffung gewöhnlicher Menden den 
günſtigſten Erfolg in Ausſicht. Camphauſen's Schachzug, Preu⸗ 
bens weitere Abſichten erſt nach der Erklärung der andern Fürſten 
über die Oberhauptsfrage zu eröffnen, hatte die vier Könige 
auf Matt geſeht. Denn überall lagen die Dinge fo, daß fie, 
den bitterſten Haß im Herzen, vor der Gefahr der Ablehnung 
zurückſchreckten. Sie klammerten ſich einftweilen an die nicht 
unmögliche Vorſtellung, daß Friedrich Wilhelm IV. endlich doch 
das entſcheidende Wort ſprechen und die Frankfurter Demagogen 
in alle Winde jagen würde. Die leidlichſten, wenn auch unſichern 
Ausſichten hatte das Sonderthum in Vayern, wo bie Kammer⸗ 
mehrheit und das Land im Süden der Donau edenfo parti⸗ 
culariſtiſch gefinnt war wie König Dar; in Franken aber und 
der Pfalz war die Gährung des Volkes gewaltig, und die 
dortigen Officiere wollten für die Treue der Soldaten in keiner 
Weiſe einſtehen. In Stuttgart antwortete König Wilhelm auf 
das Drängen der Kammer mit polternden Erklärungen, daß er 
ein deutſches Kaiſerthum für verwerflich halte, zwar einen öſter⸗ 
reichiſch⸗deulſchen Kaiser, wenn auch betrübles Herzens, anerkennen, 
nimmermehr aber ſich einem Hohenzollern unterwerfen würde; 
hier jedoch war die Stimmung des Volkes und des Heeres für 
die Reichs verfaſſung jo ungeſtüm und fo einmüthig, daß die 
Kammer bereits dem Gedanken nahe trat, für den Fall eines 
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längern Widerſtrebens eine proviſoriſche Regentſchaft ein⸗ 
zuſezen. Indeſſen kam es nicht fo weit. Eine Woche fpäter 
beugte ſich der König und ließ in Frankfurt ſeine Anerkennung 
der Reichs verfaſſung und des Kaiſerthums anzeigen. Nicht viel 
anders lagen die Verhäleniſſe in Sachſen, wo ſchon im Februar 
die Regierung eine ſchüchterne Bitte um militzriſche Hülfe gegen 
die Revolution nach Berlin gefandt hatte, und jetzt Bürger und 
Bauern zur bewaffneten Erhebung unter dem Banner der Reichs⸗ 
verſaſſung bereit, die Truppen zwar zuverläflig, aber zur Be⸗ 
wältigung eines allgemeinen Aufſtandes viel zu ſchwach waren. 
Endlich in Hannover war das Volk bedächtiger, die particulariftis 
ſchen Elemente zahlreicher, der König und das Officiercorps von 
Abneigung und Mißtrauen gegen Preußen erfüllt; das Miniſte⸗ 
rium aber, der deutſchen Einheit ſelbſt von Herzen ſeindſelig, 
wußte ſehr beſtimmt, daß allerdings das Volk und die Volks⸗ 
vertretung nicht preußiſch werden, jedoch auch, daß ſte die von 
den Vertretern deutſcher Nation beſchloſſene Verfaſſung nicht 
angetastet wiſſen wollten. So war es ihnen äußerſt widerwärtig, 
daß dies verwünſchte Preußen ihnen die erſte Erklärung über 
die Oberhauptsfrage und die Kritik der Reichsverfeſſung zuſchob. 
Der Miniſter Graf Vennigſen ſagte dem preußiſchen Geſandten, 
zu einem Bruche mit der Nationalverſammlung ſei die Regierung 
im eigenen Lande nicht ſtark genug. In beweglichen Tönen 
ſchiderte er ihm dann die Urmöglichkeit für jeden legitimen 
Fürſten, alfo auch für den König von Preußen, mit dem Par⸗ 
Lamente auszukommen, und klopfte an, ob Preußen nicht ein- 
leitende Schritte zu einem Einvernehmen mit den königlichen 
Höfen über die Reichsverfaſſung thun wollte. Nichts war deut⸗ 
licher, als daß bei der Annahme des Beckerath'ſchen Vorſchlags 
in Berlin der König von Hannover zwar tiefen Groll empfinden, 
aber keinen Widerſtand wagen würde. 

Zu dem Allem trat hinzu, daß in dieſen Tagen die große 
Bftereeidhifche Armee, durch Görgey und Klapka total geſchlagen, 
aus Ungarn zurückkam, und Wien ſelbſt der magyarifchen Offen⸗ 
Br lob geftelt echten. Wer Hätte Prußens Vorgehen Hintern 
joßlen? 

Aber wenige Stunden nach jenem Schreiben Bederath's 
fiel die Eniſcheidung gegen ihn, gegen Camphauſen, gegen Deutſch⸗ 
lands Einheit. Denn der König gehörte eben nicht zu den 
gewöhnlichen Menschen, welche in jenen Zuſtänden einen Vorthell 
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für die preußiſche Macht erblickten. Ihm war der Gedanke ab- 
ſcheulich, daß ſich die künftige Größe Preußens nicht auf einen 
Bruderbund der deutſchen Fürſten, ſondern auf die Siege der 
magyariſchen Rebellen, auf die Umtriebe der ſüchſiſchen Repu⸗ 
blikaner, auf das Drängen der ſchwäbiſchen und hannoveriſchen 
Voltsvertretung gründen ſollte. Auch in der zweiten preußiſchen 
Kammer ſtand damals ein Antrag auf der Tagesordnung, die 
Rechts beſtändigkeit der Reichsverfaſſung anzuerkennen. In den 
Augen des Königs war dies wieder eine Umkehrung von Unten 
und Oben, eine Auflehnung gegen feine tiefsten Überzeugungen: 
plößlich befahl er am 21. April dem Grafen Brandenburg, im 
Namen der Staatsregierung die Ablehnung der Reichsverfaſſung 
der Kammer anzukündigen. 

Es war die Vernichtung, und leider die von preußischer 
Hand vollzogene Vernichtung aller Hoffnungen, an welchen das 
Herz der Nation ſeit einem Jahre gehangen hatte. Die Könige 
athmeten auf: jetzt meinten fie, der fortdauernden Zersplitterung 
Deutſchlands und damit der Erhaltung ihrer Souveränität ver 
ſichert zu fein, und konnten noch dazu vor der Nation ſich die 
Hände in Unfhuld waſchen, und fogar in klagen ausbrechen, 
daß die Verfaſſung durch Preußens Ablehnung unausführbar 
geworden ſei. Camphauſen war außer ſich. Auf der Stelle 
reichte er ſeine Entlaſſung ein. Er fragte, was denn in den 
ſechs Tagen, feit dem 15. wo man ihm eine Verſtändigung mit 
dem Parlamente aufgetragen, vorgefallen ſei, um ſich am 21. 
zum völligen Bruch genöthigt zu ſehen? Warum durch Über⸗ 
ſtürzung dieſes Bruchs die Königreiche von dem offiziellen Ein⸗ 
geſtändniß ihres Sonderthums entbinden? Warum ſich ſelbſt 
vor der Welt mit der Schuld des großen Schiffbruchs beladen? 
Die Antwort, welche er darauf von dem Miniſter des Aus⸗ 
wärtigen, Grafen Arnim, erhielt, iſt äußerſt charakteriſtiſch. 
„Bei längerem Schweigen, hieß es darin, hätte man uns der 
Unſicherheit und Unaufrichtigkeit geziehen. Wir durften die An⸗ 
nahme nicht aufkommen laſſen, daß nach Entſcheidung der Ober⸗ 
hauptsfrage wir bereit ſeien, uns mit biefer Verſaſſung an 
die Spitze zu ſtellen. So lange darüber Un gewißheit waltete, 
hätten ſich die königlichen Regierungen über die Oberhauptsfrage 
auch ſchwerlich erklärt, wenn nicht die Einwirkung der Revolu⸗ 
fion, deren Begünſtigung von Frankfurt her nur zu ſehr zu bes 
ſorgen war, angewandt werden ſollte. Es ſtand zu befürchten, 
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daß die Regierungen durch die wachſende Aufregung im eigenen 
Lande zu einer unfreiwilligen Erklärung gezwungen werden 
würden. Dies konnten wir, abgeſehen vom Unrecht, auch im 
eigenen Intereſſe Preußens nicht wünſchen, konnten es nicht 
darauf ankommen laſſen.“ 

Camphauſen hielt hienach fein Entlaſſungsgeſuch aufrecht, 
indem er bemerkte, in dem Entſchluſſe, die andern Regierungen 
vor einem moraliſchen Zwange zu ſchüzen, liege allerdings ſehr 
viel Großmuth; er müſſe aber bedauern, dies Gefühl nicht zu 
theilen, da er niemals hätte annehmen dürfen, daß die deutſchen 
Regierungen fi vollig freiwillig und nur um der deutſchen 
Einheit willen einem Bundesoberhaupte unterwerfen würden. 
Er verließ Frankſurt am 1. Mai. 

So ſehr dieſe Gefühle dem patriotiſchen Herzen und der 
politiſchen Einficht Camphauſen's zur Ehre gereichten, jo wird 
man doch anerkennen müſſen, daß er über den wichtigſten Factor 
in feiner Rechnung ſich täufchte, in der Beurtheilung des Königs. 
Die Aufgabe, deren Übernahme er dem Monarchen zumuthete, 
hätte gelautet auf Demüthigung der deutſchen Könige im Zu⸗ 
fommenwirfen mit den revolutionären Volksmaſſen, gleich nachher 
auf Niederwerfung der republikaniſchen Partei und den dabei 
höchſt wahrſcheinlichen Bruch der beſchworenen Berfaſſung, endlich 
auf einen großen Krieg gegen das von Rußland unterſtützte 
Oſterreich, welches gutwillig dem neuen Oberhaupte nie die erſte 
Stelle in Deutſchland eingeräumt hätte. Das Alles hütte viel⸗ 
leicht ein Friedrich der Große unternommen und durchgeſetzt: 
aber der König, wie er es ſelbſt gegen Beckerath aus ſprach, war 
kein Friedrich. Zu Krieg und Verſaſſungsbruch, fagte mir 
etwas fpäter fein damaliger Kriegsminister von Strotha, iſt unſer 
gnädigſter Herr zu friedliebend und zu religiss. In unlösbarem 
Widerſpruch mit dem ganzen Unternehmen ſtand feine geſammte 
Weltaufſaſſung, jede feiner Tugenden und jede feiner Schwächen. 
Und wäre ihm trotz alledem der Sieg über Schwierigkeiten und 
Feinde gelungen, wie viele Ausſichten auf dauerhaften Beſtand 
hätte das fo aufgeführte Gebäude in der Nation gehabt? 

Auch war es nicht der Nönig allein, welcher ſich dem Ver⸗ 
ſuche jener Vermittlungspolitit verfagte. Die Nattonalverſamm⸗ 
lung blieb ebenſo feft auf dem Prineip ihrer eonſtituirenden 
Allmacht, erließ demgemäß ihre Befehle in alle deutſchen Lande, 
ohne jegliche Wirkung, als fteigende Aufregung des Volles in 
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einigen Landſchaften, und vertiefte mit jedem Schritte die Kluft, 
die ſie von dem preußiſchen Monarchen trennte. Wir dürfen 
es unterlaſſen, das traurige Bild ihres Todes lampfes weiter zu 
verfolgen. Tag für Tag fehieden in wachſender Anzahl die ge⸗ 
mäßigten Mitglieder aus, zulept hatte die Linke das Feld allein, 
rief ohne Verhüllung das deutſche Volk zur allgemeinen Re⸗ 
volution auf und wurde endlich in Stuttgart, wohin fie ihre 
Sitzungen verlegt hatte, durch ein von dem Märzminiſter Römer 
geſandtes Militärcommando auseinander gejagt. 

So jämmerlich war das Ende des hoffnungsreich und im⸗ 
pofant begonnenen Werkes. Wir haben die Fehlgrifſe bemerkt, 
wodurch die Nationalverſammlung ſich an der Herbeiführung 
eines ſolchen Ausgangs betheiligte. Ebenſo beftimmt jedoch 
müſſen wir hier wiederholen, was wir ſchon beim Anfang ihres 
Wirkens betonten: die innere Unmöglichkeit der Löſung der 
Aufgabe bei dem damaligen Stande der politiſchen Bildung im 
deulſchen Volke, wo hier rabicale Beſtrebungen, dort die Macht 
des Sonderthums die Anziehungskraft des nationalen Gedankens 
noch überwogen. Allein leine Schande, ſondern ein Ruhm iſt 
es, ſeinen Zeitgenoſſen voraus zu ſein, und deshalb zwar erfolg⸗ 
los in der Gegenwart zu bleiben, wohl aber den Samen einer 
großen Zukunft auszuwerfen. Dies hat die Nationalverſamm⸗ 
lung gethan, und damit einen ehrenvollen Namen in der Ge⸗ 
ſchichte behauptet. Die Richtung, welche fie dem vaterlandiſchen 
Sinne gegeben, ift unvertilgbar geblieben, und auch eine glück⸗ 
lichere Folgezeit hätte das Gelingen nicht erlebt, wäre nicht durch 
unſer erſtes Parlament, troß aller Irrthümer über die Mittel, 
mit fo gewaltigem Nachdruck das Ziel dem Volke gezeigt worden: 
die Freiheit im Innern, die Einheit nach Außen. 
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Das Preikönigsbündniß. 


Im Frühling 1848 war die alte Bundesgewalt vernichtet 
worden; im Frühling 1849 brach der Verſuch eines neuen Reichs⸗ 
regiments zusammen. Die Staatsform Geſammtveutſchlands war 
damit bie Anarchie, oder nach Metternich's Ausdruck, nicht mehr 
eine Fülle, fondern ein Vacuum geworden. 

Nach der Natur der Dinge waren es in erſter Linie die 
beiden Großmächte, welchen die Aufgabe, für die Herſtellung 
einer künftigen Ordnung zu ſorgen, anheimfiel. Eine jede hatte 
dafür, wie wwir wiſſen, ihr feſt beſtimmtes und im Einzelnen 
bereits ausgearbeitetes Programm. Neue Verſaſſungspläne 
lieferte der Fortgang der Ereigniſſe weder dem Wiener noch 
dem Berliner Hofe: den weſentlichen Inhalt des Verlaufs 
bildete alſo nicht die Erörterung der conſtitutionellen Probleme, 
ſondern die Entwicklung der Kampfesweiſe und der Stärke der 
beiden rvanfrenden Parteien. Unſere Darftellung wird ſich 
demnach für jene mit einer raſchen berſicht begnügen dürfen, 
um fo eingehender aber ſich mit der Stellung und Entscheidung 
der Machtfrage zwichen Preußen und Oſterreich zu beſchäſtigen 
haben. 

Zaerſt erſchien Preußen mit feinem Vorſchlage für die 
künftige Reichsverfaſſung auf dem Platze. Oſterreich war einſt⸗ 
weilen durch nähere Sorgen in Anſpruch genommen. Seine 
Niederlage in Ungarn war fo vollſtändig, daß Fürſt Schwarzen⸗ 
berg ſich bereits am 1. Mai entſchloß, die längſt angebotene 
Hülfe des ruſſiſchen Kaiſers in Anſpruch zu nehmen. Bis zu 
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deren Eintreffen war alle Zeit und Kraft auf die Herſtellung 
der geſchlagenen und ſtark demoraliſirten Streitkräfte zu ver⸗ 
wenden; in der deutschen Sache mußte man ſich für jetzt auf 
die trockene Ablehnung aller prenßiſchen Vorſchläge beſchränken. 
Auf der andern Seite machte Preußen am 28. April noch einen 
letzten, vergeblichen Verſuch, die Nationalverſammlung zum Ein⸗ 
treten auf ſeine Geſichtspunkte zu beſtimmen, und erließ an 
demſelben Tage eine Einladung an alle deutſchen Regierungen, 
Bevollmächtigte zur Erwägung und Beſchließung einer annehm⸗ 
baren Reichs derfaſſung möglichſt bald nach Berlin zu fchiden. 
Da Württemberg und die Kleinſtaaten fo eben erſt das Ver⸗ 
faſſungswert der Paulskirche anerkannt hatten, jo war zur Zeit 
in Berlin nur das Erſcheinen der übrigen Königreiche zu er⸗ 
warten, eine Vorſtellung, welche für Friedrich Wilhelm bei ſeiner 
Vorliebe für das „Königs⸗Collegium“ durchaus nichts Ab⸗ 
ſtoßendes hatte. 

Zu ſeiner eigenen vertrauten Berathung berief der König 
den General von Rad owitz aus Frankfurt nach Berlin. Dieſer 
merkwürdige Menſch hatte feine Cauſbahn im lurheſſiſchen Militär⸗ 
bienft begonnen und ſich als Lehrer der Krieg swiſſenſchaften in 
Caſſel hoher Achtung erfreut; dann hatte er, nachdem Kurfürſt 
Wilhelm II., in Folge beſtändiger Ausſchweifungen, mit Ge⸗ 
mahlin und Sohn zerfallen war, als erklärter Anhänger der 
Kurfürſtin, einer preußiſchen Prinzeſſin, feine Stellung aufgeben 
und in Preußen eine Zuflucht ſuchen müſſen. Hier gewann er 
durch enthuſiaſtiſche Hingebung und chriſtliche Glaubenswärme 
die volle Zuneigung des Königs, den es nicht ſtörte, daß das 
Chriſtenthum des Freundes ſehr beſtimmt die katholiſche Farbe 
trug. Nadowitz, ein ſtets ernſt blickender Mann von ſtark aus⸗ 
geprägten Geſſichtszügen, feſtem und gemeſſenem Auftreten, immer 
Herr über ſeine Affecte, war gedankenvoll und kenntnißreich, 
im Befipe eines wahrhaft encyklopädiſchen, wenn auch hier und 
da dilettantiſchen Wiſſens, ein Gelehrter gleich ſehr auf mathe⸗ 
matiſchem und geſchichtlichem, theologiſchem und archäologiſchem 
Gebiete, dabei höchſt bewandert in den adlichen Wiſſenſchaften 
der Genealogie, Wappen⸗ und Siegelkunde. Er war ein Meiſter 
ſowohl der Converſation als der Rednerbühne; hier und dort 
ſprach er ſtets nur nach gründlichſter Vorbereitung, dann aber 
mit dem ganzen Gewichte des fertigen Gedankens, der geſchloſſenen 
Form und der zugeſchliffenen Schärfe, fo daß er in der Pauls⸗ 
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kirche ſehr bald zu den gefeiertſten und von allen Parteien be⸗ 
achteten Rednern gehörte. Stets aber liebte er, lange zu ſchweigen, 
dann in der Rede errathen zu laſſen, wie viel Ungeahntes noch 
hinter dem ausgeſprochenen Worte liege, und dadurch die 
Spannung der Hörer zu erhöhen. So imponirte er, wo er 
auftrat, gewann aber nicht leicht das Vertrauen weiterer Kreiſe, 
welchen bei jenem zugleich anbeutenden und zurückhaltenden Ber⸗ 
fahren ſein Weſen und ſeine letzten Zwecke unklar blieben. Die 
preußiſchen Liberalen hatten Argwohn gegen den Katholiken, der 
in allen ürchenpolitiſchen Fragen die Begehren der ultramontanen, 
ſonſt in Frankfurt ſtets großdeutſchen und preußenfeindlichen 
Partei vertrat. Vollends die Conſervativen und Feudalen 
wußten ſich die Abſichten des Mannes nicht zu reimen, der in 
Frankfurt zur äußerſten Rechten gehörig, als Freund des Königs 
jezt eine entſchieden liberale Richtung in den deutſchen Angelegen⸗ 
heiten verfolgte. Genug, auf allen Seiten regten fi, ſchwere 
Bedenken, als dieſe undurchdringliche Perſönlichkeit jezt die ein⸗ 
flußreichſte Stellung in der Leitung der preußiſchen Politik 
gewann. Die nähern Genoſſen feines damaligen Wirkens aber 
haben ihn bis zu feinem Tod als einen eben ſo edlen Charakter 
wie bedeutenden Geift, und vor Allem als zuverläſſigen preußi⸗ 
ſchen Patrioten verehrt, welcher planmäßig und entschieden die 
großen Ziele der deutſch⸗preußiſchen Entwicklung verfolgt habe. 
Wir wollen gegen die Reinheit feiner Abſichten nichts ein⸗ 
wenden, gewiß iſt aber, daß ihm zum leitenden Staats mann 
bei allem fonftigen Talent und Wiſſen das eine, fo beſcheidene 
und doch fo große Erforderniß fehlte, der prattiſche Verſtand, 
der ſeine Ziele nach den verfügbaren Mitteln zu wählen, und 
ſeine Mittel der Erreichung des vorgeſetzten Ziels anzupaſſen 
vermag. 

Nicht unter heitern Wetterzeichen begann die preußiſche 
Regierung ihr deutſches Verfaſſungswerk. Der Donner der 
demokratiſchen Revolution dröhnte auf allen Seiten des Hori⸗ 
zent. Die Partei hatte durch ihre Märzbereine, wie wir ſahen, 
eine feſt geſchloſſene, alle deutſchen Lande durchſetzende Organi⸗ 
ſation; bereits im März 1849 erhielt das Reichsminiſterium 
aus Paris die Nachricht, daß eine lange Kette von Aufſtünden 
den Rhein entlang geplant ſei; die Ablehnung der Kaiserkrone 
buch den preußiſchen König lieferte dann den Republikanern 
die populäre Loſung, die rebelliſchen Fürſten zur nenen 
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unter das Parlament und deſſen Reich sberaſſung zu zwingen. 
Anfangs Mai erhob fich mit dieſem Rufe die bayeriſche Pfalz 
unter Mithülſe meuteriſch gewordener Truppentheile. Einige 
Tage ſpäter begann der Aufſtand in Baden, wo die Regierung 
die Reichsverſaſſung anerkannt hatte, der ſchöne nationale Vor⸗ 
wand alſo fehlte, und der wahre Zweck der Bewegung unverdeckt 
zu Tage trat. Hier verjagten oder tödteten die längſt zuchtlos 
gewordenen Soldaten ihre Officiere und traten in den Dienſt 
der Empörung; der Großherzog, ohne Mittel zum Widerſtand, 
flüchtete nach Mainz, und die republilaniſche Regierung ſuchte 
ohne Zaudern den Aufſtand weiter in Württemberg und Heſſen⸗ 
Darnſtadt zu verbreiten. Schon etwas früher, am 3. Mai, rief 
eine proviſoriſche Regierung in Dresden das Volk zur Erhebung 
auf; hier blieb die Truppe dem Fahneneide treu, war aber zur 
Überwältigung der Rebellen nicht ſtark genug, fo daß erft nach 
dem Eintreffen eines preußiſchen Garderegiments durch mehr⸗ 
tägigen blutigen Kampf die Empörung erſtickt werden konnte. 
In Preußen hatte die zweite Kammer die Reichsverſaſſung nach 
dem Beſchluß der Nationalverſammlung für rechtskräftig erklärt, 
war darauf von der Regierung aufgelöſt, und zugleich zur Er⸗ 
haltung der Ordnung ein Theil der Landwehr einberufen worden. 
Dies gab das Signal zu Proteſten und Tumulten im Oſten 
und im Weſten der Monarchie. Zahlreiche Stadtgemeinden er⸗ 
klärten ihre Anerkennung der Reichsverfaſſung und forderten 
die Entlaſſung des volksfeindlichen Miniſteriums Brandenburg. 
Die Landwehrmänner in vielen weſtfaliſchen, rheiniſchen und 
thüringiſchen Orten widerſezten ſich der Einberufung und begingen 
rohe Ausſchweifungen aller Art. Düſſeldorf und Elberfeld waren 
mehrere Tage lang in der Gewalt republikaniſcher Freiſchaaren; 
in Breslau mußte die Ordnung durch einen mörderiſchen Barri⸗ 
kaden kampf Hergeftellt werden; in Berlin ſelbſt kamen Verſuche 
zum Barriradenbau vor. Indeſſen griff hier die Regierung 
überall mit fefter Strenge durch; die Qinientruppe verfagte an 
keiner Stelle; gegen Ende Mai war im ganzen Lande die Herr⸗ 
ſchaft des Geſetzes wieder anerkannt. Mit großer Erquickung 
wurde dieſer Erfolg von den Regierungen in Hannover, Braun⸗ 
ſchweig und urheſſen begrüßt, wo die Aufregung nicht geringer, 
und an mehreren Punkten bewaffneter Zuzug für die füddeutſchen 
Infurgenten im Werke war, jept aber die Umurrzpläne wegen 
der Stirke der feindlichen Heeresmacht berlagt wurden. Aus 
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Heſſen⸗Darmſtadt aber, von dem Großherzog von Baden, und 
bald nachher auch von der bayeriſchen Regierung kamen drin⸗ 
gende Hülfsgeſuche nicht bloß an den machtloſen Reichsverweſer, 
ſondern auch an den König von Preußen, als den allein 
ſtarken Bundes freund und Erretter. Friedrich Wilhelm ver⸗ 
hieß auf der Stelle ſeinen wirkſamen, völlig bedingungsloſen 
Beistand. 

Unter ſolchen Umſtänden konnte das Berliner Cabinet hoffen, 
daß die Mittelftaaten in der Verfaffungsfache ſich dem mächtigen 
Veſchüßzer gefügig zeigen würden. Saft noch mehr aber lag dem 
Könige, wie wir wiſſen, ein Ein verſtändniß mit Oſterreich am 
Herzen, und der erſte Schritt in der großen Verhandlung war 
denn auch nach Wien gerichtet. Fürſt Schwarzenberg hatte 
wieberholt erklärt, daß fein Kaiſer ſich einem andern deutſchen 
Fürſten unterorbnen, und daß der neue Einheitsſtaat Oſterreich 
keiner deutſchen Neichsgeſetzgebung auf feinem Gebiete Geltung 
verſtatten könne. Danach erſchien auch dem Könige der Eintritt 
Oſterreichs in den von der deutſchen Nation geforderten Bundes⸗ 
ſtaat unmöglich, um fo mehr aber eine innige und unauflös liche 
Verbindung beider Maſſen zu erſtreben. Man blieb alſo auf 
dem Boden der Circularnote vom 23. Januar, mithin des 
Gagern'ſchen Syſtems vom engern und weitern Bunde. Sobald 
Radowitz feinen Entwurf der deutſchen Reichsverſaſſung vollendet 
hatte, gingen, eine volle Woche vor dem Beginne der Conferengen 
mit ben Dittelftnaten, die königlichen Vorſchläge über den weiten 
Bund nach Wien ab. Sie lauketen dahin, daß Deutſchland einen 
Bundesſtagt unter preußiſcher Leitung bilden, daß diefer Bundes⸗ 
ſtaat mit Oſterreich eine ewige Union eingehen, daß deren beide 
Mitglieder ſich volle Unterftüßung zum Schuß der äußern und 
innern Sicherheit, und bei jedem feindlichen Angriff Hülfe mit 
aller Kraft zuſagen, daß alles Erreichbare zur Förderung der 
innern Wohlfahrt und der Erleichterung des gegenseitigen Ver⸗ 
kehrs geſchehen, daß je zwei von beiden Mitgliedern ernannte 
Vertreter die Unionsregierung bilden, und dieſe die auswärtige 
Politik der Geſammtheit durch Ernennung aller Geſandten und 
Conſuln führen würde. Hiegegen erwartete Preußen, daß 
Öfterreich der Schaffung des deutſchen Bundesſtaats nach dem 
beiliegenden Entwurfe zustimmen, und zunächft mit Übernahme 
der proviſoriſchen Centralgewalt durch den König einverſtanden 
ſein würde. 
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So lockend unter andern Umſtänden dem öſterreichiſchen 
Cabinet die hier gebotenen Vortheile vielleicht erſcheinen konnten, 
fo bleibt doch die Zuderſicht verwunderlich, mit welcher dieſe Bot⸗ 
ſchaft nach Wien abgefertigt wurde. Wann hätte jemals eine 
alte und ſtolze Großmacht von Hſterreichs Range einen hiſtoriſch 
überlieferten Beſttz wie den leitenden Einfluß in Deutſchland 
gutwillig aufgegeben, zumal wenn ein von Jugendmuth erfüllter 
Herrſcher und ein Staatsmann von Selig Schwarzenberg's Tem⸗ 
perament en feiner Spipe ſtand? Wer den deulſchen Bundes⸗ 
ſteat ohne Oſterreich wollte, mußte zum Kriege mit Oſterreich 
entſchloſſen ſein: ſo lagen einmal in Folge einer mehrhundert⸗ 
jährigen Entwicklung die Dinge. Die unwiderleglichſten Gründe 
der Nützlichkeit prallten in Wien an dem Gefühle ab, daß Oſter⸗ 
reichs Ehre ein ſolches Zurückweichen aus Deutſchland nicht 
geſtatle. Erſt nach einem entscheidenden Waffengange konnte 
dort die Einſicht Play greifen, daß Oſterreich und Deutſchland 
nicht mehr friedliche Hausgenoſſen, um fo mehr aber zu Schutz 
und Truß verbundene Nachbarn und Freunde fein konnten. 

Schwarzenberg's Antwort wies denn auch am 16. Mai die 
preußiſchen Anträge vollſtändig zurück. Bei der augenblicklich 
unſichern Lage redete der Fürſt ſehr höflich, ſehr freundschaftlich: 
aber er blieb bei feinem Satze: für die endgültige Verſaſſung 
Deutſchlands ein Directorium (Oſterreich, Preußen, die Mittel⸗ 
ftaaten), für die augenblicliche Leitung eine proviſoriſche Central 
gewalt ebenfalls in collegialer Weiſe (Oſterreich, Preußen, einer 
der mittelſtaatlichen Könige). Von en gerem und weiterem Bunde, 
und gar von einem Volks hauſe beim Bunde wollte er nichts 
wiſſen. Einſtweilen begnügte er ſich mit der Bemerkung, er 
könne unmöglich ſeine Zuſtimmung zu einer Verſaſſung geben, 
die erſt in einem vorläufigen Entwurſe eriſtite. 

Dem König war hiemit die erſte, friſcheſte Freude an feinem 
Unternehmen bereits verdorben. Indeſſen ſchritt man eifrig vor⸗ 
würts, um den Fürſten Schwarzenberg ſtatt des Entwurfs 
möglichſt bald ein fertiges Werk vorzulegen. Der leitende Ge⸗ 
danke des Königs war jezt wie früher das Princip der Verein⸗ 
barung; wie ſehr er auch auf allgemeinen Beitritt hoffte, follte 
doch niemand zur Theilnahme gezwungen werden, und fo begann 
der Verfaſſungsen wurf mit dem Saße, das Reich beſtehe aus 
den Staaten, welche die Reichsverfaſſung anerkennen. In jedem 
Falle aber wollte er mit den ablehnenden Regierungen ein, wenn 
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auch weiteres, immer aber rechtlich feſtes Bundesverhältniß ger 
ſichert wiſſen, und fo kam er auf den unglüdfeligen Gedanken, 
ſein ganzes Unternehmen auf den Boden des alten Bundesrechts 
von 1815 zu ſtellen, indem er als Legitimation für den neuen 
Bundesſtaat den Artikel 11 der alten Bundezacte anrief (das 
Recht der deutſchen Souveräne, Bündniß verträge aller Art abzu⸗ 
ſchließen, nur daß fie nicht gegen die Sicherheit des Bundes 
gingen) und zugleich den Nichttheil nehmern alle ihre Rechte aus 
den Verträgen bon 1815 vorbehielt. Camphauſen hatte einige 
Wochen vorher darauf hingewieſen, daß durch die Berufung des 
deutſchen Parlaments und die Einſetzung der conſtitutionellen 
Monarchie des Reichsverweſers die ganze Bundesverfaſſung von 
1815 in die Luft geſprengt ſei, und Preußen damit freie Bahn 
für ſeine neue Schöpfung habe. Auch das Miniſterium hatte 
die Richtigkeit dieſes Schluſſes anerkannt; ſo weit aber wollte 
der König nicht gehen; er meinte, es ſei allerdings der Bundes⸗ 
tag vernichtet, die davon aber unabhängigen Beſtimmungen der 
Bundesacte in Kraft geblieben. An ſich that es ſeiner legiti⸗ 
miftiſchen Geſinnung wohl, die alten Verträge zum Ausgangs⸗ 
punkte feines Wirkens zu nehmen: er follte ſehr bald erleben, welche 
Waffen er damit ſeinen Gegnern in die Hände geliefert hatte. 

Bei der allgemeinen Gährung, welche feit Anfang Mai 
ganz Deutſchland erfüllte, lag der Wunſch nahe, das liberale 
Bürgerthum von der republikaniſchen Partei zu trennen und 
für die Sache der monarchiſchen Ordnung zu gewinnen. Rado⸗ 
witz fand alfo den Beifall feines königlichen Herrn für den 
Vorſchlag, den Frankfurter Verfaſſungsentwurf der eigenen Arbeit 
zu Grunde zu legen, und nur die vom tonſervativen und fürſtlichen 
Standpunkte aus nothwendigſten Anderungen und Streichungen 
daran vorzunehmen. So wurden die directen Wahlen nach all⸗ 
gemeinem und gleichem Stimmrecht beſeitigt, und dafür indirecte 
an die Stelle geſetzt, bei welchen die Urwähler, nach ihrem 
Vermögen in drei Klaſſen gefondert, die Wahlmänner ernennen 
ſollten. In den Grundrechten griffen zahlreiche Modiſicationen 
mit Rückſicht theils auf die öffentliche Ordnung, theils auf die 
Mannigfaltigkeit der localen Zuſtände, Platz. In dem Reichs⸗ 
tag follte bei der Budgetberathung das Staatenhaus gleiche 
Berechtigung mit dem Vollshauſe erhalten, und kein Geſetz oh ne 
Zuſtinimung der Reichs regierung Rechtskraft gewinnen. Die 
Competenz der Reichsgewalt gegenüber den Einzelſtaaten wurde 
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genau abgegrenzt, und directe Eingriffe in deren Verwaltung 
auf wenige Fälle beſchränkt. Endlich wurde die Stellung der 
deutſchen Fürsten, verglichen mit der Frankfurter Aufſtellung, 
erheblich verbeſſert. An die Stelle des erblichen Kaiſers trat ein 
Fürſten⸗Collegium, gebildet durch Preußen, Bayern und vier 
Curiatſtimmen der Übrigen, und neben demſelben als Reichsvor⸗ 
ſtand der König von Preußen. Zwiſchen beiden waren die 
Geſchäfte in der Art vertheilt, daß das Fürſten⸗Collegium die 
verſaſſungsmäßige Mitwirkung bei der Geſeßgebung ausübte, 
dem Reichsvorſtand aber die Executivgewalt, alſo die eigentliche 
Regierung, übertragen wurde. Hiemit meinte Nadowitz das 
particulare Selbſtgefühl der Fürſten verſöhnt zu haben, eine 
Hoffnung, welcher allerdings eine ſtarke Enttänſchung beſtimmt 
war. Denn wenn auch ſonſt die Mittelſtaaten mit den von 
Radowitz vorgeschlagenen Anderungen des Frankfurter Entwurfs 
wohl zufrieden waren, ſo reichte doch ihre Ausſchließung aus 
der Reichsregierung vollſtändig hin, ihnen das Ganze unleidlich 
zu machen. Sie hatten ſich unter der alten Bundesacte ſehr 
wohl befunden, und ſahen für fid) keinen Grund zu irgend einer 
Anderung: mußten fie aber in Beracht der ſchlimmen Zeiten 
einen Theil ihrer Hoheitsrechte an eine neue Reichsregierung 
abgeben, ſo wollten ſie wenigſtens in dieſer eine ſelbſtändige 
Vertretung haben. Eine ſolche bot ihnen Oſterreich in feinem 
Vorſchlag eines Bundesdirettoriums, noch dazu in voller Gleich⸗ 
berechtigung mit Preußen, dem Radowitz ſie völlig unterzuordnen 
drohte. Es war kein Wunder, daß ihr ſtilles Sehnen ganz und 
gar nach Wien hinüber ging. Hätte Oſterreich nur ebenfo viele 
Bataillone ſchon jetzt gegen die Revolution mobil machen können. 
wie Preußen! 

Am 17. Mai eröffnete Radowitz mit den Vertretern Öfter- 
reichs und drei königlicher Mittelſtaaten die Conferenzen über die 
Reichsverſaſſung. Der öſterreichiſche Geſandte, Baron Prokeſch⸗ 
Oſten, wohnte der erſten Sitzung bei, erklärte dann aber, nicht 
weiter Theil nehmen zu können. Der bayeriſche Geſandte war 
regelmüßig anweſend, ſprach auch wohl eine persönliche, meift 
ablehnende Anſicht aus, bedauerte aber ſtets, noch keine In⸗ 
ſtruckion zu bindenden Abſtimmungen zu haben. Sachſen und 
Hannover, vertreten durch ihre Miniſter von Beuſt und Stüve, 
wagten nach der geographiſchen Lage ihrer Länder noch weniger 
als Bahern einen offenen Widerſpruch. Sie bekannten ihre 
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abweichenden Meinungen, gaben aber ſchließlich ihr bejahendes 
Votum, klagten zuweilen über Radowitz's haſtiges Drängen, 
fanden aber keine Widerlegung ſeines Satzes, daß jede Zögerung 
nur der Revolution unberechenbare Vortheile bringen würde. 
So wurde in neun Sitzungen die Reichs verfaſſung und das 
Wahlgeſez durchberathen, und in der Nacht vom 26. auf den 
27. Mai das endgültige Einverſtändniß, wie es ſchien, zwichen 
Preußen, Hannover und Sachſen erreicht. Das Statut eines 
auf ein Jahr abgeſchloſſenen Bündniſſes zwiſchen den drei Staaten 
ſicherte gegenfeitigen Schutz und Beiſtaud ihnen ſowie allen 
ſpäter Beitretenden zu, gab der Krone Preußens die Oberleitung 
der Bundesangelegenheiten, ſetzte zur ſpeciellen Geſchäftsführung 
einen gemeinfamen Verwaltungsrath ein, verhieß dem deulſchen 
Volle eine Verſaſſung nach Maaßgabe des vereinbarten Ent 
wurfs, der von einer demnächſt einzuberufenden Reichsverſamm⸗ 
lung geprüft werden follte; Abänderungen, welche dieſelbe ber 
antragte, würden der Zuſtimmung der Verbündeten bedürfen; 
endlich war die Bildung eines proviſoriſchen Bundesſchiedsgerichts 
verfügt. Eine gleichzeitig feſtgeſtellte Cireularnote (nachher auf 
den 28. Mai datir ), legte das Bundesſtatut, die Verſaſſung 
und das Wahlgeſetz allen deutſchen Regierungen mit der Ein⸗ 
ladung zum Beitritt vor. Dieſes Alles wurde in der Morgen⸗ 
frühe des 27. rechtsverbindlich angenommen und unterzeichnet, 
wobei Sachſen und Hannover ſich nur noch eine nähere Erklärung 
über die Oberhauptsfrage vorbehielten. Als jedoch am folgenden 
Tage dieſe Erklärung abgegeben wurde, fand ſich darin über die 
Oberhauptsfrage lein Wort, ſondern ſtatt deſſen eine Darlegung, 
daß die beiden Regierungen ſich zu ihrer Zuſtimmung nur in 
der Erwartung entſchloſſen hätten, es würde die hier vor⸗ 
geſchlagene Verfaffung, abgeſehen von Oſterreich, Gemeingut der 
ganzen deutſchen Nation und nicht bloß eines Theils derſelben 
werden. Sollte alſo der Süden, und namentlich Bayern, bis 
zu dem Zeitpunkte der Einberufung des erſten Reichstags noch 
nicht beigetreten ſein, ſo müßten beide Regierungen das Recht 
erneuter Verhandlung zum Zweck der Umgeſtaltung der Verfaſſung 
ſich vorbehalten. 

Nach dem Wortlaut dieſes Documents konnte man ſeinen 
Inhalt dahin verſiehen, daß die beiden Höfe ſich an das Bündniß 
und die von demſelben vorgelegte Verfaſſung nicht länger ge⸗ 
bunden halten würden, wenn zur Zeit der Reichstagswahlen 
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Bayern und Württemberg nicht beigetreten wären. Eine ſolche 
Interpretation der Erklärung erſchien jedoch der preußiſchen 
Regierung unmöglich. Ein Vorbehalt dieſer Art war bei der 
Unterzeichnung des Bündniſſes und der übrigen Schriftſtücke 
weder gemacht noch angemeldet worden: feine nachträgliche Ein- 
reichung konnte an der bindenden Kraft der von beiden Höfen 
genehmigten Documente zweifellos nichts ändern. Mit dieſen 
aber hätte ein ſolcher Vorbehalt in offenbarem Widerſpruch ge⸗ 
fanden. Der Verſaſſung entwurf erklärte gleich im erſten Artikel 
das Reich als den Inbegriff der deutſchen Staaten, welche die 
Verfaſſung annähmen; das Bündnißſtatut behielt den übrigen 
ihre alten Rechte vor; die Circularnote verhieß, daß thunlichft 
bald ein Reichstag von Abgeordneten aus den dem Bündniß 
beigetretenen Staaten einberufen werden ſollte; in jedem Worte 
bafirte das ganze Werk neben der Hoffnung auf allfeitigen Bei⸗ 
tritt zugleich auf dem Entſchluſſe, auch im entgegengeſetzten Fall 
die Verfaſſung für die theilnehmenden Staaten in das Leben zu 
rufen. So hatten Sachſen und Hannover es durch ihre Unter⸗ 
ſchrift bekräftigt: und nun ſollten 24 Stunden fpäter die beiden 
Höfe ſich die Losſagung von der ganzen Sache vorbehalten 
wollen, wenn ein einziger deutſcher Staat feinen Beitritt weigerte? 
Wie gefagt, ber preußiſchen Regierung erſchien dies unglaublich. 
Sie interpretirte alfo die Erklärung in dem einfachen Sinne, 
daß die beiden Höfe ſchon jept Anträge auf Anderung ber Ber⸗ 
faffung ankündigten, falls Bayern und Württemberg dem Bünd- 
niß nicht beiträten — um fpäter ſolche Anträge nicht a limine 
mit der Bemerkung abgewiefen zu ſehen, daß die Berfaffung jn 
gerade für eilen ſolchen Fall bemeſſen und hergerichtet ſei. 
Man nahm hienach die Erklärung ohne irgend eine Gegen⸗ 
Außerung zu den Akten. 

Leider war dies ein neuer Irrthum Preußens. Sachſen 
und Hannover halten durchaus die Abſicht, durch ihre Erklärung 
ſich die Freiheit des Rücktritts vom Bündniß für den Fall der 
baheriſchen Ablehnung zu ſichern. Ja noch mehr, fie wußten 
ſchon damals ſehr beſtimmt, daß Bayern die hier vorgelegte 
Verfaſſung nimmermehr nach freiem Willen annehmen würde ), 


Y) Ole rüber laſſen die Ubereinſemmerden Berichte der englischen 
Geſanpten in Hannover, Dresden und München, welche der engliſche 
Miniſter dem Ritter Bunſen vertraulich mittheilte, nicht den geringſten 
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und kaum 14 Tage nach ihrer Unterzeichnung bereiteten fie ſchon 
den Kaiſer Nikolaus auf ihren Rücktritt vor:). Es war die 
Liſt des Schwachen, weiche hier ihre Rolle ſpielte. In dieſem 
Augenblicke, wo einſtweilen auf Oſterreichs Beſchützung noch nicht 
zu rechnen war, wagten die Höfe ihre Verwerfung der preußiſchen 
Vorſchläge nicht gerade heraus zu ſagen; fo hielten fie fi bei 
der Annahme unter zrweideutigen Worten eine Hinterkhür offen, 
um in das gegneriſche Lager hinauszuſchläpfen, ſobald die rer 
volutionären Stürme ausgekobt hätten. Für jetzt aber benahmen 
fie ſich in ihren Handlungen, als wenn jener Vorbehalt nie 
exiſtirt hätte. Am 30. Mai einigten ſie ſich mit Preußen über 
die Einſetzung des Bundesſchiedsgerichts zur Entscheidung polie 
tiſcher Streitigkeiten aller Art zwiſchen den verbündeten Staaten; 
am 11. Juni waren fie einverſtanden mit einer Denkſchrift zur 
Interpretation des Verfaſſungsentwurfs, wo im erſten Abſchnitt 
erläutert wurde, aus welchen Gründen die Verfaffung nicht wie 
die Frankfurter das ganze Gebiet des alten Bundes dem neuen 
Reiche zuweiſe, ſondern das Reichsgebiet auf die freiwillig bei⸗ 
tretenden Staaten beſchränke, und folglich auch zum Reichstag 
nur aus diefen Staaten die Abgeordneten berufe. Wer konnte 
denken, daß hinter dieſen Bekanntmachungen ein geheimer Vor⸗ 
behalt lauere, den Reichstag zu verbieten und dem Bündniß 
den Rücken zu lehren, wenn Bayern den Beitritt weigere? 

Während biefer Conferenzen waren allmählich auch die kriege 
rischen Maaßregeln gegen die Pfalz und Baden in Fluß ge⸗ 
kommen. Dort ſtanden etwa 30000 Mann im Dienſte der 
Revolution, ein buntes Gemiſch von Linientruppen, Volks wehren, 
fremden Freiſchaaren, mit lockerer Diseiplin und Organiſation, 
nur theilweise schlagfertig und fampfbereit, erſt in den letzten 


Zweiſel. Vgl. Bunſen's Leben, deutſche Ausgabe, Band 3, Seite 15 ff. 
Der Minister Frieſen, Erinnerungen I, Seite 203, möchte jene Berichte 
für unglaubwürdig erklaren. Da der engliſche Geſandte in Dresden, 
Forbes, berichtet, Beust habe, wie er ihm ſelbſt gefagt, dem Bayerifchen 
Minſſter von der Pfordten „einen Wink“ gegeben, doch ja dem Bünd⸗ 
niffe nicht beiutreten, fo bemerkt dagegen Frieſen, folder Winte habe 
es wahrlich nicht bedurſt; die Unfichten Pfordten e, der ja feldft urg 
zuvor ein fächſiſches Ministerium verwaltet, ſeien in Dresden ſehr 
genau bekannt geweſen. Alſo — 

y) So teilte es der Zar felbft dem preußiſchen Geſandten, General 
von Rochow, mit. 
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Tagen durch den uns aus Poſen befannten Mieroslawski mit 
einigermaßen feſter Führung zuſammen genommen. Auf der 
gegneriſchen Seite brachte an dieſer Stelle die Spannung zwiſchen 
Oſterreich und Preußen bereits einen bittern Hader zum Aus⸗ 
bruch. Der Erzherzog⸗Reichsverweſer hatte, wie wir ſahen, nach 
Berlin feinen Wunſch gemeldet, ven feinem Amte zurückzutreten, 
und der König ſich darauf zur Übernahme der Centralgewalt 
bereit erklärt. Da Oſterreich dies nicht zulaſſen wollte, fo blieb 
nach höherer Weiſung der Erzherzog auf ſeinem Poſten; die 
preußzſche Regierung aber fand, daß mit dem gerfalle der Rattonal- 
verſanmlung auch die von diefer in jeder Beziehung abhängige 
Gewalt des Reichs verweſers zerfallen ſei; fie erflärte hienach 
dem Erzherzog, daß fie zunächſt die wichtige Frage des dänischen 
Kriegs und Friedens auschließlich in ihre Hand genommen 
habe, und der Centralgewalt darauf keinen Einfluß mehr ver⸗ 
ſtatten werde. Als der Erzherzog darauf ärgerlich erwiderte, es 
ſei ſeine Sache, den Zeitpunkt ſeines Rücktritts zu beſtimmen, 
er laſſe ſich von niemand aus feinem Amte verdrängen, erfolgte 
ein Berliner Erlaß, der ihm in den höflichſten Formen anfündigte, 
daß man aus dem oben erwähnten Grunde fein Amt überhaupt 
nicht mehr als beſtehend anerkenne. Da zeigte ſich, mit wie voraus⸗ 
ſchauender Schlauheit Herr von Schmerling die lezten Schritte 
des alten Bundestags geleitet, mit wie kurzſichtigem Eifer der 
überkluge Herr von Uſedom ihn dabei unterstützt hatte. Das 
Reichsminiſterium erklärte dem preußiſchen Cabinet, der Erz⸗ 
herzog habe nicht bloß vom Parlamente eine neue Executivgewalt, 
ſondern auch vom Bundes tage deſſen ſämmtliche Rechte empfangen: 
dieſe zu halten und zu brauchen bis zur Einſetzung eines neuen 
Bundes-Centealorgans, fei er ſeſt entſchloſſen. In Berlin war 
man entrüftet über dieſe Taſchenſpielerei, welche den durch das 
Geſeß vom 28. Juni begrabenen Bundestag am 12. Juli wieder 
aus der Verſenkung hervorſteigen ließ, und beſchloß, fortan den 
Reichsverweſer vollftändig zu ignoriren. Dieſer that dann feiner» 
ſeits das Mögliche, um den Vormarſch der Preußen gegen Baden 
u hindern oder zu erſchweren: es lag offenbar nicht im Intereſſe 
Burris, daß Preußen hier im Weiten raſche Triumphe erringe, 
während im Oſten die maghariſchen Rebellen noch immer trotzig 
ihren Kampf fortſetzten. Mit großer Mühe hatte die Reichs⸗ 
gewalt bisher ein buntſcheck ges Truppencorps von 18000 Mann 
aus acht verſchiedenen Staaten zuſammengebracht, und unter dem 
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Befehle des früheren Kriegsminiſters, des preußiſchen Generals von 
Peucker, zur Deckung der heſſiſchen Grenze gegen Baden Aufitellung 
nehmen laſſen. Jetzt aber ſandte der Erzherzog eine dringende 
Aufforderung an die Großherzoge von Baden und b 
nicht weiter die preußische Hülfe in Anſpruch zu nehmen, da 
die Reichsgewolt in der gage fei, außer jenem Corps noch 
17000 Oſterreicher und eine entſprechende bayerische und württem⸗ 
bergiſche Truppenmacht unter dem Oberbefehl des heſſiſchen Prinzen 
Emil (eines bekannten Preußenfeindes) ) zuſammenzubringen, 
und damit der Revolution in kurzer Friſt den Garaus zu machen. 
Die beiden Fürſten aber wußten nur zu gut, wie es in Wahrheit 
um jene herrlichen Truppenmafjen ftand, und lehnten ben Antrag 
des Erzherzogs kurzer Hand ab. In der erſten Woche des Juni 
erſchienen darauf die preußiſchen Colonnen an der Grenze des 
aufftändiſchen Gebietes. 

Preußen hatte zwei kleine Armeecorps für die Bekämpfung 
der füddeutſchen Revolution gebildet, eines unter General von 
Hirſchſeld, ungefähr 20000 Mann, zunächſt gegen die bayeriſche 
Pfalz, ein anderes, 15000 Mann unter General Graf Gröben, 
zur Beſetzung der Nedarlinie neben Peucker beitimmt. Den 
Oberbeſehl über das Ganze führte der Prinz von Preußen, 
welcher, Frankfurt vermeiden, die drei Corpsführer am 13. Juni 
zum Kriegsrath nach Mainz berief. General von Peuder erſchien 
wie die beiden andern; ohne formelle Erklärung war es ſelbft⸗ 
verſtändlich, daß auch er fortan unter den Befehl des Prinzen 
trat. Da die Streitkräfte der Revolution am untern Neckar auf⸗ 
geſtellt waren, wurde beſchloſſen, fie dort durch Gröben zu ber 
ſchäftigen, während Peucker oſtwärts den Strom hinauf zöge, 
ihn bei Zwingenberg überſchritte, und dann im Rücken der Auf⸗ 
ſtän diſchen bei Sinsheim Stellung nähme; zugleich würde Hirſch⸗ 
ſelb, bei deſſen Corps der Prinz von Preußen fein Hauptquartier 
nehmen wollte, nach Einnahme der Pfalz bei Germersheim 
über den Rhein gehen, und von dort nach Wiesloch marſchiren, 
um mit Peuder in Verbindung zu treten und die Einſchließung 


) Inn Jahre 1818, wenn ich nicht irre bel Leipzig, Hatte Napoleon 
beim Beginn einer Atlale dem jungen Prinzen zugerufen: en avant, 
wei de Prusse. Daß gerade die Preußen daun eifrig zum Sturze 
eines fo wohlwollenden Protector mitgewirtt, hatte dem Prinzen 
keinen angenehmen Eindruck hinterlaſſen innen. 
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des Rebellenheeres zu vollenden. Man hoffte am 21. Juni 
dieſe Bewegungen und damit den ganzen Krieg zum Abſchluß 
zu bringen. 

Hirſchfeld's Erfolge in der Pfalz entſprachen dann auch 
dieſen Erwartungen. Wo feine Vortruppen ſich zeigten, Tiefen 
nach wenigen Schüſſen Volkswehr und Freiſchaaren davon; die 
Preußen find überall, meldete einer ihrer Führer, man ſieht 
nichts als Himmel und Pidelfauben. Es war dentlich, daß bei 
den Voltsmaſſen weder Überzeugung noch Fanatismus, ſondern 
nur die Luſt an Unordnung und Ungebundenheit die Theil⸗ 
nahme am Aufſtande hervorgerufen hatte. Daz Land war in 
wenigen Tagen unterworfen, und ſchon am 20. Juni vollzog 
Hirfchfeld den Rheinübergang, ließ am folgender Morgen dort 
den General Hannecken mit 5000 Mann zurück, und ſezte ſich 
mit dem Hauptcorps in Diarfd ſüdoſtwärts auf Bruchſal. Nun 
hatte ebenfalls am 20. Mieroslawski in Heidelberg Nachricht 
erhalten, preußiſche Truppen ſeien über den Rhein gekommen; 
er dachte, es ſei ein erſter Vortrab, den er über oder in den 
Strom zurückwerſen könne, raffte ſofort ungefähr 11 000 Mann 
zuſammen und fiel am 21. im Laufe des Vormittags mit doppelter 
Übermacht bei Waghäusel über Hannecken's ſchwache Abtheilung 
her. Die badiſchen Linientruppen, wohl wiſſend, welch“ eine 
Strafe fie bei dem Unterliegen ihrer Sache erwarte, fochten mit 
muthiger Ausdauer, jo daß Hannecken nach mehrſtün digem 
tapferem Widerſtande ſich zu wohlgeordnetem Rückzug auf 
Philippsburg entſchließen mußte. In demſelben Augenblick aber 
erſcholl am ſüdlichen Ende der badiſchen Aufitellung bei Wieſen⸗ 
thal neuer Kanonendonner. Im preußischen Hauptquartier hatte 
man das Feuer von Hannecken's Gefecht vernommen, und zu 
feiner Unterſtüzung den General von Brun mit ungeſuhr 
3000 Mann zurückgeſandt, der jetzt ohne langes Beſinnen den 
Feind angriff, wo er ihn fand, was ihm freilich nach Hannecken's 
Rückzug ſehr zum Unheil hätte ausſchlagen können. Bei den 
Rebellen aber, wo jedermann die preußische Hauptarmee noch 
jenseits des Rheins vermuthete, war die Überraſchung und der 
Schrecken über Brun s Erſcheinen allgemein, und als ein ge 
fangener Unterofficier des 7. Ulanenregiments vor Mieroslawski 
geführt wurde und dieſem erklärte, der Prinz von Preußen mit 
der ganzen Armee ſtehe bei Bruchſal und fei gegen ihn im Anzug, 
befaßt der Pole auf der Stelle den Abbruch des Gefechts und 
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ſchleunigen Rückmarſch nach Heidelberg, um von dort über Sins⸗ 
heim, an den Preußen vorüber, die Straße nach dem Süden 
wieder zu gewinnen. Es war richtig gedacht, bewirkte aber in 
der Ausführung den Sturz der ganzen Sache. Die Soldaten, 
ohne feſte militärifche Zucht, durch das piößliche Auftreten des 
Feindes in ihrem Rücken bereits erſchüttert, verloren bei dem 
Befehl zum Rückmarſch allen Halt, und wenige Schüſſe der 
Diviſion Brun reichten aus, eine vollſtändige Panik unter ihnen 
hervorzurufen. In eiliger Flucht und wirrer Auflöfung wälzte 
ſich der Schwarm nach und durch Heidelberg. Wäre die preußiſche 
Dispoſition vom 13. in allen Stücken pünktlich ausgeführt 
worden, ſo wären die revolutionären Banden — denn von 
geordneten Truppenkörpern war kaum noch zu reden — in Sins⸗ 
heim dem Peucker ſchen Corps geradezu in die Hände gelaufen, 
und der ganze Krieg binnen drei Tagen beendigt worden. Allein 
das Reichsheer, ſchwerfällig durch die Zahl feiner halb ſelb⸗ 
ſtändigen Elemente, und von Peucker mit großer Bedachtſamkeit 
und Bequemliäjleit geführt, iam vierundzwanzig Stunden zu 
ſpat in Sinsheim an, als eben der letzte Trupp der feindlichen 
Nachhut den Ort verlicß. Für den Ausgang des Kriegs hatte 
das Berfäumniß keine Folgen, da es unmöglich war, die auf⸗ 
gelöften Inſurgentenhaufen wieder zu einer geſchloſſenen Armee 
zuſammen zu faſſen; einzelne Schaaren leiſteten noch einmal 
einen blutigen Widerſtand an der Pfinz, und einige Tage ſpäter 
an der Murg; dann aber war Alles vorbei, und was nicht ſchon 
gefangen war, in eiliger Flucht zur Schweizergrenze. Am 23. Juli 
ergab ſich ihre leßte Zufluchtsſtütte, Raſtadt, auf Gnade und 
Ungnade, und überall nahmen die landes herrlichen Behörden 
ihre Thätigkeit wieder auf. Die Vevölterung, welche durch das 
wüſte Treiben der revolutionären Führer und ihrer Genoſſen 
aller Orten ſchwere Einbußen erlitten hatte, war auf lange 
Zeit von allen Umſtanzgelliſten gründlich geheilt. Noch nach 
mehreren Jahren lonnte man in Baden den Spruch hören: die 
Kammern find liberaler als das Volk, die Minifter liberaler 
als die Kammern, der Großherzog Friedrich iſt liberaler als 
fie Alle. 

Seit dem 21. Juni hatte ſich alſo der preußiſche Sieges⸗ 
lauf bis zum Bodenſee unaufhaltſam und glänzend vollzogen, 
während ganz ähnliche Erfolge in Jütland gegen die Dänen 
erſtritten wurden. Sehr ſelten hatten die preußiſchen Fahnen 
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ſich auf fo weiten Länderftreden triumphirend entfaltet. Der 
Eindruck war für den Augenblick bedeutend. Hätte am 22. Ju ni 
Graf Brandenburg die deutſchen Regierungen auffordern dürfen, 
binnen acht Tagen ihre Annahme oder Ablehnung der Verfaſſung 
vom 26. Mai einzuſen den, und zugleich erklart, daß am 1. Juli 
in den zuſtimmenden Staaten die Abgeordneten⸗Wahlen zum 
erſten Reichstag ausgeſchrieben würden: die Zahl der Ab⸗ 
lehnenden wäre ſehr, ſehr gering geweſen. Um Zeit zu gewinnen, 
eilte der baperiſche Miniſter von der Pfordten gleich am 23. Juni 
ſelbſt nach Berlin und verhandelte vierzehn Tage lang über Modi⸗ 
ficationen der Reichsverſaſſung, natürlich ohne Erfolg, da er den 
Eintritt Oſterreichs in den Bundes ſtaat und abwechſelndes 
Bundespräfidium zwiſchen Oſterreich und Preußen, übrigens 
aber die Überweiſung der ganzen Regierungsgewalt an das 
Fürſten⸗Collegium, alſo Wegfall des Reichsvorſtandes beantragte 
und alle ſonſtigen Zugeſtändniſſe, die ihm Radowit anbot, für 
ungenügend erklärte In Wien war man in dieſen Wochen 
außer ſich über Preußens Erfolge. Erzherzog Johann, jetzt 
überall von Preußens Einfluß umgeben und in völlige Macht⸗ 
loſigkeit verſezt, meldete ſich krank, und begab ih von Frankfurt 
nach Gaſtein; die proviſoriſche Centralgewalt hatte ſeitdem nur 
noch eine Scheinexiſtenz. Was wollte Fürſt Schwarzenberg 
dagegen ins Werk ſetzen? Der Einmarſch der ruſſiſchen Truppen 
in Ungarn begann äußerſt langſam; Radetzky verwahrte ſich gegen 
jede Verminderung der italieniſchen Armer; nicht 10000 Mann 
waren für eine Einwirkung auf Deutſchland verfügbar. Je 
ſchwücher in der Sache, deſto heftiger wurde Schwarzen berg in 
den Worten. Allen Geſandten in Wien verſicherte er, in kurzer 
Friſt werde Ungarn unterworſen ſein; dann werde er mit der 
Schürſe des Schwerts den preußiſche Anmaaßungen entgegen 
treten. Glaubt mir, ſagte dort der hannoveriſche Geſandte 
damals ſeinem preußiſchen Collegen, es gibt Krieg, und dann 
werden die Truppen Sachſens und Hannovers, Euerer Bundes⸗ 
genoffen, zu den Öfterreicheen übergehen; verlaßt Euch darauf 
Einſtweilen ſtrengte Schwarzenberg alle Mittel an, um buch 
die öſterreichiſchen Geſandten die deutſchen Staaten von dem 
Eintritt in das preußiſche Bündniß abzuhalten, und bewirkte bei 
manchen Höfen wenigſtens eine lange Verzögerung des Ente 
ſchluſſes. Denn eine fo preſſende Anfrage, wie id) fie vorher 
bezeichnete, war völlig den Grundſätzen König Friedrich 
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Wiljelm’s zuwider: er wollte ja keinen Beitritt, der widerwillig in 
olge irgend eines Druckes, und nicht aus wohlerwogener freier 
berzengung erfolgte. So vollzogen ſich die Anmeldungen zum 

Bündniß äußert langſam und tropfemveife. Dagegen begannen 
in den erſten Wochen des Juli die großen Krieg soperationen der 
beiden Kaiſermächte gegen Ungarn, und auf der Stelle wurde 
es erkennbar, daß jetzt die Unterwerfung der magyariſchen Re⸗ 
volution in kurzer Friſt geſichert ſei. Darauf brach Miniſter 
von der Pfordten die zwecklos gewordenen Berliner Geſpräche 
ab, und erließ am 12. Juli ein Circular an alle bayeriſchen 
Geſandtſchaften, es ſei jetzt klar, daß Preußen keine andere Ab⸗ 
ſicht verfolge, als rechtswidrige Vergrößerung der eigenen Macht; 
damit fei ein Krieg zwiſchen ihm und Oſterreich in dichte Nähe 
gerückt, und man müſſe nur wünſchen, daß ein folder nicht 
weitere europäiſche Verwicklungen hervorruſe. Die Abſage war 
fo grob wie möglich, Hatte aber keine andere Folge als eine 
schmerzliche Vertheidigungsſchriſt des preußischen Hofes, ja einige 
Wochen ſpäter eine nochmalige Anfrage, ob Bayern nach beſſerer 
Überlegung nicht doch dem Bündniſſe beitreten wolle. Damals 
aber, in der zweiten Hälfte des Auguſt, hatte ſich in Oſterreich 
die Entſcheidung des Revolutionskriegs vollendet; die ungarischen 
Heer haufen hatten auf Gnade und Ungnade capitulirt, und gleich⸗ 
zeitig auch Venedig, der letzte Herd des nationalen Widerſtandes 
in Italien, der Übermacht feine Thore geöffnet. Hierauf beſann 
man ſich in München und Stuttgart nicht länger, in aller Form 
die definitive Ablehnung des Bündniſſes vom 28. Mai in Berlin 
anzumelden. Jetzt würde Oſterreich, wie man meinte, den aufe 
dringlichen Preußen die Wege weiſen. 

Indeſſen war in Wien der Eifer zu neuen Waffengängen 
nicht fo groß, wie der Münchener Staatsmann am 12. Juli ge- 
fürchtet oder gehofft hatte. Die Nachwehen des ſchweren Bürger⸗ 
kriegs laſteten auf allen Theilen des Landes, auf allen Zweigen 
der Verwaltung; in der dentſchen Frage wünſchte Fürſt Schwazen⸗ 
berg vor Allem ſich mit den Mittelſtaaten über ein poſitives 
Programm zu verſtändigen und bis dahin das Verhältniß zu 
Preußen hinzuhalten. Dazu kamen ſehr nachdrückliche Mahnungen 
des ruſſiſchen Kaiſers, welcher zwar das deutſche Einheitswerk 
in jeder Form verabſcheute, aber ebenſo beſtimmt einen offenen 
Bruch zwiſchen den deutſchen Großmächten zu verhindern wünſchte. 
So erhob denn Schwarzenberg keinen Widerspruch, als im Laufe 
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des Auguſt Erzherzog Johann ernſilich feinen Rüdtritt ankündigte, 
und durch den Unkerſtaatsſecretär feines auswörtigen Amtes, 
den Darmſtädter Freiherrn von Biegeleben, einen Vorſchlag ein⸗ 
reichte, nach welchem Oſterreich und Preußen interimiſtiſch die 
dem gieichsverweſer vom Bundestage am 12. Juli 1848 über- 
tragenen Befugniſſe übernehmen und dis zum 1. Mai 1850 
gemein ſam durch eine Commiſſion von vier Mitgliedern ausüben 
würden, während welcher Zeit übrigens die Herſtellung der 
Bundesverfaſſung der freien Vereinbarung der Regierungen 
überlaſſen bliebe. Als dieſer Vorſchlag durch Biegeleben in 
Berlin vorgelegt wurde, war der König ſogleich zur Annahme 
geneigt, und nachdem die weitere Verhandlung noch einige Zu⸗ 
geſtändniſſe des kaiserlichen Hofes bewirkt hatte, freudig ent⸗ 
ſchieden. Bis dahin hakte Oſterreich, wie wir ſahen, auch für 
eine neue proviſoriſche Centralgewalt ſtets die Theilnahme der 
Mittelſtaa ten gefordert; dies Begehren war jetzt aufgegeben, und 
in der vorgeschlagenen Zweiherrfchaft für Preußen völlig gleiches 
Recht mit Oſterreich eingeräumt. Sodann hatte Öfterreich bis⸗ 
her die Anerkennung des preußiſchen Bundes ſtaats hartnäckig 
verweigert; in dem Entwurſe war jetzt eine ſolche allerdings 
nicht ausdrücklich ausgeſprochen, jedoch, wie man meinte, durch 
den Satz, welcher die Verfaſſungsfrage der freien Vereinbarung 
der Regierungen überließ, thatſächlich gegeben. Es wurde hie⸗ 
nach am 30. September der Vertrag über das Interim in Wien 
unterzeichnet. Es war ein neuer Schritt Preußens auf dem 
Wege zur Wiederbelebung des alten Bundesrechts, eine Zu⸗ 
fimmung zu der öſterreichiſchen Behauptung, daß der Reichs⸗ 
verweſer durch den Bundegztag deſſen Rechte empfangen, und 
ſie jetzt durch die Einſetzung des Interim den beiden Groß⸗ 
müchten überliefert habe, oder mit einem Worte, daß die Rechte 
des Bundestags niemals untergegangen ſeien. Niemand in 
Berlin scheint damals geahnt zu haben, welchen Gefahren für 
Preußens Beſtrebungen hiemit Thor und Thür eröffnet wurden. 
General Nadowiß hatte felbft die Harmloſigleit, im Landtage 
am 24. October die offizielle Erklärung abzugeben, Preußen er⸗ 
kenne nach den Vorträgen von 1815 unbedingt die Verpflichtung 
jedes deutſchen Staats an, nach der Aufhebung des Bundestags 
für die Herſtellung eines neuen Centralorgans zu ſorgen. 
Immer waren unterdeſſen die Anſchlüſſe der Kleinſtaaten 
an das Bündniß vom 26. Mai ungefähr volftändig geworden. 
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Außer Luxemburg und Holſtein fehlten nur noch Liechtenſtein, 
Heſſen⸗Homburg und die freie Stadt Frankfurt. Man glaubte 
jetzt preußiſcher Seits in der Lage zu fein, die entſcheidende 
Maaßregel zur Conſtituiung des deutſchen Bundesstaats, die 
Berufung des Reichstags, ergreifen zu können. Eines Wider⸗ 
spruchs innerhalb des Bundes verſah man ſich nicht, da Sachſen 
und Hannover ihren Vorbehalt vom 27. Mai niemals wieder 
erwähnt, vielmehr bei den Verhandlungen mit Naſſau, Braun- 
ſchweig, den ſächſiſchen Herzogthümern, über deren Beitritt zum 
Bunde, ſtets erklärt hatten, der Beitritt müſſe unbedingt fein, 
außer dem Bundesſtatut, dem Verfaſſungsentwurf und der Note 
vom 28. Mal gebe es keine Normen für die Rechte und Pflichten 
der Bundesglieder; irgend welche Anderungen an dem vorge⸗ 
ſchlagenen Verfaſſungsentwurf ſeien nur unter einſtimmiger Ge⸗ 
nehmigung aller Bundesglieder zuläſſig. Es iſt einleuchtend, 
daß alle dieſe Sätze mit einem Vorbehalt freies Mücktritts aus 
dem Bunde, falls Bayern nicht Mitglied werde, unverträglich 
waren; um fo mehr fand ſich Preußen in feiner urſprünglichen 
Inkerpreiation des Vorbehalts beſtärkt. So brachte am 26. Sep⸗ 
tember der naſſauiſche Bevollmächtigte den Antrag ein, den 
Tag für die Reichstagswahlen feſtzuſtellen, und der preußiſche 
Vorſitzende des mit den Bundesgeſchäften betrauten Verwaltungs⸗ 
raths setzte ihn für die Sitzung des 5. October auf die Tages⸗ 
ordnung. 

Allein hier erlebte man, daß feit dem 26. Mat die Zeiten 
ſich geändert hatten. Damals war Öfterreich ohnmächtig, Preußen 
der einzige Beſchützer gegen die Revolution geweſen. Jetzt war 
die Revolutton durch Preußen niedergeworſen, Oſerreich aber 
wieder frei in feinen Bewegungen. Damals hatte man ſich 
Preußen gefügt, um nicht der Revolution zu erliegen. Jetzt 
konnte man unter Oſterreichs Schuß dazu it, ſich der 
gegen Preußen übernommenen Pflichten zu entledigen. 

Am 5. October waren die übrigen Mitglieder des Ver⸗ 
waltungsraths ſümmtlich mit dem naſſauiſchen Antrag einver⸗ 
ſtenden. Hannover aber legte kräftigen Widerſpruch ein. Der 
Verfaſſungzentwurf ſebſt behalte eine Verſtän digung mit Öfter- 
reich vor; daraus folge, daß er vor Erzielung dieſes Einver⸗ 
ftündniffes nicht Geſetz werden könne. Ferner beziehe der Ent⸗ 
wurf ſelbſt ſich mehrfach auf das alte Bundesrecht, erkenne alſo 
deſſen fortdauernde Geltung an. Nach der Bundesacte aber 

® SuDeT, Begeändung b. brutfden Reicht. 1 17 


Google 


258 Das Drelkönigsbündniß. 1849 


könne die Bundesverfaſſung nur durch einflimmigen Beſchluß 
des Bundestags, mithin nach deſſen Aufhebung jetzt nur durch 
einfimmigen Beschluß aller deutschen Regierungen geändert 
werden. Anderungen aber der alten Verfaſſung enthalte der 
vorliegende Entwurf in Menge; folglich bedürſe ez zu feiner 
Verwirklichung des Einverſtändniſſes aller deutſchen Regierungen, 
gleichviel ob fie dem Bündniſſe vom 26. Mai beigetreten ſeien 
oder nicht. Ohne Genehmigung Oſſterreichs, Bayerns u. f. w. 
dürſe kein Schritt zur Errichtung des vorgeſchlagenen Bundes⸗ 
ſtaats geſchehen: es gebe aber keinen wichtigern Schritt zu dieſem 
Ziele, als die Berufung des Reichstags; demnach lege hiegegen 
Hannover, mit voller Zuſtimmung Sachſens, feierlich Verwahr⸗ 


ein. 

Als Preußen, Naffau, Darmſtadt. Weimar unter vielſeitigem 
Beifall ſich gegen die Grundlage der ganzen Erörterung, gegen 
die Fortdauer der ganzen frühen Bundes verfaſſung nach Weg⸗ 
fall ihres einzigen Organs, des Bundestags, erhoben, nahm 
Hannover, und ſtets Sachſen mit ihm, Bezug auf den Vorbehalt 
vom 27. Mai. Als darauf auch dieſem, nach Hannovers eigenen 
ſpätern Erklärungen, jede rechtliche Bedeutung beſtritten wurde, 
deckte Hannover und ſtets Sachſen mit ihm, ſeine Stellung mit 
der Unerſchütterlichteit feines deutſchen Einheitsdranges: man 
habe dem Vaterlande eine Verfaſſung für das ganze deutſche 
Volt verſprochen, ein Bundesstaat aber ohne Bayern und 
Württemberg ergebe nicht die Einheit, ſondern die Spaltung 
der Nation. Dieſe wohlfeilen Phraſen konnten keinen großen 
Eindruck machen, und nachdem die Verhandlung mehrere Sitzungen 
erfüllt Hatte, beſchloß der Verwaltungsrat mit allen gegen zwei 
Stimmen die Anberaumung der Parlamentswahlen auf den 
15. Januar 1850.) Sachſen und Hannover verſüegen ſich 
darauf zu der Erflärung, der Verwalfungsrath ſei überhaupt 
nicht befugt, Mehrheit beſchlüſſe zu faffen; zu jedem Veſchluſſe 
ſei die Einſtimmigleit aller Mitglieder nöthig. Die Antwort 
lag auf der Hand: da das Bündnißſtatut vom 26. Mai eine 
ſolche Vorſchrift an keiner Stelle enthält, fo verſteht ſich die 
Competenz der Mehrheit von ſelbſt. Hierauf machten die Ver- 
treter der beiden Königreiche am 20. October die Anzeige, daß 
fie ferner keinen Antheil an den Arbeiten des Verwaltungs raths 


) Der Termin wurde fpäter auf ben 31. verſchoben. 
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nehmen könnten und deshalb in ihre Heimath zurückkehrten; ihre 
Regierungen würden jedoch getreue Mitglieder des Bündniſſes 
vom 26. Mai bleiben, und ſich auch an der Einführung des 
damals vorgelegten Verfaſſungs⸗Entwurſs betheiligen, ſobald die 
dazu nöthigen Vorausſetzungen eingetreten wären. 

So waren im Verlaufe eines halben Jahres dem Drei⸗ 
königsbündniß zwei ſeiner Könige abhanden gekommen, und 
unter der Verſicherung ſchönſter Bundestreue bereits in voller 
Arbeit zum Abſchluß eines Gegenbdundes. Für Preußen aber 
war der vom Könige am 2. April bezeichnete Fall eingetreten: 
ohne die Könige gebe es keine Reichsverſaſſung; die Stellung 
Preußens zu den Kleinſtaaten werde ein Schutzverhältniß, und 
hienach ſei der Verſaſſungsentwurf angemeſſen umzugeſtalten. 
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2. Kapitel. 
Der Gegendund. 


Fürft Schwarzenberg war nicht der Mann, der eine von 
dem Gegner gebotene Blöße unbeachtet und unbenutzt gelaſſen 
hätte. Bisher hatte er ſich begnügt, dem preußiſchen Bundes⸗ 
ſtaate feine Zuſtimmung zu verfagen: jett gab ihm der Abfall 
Sachſens und Hannovers den Anlaß, und Preußens Halbheit 
in der Frage der Fortdauer des alten Bundesrechts die bequemſte 
Form zum Angriff. Da Preußen die dauernde Rechtskraft ein⸗ 
zelner Theile des alten Syſtenis aus freien Stücken anerkannt 
hatte, behauptete er fofort die Nechtsbeſtändigteit der ganzen 
Bundesacte als eines einheitlichen Organismus, ſo daß, wo die 
Ungunſt der Zeiten eine Lücke darin geriffen, jedes Mitglied den 
Anſpruch und die Verpflichtung hätte, für möglichſt raſche Aus⸗ 
füllung derſelben zu ſorgen. In einem Erlaſſe vom 12. November 
führte er dieſe Anſchauung, ſtets auf preußiſche Citate ſich ſtützend, 
im Einzelnen aus, und ließ dann am 28. eine zweite Depeſche nach 
Berlin abgehen mit der Erklärung, daß der Verfaſſungsentwurf 
vom 26. Mai und der darauf zu gründende Bundesſtaat nach den 
Rechtsſützen von 1815 vollkommen unzuläſſig fei. Vergeblich rufe 
Preußen den Artikel 11 der alten Bundesacte an; denn hier fei 
den deutſchen Einzelstaaten das freie Bündnißrecht nur inſoweit 
gegeben, als ſich das ſelbe mit der Sicherheit des großen Bundes 
vertrage; nun aber könne man dieſe Sicherheit nicht ürger verletzen, 
als wenn man einem Sonderbund, wie hier geſchehe, die Com- 
petenz und die Zwecke des großen Bundes ſelbſt übertrage, und 
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damit die ganze Exiſtenz des lehtern bedrohe. Schwarzenberg ge: 
langte von dieſem Standpunkte zu einem wuchtigen Proteſte gegen 
jeden Verſuch, den Sonderbund in das Leben zu rufen, alſo 
zunächſt gegen die Einberufung des am 15. Januar 1850 zu 
wählenden Reichstags, deſſen Beſchlüſſe in jeder Hinficht null und 
nichtig ſein würden; Oſterreich würde einer jeden, durch ſolche 
Schritte verletzten Regierung Schuß und Beiſtand mit feiner 
geſammten Macht gewähren. In ſehr durchſichtiger Verhüllung 
war damit die Verwirklichung des preußiſchen Bundesſtaats als 
Kriegsfall bezeichnet. 

Der preußiſche Miniſter, Freiherr von Schleinitz, antwortete 
darauf, daß die Documente vom 26. Mai die Garantie für die 
Sccherheit der deutſchen Bundesſiaaten nicht zerſtörten, ſondern 
beträftigten, alſo den Regeln des Artikels 11 der Bundesacte 
vollkommen entsprächen. Daß die Mitglieder des Bündniſſes 
dem beabſichtigten Reichsvorſtande und Fürſten⸗Collegium gewiſſe 
Hoheitsrechte abträten, ſei ebenfalls durch Artikel 6 der Wiener 
Schlußacte ganz ausdrücklich verſtattet. Preußen werde alſo 
unbeirrt auf ſeinem Wege voranſchreiten, und abwarten, welche 
deutsche Regierung irgend eine Schädigung durch den am 26. Mai 
vorgeſchlagenen Bundesſtaat werde nachrweiſen können. Damit 
war gelaſſenes Muthes der von Schwarzenberg hingeworſene 
Handſchuh, ſoll man ſagen, aufgenommen oder ignorirt? 

Wenn übrigens Fürſt Schwarzenberg die alle Bundes⸗ 
verfaſſung zur Stütze feiner Polemik gegen Preußen genommen 
hatte, fo war er doch weit entfernt davon, feine eigenen Pläne 
für Deutſchlands Zukunft auf dieſem Boden auferbauen zu wollen. 
Vielmehr waren feine Entwürfe für eine gründliche Neugeſtaltung 
des Bundes, wie wir fie früher aus feiner Correſpondenz mit 
Berlin und Frankfurt kennen gelernt haben, in allen Beziehungen 
unverändert: Eintritt Gefommtöfterreich3 ſowohl in den deutſchen 
Bund als in den preußiſchen Zollverein, Erſezung des Bundes⸗ 
tags durch ein ſiebenköpfiges Directorium (Oſterreich, Preußen⸗ 
die vier Mittelſtaaten, die beiden Heſſen), Erforderniß der Ein⸗ 
fimmigteit nur bei Verfaſſungsünderungen, Wegfall jeder Volts⸗ 
vertretung beim Bunde, Zertheilung Deutschlands in ſechs Kreiſe, 
ein jeder unter der Leitung eines königlichen Kreisoberſten. Im 
Einzelnen waren darüber schwerlich ſchon feſte Beſchliſſe gefaßt; 
nur ſo viel erfuhr der preußiſche Geſandte in Wien, daß man 
dort ſehr ärgerlich über die eben eingetretene Erwerbung Hohen⸗ 
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zollernz und damit eines in Süddeutſchland vorgeſchobenen 
Poſtens durch Preußen war; um fo weniger dürfe man bei der 
känſtigen Kreigeintheilung Preußen auch an der Nordſee feiten 
Fuß faſſen laſſen und ihm höchſtens Mecklenburg oder Anhalt 
zuweiſen; es ſei wichtig, neben ihm Hannover durch die Annexion 
von Oldenburg und Braunſchweig zu einem ſtarken Nordſeertiche 
zu erweitern. Den Mittelſtaaten waren dieſe Vorſtellungen natür⸗ 
lich äußerſt angenehm. Über Schwarzenberg 's energiſche Ein⸗ 
fpeadje gegen den preußischen Bundesſtaat waren fie vollends 
entzückt, und ſchon um Weihnachten 1849 legte Bayern den drei 
andern Königreichen den Entwurf einer neuen deutſchen Bundes⸗ 
verfaſſung im öſterreichiſchen Sinne vor. Die Verſtündigung 
ging fo schnell bon Statten, daß bereits am 23. Januer 1850 
der Württemberger Staatsanzeiger die Grundzüge des von den 
vier Königen in Angriff genommenen Werkes veröffentlichen 
konnte. Es erfolgte darauf eine preußiſche Anfrage nach Dresden 
und Hannover, wie die Erklärung der beiden Höfe, trotz ihres 
Protefied gegen die Reichstagswahlen ſtels noch Mitglieder 
des Bundes vom 26. Mai zu fein, ſich mit der Betheiligung an 
einem fo feindseligen Unternehmen vertrage. Hiedurch fanden 
ſich Sachsen und Hannover bewogen, in München eine nochmalige 
Verhandlung mit Preußen über Pfordten's frühere Vorſchlüge in 
Berlin anheim zu geben: Pfordten aber ſchlug dies rund und 
kurz ab, weil jene Vorſchläge auf einem jept glücklich über- 
wundenen Standpunkte gemacht feien; damals im Juni ſei Öfter- 
reichs Eintritt in den Bund zweifelhaft geweſen, jetzt ſei Öfter- 
reich bereit, mit ganzer Macht das Bundeswerk zu fördern; von 
einer beſondern Unterhandlung mit Preußen könne alſo keine 
Rede mehr ſein. Hannover und Sachſen ließen es dabei bewenden, 
und die Arbeit an der künftigen Bundezverfaſſung ging unter 
den Vieren ihren Gang um fo rüſtiger voran, als ſich in den⸗ 
ſelben Wochen ein weiterer ſehr wichtiger Abfall von dem preußi⸗ 
ſchen Bündniß vorbereitete: der Kurfürſt Friedrich Wilhelm von 
Heſſen, der urſprünglich aus beſondern Gründen — wir berichten 
ſpäter noch davon — in das Bündniß eingetreten war, entließ 
plötzlich am 23. Februar fein liberales Min iſterium, um einen 
veactionären Fanatiker, Daniel Haſſenpflug, an die Spitze feiner 
Regierung zu stellen. Am 27. erfolgte darauf in München dit 
formelle Vereinbarung des von den vier Königen berathenen 
Verſaſſungsplanes mit der Beſtinmung, daß er zunüchſt in Wien 
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und Berlin zur Annahme empfohlen werden ſollte. Hannover 
hatte vier Tage vorher in Berlin ſeinen Austritt aus dem 
Bündniß vom 26. Mai angezeigt, weigerte aber doch, wie es 
ſcheint aus einem gewiſſen Anſtandsgefühl, ſeine Unterſchrift 
unter dem Münchener Vertrag, allerdings unter ſteter Betheuerung 
tätiger Geſinnungstüchtigkeit. Freiherr von Beuſt aber hatte 
ſolche Bedenken überflüfiig gefunden, und unzögerlich den Mün⸗ 
chener Vertrag mitvollzogen, fo daß Sachſen officiel jezt Mitglied 
zugleich des Bundes und des Gegenbundes geworden war. 
Der Entwurf lieferte nun in den meiſten Punkten die öſter⸗ 
reichiſchen Forderungen, zum Theil aber nur in halb verſchümten 
Andeutungen. Die Competenz der Bundesgewalt in der innern 
Politik wurde durchgängig als Oberaufficht bezeichnet, und unter 
Anderm ihr auch die Oberaufſicht über „die gemeinſamen Zoll⸗ 
und Handels⸗Angelegen heiten“ beigelegt, was auf Oſterreichs 
Eintritt in den Zollverein zielte. Das ſiebenköpfige Directorium 
wurde als Bundesregierung bezeichnet, welche überall nach ein- 
facher Stimmenmehrheit Beſchlüſſe faßt, und nur bei Verſaſſungs⸗ 
ünderungen der Einſtimmigteit bedarf. Oſterreichs Prüſtdinm 
war, wohl als ſelbſtverſtändlich, nicht erwühnt. Wenn Fürſt 
Schwarzenberg jede Volksvertretung beim Bunde zurückwies und 
höchſtens ein Staatenhaus von Regierungs bevollmächtigten zu⸗ 
laſſen wollte, fo wirkte doch in dem Blute Pfordten's noch fo 
viel Erinnerung an feine radieale Jugendzeit, daß er lebhaft 
für ein Bundesparlament eintrat, und bei den drei Genoſſen 
ſchon aus Rückſicht auf ihre Kammern entſchiedene Unterftügung 
fand. Das Ergebniß war endlich der vermittelnde Vorſchlag 
einer Nationalbertretung, welche durch die Kammern der Einzel⸗ 
staaten zu wählen ſei, hundert Mitglieder von Oſterreich, hundert 
von Preußen, hundert von den übrigen Staaten, und zwar 
ſollte die den beiden Großmächten zugetheilte Zahl unverändert 
bleiben, gleichviel ob dieſelben mit der Geſammtheit oder nur 
mit einem Theile ihres Gebietes dem Bunde beiträten — womit 
dann die Bereitwilligkeit zur Aufnahme der öſterreichiſchen Ma⸗ 
gyaren, Slaven und Italiener ausgeſprochen war. Daß dieſe 
ſogenannte Nationalvertretung nicht zu heftige Sprünge machen 
könne, dafür war vorgeſorgt. Sie ſollte alle drei Jahre zur 
Genehmigung etwaiger Bundesgeſetze und zur Bewilligung der 
erforderlichen Matrieular-Umlagen (andere Einkünfte waren dem 
Bunde nicht zugedacht), ſonſt aber nur nach dem Ermeſſen der 
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Bundesregierung einberufen, vertagt oder aufgelöſt werden. Ein 
Bundesgericht wurde verheißen, über ſeine Zuſammenſetzung und 
Competenz aber nichts geſagt. Endlich wurde Schwarzenberg's 
Kreis- oder Gruppenſyſtem mit ſchüchterner Unbeftimmtheit zur 
Erwähnung gebracht: nach Aufzählung der ſieben directorialen 
Stimmen wurde den übrigen Bundesgliedern freigeſtellt, mit 
welcher derſelben fie ſich vereinigen wollen. Ohne Zweifel 
empfand Bayern, welches keine, zur Annexion geeignete Nachbarn 
beſaß, für dieſen Theil des Schwarzenberg ſchen Programms 
keine beſonders warme Begeiſterung. 

Als das fo geftaltete Werk in die Hände der nächſien 
Adreſſaten gelangte, verſtand es ſich, daß die officielle Wiener 
Antwort lebhaften Beifall ausſprach, in Berlin aber die Zu⸗ 
ſtimmung vollſtandig ausblieb. Im Gegentheil fand ſich das 
preußiſche Miniſterium jetzt veranlaßt, auf die ſchleunigſte Ber⸗ 
wirklichung des engern Bundesſtaats zu dringen. Allerdings 
konnte man nach dem Ausſcheiden der Könige nicht wohl mehr 
von einer Reichsverfaſſung reden: es war ſchon beſchloſſen, ſtatt 
deſſen dem Bundesſtaate den Titel einer Union zu geben, und 
in einer Zuſatzacte zur Verſaſſung dies im Einzelnen durchzu⸗ 
führen. Dem zum 20. Dry nach Erfurt einberufenen Parla⸗ 
mente ſollte dann die Verfaſſung vom 26. Mai nebſt der Zuſatz⸗ 
acte zu unveränderter Annahme, hoffentlich in einer einzigen 
Geſammtabſtimmung, vorgelegt werden; da indeß durch den 
Abfall der beiden Königreiche mehrfache Anderungen unerläßlich 
waren, würde man eine ſofortige Reviſion der angenommenen 
Verfaſſung dem Parlamente vorſchlagen. Immer wäre durch 
die Geſammtannahme derſelben der Bundesſtaat gebildet, die 
bundestreuen Regierungen durch ein feſtes Band vereinigt, der 
Geſahr der völligen Auflöſung des Bundes vorgebeugt. Dagegen 
wäre bei einer Berathung nach den einzelnen Artikeln den 
Gegnern freies Spiel gegeben; die Forderung derſelben wäre 
gleichbedeutend mit dem Aufgeben des Bundesſtaats. Bei der 
Geſammtannahme aber könnte Preußen ſofort die Stelle des 
Reichs⸗ oder Unionsvorſtandes einnehmen; an die Stelle des 
Verwaltungsraths trüte eine von Preußen abhängige Unions⸗ 
regierung. Nur auf dieſe Art würde eine feſte Grundlage für 
die Unterhandlungen über die Verfaſſung des weitern Bundes 
gewonnen; in ſicherer Stellung könne man die Gegner kommen 
laſſen und annehmbare Vorſchläge erwarten. So war am 
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9. März der einſtimmige Beſchluß des vollzähligen Miniſter⸗ 
raths. 

Der König aber war entschieden anderer Meinung. Die 
Union, welche nicht mehr das deutſche Reich darſtellen konnte, 
hatte damit fein herzliches Wohlgeſallen durchaus verloren. Sein 
ganzes Intereſſe ſtand jet darauf, ſich mit Osterreich über den 
weitern Bund und deſſen definitive Verfaſſung zu verſtändigen. 
Dann erſt ſollte innerhalb dieſes großen Bundes, und deſſen 
Grundgeſetzen angepaßt, die Union in das Leben treten. Einſt⸗ 
weilen war er ganz einverſtanden mit einer vorläu 
thung ihrer Verfaſſung durch das Parlament, äußerte ſich aber 
ſogleich bedenklich und ſehr bald ablehnend über die Annahme 
der Verfaſſung durch eine einzige Abſtimmung des Parlaments, 
und vollends über ſein dann auf der Stelle folgendes Auftreten 
als Unionsvorſtand. Er machte jetzt kein Hehl daraus, daß die 
von ihm ſelbſt dem deutſchen Volke dargebotene Verſaſſung vom 
26. Mat ihm außerſt bedenklich geworden ſei. Sie war damals 
bei der revolutionären Gährung mit Rückſicht auf die liberalen 
Stimmungen des Bürgerthums im liberalen Sinne redigirt 
worden. Nun fand der König, daß die Stimmungen ſich ver⸗ 
ändert, und folglich auch entſprechende Anderungen der Verfaſſung 
Plaß zu greifen hätten; wenn das Parlament dieſe nicht voll⸗ 
ziehe, müſſe er ſich trotz der Enbloe⸗Annahme des Ganzen die 
Freiheit vorbehalten, aus der Union auszuſcheiden. 

Allerdings ſah es zur geit in Preußen anders aus, als 
ein Jahr zuvor. Nach der Auflöſung der Kammern im April 
1849 hatte die Regierung ein neues Wahlgeſetz octroyirt, des⸗ 
ſelben Inhalts wie ihn damals Radowitz für die Reichstags⸗ 
wahlen vorſchlug. Darauf Hatte die demokratische Parlei mit 
heftigen Proleſten gegen ſolche Geſetzwidrigkeit und mit all⸗ 
gemeiner Wahlenthaltung geantwortet, und war hiemit, da die 
Straßentumulte gründlich beſeitigt waren, von dem politiſchen 
Schauplatz völlig verſchwunden. In den neuen Kammern fanden 
ſich die Männer der Frankfurter Naiſerpartei jetzt als Vertreter 
eines gemäßigten Liberalismus auf der Linken; ihnen gegenüber 
auf der äußerſten Rechten ſtand unter der Führung des Priſi⸗ 
denten von Gerlach und des Proſeſſors Stahl eine ſtarke Partei 
feudaler und hochkirchlicher Rohaliſten. Nachdem am 31. Januar 
1850 die preußiſche Staatsverfaſſung zur definitiven Verkündi⸗ 
gung gekommen, war die Stellung der beiden Parteien zu dem 


Google 


266 Der Gegenbund. 1850 


Vündniß und der Verfaſſung vom 28. Mai von felbft gegeben. 
Eine Verſammlung der Altkaiſerlichen in Gotha hatte, während 
die Demokraten auch hier Enthaltung forderten, den Entwurf 
vom 26. Mai gebilligt und ihr Erſcheinen in Erfurt, ſowie ihr 
Eintreten für die Enbloe⸗Annahme beſchloſſen. Sie blieben 
hiebe auch nach dem Abfall der beiden Königreiche; ſie ver⸗ 
krauten auf die in den Dingen liegende Kraft, welche auch dem 
verffeinerten Yunbesftante, wie es beim Sollvereine geschehen, 
die jetzt noch Widerſtrebenden zuführen werde. Die ſeudale 
Partei dagegen hatte überhaupt geringen Eifer für die Union 
und erhob um fo ſchärfern Einſpruch gegen die ungeänderte 
Annahme der Verfaſſung. Sie wurde hauptſöchlich durch drei 
Gründe in dieſer Haltung beſtärkt. Zunächſt fürchtete fie eine neue 
Schmnälerung der monarchiſchen Autorität, wenn der preußiſche 
König, der ſchon mit der Berliner Volksvertretung ſchwere 
Kümpfe gehabt, fortan mit zwei Parlamenten ſich abzzufinden 
hätte ). Sodann beſorgte fie, daß Preußen durch das Bündniß 
mit einer Anzahl Klein ſtaaten nur einen geringen Machtzuwachs 
erlangen, dafür aber in wichtigen Fragen durch die Rechte des 
Fürſten⸗Collegiumz in feiner inneren und äußeren Politik ge- 
lähmt und gehindert werden könnte. Endlich ſchien es ihr nach 
dem bisherigen Auftreten Ofterreic8 gewiß, daß der beabsichtigte 
Bundesſtaat einen großen Krieg mit dieſer Macht und vielleicht 
mit Rußland zur Folge haben würde, und ein ſchlimmeres Unheil 
für Deutſchland und Europa wußte ſie ſich damals nicht vor⸗ 
zuſtellen. 

Dieſe Partei hatte nun durch ihre Stellung im preußiſchen 
Landtag die volle Sympathie des Königs gewonnen. Wieder⸗ 
holt betonte er alſo in den Sigungen des Miniſterraths die 
Notwendigkeit, daß Regierungscommiſfare und Minifter in 
Erfurt mit der äußerſten Rechten Hand in Hand gehen müßten; 
ein Zwieſpalt zwiſchen der Regierung und dieſer Partei würde 
die ſchwerſten Gefahren mit ſich bringen. Es ſei demnach dem 
Parlamente vom erſten Tage an kein Zweiſel darüber zu laſſen, 
daß Preußen die Verſaſſung ohne die erforderlichen Anderungen 
nimmermehr ausführen würde). Indeſſen erlangte Nadowitz 


9) Die feit 1866 gemachten Erfahrungen haben bieſe Anfiht 
hinreichend widerlegt. 
) Miniſterialſtgung vom 11. März. 
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vom Könige fo viel, daß ihm verſtattet wurde, dem Reichstag 
die Annahme der Verfaſſung im Ganzen zu empfehlen, unter 
Vorbehalt einer ihr ſofort folgenden Revifion derſelben, da ohne 
eine ſolche und deren günſtiges Ergebniß der König unter 
Umftänden die ganze Union aufgeben könnte. 

Der weſentliche Unterſchied gegen den Miniſterialbeſchluß 
vom 9. März lag, wie man ſieht, darin, daß nach die ſem 
die Einſetzung der verfaſſungsmäßigen Unionsregierung ſogleich 
nach der Enbloc⸗Annahme und noch vor der Reviſion der Ver ⸗ 
faſſung erfolgen ſollte, nach dem Willen des Königs aber bis 
nach der Reviſion und deren Beſtätigung durch die Fürſten aus⸗ 
gefegt, und damit völlig in das Unbeſtimmte verſchoben blieb. 
Und damit nicht genug, fie follte nach ſeiner Meinung ja erft 
Statt finden nach der Conſtituirung des weiteren Bundes mit 
Osterreich und einer dadurch bedingten nochmaligen Reviſion der 
Unionsverfaſſung. Es iſt einleuchtend, daß damit die ganze 
Sache hoffnungslos war. Warum dies nicht auf der Stelle 
erklären? Der Sinn des Königs wurde eben nicht durch poli⸗ 
tiſche Erwägung, ſondern durch fubjective Gefühle beſtimmt. Es 
erſchien ihm edelmüthig gegen Öfterreich, nicht raſchet mit dem 
Bundesſtaat als mit Wien voran zu gehen; es erſchien ihm 
ebelmüthig gegen die ſchuhbedürſtigen Klrinſtaaten, dieſen nicht 
vor der Zeit das preußiſche Schuß bündniß zu kündigen. Daß 
es einem Könige nicht verſtattet ift, auf Koſten des ihm anver⸗ 
trauten Staats großherzig gegen Dritte zu ſein, ebenſo wie ein 
Vormund nicht auf Koſten ſeines Mündels großherzig gegen 
deſſen Schuldner fein darf, davon hatte Friedrich Wilhelm kein 
Bewußtſein. Mit feinem vielſeitigen Edelmuth verſtrickte er 
Preußen in ein Unternehmen, dem er ſelbſt bei jedem Schritte 
die Wurzeln abgrub, um es endlich in einer für Preußens Ehre 
ſchwer bedenklichen Weiſe aufgeben zu müſſen. 

Als das Parlament am 20. März 1850 zufaxımentrat, zeigte 
ſich ſogleich, daß für die unbedingte Geſammtannahme der Ver⸗ 
ſaſſung und der Zuſaßacte eine ganz entſchiedene Mehrheit 
geſichert war. Kein Demokrat ſaß in der Verſammlung; die 
Stümmfährer für die Enbloc⸗Annahme waren eben Simson und 
Gagern, Beſeler und Vincke, die frühern preußiſchen Miniſter 
von Bodelſchwingh und Ludolf Camphauſen, die fpätern preußi⸗ 
ſchen Finanzminiſter von Patow und Otto Camphauſen. Sie 
wußten ſehr wohl, daß fie die preußiſche Regierung durch ihre 
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Abſtinunung nicht binden konnten; ihnen lag daran, wie es der 
preußiſche Winiſterrath am 9. März erklärt hatte, durch die An⸗ 
nahme der von den verbündeten Regierungen vorgelegten Ber- 
faffung einen feſten Rechtsboden zu ſchaffen, welcher dem Abfall 
treuloſer Staaten jeden Vorwand entzöge. Daß zu ſolchen Er⸗ 
wägungen Anlaß genug vorhanden war, zeigte das Erſcheinen 
des kurheſſiſchen Miniſters Haſſenpflug, der im Verwaltungs rath 
ſich ent ſchieden feindfelig gegen das ganze Werk ausſprach, und 
am 13. April in einer weitſchichtigen Note dem Berliner Cabinet 
erörterte, vor einer Übereinkunft mit Oſterreich und den Münchener 
Verbündeten dürfe ſchlechterdings kein weiterer Schritt auf dem 
in Erfurt betretenen Wege geſchehen. Dies entſprach freifich 
den innerſten Wünschen des Königs, welcher noch in der letzten 
Stunde Radowitz anwies, das Parlament wenigſtens dahin zu 
beſtinmmen, daß es zuerit die Reviſton vornehme, und dann für 
den Fall der Nichtbeſtätigung durch die Regierungen die urſprüng⸗ 
liche Verfaſſung auch nicht annehme, ſondern nur „die Abſicht“ 
ausſpreche, „fie dann anzunehmen“. Allein die Führer der 
Majorität waren in ihrer einfachen Auffaſſung nicht zu erſchüttern. 
Am 15. April beſchloß das Volkshaus und gleich nachher auch 
das Staatenhaus die Enbloc-Annahme der Verfaſſung und der 
Aufagacte, wie schwer auch Nadowit seufzte, daß man dadurch 
die Erlangung des Bundesſtaats gefährde. Gleich nachher 
wandte ſich dann das Parlament der begehrten Reviſion der 
Verfaffung zu, und führte dieſe in allen weſentlichen Punkten 
nach den Wänſchen der preußiſchen Regierung, wenn auch nicht 
der äußerſten Rechten, durch. Hiemit waren feine Aufgaben 
erledigt, und am 29. April wurden feine Sitzungen unter ver⸗ 
bindlicher Anerkennung feiner Einſicht und Vaterlandsliebe ge⸗ 
ſchloſſen. 

Vielleicht hätten dieſe Worte weniger ſreundlich gefautet, 
wäre die Verſtimmung des Königs über das Parlament nicht 
durch feindfelige Schritte der großdeutſchen Partei in den Hinter⸗ 
grund gedrängt worden. 

Schon am 15. März hatte der König von Württemberg in 
ſeiner Thronrede bei Eröffnung der Kammern ſo Unglaubliches 
in groben Angriſſen auf die preußiſche Regierung geleiſtet, daß 
dieſe ſich zu vollſtändigem Abbruch der diplomatiſchen Beziehungen 
genötigt ſah. Dann kamen in den folgenden Wochen immer 
beſtimmtere Nachrichten, daß in Folge der Wiener und Münchener 
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Einwirkungen außer Kurheſſen auch die Souveräne von Heſſen⸗ 
Darmſtadt, Anhalt, Lippe⸗Schaumburg, Mecklenburg⸗Strelitz im 
Begriffe fänden, der preußjſchen Union den Rücken zu kehren. 
Mit ganz anderer, geradezu entſcheidender Wucht aber traf 
endlich ein Schlag der öſterreichiſchen Regierung ſelbſt in den 
Mittelpunkt der ganzen Streitfrage. 

Seit dem Abſchluſſe des Interims war unaufhörlich zwiſchen 
Wien und Berlin über die deutſche Angelegenheit verhandelt 
worden. Von Wien aus, wo man jetzt beſtimmt den Plan 
gefaßt hatte, die politifien Vortheile des Zollverein dem 
Berliner Rivalen ſtreitig zu machen, wurde der Eintritt Oſter⸗ 
reichs in eine große Zolleinigung mit Deutſchland angeregt; 
das preuhifche Cabinet, nicht minder entſchloſſen, feine Führer⸗ 
ſchaſt auf dem deutſchen Handelsgebiete zu behaupten, ſprach 
anerkennende Worte über die hohe Bedeutung des Wiener Vor⸗ 
ſchlags, hatte aber leider durchaus entgegengesetzte Anfichten über 
die richtige Form feiner geſchäftlichen Behandlung. Dann hatte 
der prenßiſche Geſandte Graf Bernſtorff zahlreiche Geſpräche mit 
dem Fürſten Schwarzenberg über die Bildung einer proviſoriſchen 
deutſchen Centralgewalt beim Ablaufe des Interims. Anfangs 
ſtanden ſich die Meinungen ſchroff entgegen: Preußen wünſchte 
einfach Verlängerung des Interims, alſo Führung der Central⸗ 
gewalt durch die beiden Großmächte, bis zur Einrichtung einer 
definitiven Verfaſſung für Geſammtdeutſchland, wobei dann der 
rechtliche Beſtand feiner Union von Ofterreic) anzuerkennen, oder 
wenigſtens thatſächlich nicht zu beſtreiten wäre. Dies Alles 
lehnte Schwarzenberg ab, indem er zugleich auch für die provi⸗ 
ſoriſche Centralgewalt das ſiebenkopfige Directorium und fein 
Gruppenſyſtem begehrte, wovon dann Preußen wie bisher nichts 
wiſſen wollte. Ein naſſauer Hofrath Forsboom, ein ſowohl von 
dent preußischen Miniſter Schleinitz als von dem Fürſten 
Schwarzenberg geſchätzter Mann, legte darauf im April 1850 
vermittelnde Vorſchläge vor, welche nach einigen Modificationen 
Schwarzenberg annahm, und Vernſtorff am 12. April feiner 
Negierung empfahl. Nur noch über wenige Punkte war eine 
Differenz zurückgeblieben, und Graf Brandenburg glaubte, auf 
eine nahe Ausgleichung hoffen zu dürfen. 

Da geſchah, daß am 15. April, wie wir fahen, das Volks⸗ 
haus in Erfurt die Unionsverfafſung en bloc annahm: und 
kaum glaublich mochte es draußen erſcheinen, daß der preußiſche 
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König von dieſer Thatſache gar keinen Gebrauch zur Befeſtigung 
der Union machen ſollte. Wenn dies aber geſchähe, wenn die 
Union jetzt in die Wirklichkeit träte, fo theilte Schwarzenberg 
die Anſicht, daß fie, wie der Zollverein, unwiderſtehlich die übrigen 
deutſchen Staaten in ihre Kreiſe hinein ziehen und bamit factiſch 
Oſterreich aus Deutſchland hinausdrängen würde. Zur Bes 
kämpfung dieſer Gefahr erſchien ihm ein Organ nothwendig, 
welches den Mitteln materieller Gewalt auch die Waffen des 
Rechts hinzuzufügen vermöchte, und nahe genug lag bei dem 
bisherigen Gange der Verhandlung die Schöpfung dieſes Organs, 
die erneuerte Activirung des am 12. Juli 1848 inactiv gewordenen 
Bundestags. Demnach beſchloß Schwarzenberg zunächſt einen 
vorbereitenden Schritt. Am 19. April zeigte er durch eine 
Circularnote den deutſchen Regierungen außer Preußen an, daß 
das Interim vom 30. September am 1. Mai ablaufe, Deutſch 
land aber nicht ohne eine, zunüchſt proviſoriſche, Centralbehörde 
ſein könne, leider habe die darüber mit Preußen gepflogene 
Unterhandlung zu keinem Einvernehmen geführt; mithin bleibe 
nach aller Wahrſcheinlichteit nichts übrig, als ein Congreß aller 
deutſchen Staaten zur gemeinſamen Einſetzung einer neuen 
Centralgewalt, und Osterreich, nach der Bunbedacte von 1815 
mit dem Präfibium des Bundestags betraut, ſei zunächſt berufen, 
einen ſolchen Congreß zu veranlaſſen. Was die Autorität des 
Congreſſes betraf, fo fügte der Miniſter die Bemerkung hinzu, 
wer dort nicht erſcheine, würde damit auf fein Stimmrecht ver- 
zichten, aber ſelbſtverſtündlich den Beſchlüſſen des Congreſſes 
unterworfen bleiben. Immerhin hatte der Fürſt auch jetzt noch 
nicht die Entſchließung zum Bruche mit Preußen gefaßt. Noch 
war die von dem Könige einzuhaltende Bahn nicht bekannt, und 
Schwarzenberg's bisherige Freunde machten nicht überall erfteu⸗ 
liche Mittheilungen. Der ruſſiſche Kaiſer erklärte den Eintritt 
Geſammtöſterreichs in den beutichen Bund für unvertröglich mit 
den Verträgen von 1815; der bayeriſche Minifter ärgerte den 
Fürſten durch ſtets wiederholtes Begehren einer Volksvertretung 
beim Bunde. In beiden Beziehungen glaubte Schwarzenberg 
in Berlin auf ein freundlicheres Entgegenkommen hoffen zu 
dürfen, und noch am 20. April ſchrieb Forsboom an Herrn 
von Schleinitz, daß der Fürſt in günſtigſter Stimmung ſei 
und von den Mittelſtaaten hinweg ſich Preußen zuzuwenden 
wünſche. 


Google 


1850 Dfterreich® Antrag auf Herſtelung des Bundestags. 271 


Unterdeſſen aber war dem preußiſchen Cabinet durch die 
bremiſche Regierung die ihm vorenthaltene Circularnote vom 
19. mitgetheilt worden, und hatte natürlich bei ihm das höchſte 
Befremden erregt. Auch hier wünschte man, wenn irgend möglich 
den Bruch zu vermeiden, und fo ſandte Herr von Schleinitz am 
22. April eine Depeſche nach Wien, worin er Preußens Ein- 
verſtündniß mit der Berufung des Congreſſes unter den Bes 
dingungen ausſprach, daß die Einladung dazu von beiden 
Mächten erlaſſen werde, daß keine Rede von einem Wiederauf⸗ 
leben dez alten Bundestags, alſo auch nicht von deſſen Rechten, 
Geſchüftsformen und Majoritätsbeſchlüſſen ſei, daß nur die 
Bildung der propiſoriſchen Centralgewalt berathen, und endlich 
daß kein Widerſpruch gegen die Thatſache erhoben werde, daß 
22 deutſche Regierungen durch ein engeres Bündniß vereint find, 
und hie nach auch in Frankfurt geſchloſſen auftreten. Dieſe Er⸗ 
öffnung eniſchied den kaiserlichen Minifter. Auf die drei erſten 
Bedingungen wäre er, berichtete Graf Bernſtorff, vielleicht eins 
gegangen, aber die vierte enthielt die Anmeldung der Union als 
eines ſeſtgeſchloſſenen Bundes, und dies war für ihn das Signal 
zum Kampf. Bereits am 26. April erſchien eine neue Circular⸗ 
note, welche in ſcharfem Gegenſatz zu den preußiſchen Anſchau⸗ 
ungen alle deutſchen Regierungen im Namen der Präſidial macht 
des deutſchen Bundes einlud, zum 10. Mai Bevollmächtigte nach 
Frankfurt zu ſenden, um dort zunächſt eine neue proviſoriſche 
Centralgewalt zu bilden, und dann zu einer Reviſion der Bundes⸗ 
verfaſſung in Gemäßheit der Bundesacte und der Wiener Schluß⸗ 
acte zu ſchreiten. Oſterreich denke dabei nicht an einfache Rück⸗ 
kehr zu den alten Zuständen, ſondern werde Alles thun, um zu 
einer zeitgemäßen Reform derſelben zu gelangen. Die Pflicht 
aller Bundesglieder, ſich an einer ſolchen Berathung zu be⸗ 
theiligen, ſtehe feſt, und ſei auch von Preußen, namentlich 
durch die Erklärung des Regierungscommiſſars (Radowitz) am 
24. October in der zweiten Kammer, aus drücklich und wieder⸗ 
holt anerkannt. Wer hienach ſeine Theilnahme an dem großen 
Werle verweigerte, würde damit ſeinen Austritt aus dem Bunde 
erklüren; eine ſolche Abſicht aber widerſtreite dem Artikel 5 der 
Wiener Schlußacte, ſo daß die Nichterfüllung der oben aus⸗ 
geführten Pflichten ohne Verletzung der angelobten Bundestreue 
nicht denkbar wäre. 

Formell kamen in dieſem Actenſtücke die Worte „Herſtellung 
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des Bundestags“ nicht vor, thatſächlich aber waren ſie durch 
den Inhalt jedes Sapes gegeben. Was die ganze National- 
verſammlung mit Ausnahme Robert Blum's und feiner Genoſſen 
für unmöglich und unglaublich erklärt hatte, hier war es geſchehen. 
Dieſelbe öſterreichiſche Regierung, welche die Annahme der Reichs⸗ 
verweſerſchaft auf Grund des die Vernichtung des Bundestags 
erklärenden Gesetzes vom 28. Juni 1848 öffentlich und feierlich 
ausgeſprochen hatte, lud jezt in der undefangenſten Weiſe zur 
Wiederaufnahme der für eine Weile vertagten Sitzungen des 
vernichteten Bundestags ein, behauptete ſogar die Pflicht aller 
Bundesglieder zum Erſcheinen und bedrohte die Säumigen mit 
den Strafen für die Verletzung der Bundestreue. Ein Gefühl 
grimmiger Genugthuung durchlief damals die Reihen ber Partei⸗ 
genoffen Robert Blum's: jetzt würden die ſogenaunten Ber 
müßigten erkennen, wohin das blinde Vertrauen auf Treu und 
Glauben der gekrönten Häupter ſie geführt habe. 

Wenn übrigens Fürſt Schwarzenberg in der Circularnote 
erklärt hatte, daß er nicht auf einfache Herſtellung des Alten, 
sondern auf eine gründliche Berbeſſerung der Bundesverfaſſung 
ausgehe, fo wiſſen wir, daß dies keineswegs eine leere Rede⸗ 
wendung war. Nach wie vor hielt er an ſeinem Plane der 
deutſchen Directorialregierung beharrlich feſt, und hatte auch 
keinen Grund, deshalb die Herſtellung des Bundeslags zu 
scheuen. Denn fein Plan konnte dem Rechte nach in jedem 
Falle nur durch einftinmige Beſchließ ung Aller zu Stande 
kommen, im Bundestag ebenſo wie auf einem freien Congruß. 
Die Frage war nur, auf welchem Wege er am ſicherſten die 
Macht zur Erzwingung eines ſolchen Beſchluſſes gewann, und 
da die preußiſche Union die Kleinſtaaten beſchützte, fo kam es 
zunädit auf eine Waffe zur Sprengung der Union an. Dazu 
aber däuchte ihm der Bundestag durchaus geeignet. 

Durch dieſes Vorgehen Oſterreichs wurde König Friedrich 
Wilhelm im innerſten Herzen gekränkt und empört. Mitten aus 
hoffnungsvollen Unterhandlungen heraus, hinter Preußens 
Mücken eingeleitet, war plöhlich der ſeindſelige, dem Rechte und der 
Logik gleich fehr widerſprechende Streich erfolgt. Der Bundestag 
war unter Zustimmung aller deutſchen Regierungen vernichtet; 
wie Tonnte Oſterreich ohne entſprechende Einſtimmigkeit Aller 
ſeine Wiederberufung betreiben? Auf dem Boden des alten 
Bundesrechts felbft war die Berufung ungeſetzlich: denn das 
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Plenum des Bundestags konnte nur durch Beſchluß des eng ern 
Rathes verſammelt werden, deſſen Befugniſſe aber waren durch 
Zuſtimmung aller Regierungen der Centralcommiſſion des Ins 
terimß übertragen, alſo nur durch dieſe, d. h. durch Oſterreich 
und Preußen gemeinfam, und nicht durch Oſterreich allein, hätte 
die Einladung geſchehen können. Vor Allem aber, ſeit wann 
war Preußen auf die Machtſtufe von Waldeck oder Bernburg 
geſunken, daß die wichtigſte Maaß regel in deutſchen Dingen er⸗ 
folgen durfte, ohne irgend ein vorgängiges Benehmen mit ihm, 
unter Drohung von Excluſion und Execution, wenn es einen 
Widerſpruch wage? Dergleichen nimmermehr zu dulden oder 
anzuerkennen, war der König feit entſchloſſen. Die Union war 
ihm bereits durch den Abfall der Könige verleidet; der bevor⸗ 
ſtehen de Rücktritt der beiden Heſſen hätte ihn ſehr wahrſchein lich 
zum völligen Verzichte auf den ganzen Plan beflimmt: jeht 
aber, als Oſterreich zur Zerſtürung der Union ihm die neue 
Herausforderung, die Berufung des Bundestags, in das Geſicht 
ſchleuderte, da braufte fein Ehrgefühl auf, und er erklärte ein 
um das andere Mal, nimmermehr würde er von der Union 
ablaſſen. 

Mochte man nun dies loben ober tabeln, ſicher war das 
Eine daß, wenn man die Union zu erhalten und zu verwirklichen 
wünſchte, es nur einen einzigen Weg zu dieſem Ziele gab, die 
Rücklehr zu dem Miniſterialbeſchluß vom 9. März, die Erklärung, 
daß die Unionsverfafſung vom 26. Mat vermöge ihrer Enbloe⸗ 
Annahme durch das Parlament rechtskräftig geworden jei, und 
demnach die ſofortige Einſetzung der Unionsregierung, unter dem 
Vorbehalte, demnüchſt auf die Reviſionsbeſchlüſſe des Parlaments 
Zurück zu kommen. Gegen ein ſolches Verfahren ſtand keinem 
der verbündeten Staaten ein Einſpruchsrecht zu; war aber auf 
dieſe Art die Uırion verwirklicht, fo hatte die Unionsregierung 
das Recht und die Pflicht, jede Regung eines treuloſen Abfalls 
mit allen Mitteln des Bundesgerichts und der Erecution zu er⸗ 
drücken. Es war die einzig zutreffende und ehrenhaſte Antwort 
auf Schwarzenberg's rechtloſe Offenſive. 

Allein die ganze Natur des Königs ſträubte ſich gegen ein 
ſolches Verfahren. Trotz aller Beleidigungen wollte er in fo 
einſchneidender Weiſe die alte Bundesfreundſchaft mit Öfterreich 
nicht zerreißen. Noch weniger mochte er ſich von ſeinem urſprüng⸗ 
lichen Grundſatz trennen, nur freiwillig beitretende Mitglieder 
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um ſich ſehen zu wollen, einem Grundſatz, der ohne Zweifel 
ſeinen guten Sinn bei der Frage des Eintritts in den Bund 
hatte, aber nach der Verwirklichung der Unionsverfaſſung natürlich 
finnlos wurde. Ein für alle Male hatte er erklärt, mit der 
ungeänderten Verfaſſung vom 26. Mai nicht regieren zu wollen; 
bei dieſem Entfehluffe blieb er auch jezt: nicht die ungeänderte, 
ſondern die Berfaffung, wie fie vom Parlamente revidirt war, 
ſollte den Bundesgenoſſen zur Annahme empfohlen werden. 
Daun hatte aber jede der verbündeten Regierungen das Recht, 
gegen jeden veränderten Artilel Einspruch zu erheben; die Aus⸗ 
führung der Verfaſſung konnte erſt erfolgen, wenn alle Ander⸗ 
ungen von allen Regierungen angenommen waren. Das war 
gleichbedeutend mit einer Vertagung bis zum Beginne des tauſend⸗ 
läbrigen Reiches. 

Um feine traurige Entſchließung äußerlich mit dem mög ⸗ 
üachſten Pompe zu umgeben, war der König mit Eifer auf einen 
Gedanken des Herzogs von Coburg eingegangen, die verbündeten 
Fürſten nebſt deren verantwortlichen Miniſtern auf den 8. Mai 
zu einer perſönlichen Zuſammenkunft in Berlin einzuladen. Sie 
erſchienen Alle, mit einziger Ausnahme des Großherzogs von 
Heſſen⸗Darmſtadt, der, bezeichnend für ſeine Geſinnung, ſeinen 
Better, den Kurfürſten, mit feiner Vertretung beauftragt hatte. 
Mit ſtolzer Genugthuung wurde in Berlin conſtatirt, daß ſich 
noch niemals in aller Weltgeſchichte ein folder Kranz gekrönter 
Häupter um einen König von Preußen verſammelt hätte. Nach 
ſeierlichem Empfang und brüderlicher Umarmung!) traten die 
Fürſten unter dem Vorſitze des für die Union begeiſterten Herzogs 
von Coburg zur Conferenz zufammen. Der heſſiſche Kurfürst 
erllärte ſogleich, daß die Union nicht ausgeführt werden dürfe, 
und daß man nach Frankfurt gehen müſſe; auf die Frage nach 
feinen Gründen brachte er wenig Haltbares vor, und rief, dann 
in die Enge getrieben, nach feinem Haffenpflug. Dieſer ſpielle 
dieſelbe Rolle bei der durch Radowiß geleiteten Berathung der 
Miniſter, erhob formelle Schwierigkeiten verſchiedener Art, hörte 
unter Zurückhaltung ſeines Votums zu, wie etwa zwölf von 
22 Staaten nach Preußens Vorgang die reridirte Verfaſſung 
annahmen, die andern aber theils Vorbehalte machten, theils 


y Als babe der Kurfürft den Aönig küßte, vief der Herzeg ven 
Braunſchwelg ganz leut: Judas! 
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in der Beurtheilung der einzelnen Artikel außeinander gingen. 
Ein unterdeſſen angekommener Darmſtädter Bevollmüchtigter 
Hatte feinen andern Auftrag als zu hören und zu berichten. 
Bei dieſen Differenzen war alſo das Ergebniß. daß die Unions⸗ 
verfaſſung für's Erſte nicht ausgeführt werden konnte. Preußen 
flug deshalb ein bis zum 15. Juli laufen des Proviſorium vor, 
worin ein Fürſten⸗Collegium die Geſchäfte der Union wahr⸗ 
zunehmen hätte. Damit war man allgemein einverſtanden, nur 
Haſſenpflug erklärte, daß Heſſen ſich bei dieſer Einrichtung nicht 
detheiligen könne. Schließlich ftellte Radowiß die Frage, wie 
ſich die Verbündeten gegenüber dem Frankfurter Congreſſe zu 
verhalten hatten und beantragte Theilnahme an demſelben unter 
den Bedingungen der preußiſchen Depeſche vom 22. Mai. Wieder 
zeigte ſich allgemeines Einverſtändniß mit Ausnahme von Heſſen, 
Schaumburg⸗Vippe und Mecklenburg- Streliz. Haffenpflug gab 
eine lange Erklärung ab, daß Heſſen nicht bloß Verſchiebung, 
ſondern günzliche Verwerſung der Unions verfaſſung fordere, 
übrigens dem Bündniß vom 26. Mai treu bleibe, alſo bereit fei, 
ſich unter Umſtän den von Preußen beſchützen zu laſſen, den 
Frankfurter Congreß aber jebesfalls mit völlig ſelbſtändigem 
Stimmrecht beſchicken werde. Bei einem großen Hoffeſte, welches 
der König nach dem Abſchluß der Berathun gen gab, drängte ſich 
Haſſenpflug inſolenter Weiſe an den Herzog von Coburg heran: 
letzt darf ich wohl fragen, warum ſich Ew. Hoheit fo lebhaft 
für dies todtgeborene Kind, die Union, intereſſirt haben?“ Der 
Herzog richtete feine schlanke Geſtalt hoch über den Meinen Mann 
empor. Das will ich Ihnen ſagen, rief er, das habe ich gethan, 
weil ich meinen Kopf nicht auf den Block legen will, auf den 
der Ihrige gehört, wenn wieder einmal Recht und Gerechtigkeit 
in Deutschland herrſchen 

Immerhin war bei all dieſer Berfahrenfeit wenigstens ein 
proviſoriſches Daſein der Union bis zum 15. Juli gefriſtet. 
An demſelben Tage aber, an welchem in Berlin der Fürſtentag 
abſchloß, am 16. Mai, conſtituirten fi die in Frankfurt ver⸗ 
ſammelten Congreßbevollmächtigten als Plenum des deutſchen 
Bundestags. Es waren der öſterreichiſche Präſidialgeſandte, 
Graf Thun, die Vertreter der vier königlichen Mittelſtaaten und 
Kurheſſens, der Geſandte Niederlands für Luxemburg, und 
ſeandalöſer Weiſe ein Geſandter des mit Deutſchland im Kriegs⸗ 
ſtande befindlichen Königs von Dünemark für Holſtein. Oſter⸗ 
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reich hatte, wie wir wiſſen, ſich an dieſem Kriege nie betheiligt, 
und jetzt auch die Einladung, wie ſelbſtverſtändlich, nach Kopen⸗ 
hagen geſchick. Die Vollmacht des dänischen Geſandten, v. Bülow. 
wurde aus formellen Gründen von Sachſen bemängelt, und 
Bayern ſprach rüdhaltlo8 feine Entrüftung über das Er⸗ 
ſcheinen des Dänen im deutſchen Bundespalaſte aus. Der han⸗ 
noveriſche Bundestagsgeſandte aber, der budlige, witzige und völlig 
frivole Advocat Detmold, rief lachend aus: was! wegen idealer 
Bedenken ſollten wir uns eine königliche Stimme verſcherzen? 

Einige Monate lang verhandelten preußiſche und Unio 
commiſſare über ihren Eintritt in den Congreß unter den be⸗ 
kannten Bedingungen. Es verſtand ſich, daß die letztern jetzt 
von dem Präſidialgeſandten ebenfo lategoriſch abgewieſen wurden, 
wie früher von dem Fürſten Schwarzenberg. So blieb Deutſch⸗ 
land geſpalten; die beiden Lager ſtanden ſich in offenem Gegenſatz. 
noch nicht kümpfend, aber kampſdrohend, gegenüber. 


Go gle N 


8. Capfttl. 


Auſſiſche Einwirkung. 


Reine andere deutſche Angelegenheit erfuhr durch den kroft- 
loſen Hader der deutſchen Großmächte fo unmittelbare Nachtheile, 
wie die ſchlestwig-holſteiniſche, und in keiner andern wirkte die 
durch jenen Hader ermöglichte Einmischung des Auslandes fo 
verhängnißvoll auf die Geſchicke der ganzen Nation zurück. Um 
deren Fortgang zu verſtehen, ift es unerläßlich, den Verlauf der 
holſteiner Frage feit dem Stillſtand von Malmö in kurzer Über: 
fit hier einzuschalten. 

Bald nach dem Abſchluß des Stillſtandes war in London 
die Verhandlung des Friedens begonnen worden. Nach Ab⸗ 
lehnung mehrerer engliſcher Vermiltlungs⸗Pläne machte Däne- 
mark, wie es heißt auf ruſſiſche Anregung, im October 1848 
folgen den Vorſchlag: Schleswig bildet, unbeſchadet ſeiner un⸗ 
auflöslichen Verbindung mit der däniſchen Krone, einen ſelbſt⸗ 
ſtändigen Staat, getrennt ſowohl von dem eigentlichen Däne⸗ 
mark als von Holſtein, mit einem beſondern Miniſterium und 
einer beſondern Stündeverſammlung; nach Verhältniß der Be⸗ 
völkerung trägt es zu den gemeinſamen Koſten der Civilliſte, 
Staatsſchuld, Diplomatie, Heer und Flotte bei; über den Reſt 
feiner Einnahmen verfügen die Stände. Die Einwürfe gegen 
dieſes Programm lagen auf der Hand. Die Trennung von 
Holſtein wurde im Lande verabſcheut; die Unauflöslichteit der 
Verbindung mit der däniſchen Krone griff der Löſung der Erb⸗ 
folgefrage vor; auf die Bewilligung und die Höhe der gemein⸗ 
ſamen Ausgaben war den ſchleswiger Ständen kein Einfluß zu⸗ 
gebacht. So fand der Antrag äußerſt kühle Aufnahme ſowohl 


Google 


278 Ruſſiſche Einwirkung. 1849 


in Frankfurt als in Berlin. Auf der an dern Seite ließ ſich 
nicht viel gegen die däniſche Erörterung einwenden, daß bie 
Realverbindung Schleswigs mit dem deutſchen Bundeslande 
Holſtein zur Zeit des alten lockern deutſchen Bundes möglich 
geweſen ſei, jetzt aber, wo Deutſchland ein geſchloſſenes Reich 
werden folle, die däniſche krone mit dem gänzlichen Verluſte 
Schleswigs bedrohe. Bollends, als im Laufe des October die 
deutſche Nationalverfammlung verfügte, die Verbindung eines 
deutſchen mit einem nichtdeutſchen Lande ſei nur in der Form 
der Perſonalunion ſtatthaft, konnte Dänemark mit Grund darauf 
hinweiſen, daß hiemit auch die Realunion Schleswig und Hol⸗ 
ſteins unverträglich fei, es wäre benn, daß die deutſche Regierung 
officiel ſich zu der gewaltſamen Einverleibung Schleswigs be⸗ 
kenne. Rußland empfahl deshalb den däniſchen Antrag auf das 
Wärmſte, und am 12. December legte Lord Palmerſton das 
neue Programm in der abgekürzten Form: die Unabhängigkeit 
Schleswigs vermöge einer ſowohl von Dünemark als von Hol⸗ 
ftein. getrennten Verſaſſung — dem deutſchen Unterhändler bor. 
Hier waren die anftöfigften Punkte des dänischen Antrags be⸗ 
ſeitigt, und ſo nahm, unter geſteigertem Drucke der fremden 
Gro zmächte, zuerſt das preuß iſche und dann auch am 27. Januar 
1849 das Reichsminiſterum daz neue Programm an. Jeßt 
aber erklärten die Dänen, ſie könnten ihre Clauſel von der un⸗ 
auflöslichen Verbindung Schleswigs mit der däniſchen Krone 
unter leinen Umſtänden aufgeben, und kündigten, als man deutſcher 
Seits dies ablehnte, am 23. Februar den Waffenſtillſtand, 
ſo daß Ende März die Feindſeligleiten wieder beginnen würden. 
Ihr Übermuth war durch eine fefte Zuſage Rußlands und 
Frankreichs, fie vor deutſcher Bergewalligung mit den Waffen 
ſchützen zu wollen, und vielleicht in noch höherem Grade durch 
eine Erllarung Oſterreichs geſteigert worden, daß die kaiserliche 
Regierung ganz und gar wie die andern Großmächte auf der 
Seite der gerechten Sache, auf der Seite des Dänenkönigs gegen 
deſſen rebelliſche Unterthanen ſtehe, und ſich militäriſcher Maaß⸗ 
regeln in dieſem Sinne nur deshalb enthalte, um deſio kräftiger 
durch diplomatische Vorſtellungen auf Berlin und Frankfurt ein⸗ 
zuwirken. ) 


) So meldete es ber englifche Gefandte aug Kopenhagen an 
Lord Walmerſton, welcher den Bericht dem Ritter Bunſen vorlegte. 
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Von deutſcher Seite wurden darauf bedeutende Truppen⸗ 
maſſen unter dem Befehl des preußiſchen Generals v. Prittwitz 
in die Herzogthümer gefandt; ein neuer Vermittlungs verſuch 
Lord Palmerſton's, der in Berlin Anklang fand, wurde ſowohl 
in Kopenhagen als in Frankfurt zurückgewiesen, und fo begannen 
am 3. April 1649 die kriegeriſchen Operationen aufs Neue. 
Wir folgen ihrem Verlaufe nicht weiter, fo ruhmreich manche 
der Kampfestage für Deutſchland auch waren. Denn für den 
ſchließlichen Erſolg war das Blut auf dieſen Schlachtfeldem 
nutzlos vergoſſen die Entſcheidung wurde lediglich durch die 
diplomatiſche Lage Europas gegeben. 

Gleich zu Anfang des neuen Kampfes ſandte der ruſſiſche 
Kaiſer, weniger deutſchfeindlich als Oſterreich am 12. April ein 
eigenhändiges Schreiben an den König von Dänemark, worin 
er ihm wegen ſeiner Kriegsluſt einen ſcharſen Verweis gab, und 
ihm bei der Fortſezung eines ſolchen Verfahrens mit der Ente 
ziehung feines Beiſtandes drohte. Dies hatte sofort zur Folge. 
daß am 17. April in London eine dänische Verheißung einlief, 
in kurzer Friſt zum Behuf der Friedensverhandlung einen Ent⸗ 
wurf der künftigen Verfaſſung für das ſelbſtändige Schleswig 
vorzulegen; zugleich lam ein Vorſchlag, während des demnächſt 
abzuſchließenden Waffenſtillſtandes Nordſchleswig bis zu einer 
Linie Flensburg⸗Huſum mit däniſchen, den Reſt des Herzog⸗ 
thumz mit preußiſchen Truppen zu befepen. Hier ſchieden ſich 
nun vollends die Wege zwiſchen Berlin und Frankfurt. Der 
König Hatte leinen Iehhafteren Wunſch, als dieſen Dorn aus 
dem Fuße los zu werden. Die dänischen Dinge, ſchrieb er einmal 
an Bunfen, ſind mir ein Greuel, jedes Handſchreiben von daher 
Mumienſarbe und Aasgeruch; beide Theile find in hundswüthiger 
Tollheit an einander gerathen, beider Theile Siege und Nieder⸗ 
lagen ſchmerzen mich unſäglich. So mahnte das preußiſche 
Miniſterium dringend die Centralgewalt, auf die angekündigte 
Verhandlung einzutreten, um die günſtige Stimmung Rußlands 
nicht zu verſcherzen. Gagern aber erklärte am 27. April, daß 
nach der düniſchen Kriegserklärung die an ſich falſche Baſis der 
Selbſtändigkeit Schleswigs aufzugeben, und der von Dänemark 
gewollie Krieg mit allem Nachdruck durchzuführen ſei. Wir 
haben ſchon früher erwähnt, wie um dieſe Zeit Preußen feine 
Nichtanertennung des Reich sverweſers ausſprach, und Krieg und 
Frieden mit Dänemark ausſchließlich in ſeine eigene Hand nahm. 
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Damit wurde auch Bunſen, welcher dem Miniſterium zu kriege ⸗ 
riſch gefinnt war, feiner Thätigkeit auf dieſem Felde enthoben, 
und der Sitz der Verhandlung, ſtets unter engliſcher Vermitt⸗ 
lung, von London nach Berlin verlegt. Es gelang dem eng⸗ 
lischen Einſtuſſe, in Kopenhagen die Sendung des gemäßiglſten 
der däniſchen Staatsmänner, des Herrn von Reedtz, zu dieſer 
Unterhandlung zu erlangen, und daburch eine raſchere Annäherung 
der Parteien zu bewirken. 

Sehr bald vereinigte man ſich über die allgemeine Friedens⸗ 
baſis ber Iegislativen und adminiſtrativen Gelöflänbigkeit Schles⸗ 
wigs, wobei Preußen ſich einen Zuſaß Palmerſton' s: unbeſchadet 
feiner politiſchen Union mit der däniſchen Krone, gefallen ließ, 
Reedtz aber auf die Anerkennung der Unauflöslichleit dieſer 
Union verzichtete. Hier wäre nun von entſcheidender Wichtigkeit 
eine genaue Feſtſtellung der Angelegenheiten geweſen, welche 
von Schleswig ſelbſtändig zu behandeln, und welche kraft der 
Union als gemein ſame Reichsſachen zu betrachten wären. Allein 
bei dieſer Erörterung wuchſen Schritt auf Schritt die Differenzen 
und Schwierigkeiten, fo daß Reedtz endlich beantragte, die ganze 
Frage, welche die vollſtändige Ausarbeitung einer Verfaſſung 
für Schleswig in ſich ſchließe, auf die künftige Verhandlung 
des definitiven Friedens zu vertagen. Was den neuen Waffen ⸗ 
ſtillſtand betraf, jo war man ſogleich einig, ihn zunächft bis 
zum Ende des Jahres, und dann, fo lange keine Kündigung 
erfolge, weiter fortlaufend feſtzuſtellen. Preußen geſtand hier 
zu, daß bis zum Friedensſchluß Schleswig eine abgefonderte 
Verwaltung erhalten ſollte; dafür räumte Dänemark ein, daß 
dieſe einer gemiſchten Commiſſion, einem preußiſchen, einem 
dänischen und einem engliſchen Mitgliede als Obmann über 
tragen würde. Ebenſo verzichtete es auf die militäriſche Be⸗ 
ſetzung des Herzogthumz; nur auf den Inſeln Alſen und Arrz 
ſollten däniſche Truppen bleiben, Nordſchleswig bis zu einer 
Linie Flensburg⸗Tonderm ſchwediſche, der Süden des Landes 
preußiſche Garnisonen erhalten. Auch den Anspruch auf eine 
Mitwirkung bei der Regulierung der holſteiner Verwaltung ließ 
Dänemark fallen; hier blieb es bei der Regierung der Reichs ⸗ 
ſtatthalterſchaft 

Auf dieſe Beftimmungen wurden am 10. Juli 1849 Friedens 
präliminarien und Waffenſtillſtand gezeichnel. Bunſen, ſonſt ein 
eifriger Bertheidiger der Herzogthümer, urtheilte doch auch, es 
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fei das Beſte, was unter den gegebenen Umſtänden erreichbar 
geweſen. Sonſt war in Deulſchland der Eindruck ein völlig 
niederſchlagender. Die Sdatthalterſchaft proteſtitte gegen die 
Abſonderung Schleswigs, welche der Ehre Deulſchlands in das 
Geſicht ſchlage. Nur fünf deutſche Regierungen ließen ſich zur 
Ratification bewegen, mehrere andere legten feierliche Verwahrung 
ein. Die deutſche Preſſe erging ſich in allen Tönen des Schmerzes 
und des Borned. 

Es dauerte bis zum Januar 1850, ehe ſich in Topenhagen 
und in Berlin die Anſichten über die künftige Verfaſſung Schles⸗ 
wigs ſeſtgeſtellt hatten, und demnach die Verhandlung des 
befinitiven Friedens beginnen konnte. Nachdem ſich Preußen 
dazu von der Interimscommiſſion eine Vollmacht für ganz 
Daulſchland hatte geben laſſen, wurde fie wieder in Berlin 
preußiſcher Seits von Herrn von Uſedom, däniſcher Seits von 
den Herren von Reed, von Pechlin und von Scheel, unter 
Vermittlung des engliſchen Geſandten Lord Weſtmoreland und 
ftetem Beirath des ruſſiſchen Geſandten, Baron Meyendorff, 
geführt. Leider zeigte ſich über die Hauptfrage, die praktiſche 
Bedeutung der Worte „Selbſtändigkeit Schlezwigs“ und „poli- 
tiſche Union mit der däniſchen Krone“, wieder die größte 
Meinungsverſchiedenheit. Die Dänen wollten jene, Preußen 
dieſe auf das geringſte Maaß beſchrünken; die Dänen betrach⸗ 
teten ben zu ſchaffenden Zuſtand, nur als die Worfufe zu der 
volligen Einverleibung des Landes, Preußen ſuchte auf alle 
Weiſe einem folchen Beſtreben die Wege zu verlegen. So ſtritt 
man hin und her über bie Competenz der ſchleswiger Landſtünde, 
über die Bildung eines gemeinſamen Reichsraths, über ein 
gemein ſames oder geſondertes Indigenat, über die Organifation 
und Stellung der ſchleswigiſchen Truppen u. ſ. w. u. ſ. w. 
Endlich am 17. April erfläxte Herr von Uſedom, über dieſe 
Streitpunkte ſei im Augenblick nicht wegzukommen; fie würden 
roch weitläufige und verwickelte Erörterungen nöthig machen; 
dieſe könnten aber doch auch Statt finden, ohne daß die Soldaten 
ſich daneben die Hülſe brüchen, und fo ſchlage Preußen den ein⸗ 
ſachen Friedensſchluß unter Vorbehalt aller gegenfeitigen Rechte 
vor. Uſebom's Entwurf dazu beſtand aus brei kurzen Artileln: 
zwiſchen den Königen von Preußen und von Dänemark wird 
Friede und Ireundſchaft beſtehen; ſodann, alle Beziehungen 
zwichen Deutſchland und Dänemark find in ihrer Wirkſamkiit 
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hergeſtellt, fo zwar, daß, falls ſich weiterhin noch ungelöfte 
Fragen fänden, der Zuſtand vor dem Kriege als Ausgangspunkt 
der Löſung dienen wird; endlich, beide hohe Contrahenten be⸗ 
halten ſich alle Rechte und Titel, die ihnen hinfichtlich der beiden 
Herzogthümer Holſtein und Schleswig zustehen, vor; was 
Deutſchland betrifft, ſo umfaßt dieſer Vorbehalt Alles, was die 
Bundesverſammlung namentlich durch den Veſchluß vom 17. Sep⸗ 
tember 1846 (über die Erbfolge) anerkannt hat. Außerdem 
verſprach Preußen, den Beitritt der übrigen deutſchen Staaten 
zu einem folchen Vertrage zu erwirken. 

In den Augen der großen Mehrheit der deutſchen Berbl⸗ 
kerung bedeutete ein ſolcher Vertrag die Preisgebung der Herzog⸗ 
thümer an die brutale däniſche Vergewaltigung. Die Dänen 
aber waren weit entfernt von einer ſoſchen Auffaffung. Zunächſt 
begehrten ſie einen Frieden nicht bloß mit Preußen, ſondern 
auch mit Deutſchland, durch welchen Deutſchland nach allem 
Bundesrecht und Oſterreichs oft wiederholter Zuſage fi ver⸗ 
pflichten würde, die monarchiſche Ordnung in Holſtein ſelbſt 
wieder herzuſtellen. Nach Anleitung der Prälimimarien hallen 
ſie außerdem erwartet, auch die Hauptpunkte ihrer für Schleswig 
beabſichtigten Einrichtungen durch Deutſchland förmlich anerkannt 
zu fehen. Als Uſedoms Entwurf ihnen dieſe Hoffnungen 
abschnitt, erhoben fie zähen Widerſpruch, fo daß das Hin⸗ und 
Herreden ſich noch lunge Monate fortzog. König Friedrich 
Wilhelm machte wieder einmal einen feiner Berſuche, hoch über 
den Köpfen feiner Miniſter durch unmittelbaren Verkehr mit 
feinem königlichen Bruder zum Verſtändniß zu kommen; es 
mißlang ebenſo wie beim Anfang des Kriegs die gleichartige 
Sendung Wilden bruch's; die Majeftäten erzielten fo wenig 
ein Ergebniß wie die Excellenzen. Wohl aber verſchlechterten 
ſich Preußens Ausſichten bei den Großmächten mit jedem Tage. 

Zunüchſt die vermittelnde Macht, England, ſprach ſich ab⸗ 
fällig über Uſedom's Entwurf aus. „ Herſtellung des Zustandes 
vor dem Kriege, fragte Palmerſton, was iſt das? Die Dänen 
ſagen weibliche Erbſolge und Schlezwigs Union mit Dänemark, 
die Deutſchen verſichern, mannliche Erbfolge und Schleswigs 
Union mit Holſtein.“ Die franzöſische Regierung betheuerte 
ihre warme Freundſchaft für Preußen, nur müſſe dieſer Zwiſt 
mit Dänemark, welchem Frankreich 1721 den Veſit von Schleswig 
garantirt habe, schlechterdings aus der Welt geſchafft werden. 
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Der Kaiſer von Rußland ließ ſich gegen den preußiſchen Ge⸗ 
fanbten, General von Nochow, den er feines perſönlichen Ber- 
trauens würdigte, dahin vernehmen, er fände Dänemarks Vor⸗ 
ſchlüge überall ganz vernünftig und wife keinen Grund für ihre 
Verwerfung durch Preußen zu finden; bei dieſem einfachen 
Seieden ziehe ſich allerdings der breußiſche Hof aus jeder 
Verlegenheit heraus, Danemark ater bleibe dann in der Mitte 
der Verwicklungen ſtecken, und das ſei unbillig in jeder Be⸗ 
ziehung. N 

Num war es die Zeit, in welcher Öfterreich den Bundestag 
in das Leben rief und der preußiſchen Union mit immer wachſen⸗ 
dem Nachdruck das Recht des Daſeins abſprach. Graf Bem- 
ſtorff meldete, daß Schwarzenberg in feinen Grſprächen einen 
immer höhern Ton annehme, die Drohungen einer Bundes⸗ 
execution für bittern Ernſt erkläre, die Kriegsluſt der Mittel⸗ 
ſtaaten in den grellſten Farben ſchildere. Bereits ſei die Rede 
von bedeutenden Truppenaufſtellungen in Böhmen (es waren die 
Maſſen der ungariſchen Honveds, welche, aus ihrer Heimat 
entfernt, dort wieder zu kaiſerlichen Soldaten gedrillt werden 
ſollten, einſtweilen alſo kein ſehr zuverläſſiges Kriegsmaterial), 
Auch verlautete von ähnlichen Maaßregeln in Vorarlberg, wo 
fünfzehn Bataillone zuſammen gezogen wurden. Das preußiſche 
Miniſterium beſahl hienach am 18. Mai einige wenig bedeutende 
Rüſtungen zur Abwehr, die Armirung der ſchleſiſchen Feſtungen 
und vermehrte Beſpannung der Artillerie, woran ſich bald nachher 
gegenüber bayeriſchen Rüſtungen in Franken die Aufſtellung 
kleiner Abtheilungen bei Wehlar und Kreuznach anſchloß. Zugleich 
aber wurde die hohe Wichtigkeit erwogen, welche in folder Lage 
der deulſchen Verhaltniſſe die Beziehungen zu Rußland gewinnen 
mußten, die leider durch den däniſchen Krieg getrübt, durch die 
von dem Zaren getadelte Union nicht verbeſſert worden waren. 
Da Nikolaus eben im Begriffe war, einen längern Aufenthalt 
auf Schloß Stiernewitſch bei Warſchau zu nehmen, jo wurde 
beſchloſſen, den Prinzen von Preußen zu einer perſönlichen 
Zuſammenkunft mit ihm dorthin zu ſenden, und durch beffen 
vertrauliche Einwirkung hoffentlich alle Differenzen auszutilgen, 
Major Edwin von Manteuffel würde dem Kaiſer entgegenreiſen. 
um ihm officiell den hohen Veſuch anzuzeigen. Ihm dictirte 
der König ſelbſt am 20. Mai eine Inſtruction, welche feine Auf⸗ 
faſſungen in frappantem Lichte erkennbar macht. 
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Der König beginnt mit einer Rechtfertigung feines Bünd⸗ 
niſſes vom 26. Mai 1849, welches den von den Kleinſtaaten 
begehrten Schuß zum Zwecke habe; die Fortdauer dieſes Schutzes 
fei für ihn eine perſönliche Ehrenpflicht, der er ſich mie entziehen 
werbe; ganz unabhängig davon fei bie einſtweilen unausführ⸗ 
bare Unionsverfaffung. Dann folgt eine Darlegung der Un⸗ 
gefegfijteit der von Dare in rückſichtsloſer und eigenmäch⸗ 
tiger Weiſe betriebenen Wiedereinſeßung des alten Bundes tags, 
welcher Preußen nimmermehr fi) unterwerfen könne. . In 
Betreff der ſchleswig⸗döniſchen Frage, fuhr er hierauf fort, 
trennen Se. Majeſtät die Anſprüche der Herzogthümer von der 
Rebellion derſelben. Die leh tere berbammen Se. Majeſtät; die 
erſtern aber Können durch begangene Fehler nicht aufgehoben 
werden. Die Könige von Dänemark find Herzoge von Schleswig ⸗ 
Hofftein, und als ſolche, und wegen dieſes Beſitzes Könige von 
Dänemark geworden. Wie die Sache heute ſteht, fo iſt es gewiß, 
daß in Dänemark ſelbſt eine revolutionäre Partei bie Gewalt 
an ſich geriffen und zuerſt Ungerechtigkeiten in Bezug auf das 
Unterthanenverhältniß der Schleswig⸗Holſteiner begangen hat. 
Was Preußen anbelangt, fo betrachtet es der König als ein 
Unglück, daß es in dieſe Angelegenheit, und in der Art, wie es 
geſchah, verwickelt worden if. Dies iſt aber in einer unglüd- 
lichen Zeit geſchehen, die eben gebieteriſch ihre Conſeguenzen 
gefordert hat. S. M. der König hat ſpäter Alles gethan, um 
einzulenken. Er hat theils im Intereſſe Preußenz, dann aber 
auch als Neparation für das Vergangene, die beiden Waffen 
ſtillſtände geſchloſſen, und jetzt den Frieden auf für Dänemark 
ehrenvolle Bedingungen angeboten: dieſes wollte nicht darauf 
eingehen. Denn die Großmächte Dänemark gegen die Herzog 
thümer mit den Waffen unterſtitzten, fo könne der König hier 
nicht gegen ganz Europa kämpfen; er würde dann ſeine Truppen 
vollſtändig herausziehen. Aber den Kaiſer bitte er, das urſprüng⸗ 
liche Verhältniß der Herzogthümer zu ihrem Herzog⸗König und 
die Übergriffe einer revolutionären däniſchen Partei nicht zu 
überfehen. Es ſei das ein giftiges Meſſer, welches den, der es 
brauche. ſelbſt verletze.“ 

Es ift charalteriftſch für den Rönig, daß er hier, wo fein 
Gewiſſen über die Rechtsfrage nicht im Reinen iſt, ſich rückhalt⸗ 
108 zur Nachgiebigkeit gegen Rußland bereit erklärt, und nur 
eine Bitte um billige Behandlung der Herzogthümer hinzufügt, 
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dann aber, zurückkommend auf feinen Streit mit Öfterreich, wo 
er ſeines Rechtes klar bewußt iſt, ebenſo beſtimmt die Erklürung 
abgibt: wenn Öfterreidh ihn wegen der Union amgreife, erwarte 
er, daß Rußland neutral bleibe; ſollte aber Rußland ſich trotz⸗ 
dem mit Oſterreich verbinden, fo verkenne er nicht die großen 
Gefahren, die daraus für Preußen entſtänden, aber wenn er 
dann unterläge, fo könnte er doch voller Vertrauen feine reine 
Sache dem Urtheil der Geſchichte anheim geben. 

Dem Prinzen von Preußen wurden dann noch mehrere 
Denkſchriſten über die deutſchen Streitfragen mitgegeben, und 
zugleich die Krieg drohende Haltung Oſterreichs und der Mittel- 
ſtaaten hervorgehoben. 

Heider waren bie Außfichten für den hohen Unterhändler 
keineswegs glänzend. 

Kaiſer Nikolaus, ein Mann von klarem, aber engem Geiſte, 
von lebhaften Affecten und eiſerner Willenskraft, war damals 
durch eine lange Reihe großer Erfolge mit einem gewaltigen, 
ſowohl perſönlichen als nationalen Selbſtbewußtſein erfüllt. Seit 
den revolutionären Erſchütterungen von 1848 betrachtete er ſich 
und fein heiliges Nußland als Hort der monarchiſchen Ordnung 
in ganz Europa, und demgemäß auch berufen, in jedem Staate 
des Welttheils, wohin feine Hand reichen mochte, für die er⸗ 
habene Sache thätig einzugreifen. In feinen Augen gab eg 
leinen Unterſchied zwiſchen liberal und radical, zwischen conflitu- 
tionell und republikaniſch: Alles, was von der abſoluten 
Monarchie abwich, war für ihn gleichmäßig ein Erzeugniß der 
revolutionären Peſt. Obgleich ſeit früher Jugend in warmer 
Sympathie für das preußische MönigShaus aufgewachſen und 
vom Beginne ſeiner Regierung an mit entfchiedener Abneigung 
gegen Öfterreich erfüllt, hatte ihm deſſen Todeskampf gegen die 
italieniſche und ungariſche Revolution lebhafte Anerkennung ab⸗ 
genöthigt und ihn zu bereitwilliger Hülfe beſtimmt, während er 
es andrerſeits mit Geringſchägung und Verdruß anſah, daß 
Preußen ſich mit der Revolution durch die Verleihung einer 
recht demolratiſchen Verfaſſung abfand, und dann auf dieſem 
Boden ſogar eine Erhöhung feiner deutſchen Stellung zu erlangen 
ſuchte. Vollends aber befeſtigte ihn in ſolchen Stimmungen das 
Verhalten der beiden Mächte in der däniſchen Sache. In 
dieſer ſtand vom erſten Tage an ſein Wille unabänderlich feſt. 
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Revolutionshaß, Vertragstreue und Machtintereſſe wirkten hierbei 
ihm zuſammen. Auguſtenburg und ſeine Anhänger waren ihm 
ſchlechtweg der Felonie überführte Rebellen. Im vorigen Jabr⸗ 
hundert hatte Rußland dem dänischen Königshauſe den Beſitz 
von Schleswig garantirt; er überſah, daß dieſe Garantie für 
die Entscheidung eines Erbſtreits innerhalb des Königs hauſes 
ohne alle Bedeutung war, und wollte deshalb keine verſchiedene 
Thronfolge in Kopenhagen und in Schleswig dulden. Mit wohl⸗ 
berechneter Demuth hatten die Dänen ihm die Feſtſtellung der 
künftigen Succejfion anheim gegeben, und damit vollends feine 
Gnade gewonnen; er hatte dann den Gedanken gefaßt, höchſt 
unparteiſſch die beiden Parteien, die Agnaten und die Cognaten, 
zum Verzichte zu nöthigen, und die Krone des däniſchen Ge⸗ 
ſammtſtaats einem Abkömmling der entfernteen Linie Gottorp, 
dem Erbprinzen von Oldenburg, zuzuwenden. Er ſtand darüber 
ſeit dem Mai 1850 bereits mit Frankreich und England in 
Unterhandlung, und der Umſtand, daß nach einem Erlöſchen 
des Oldenburger Stammes dann Rußland der nöchſte Erbberech 
tigte für Danemark ſein würde, machte ihm natürlich den Plan 
nicht weniger empfehlenswert. So begreift ſich fein Zorn über 
Preußens Auftreten für den rebelliſchen Augustenburger und den 
Aufſtand der Herzogthümer, ſowie feine Zufriedenheit mit Oſter⸗ 
riichs offener Parteinahme für den König von Dänemark. Troß 
alledem wünſchte er dringend, einen Krieg zwiſchen den beiden 
Mächten zu verhüten, der nach feiner Anſicht nur der Sache der 
Revolution Nutzen bringen konnte; er hielt ſich auch hier in 
der Stellung eines unparteiiſchen höchſten Richters, erklärte, er 
werde gegen den Angreifer, wer es auch wäre, die Waffen 
ergreifen, mahnte Öfterceich, jede billige Einräumung zu machen, 
verhehlte aber feinem Königlichen Schwager nicht, daß ihm der 
öſterreichiſche Bundestag legitimes, die preußiſche Union aber 
revolutionäres Urſprungs ſcheine: er müſſe ſeine Anſicht zu 
Gunſten der Partei abgeben, die am feſteſten auf dem Boden 
der großen Verträge von 1815 bleibe. 

Gleich nach der Ankunſt des Prinzen fragte ihn der Kaiſer, 
weshalb man von Oſterreich Feindſeligleiten beſorge. Der Prinz 
bezog ſich auf die drohende Sprache der öſterreichiſchen Noten, 
ſowie auf die Truppenanhäufung in Böhmen und Vorarlberg. 
Die drohende Sprache, erwiderte der Kalſer, beweiſt nichts; in 
Böhmen ſtehen lange nicht ſo viele Truppen als man glaubt; 
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überhaupt ift Öfterreich gar nicht in der Lage, einen Krieg führen 
zu können, wenn es nicht das ruſſiſche Heer zum Rückhalt hat; 
ohne dieſen kann es feine Corps gar nicht ausrlicken laſſen, ba 
nach deren Entfernung aller Orten neue Unruhen ausbrechen 
würden. Ich aber, fuhr er fort, denke nicht an Krieg; ich komme 
nur dem Angegriffenen zu Hülfe; allerdings darf er nicht den 
Angriff durch moraliſchen Zwang provocirt haben. Dazu, fagte 
der Prinz, geben wir keinen Anlaß; was wir thun, iſt durch 
die Artilel der Bun desacte und der Verträge gerechtfertigt. Ich 
bitte Euch, rief Nikolaus, redet mir nicht von Vertragsartikeln, 
von deren Deutung verſtehe ich nichts. Übrigens bemerkte er, 
daß er auch mit der österreichischen Politik unzufrieden ſei, fie 
ſei ſchwankend und hinterhältig, aber politiſch klug; fie ſuche 
Beit zu gewinnen 9). 

Noch an demſelben Tage erſchien auch Fürſt Schwarzen berg, 
der auf die Kunde der Reiſe des Prinzen fi ſchleunig zur 
Gegenwirlung auf den Weg gemacht hatte. Bei feinen Geſprachen 
mit dem Prinzen am 28. Mai hatte dieſer Gelegenheit, ſich von 
der Richtigkeit des Urtheils des Kaisers zu überzeugen. Schwarzen⸗ 
berg erklärte ihm, er beſtreite keinem deutſchen Fürſten das Recht 
zu irgend einer Union, aber gegen dieſe Union mit ihrer Ver⸗ 
faſſung vom 26. Mai werde er ſeinen Proteſt ſtets aufrecht er⸗ 
halten. Der Prinz entwickelte ihm die Pflicht Preußens, für 
eine deutſche Verfaſſung zu ſorgen, vor Allem nach der Ver⸗ 
wandlung Oſterreichs in einen Einheitsſtaat durch die Verfaſſung 
vom 3. März. Ach, fagte der Fürſt, dieſe Verfaſſung ift zwar 
gegeben, es kann aber noch Vieles geſchehen, ſie zu ändern; ihre 
Ausführung liegt noch in weitem Felde. In ähnlicher Weiſe 
rebete er über den Münchener Verfuſſungsentwurf; am beſten 
wäre es, wenn Oſterreich und Preußen allein die ganze deutſche 
Frage entſchieden und den andern deutſchen Staaten das Geſetz 
vorſchrieben. Über die Exiſtenz der letztern ſprach er ſich ſo 
wenig conſervativ aus, daß der Prinz die beſtimmte Erklärung 
abgab, der König und er ſelbſt ſeien entſchloſſen, die Unab⸗ 
hängigkeit der kleinern Staaten unter allen Umftänden zu ſchützen. 


y Dies und das Folgende nach den Mittheilungen des Prinzen 
an feinen Begleiter, den Grafen Perponcher, in deſſen Bericht vom 
30. Mol. 
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Über die weitern Geſpräche am 29. Mai ließ der Prinz 
folgende Angaben nach Berlin gelangen. Einen bindenden An⸗ 
ſpruch über ſein Verhalten in der deutſchen Frage wird Kaiſer 
Nikolaus vor dem Abſchluſſe des däniſchen Friedens nicht geben. 
Über Oſterreichs Abſichten in Frankfurt weicht Schwarzenberg 
jeder Eröffnung aus. In Betreff eines neuen deutſchen Interims 
zeigt er ſich entgegenkommend, und ftellt auch jede kriegeriſche 
Abſicht gegen die Union in Abrede; freilich könnte bei gewiſſen 
Eventualitäten Ofterrei gezwungen fein, zum Schwerte zu 
greifen. Oſterreich und Rußland find der Union hauptſächlich 
wegen ihrer conſtitutionellen Grundlage entgegen. Rußland 
erblickt darin die Revolution. Oſterreich, welches feine Ver⸗ 
faſſung im erſten günſtigen Moment beſeitigen will, ſieht in der 
conſtitutionellen Union ein anſteckendes Beiſpiel für ſeine Völler. 
In Deutſchland ſoll eben gar nichts geſchehen, weil Oſterreich 
bei pofitiven Einrichtungen nicht mitgehen könnte. Kaiſer Nikolaus 
wünſcht geradezu, daß auch Preußen durch einen Staatsſtreich 
alles conftitutionelle Weſen bei ſich vertilge. 

So verlief die Zuſammenkunſt ohne ein greiſbares Er⸗ 
gebniß außer dem ſchon bekannten, daß der Bar die Union mit 
Mißtrauen, die Herſtellung des Bundestags mit Sympathie 
betrachtete. 

Wie ſehr übrigens dem mächtigen Herrſcher die reactionären 
Wünſche am Herzen lagen, und wie gründlich er von ſeinem 
Berufe der Oberauſſicht über die politiſche Ordnung in ganz 
Europa durchdrungen war, zeigte er, kurze Zeit nach der Rück 
kehr des Prinzen, in einem beiſpielloſen Vorgang. Im Juni 
hatte er zu einem großen Manöver in Warſchau den Grafen 
Friedrich Dohna, Commandierenden des 1. (oſtpreußiſchen) Armee⸗ 
corps eingeladen, einen crnſten und ehrenfeſten Officier, der 1812 
für eine Weile, um gegen Napoleon zu kämpfen, den preußiſchen 
mit dem ruſſiſchen Dienfle vertauſcht und ſeitbem am ruſſiſchen 
Hofe ſtets die größte Hochſchatzung genoffen Hatte. Dieſem ſtellte 
er eines Tages das Anfinnen, er ſolle mit feinem Armeecorps 
auf Berlin marſchiren und dort die Herſtellung der abſoluten 
Monarchie bewirken, er, der Kaiſer, werde dafür vier ruſſiſche 
Armeecorps zu feiner Verfügung ſtellen. Graf Dohna legte ihm 
darauf kurz die Gründe vor, welche ein ſolches Unternehmen 
unmöglich machten; der Kaiſer fagte, ich muß Ihre Gründe 
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anerkennen, aber geben Sie Acht, es wird doch dahin kommen 
müſſen i). 

Graf Dohna Hielt es für patriotiſche Pflicht, den König von 
der unerhörten Aufforderung niemals in Kenntniß zu ſetzen, 
Auch die Meldung des Prinzen über des Kaiſers Sehnſucht nach 
einem preußiſchen Staatsſtreich fand in Berlin damals nicht die 
geringfte Beachtung. 

Um fo nachdrücklicher drängte ber Kaifer jet zur Vollendung 
des däniſchen Friedens. Aus der dem Major von Manteuffel 
mitgegebenen königlichen Inſtruction hatte er vor Allem die 
Nachgiebigleit Friedrich Wilhelms herausgeleſen, während ihm 
die Handvoll Demokraten in Kopenhagen geringe Sorge machte. 
Hierauf erhielt Baron Meyendorff die entſprechenden Weisungen. 
Preußen wollte ſeine Truppen aus den Herzogthümern unter 
Vorbehalt aller deutſchen Rechte abberufen. Nun wohl, auf 
Schleswig habe Deutſchland überhaupt keine Rechte, alſo dürfe 
dieſes Sand in dem Vertrage gar nicht erwähnt werden. Dann 
aber, wenn die holſteiner Rebellen in ihrer Widerſetlichteit be⸗ 
harten, müßte es auch hier den königlichen Truppen freiſtehen, 
die Ordnung mit Waffengewalt wieder herzuftellen, und follte 
Dünemarks Kraft dazu nicht ausreichen, fo würde Rußland Hülſe 
leiſten. Als hiegegen Uſedom Verwahrung einlegte, daß der 
deulſche Bund die Betretung eines Bundeslandes durch freinde 
Truppen nicht geftatten könne, jo war die einſache Antwort, 
dann habe der Bund auch die Pflicht, mit eigenen Mitteln auf 
ſeinem Gebiete dem Geſetze Geltung zu verſchaffen. Dann würde 
auch der König⸗ Herzog bereit fein, geeignete Vorſchlöge für die 
Pacification der Herzogthümer dem Bunde vorzulegen. 

Es war eine grauſame Alternative, welche hier der preußi- 
ſchen Regierung geſtellt wurde: entweder die Überſchwem mung 
der Herzogthümer durch eine ruſſiſche Armer, oder nach zwei⸗ 
jährigem Kampfe für dieſelben ihre Zurüczzwingung unter das 
däniſche Joch durch eine deutſche Bundesexecution. Die preußi⸗ 
ſchen Miniſter meinten, in der ruſſiſchen Intervention das größere 

bel erkennen zu müſſen, da bei einem Einſchreiten des Bundes 
neben der Herſtellung der königlichen Autorität auch die Mög⸗ 


y) Graf Siegmar Dohna (Sohn des General), Die Dohna’s, 
Band IV, nach ber fofort niedergeſchriebenen Auffeichnung feines Baterz. 


w Gubel, Begrünung d. beatichm Rticen I. 1 
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lichkeit gegeben fei, die alten Rechte ber Herzogthümer zu wahren. 
Alles, was man ſonſt aus Europa erfuhr, führte zu demſelben 
Schluſſe 

Während Kaiſer Franz Joſeph dem Könige in einer Denk⸗ 
ſchriſt vom 20. Juni zwar feinen Abſcheu gegen einen Bruder⸗ 
krieg mit Preußen verkündete, dann aber bemerkte, daß in ger 
wiſſen Lagen die Wucht der Dinge ſüärker fein könnte, als die 
Wünſche der Menſchen — während Rochow aus Petersburg 
berichtete, daß bei einem folgen deulſchen Kriege Rußland fonft 
vielleicht neutral bliebe, aber ganz gewiß für Oſterreich einſchreite, 
wenn der döniſche Friede dann noch nicht geſchloſſen ſei — 
während der engliſche Miniſter bei jeder neuen Erörterung immer 
entſchiedener auf die däniſche Seite hinüber neigte: wurde der 
König durch freundliche Worte aus Paris, die ihm den Eindruck 
einer ſataniſchen Verſuchung machten, in die höchſte Aufregung 
verſetzt. 

Der preußiſche Geſandte, Graf Haßſeldt, hatte damals ein 
ausführliches Geſprüch über die deutſche Frage mit Souls Napoleon 
Bonaparte, der bekanntlich zu aller Welt Erſtaunen am 10. De⸗ 
cember 1848 zum Präfibenten der franzöſiſchen Republik erwühlt 
worden war. Der neue Machthaber trug ſich mit vielfachen, 
den Erdball umſaſſenden Plänen, wie er fie in den Jahren 
ſeines Exils, feiner Haft und feiner Wanderungen ausgebrütet. 
unb zum Theile auch ſchon der Welt durch fein Buch über bie 
napoleonischen Ideen vorgelegt hatte. Einſtweilen fand er ſich 
freilich noch zu großer Vorſicht angewieſen, im Innern durch 
das argwöhniſche Mißtrauen der Nationalverſammlung beauf⸗ 
ſichtigt, in Europa durch das von 1814 datirende Bündniß der 
drei Oftmächte beſchrünkt. Nichts konnte ihm alfo erwünſchter 
fein, als das Auseinandergehen der preußiſchen und der öſter⸗ 
reichiſchen Politik, wie es feit dem Frühling 1849 immer dent⸗ 
licher erkennbar wurde. Damals ſandte er einen feiner Ber- 
trauten, Herrn von Perſigny, nach Deutſchland, um die Stim⸗ 
mungen der beiden großen Höfe zu ſtudiren. Herr von Perſigny 
tonferirte mit General von Radowitz, erklärte ihm, daß Napoleon 
eiue wohlerwogene Vorliebe für Preußen hege; er wünſche, Italien 
von der öſterreichiſchen Herrſchaft zu befreien; Preußen ſtrebe 
dem gleichen Ziele in Deutſchland zu; die beiden Regierungen 
ſeien alſo natürliche Verbündete; für fi begehre Napoleon 
nichts; nur wenn die öffentliche Meinung Frankreichs ihn dazu 


Google 


1850 Louis Napoleon's Außerungen, 291 


zwinge, werde er vielleicht Qandau oder Savoyen fordern. Per- 
ſigny wurde ſehr höflich aufgenommen, feine Worichläge aber 
ebenſo höflich abgelehnt. Er wandte ſich darauf nach Wien, 
um hier Andeutungen zu einem Zusammengehen Frankreichs 
und Oſterreichs auf Preußens Koſten zu geben; wie es ſcheint, 
hatte er aber damit (wegen der italieniſchen Frage) noch geringern 
Erfolg als in Berlin; wenigſtens erwähnte er in einem fpätern 
Briefe an Napoleon, er habe damals dem Fürſten Schwarzenberg 
erklärt, ein Napoleon werde ſich nicht behandeln Laffen wie Louis 
Philippe; er wünſche Frieden, aber bei der geringſten Verletzung 
werde die Welt erzittern durch einen von Napoleon erlaſſenen 
Kriegsruf:). Der Prinz blieb indeſſen in feiner ruhig beob⸗ 
achtenden Haltung. Da Preußen gegen feine Annäherung ſich 
kaltſinnig gezeigt hatte, ſollte ihm zunächſt der Werth der fran⸗ 
zöſiſchen Freundſchaft negativer Weiſe anſchaulich gemacht werden. 
Ein preußiſcher Antrag, die Schweiz zur Ausweiſung der poli⸗ 
tiſchen Flüchtlinge zu nöthigen, wurde mit hoher Würde zurück⸗ 
gewiefen, in der ſchleswig⸗holſteiniſchen Sache mit Nachdruck 
Partei genommen. Dabei aber ging der Sinn des Prinzen 
durchaus nicht auf eine vollſtändige Einſchüchterung des Berliner 
Cabinets: im Gegentheil, ſein innerſter Wunſch war, durch 
Steigerung des rufſiſch⸗öſterreichiſchen Übermuths Preußen zum 
Kriege, und damit zum franzöſiſchen Bündniß zu nöthigen. Seht, 
im Juni 1850, ſchien ihm die Stunde gekommen. Er erklärte 
dem Grafen Hatzfeldt, daß er gegen eine Verſtürkung Preußens 
durch einen engern Bund keine Einwendung erhebe, daß er über⸗ 
haupt größere Neigung zu Preußen als zu den andern Con⸗ 
tinentalmächten empfinde, weil die Gleichartigkeit der beiber- 
ſeitigen Cultur und der beiderſeitigen Intereſſen ihm größer bei 
Frankreich und Preußen als anderwärts erscheine. Während 
Rußland und Sſterreich allen Beſtrebungen der modernen Zeit 
feindlich entgegen träten, ſuche Preußen die berechtigten 


2) gl. meine Kleinen hiſtoriſchen Schriften II. 652 f., iwo jedoch 
Perſigny's erfte Sendung trethümlich in das Jahr 1851 anſtatt 1849 
gelebt itt fobann Rothan, souvenira diplomatiqnes in ber Rerue des 
deux mondes 1. unb 15. Mai 1889, einen Auffatz, ſehr dankenswerth 
durch die zahlreichen Mittheilungen aus Perfigny’s Berichten während 
feiner zweiten Berliner Miſſion, der jeboch van unglaublichen Irrthamern 
Über die damaligen deutſchen Berfältnifie wimmelt. 
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Ansprüche zu befriedigen unter Erdrückung der demagogiſchen 
Ausſchreitungen, ganz wie es einſt der erſte Napoleon gethan. Es 
frage ſich jetzt, ob es in Deutſchland zu einer kriegeriſchen Kriſis 
kommen würde. Viele Franzoſen ) meinten, Frankreich müſſe 
dann neutral bleiben. Er halte das, namentlich wenn Rußland 
eingreife, für unmöglich. Bemerten müſſe er, daß einflußreiche 
conſervative Politiker für ein Bündniß mit Oſterreich wären, 
daß es ihn aber viel ſtärter auf die preußiſche Seite ziehe. 
Wenn jedoch Preußens Gegner territoriale Erwerbungen für 
Frankreich in Ausſicht ftellten, müſſe Preußen das Gleiche thun, 
das Material dazu könnte bas linksrheinische Bayern lieſern. 
Der Geſandte unterbrach ihn hier: die geringfte Andeutung eines 
ſolchen Wunſches fei ein ſicheres Mittel, jede Annäherung preußt⸗ 
ſcher Seits unmöglich zu machen. Preußens jetzige Beſtrebungen 
beruhten auf der Kraft des nationalen Gedankens: wie könne 
es bei einer ſolchen Grundlage feiner Politik deutſches Gebiet 
weggeben? Auch hätten früher franzöfiſche Ministers) ſelbſt 
erklärt, Frankreich bedürfe in jenem Zuſammenhange keine terri⸗ 
toriale Erwerbung; aus einem öſterreichiſch⸗preußiſchen Kriege 
erwachſe ihm von ſelbſt ein höchſt realer Gewinn, der Zerfall 
der heiligen Allianz. des feſten Bündniſſes der drei Oſtmächte, 
welches ein Menſchenalter hindurch Frankreich in unüberwind⸗ 
liche Schranken eingeſchloſſen habe. Napoleon räumte dies ein, 
und fügte hinzu, feine Bemerkung nur unter der Voraus ſetzung 
gemacht zu haben, daß Oſterreich ihm preußische Landſtricht 
anbiete. 

Dieſer Bericht traf recht eigentlich das Herz des Königs. 
Er war aufgewachſen inmitten der Verfluchung der großen fran⸗ 
zöſiſchen Revolution und ihres deſpotiſchen Soldatenkaiſers; er 
war zum Jüngling und Mann herangereift in der Bundes⸗ 
brüderſchaft mit Osterreich und Rußland. Und jeßt dot ihm 
der Neffe des Oheims Jreundſchaft und Schuß bei barer Be⸗ 
zahlung in beutfchen Landſtrichen, wenn es zum Kampfe zwischen 
Preußen und deſſen ülteſten Freunden läme. Einen ſtürkern 
Antrieb zur Vermeidung eines fo unseligen Kriegs konnte es für 


9 U. a. fein damaliger Minifter bes Außern, Lahitte, bemerkt 
dazu Graf Haßfeldt. 
) Drouyn de uns und Tocqueville, fagt Hahfelbt 
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den König nicht geben. Schloß er den Frieden mit Dänemark, 
ſo war Rußland hoffentlich beruhigt, und damit Oſterreich 
unmächtig zum Kriege, alfo für den Emportönmling an der 
Seine kein Anlaß mehr zur Einmiſchung. Denmach wurde der 
Friede, entſprechend den ruſſiſchen Forderungen, am 2. Juli 1850 
in Berlin unterzeichnet, am 6. vom Könige genehmigt, und allen 
deutfchen Negierungen zur Ratification zugefandt. Aug Uſedom s 
Entwurf war die Erwähnung Schleswigs ſo wie die Berufung 
auf den Zuſtand vor dem Kriege geftrichen, und die fpecielle Bezug⸗ 
nahme auf den Bundesbeſchluß von 1846 weggefallen. Der 
dritte Artikel lautete jetzt ganz einfach: die hohen contrahirenden 
Parteien behalten ſich alle Rechte bor, die ihnen vor dem Kriege 
zugeſtanden haben. Dann folgte ein neuer Artilel 4: nach dem 
Abſchluſſe dieſes Vertrags kann der Mönig- Herzog, entsprechend 
dem Bundesrechte, die Intervention des deutſchen Bundes an⸗ 
rufen, um bie Ausübung feiner geſezlichen Autorität in Holſtein 
herzustellen, indem er zu gleicher Zeit feine Abſichten über die 
Pacification des Landes mittheilt; ſollte der Bund feine Inter⸗ 
vention weigern, oder die ſelbe unwirkſam bleiben, fo ſteht es 
dem Klönige frei, feine militäriſchen Maaßregeln auch auf Hol- 
ſtein auszudehnen. Ein beſonderes Protokoll regelte dann die 
Räumung Schleswigs durch die preußischen und ſchwebiſchen 
Truppen. 

Auf einen geheimen Zuſaßartitel Fomme ich weiter unten 

ück. 


So gefährlich ver Siebe für Schleswig- Holſeins Rechte 
ſo wenig rühmlich er für Preußen und Deutſchland war: in Berlin 
ſchbpfte man Athem, als biefer Alp von der gepreßten Bruſt 
abgewälzt war. Erfriſchtes Muthes schritt man ohne Zaudern 
zur Weiterführung der deulſchen Politik: noch an demſelben 
2. Juli, an welchem der däniſche Friede unterzeichnet war, erging 
eine Depeſche nach Wien, in welcher nach dem Mißlingen der 
leßten Verhandlung über das Interim der Antrag geſtellt wurde, 
alle deutſchen Regierungen zu einer Berathung über die definitive 
Verfaſſung des künftigen Dentſchland in freien Conferenzen aufe 
zufordern; dabei wurde nochmals bemerkt, eine hiefür zu be⸗ 
rufende Verſammlung dürfe nicht die Formen und die Rechte 
des aufgehobenen Bundeslags in Anspruch nehmen. Zugleich 
erfolgte ein Erlaß an das Fürſten⸗ Collegium der Union, der 
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bei dem bevorſtehenden Ablauf des bisherigen Proviſoriums 
eine Verlängerung desſelben bis zum 15. October vorſchlug, 
da die bekannten Gründe gegen die definitive Einführung 
der Unionsverſaſſung und Unionsregierung noch immer fort⸗ 
dauerten. Der Gegenſaß gegen Oſterreich war vollſtändig nach 
beiden Seiten. 

Welche Wirkung man von beiden Maaßregeln erwarten zu 
können meinte, möchte ſchwer zu ſagen fein, 
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Die Kriſis. 


Bei dem Fürſten Schwarzenberg war in dieſem Augenblicke 
die kriegeriſche Stimmung erheblich abgekühlt. Im Innern des 
Staats preßte die Jinanznoth, fo daß man den Mannſchafts ſtand 
der Regimenter durch große Beurlaubungen um ein Sechftel 
oder ſelbſt um ein Drittel verminderte, obgleich die oben erwähnten 
Anfänge einer preuziſchen Nüftung einen hohen Grad von Be⸗ 
forgniß hervorgerufen hatten. Zugleich drängte Kaiſer Nikclaus 
auf Frieden und Verſöhnlichteit: ich Habe, fagte er zu Rochow, 
es dem Fürſten zur heiligſten Pflicht gemacht, nichts Gefährliches 
gegen Preußen zu unternehmen, und jetzt, nach dem däniſchen 
Friedensſchluß, erkannte man in Petersburg den guten Willen 
Preußens, troz mancher Bedenken gegen den Inhalt des Vertrags 
offen an. In dieſer Lage erregte dem Füchten der zubringliche 
Eifer der Mittelſtaaten Tag für Tag die Galle. Sie hatten keine 
größere Furcht, als Herſtellung eines Einvernehmens zwiſchen 
Wien und Berlin auf ihre Roſten, und boten Alles auf, die 
Zwietracht lebendig zu halten, und auch ganz offen den Krieg, 
deſſen Laſt hauptſächlich auf Oſterreich gefallen wäre, als ums 
vermeidliche Ehrenſache zu ſchildern. Gerade damit aber be⸗ 
ſchworen ſie die Gefahr, die ſie verhüten wollten, herauf. Schon 
in Warſchau hörten wir den Fürſten äußern: das Beſte wäre, 
wenn Öfterreich und Preußen vereinigt dem übrigen Deutschland 
das Geſetz vorſchrieben. In demſelben Sinne redete er mit dem 
Graſen Bernſtorff, als ihm dieſer am 8. Juli die preußiſche 
Depeſche vom 2. mittheilte. „Ihr erklärt uns, ſagte er, daß die 
Unionsverfaſſurg nicht eher in das Leben treten ſoll, als bis 
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fie mit der Verfaſſung des weitern Bundes in Einklang geſetzt, 
alſo einer neuen Nevifion unterzogen worden ſei. Es iſt alſo 
klar, daß Ihr ſelbſt bei dem zuſammengeſchmolzenen Umfang 
der Union die Verfaſſung vom 26. Mai nicht mehr als an⸗ 
wendbar für ſie betrachtet: was kann Euch noch abhalten, dieſe 
von Euch nicht herbeigeführte Thatſache anzuerkennen und aus⸗ 
zufprechen, daß die Union eine andere Verſaſſung erhalten muß? 
Damit wäre das einzige Hinderniß für unſere Verſtändigung 
beſeitigt. Denn wir erheben keine Einwendung gegen jede Union. 
Schließt Schutz⸗ und Trupbündniffe mit deutſchen Fürſten, fo 
viel Ihr wollt; richtet dafür auch ein gemeinſames Parlament 
ein, wir haben nichts dagegen. Nur eine Union, welche durch 
ihre Verfaſſung ankündigt, deutſches Reich zu ſein oder werden 
zu wollen, und folglich uns aus Deukſchland hinaus zu drängen, 
konnen wir unter keinen Umſtänden zulaſſen.“ 

Unter dieſer Vorausſezung bot er nun ein Interim an, 
in welchem Oſterreich und Preußen allein die Executive bilden, 
an der Beſchlußfaſſung aber alle deutschen Staaten nach dem 
Stimmenverhältniß des alten Bundesplenums Antheil nehmen 
würden. Dies Proviforſum dauere fort bis zur Vollendung 
der definitiven Bundesverfaſſung. Für deren Berathung erkläre 
Oſterreich ſich bereit zu der von Preußen beantragten Form 
freier Con ferenzen anſtatt des Bundestags. „Wir würden dann, 
ſette er hinzu, uns mit den Königreichen ſehr herumbeißen 
müffen; aber ich hoffe, mit ihnen fertig zu werden. Nur ift es 
mir unmöglich, noch lange zu warten, da ich zu ſehr von den 
Andern gedrängt werde. Erlange ich nicht bald Beruhigung 
den Eurer Seite, fo bleibt mir nichts übrig, als auf meinem 
Wege vorwärts zu gehen.“ 

Es war kein verichtliches Angebot, was er hiemit machte. 
Gegen die Aufhebung der Verfaſſung vom 26. Mai Gleich⸗ 
berechtigung Oſterreichs und Preußens im Bunde, Ausſchluß 
der Mittelſtaaten aus der Executive, Verzicht auf das Gruppen⸗ 
ſyſtem und die Mediatiſirung der Kleinſtaaten, und endlich 
Wiederauflöſung des eben neu belebten Bundestags. Graf Bern⸗ 
ſtorff empfahl dringend die Annahme, und auch der Miniſter 
von Schleinitz war dazu geneigt. 

Aber das Angebot, ſo vortheilhaft es für Preußen im 
Vergleiche mit der alten Bundesverfaſſung war, enthielt andrer⸗ 
ſeits auch den ausdrücklichen Verzicht auf die dentſche Einheit 
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unter preußischer Führung. An die Stelle des engern und 
weitern Bundes follte Oſterreichs und Preußens Duumvirat, die 
Zweiherrſchat über Deutſchland, treten. Int engern Bunde 
hätte Preußen die Leitung der deutſchen Angelegenheiten allein, 
beim Duumvirat erhielten die beiden Müchte gleichmäßigen Ein⸗ 
fuß auf die deutfche Politik. Allerdings war in jenem Preußens 
Machtgewinn größer, in biefem aber ohne Zweifel leichter erreiche 
bar. Entſchied man ſich für dieſen, fo brauchte man nur in 
Schwarzenberg s Hand einzuſchlagen. Wählte man jenen, fo 
mußte man auf einen Krieg mit Hſterreich, den Mittelſtaaten, 
vielleicht mit Rußland gefaßt fein. Wie es ſcheint, ſchwankte 
der König ungefähr eine Woche lang. Dann aber entichieb ein 
energiſches Eingreifen des Generals von Radowitz. Nachdem 
das Proviſorium der Union bis zum October verlängert war, 
erhielt am 17. Juli Graf Bernſtorff die Weiſung, daß der König 
die Beſprechungen über das Interim für abgebrochen erkläre, 
und den ſofortigen Beginn der Verhandlung über die definitive 
Bundesverſaſſung in freien Conferenzen fordere; er habe ver⸗ 
ſprochen, die Unions verſaſſung mit der Verfaſſung des weitern 
Bundes in Einklang zu ſetzen; dies könne aber ſelbſtverſtändlich 
erſt geſchchen, wenn die letztere exiſtire; eine frühere Aufhebung 
der Unionsverſaſſung würde mit einer Demüthigung Preußens 
gleichbedeutend fein, der ſich der König nimmermehr unterwerfen 
konnte. 

Als Graf Bernſtorff dieſen Erlaß am 19. Juli dem Fürſten 
Schwarzenberg vorlegte, ſprach dieſer ſein lebhaftes Bedauern 
aus. Preußens Feſthalten an der Verſaſſung vom 26. Mai 
mache ihm jede Verhandlung über das Definitivum in freien 
Conferenzen unmöglich. Aufgeben jener Verfaſſung durch Preußen, 
und Aufgeben des Bundestags durch Öfterreih, das feien die 
ſich entſprechenden Schritte zur Verſtändigung geweſen. Aber 
Oſterreichs Ehre erlaube nicht den einen ohne den andern. Die 
Verheißung, die Unionsverfaſſung künftig mit der Bundesver- 
ſaſſung in Einklang zu ſetzen, lönne ihm nicht genügen. Da die 
Verſaſſung vom 26. Mai bei dem jetzigen Umfange der Union 
unausführbar ſei, fo beweiſe ihr Feſthalten die Abſicht Preußens, 
bei günftigeren Zeitlaufen fie troß alledem auf ganz Deutſchland 
auszudehnen; dagegen müſſe er feſte Bürgſchaft haben, Preußen 
verweigert dieſelbe; nun wohl, ſo gebe er dem Grafen Thun 
Befehl zu weiterem Vorfchreiten. Noch an bemfelben Tage ging 
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eine Circularnote an alle deutſchen Höfe ab, worin die Abſicht 
angekündigt war, in Frankfurt das handelnde Organ des Bundes⸗ 
tags, den engern Rath, ſich conſtituiren zu laſſen. 

So ftand Ehrenpunkt gegen Ehrenpunkt. Auf welcher Seite 
verlohnte der Gegenſtand des Streits, zur Ehrenſache des Staats 
erhoben zu werben? 

In Oſterreich gab es darüber nur eine Stimme. Daß 
Oſterreich den herrſchenden Einfluß in Deutſchland befite, gleich 
viel wie Deutſchland dabei fahre, galt für ein durch die Jahr⸗ 
hunderte fanctionirte® Recht und zugleich für das wichtigſte 
Machtintereſſe der Monarchie. Dieſer Glaube war irrig, aber 
wie es nach der ganzen Vergangenheit nicht anders ſein konnte, 
damals unbeſtritten in Wien; dieſes Recht zu behaupten, war 
man zum ſchwerſten Kampfe bereit, und erachtete für einen ſo 
hohen Zweck auch das faule Mittel der Erneuerung des Bundes⸗ 
tags nicht zu ſchlecht. 

Ganz anders lag die Sache für Preußen. Hier handelte 
es ſich nicht um die Vertheidigung eines alten Rechts, ſondern 
um die Erſtrebung einer beſſere Zukunft für Deulſchland. Nichts 
wäre rühmlicher geweſen, als das Gelingen der hierauf gerich⸗ 
teien Schritte. Unmöglich aber war es, ſich damals den völligen 
Mißerfolg des Dreikönigsbündniſſes und der daraus hervor⸗ 
gegangenen Union zu verbergen. Faſt alle etwas müchtigeren 
Genoſſen waren abgefallen, eine erhebliche Anzahl der übrigen 
völlig ſchwankend und unzuverläſſig. Eine in rechtlicher Geltung 
beſtehende Verfaſſung hatte die Union nach Jahresftiſt nicht 
gewonnen. Die am 26. Mai vorgeſchlagene war zwar vom Parla⸗ 
mente angenommen, dann aber von König Friedrich Wilhelm 
nachdrücklich zurückgewieſen worden. Die von dem Parlamente 
revidirte Redaction war zwar von dem Könige genehmigt, aber 
von mehreren andern Staaten theils verworfen, theils aus⸗ 
weichend kritiſirt worden. Überhaupt aber kamen alle Vetheiligten 
überein, daß beide für ein deutſches Reich berechneten Entwürfe 
auf einen Verein Preußens mit einem Dutzend Kleinſtaaten 
nicht anwendbar ſeien. So lebte man im Proviſorium, ohne 
rechtlichen Grund und Boden, ohne eine Hoffnung auf abſehbare 
Beſſerung des Juſtandes. 

In dieſer Lage trat eine offene Spaltung im preußiſchen 
Cabinet ein. Unter Zuſtimmung des Kriegsminiſters General 
von Stockhauſen beantragte der Miniſter des Innern, Herr 
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von Manteuffel, am 24. Juli, die Unausführbarkeit der Ver⸗ 
ſaſſung vom 26. Mai definitiv auszuſprechen, damit die ganze 
Union aufzugeben, und den wenigen Getreuen ein neues Schutz⸗ 
bündniß mit Preußen anzubieten. Die übrigen Miniſter hielten 
noch etwas zurück, ließen jedoch den Wunſch erkennen, den un⸗ 
vermeidlichen Schritt möglichſt bald zu thun. 

Aber mit größter Lebhaftigkeit warf ſich General von 
Radowitz dieſen Beſtrebungen entgegen. 

Seine Antwort auf die Ausführungen Manteuffcl's hob in 
einer Denkſchriſt vom 25. Juli zwei Gegengründe hervor. Der 
eine war, daß Preußen für das Einheitzwerk nicht bloß den 
Fürſten, ſondern auch ber Nation verantwortlich, und ohne einen 
entſprechenden Parlamentsbeſchluß zur Aufhebung der Verfaffung 
nicht befugt fei. Dies wäre zutreffend geweſen, wenn Preußen 
den jehigen Beftand der Union veranlaßt hätte; unmöglich aber 
konnte Preußen für den Austritt der größern Staaten, und 
damit für die Unausführbarkeit der Verfaſſung verantwortlich 
gemacht werden. Radowitz machte nun einen Verſuch, zwiſchen 
Unausführberleit und Aufhebung der Verſaſſung zu unterſcheiden. 
Er hätte Grund dazu gehabt, wenn die Verfaſſung jemals Rechts⸗ 
kraſt erlangt und dann eine Suſpenſion erlitten hätte. Dies 
aber war ja nicht der Fall: es gab alſo keine Verfaſſung, 
ſondern nur Verfaſſungsentwürfe, und wenn man einen Entwurf 
für unausführbar erklärt, ſo iſt er damit abgethan. 

Radowitz's zweiter Grund beftand in der Behauptung, daß 
Manteuffel die Aufisfung der Union zwar in Rückſicht der 
preußiſchen Intereſſen begehre, daß ihm aber, nachdem Ofterreid) 
die Forderung fo drohend geſtellt, kein Menſch dies glauben, 
vielmehr jedermann darin die Unterwerfung Preußens unter 
Öfterreich® Willen erblicken würde. Das aber ſel mit Preußens 
Ehre unberträglich. Ganz wohl. Wenn nur nicht die Gefahr 
vorgelegen hätte, bei der Fortſetzung des Streits und fernerem 
Sinken der Union Preußens Ehre immer ſtärker zu verſtricen, 
und endlich bei der Alternative anzulangen, entweder für ein 
nichtiges Streitobjert um der Ehre willen auf Leben und Tod 
zu kämpfen, oder wegen Nichtigkeit des Objects einen nach⸗ 
giebigen und wenig ehrenvollen Frieden zu ſchließen. 

Noch ehe der Juli zu Ende ging, schien man dicht vor 
dieſer traurigen Wahl zu ſtehen. 
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Der König, der ſich ebenfo ſchwer von dem Gedanken der 
Reichsvorſtandſchaft, wie von der Verbindung mit Oſterreich 
trennte, hielt ſich einſtweilen an jene Unterſcheidung der Un aus⸗ 
führbarkelt und der Aufhebung der Verfaffung. Freilich ſei fie, 
fogte er feinen Miniftern am 26., bei der Mein ungsverſchieden⸗ 
heit der Mitglieder wohl auf lange hin unausführbar; aber der 
Gedanke, der ihr zu Grunde liege, und die berechtigte Form 
dieſes Gedankenz, die legale Vafis, dürfe nicht aufgegeben 
werden; das Fundament möge zur Zeit unbenutzt bleiben, man 
möge es mit Erde bedecken; aber jerftören dürſe man es nicht, 
es müßte für eine günftigere Zeit aufbewahrt bleiben. Leider 
war eine legale Baſis, wie fie der König hier im Sinne trug, 
zur Zeit gar nicht vorhanden, und ebenſo deutlich iſt es, daß, 
wenn man damals die Union auflöfte, man hiemit ihrer Wieder⸗ 
belebung in günftigeren Tagen nicht das Geringſte vergab. 

Es folgten dann lebhafte Erörterungen, ob und wann man 
wenigſtens die Unausführbarkeit der Verfaſſung amtlich con⸗ 
ſtatiren ſollte. Manteuffel wünſchte es ſogleich zu thun, Radowitz 
mahnte, wenigſtens bis zum October, dem Ablauf des neuen 
Proviſoriums, hinzuhalten. Der König entſchied. zunächſt Ofter⸗ 
reichs fernere Schritte abzuwarten. 5 

Jeindſelige Maaßregeln des Wiener Hofes erfolgten nun 
Schlag auf Schlag. 

Preußen hatte durch Militärconventionen mit Coburg und 
Praunſchweig deren Conlingente feinem Heere angegliedert, 
Oſterreich dagegen auf Grund der alten Bundeskriegsverfaſſung 
proteſtirt. Auf Antrag der badiſchen Regierung, welche ihre 
meuteriſchen Soldaten ebenſo wie Hſterreich feine Honveds ferne 
von der Heimath zu neuer Disciplin erzogen wünſchte, hatte 
Preußen die Verlegung derſelben in preußiſche Garnifonen und 
dafür Berbleiben einer gleichen Anzahl preußiſcher Truppen in 
Baden bewilligt. Schwarzenberg proteſtirte auch hiegegen nach 
altem Bundesrecht, und ging fo weit, dem damals öſterreichiſchen 
Gouverneur der Bundesfeſtung Mainz den Beſehl zu geben, 
badiſche Truppen durch den Rayon der Feſtung weder zu Waſſer 
noch zu Lande paſſiren zu laſſen. Damit ſtand man dicht an 
der materiellen Gewalt; welches Recht hatte Oſterreich zu Befehlen 
an die Bundesfeſtung? wie durfte es deutſchen Truppen eigen⸗ 
mächtig die Wege weifen? In Berlin folgten ſich Tag für Tag 
erregte Cabinetöfigungen. Der König wollte ſich ſolche Liber 
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griffe nicht gefallen laſſen, zunächſt aber in Wien Vorſtellungen 
‚erheben, und auch in dieser Streilſache das Verhalten des engern 
Rathes abwarten. Radowitz fragte darauf: und wie, wenn 
Fürſt Schwarzenberg alle Vorſchläge zurückweiſt? dann bliebe 
nur Gewalt übrig, vor Allem die Entfernung der Öfterreicher 
aus Mainz und Frankfurt, und für einen ſolchen Jall bei der 
baheriſchen Aufstellung um Aſchaffenburg möglichſte Berſtärlung 
unſerer Corps bei Wetzlar und Kreuznach. Dagegen bemerkte 
ihm General Stochauſen mit großer Bestimmtheit, für einen 
ſolchen Zweck habe er leine Linientruppen verfügbar, Landwehren 
aber einzuberufen, ſei in der jetzigen Erntezeit höchſt bedenklich. 
Da brach Nadowit aus: wenn es fo ſteht, dann iſt unſere ganze 
bisherige Politik nicht mehr hallbar. Der König beſchwichügte 
es folle für jept nach Wien geſchrieben, die militäriſche Fragt 
weiter bearbeitet werden ). An den folgenden Tagen, dem 3. und 
5. Auguſt, wiederholte Radowitz feine Anträge, für den Fall 
einer ablehnenden Antwort Oſterreichs ſich durch die nöthigen 
Riſtungen ſicher zu ſtellen. Nachdem man ihm aufs Neue 
geſagt hatte, daß die Einberufung der rheinischen und weſt⸗ 
ſtliſchen Landwehr zur Zeit unthunlich ſei, beguemte fi end⸗ 
lich Stockhauſen, die beiden vorgeſchobenen Detachements um 
3000 Mann zu verſtärken. Die weitere Forderung Nadowiß's 
aber, zur Beobachtung der Bayern, die bei Aſchaffenburg und 
Ansbach mehr als 16000 Mann zuſammengezogen hätten, ein ent 
sprechendes Corps bei Erfurt aufzustellen, was gar leine Schwierig · 
keit haben lönnte, wurde von Stockhauſen durch einen Vorbehalt 
weiterer Erwägung parirt. Die Lust, zum Schwerte zu greifen, 
war alſo im preußiſchen Cabinet fehr gering, fo richtig auch 
Radowiß am 2. Auguſt ohne ſtarke Rüſtung die Unmbglich kit ber 
bisherigen Politik erklärt hatte. Ernſte diplomatische Vorſtellungen 
gingen einteilen nach Wien ab, und Graf Bernſtorff erhielt die 
Weiſung, ſich ſtreng auf den amtlichen Verkehr zu beſchränken, 
und jede vertrauliche Veſprechung mit Schwarzenberg abzulehnen 

Indeſſen brach um die Mitte des Auguſt durch das düſtere 
Gewölk bieſes Habers noch einmal ein schwacher Hoffnungsſtrahl 
des Friedens. Der zornigen Stimmung, aus welcher Jürſt 

wargenberg gleich nach der preußiſchen Ablehnung feines 
Sühn verſuchs die eben berichteten Schritte gethan hatte, begannen 
andere Vorkommniſſe von verſchiedenen Seiten her entgegen zu 
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wirlen. Ihren Urſprung hatten fie wieder in der ſchleswig⸗ 
holſteiniſchen Sache. 

Die nächfte Folge des Berliner Friedens mit Dänemark war 
der Abbruch einer durch die ſchleswig⸗holſteiniſche Statthalterſchaft 
angebotenen und bis dahin in Kopenhagen fortgeſponnenen 
Unterhandlung geweſen. Die däniſche Regierung hoffte jetzt, 
mit den von Deutſchland aufgegebenen Rebellen leicht fertig zu 
werden. Die Statthalterſchaft aber, weiche im Einklang mit der 
Bevölkerung die Zeit des Waffenſtillſtandes zum Aufgebot aller 
Kräfte benutzt halte und auch für ſich allein den Kampf gegen 
die Ropenhagener Parteihenſchaſt aufzunehmen entſchloſſen war, 
ließ gleich nach dem Abzug der Preußen am 13. Juli ihre kleine, 
ungefähr 30000 Mann ſtarke Armer in Schleswig einrücken. 
Darauf überſchritten am 17. die däniſchen Streitkräfte, etwas 
über 37 000 Mann, unter General Krogh von allen Seiten her 
die Grenzen des Herzagthumg, und nach einigen leinen Gefechten 
trafen die Maſſen am 25. Juli bei Jdſtedt nicht weit von ber 
Schlei auf einander. Der Feldherr der Schleswig⸗Holſteiner 
war jetzt der ehemals preußiſche General von Williſen, ein be⸗ 
rühmter Theoretiker der Kriegswiſſenſchaft, der kurz vorher den 
ihm befreundeten General von Heß gebeten hatte, einige öſter⸗ 
reichiſche Officiere als Zuſchauer nach Schleswig zu ſchicken. 
Wie viel ich weiß, hatte er dabei bemerkt, weiß ich, aber ich weiß 
nicht, was ich kann, und ich bin begierig, dies zu erproben. Es 
zeigte ſich, daß er nicht allzu viel konnte: bereits hatte General 
Horſt in ſiegendem Anſturm den däniſchen linten Flügel durch⸗ 
brochen, da kam eine Meldung an Williſen, eine feindliche Ab⸗ 
theilung habe ihn umgangen, und ſtehe in ſeinem Rücken. Er 
war zu gebildet, um ſich Blücher s unflätfiger Antwort auf eine 
ähnliche Botſchaft zu erinnern; er verlor den Kopf. befahl den Rück⸗ 
zug, erlitt ſchweren Verluſt und überlieferte damit ganz Schleswig 
dem Feinde. Weiter aber vermochte es auch dieſer nicht zu bringen; 
Holſtein hielt feine Grenze unerſchütterlich gedeckt, und verſuchte, 
wenn auch ohne erhebliche Erfolge, manchen Offenſivſtoß. Däne⸗ 
mark Hatte nicht die Mittel, den Widekſtand des entſchloſſenen 
und opfermuthigen Volksſtammes zu brechen. 

Um ſo herriſcher forderte jetzt Kaiſer Nikolaus nach Artikel 4 
des Friedens die Intervention des deutſchen Bundes zur Her⸗ 
fellung des gefepfichen Zuftandes. Aber eine beſondere Schwierig 
keit erhob ſich dagegen. Natürlich konnte auf Grund des Friedens 
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nichts geſchehen, bis derſelbe von allen Betheiligten ratificirt 
war. Nun hatte ſich im Januar die preußiſche Regierung von 
der Bundes⸗Central⸗Commiſſion Vollmacht geben laſſen, den 
Frieden für den deutschen Bund zu verhandeln und ihn darauf 
allen deutſchen Staaten zur Ratification vorzulegen — waz denn 
auch gleich am 3. Juli von Berlin aus geſchehen war. Allein 
die Mittelſtaaten, die durchaus keine Sehnſucht hatten, Preußen 
den däniſchen Pfahl aus dem Sleifche zu ziehen, erklärlen jeht, 
daß nach der Wiener Schlußacte von 1820 keine andere Behörde 
befugt ſei, über Krieg und Frieden des Bundes zu befinden, 
als das Plenum des Frankfurter Bundestags; an dieſes alſo 
habe Preußen ſich zu wenden. Es lag in der Natur der Dinge, 
daß Oſterreich feinen getreuen Verbündeten ebenſo entſchieden 
zuftimmte, als Preußen feinen Proteft gegen einen von Rechts⸗ 
wegen gar nicht exiſtirenden Bundestag erneuerte. So war die 
daniſche Frage unmitzelbar mit der deutſchen verflochten, die 
Ratification des Friedens nicht zu erlangen, und noch viel 
weniger die von Dänemark zur Unterwerfung Holſteins erfehnte 
Bundesbehörde zu finden. 

Kaiſer Nikolaus war ergrimmt über dieſe unvermuthete 
Verzögerung feines heißen Wunſches, und richtete dieſes Mal 
feinen Unwillen vornehmlich gegen Ofterreich. Allerdings ſagte 
er dem preußiſchen Geſandten, Preußen könnte doch immerhin 
in den Bundestag eintreten, welcher aus den echten Anſchauungen 
con ſervativer Politik entfprungen fei; er erkannte aber an, daß 
Preußen ſich redlich um den Frieden bemüht habe, daß die 
Unionsfürſten mit wenigen Ausnahmen die Ratification voll⸗ 
zogen, daß Oſterreichs Weigerung eine unerlaubte Chicane ſei. 
Auch bei jenen untergeorbneten Streitfragen, die ſich damals 
zwiſchen Wien und Berlin erhoben hatten, der Verlegung 
babiſcher Truppen in breußiſche Garniſonen, oder der von 
Preußen abgeſchloſſenen Militärconventionen, ſprach 0 der 
Kaiſer zur Zeit im prtußiſchen Sinne aus: möge auch Oſter⸗ 
reichs Widerſpruch dagegen im alten Bundesrecht begründet fein, 
jedenfalls fei die Sache an ſich felbft gut und nüßlich für 
Deutſchlands Wehrkraft. 

Dem Fürſten Schwarzenberg war dieſe Conjunctur in keiner 
Weiſe bequem. Man darf annehmen, daß er den Mittelſtaaten, 
die ihn zu dem ſchädlichen Schritte veranlaßt hatten, für den 
Verluſt der ruſſiſchen Gnade wenig Dank zollte. Ihnen koſtete 


304 Die Krifis. 1850 


es nicht viel, zum offenen Bruche mit Preußen zu treiben; 
Schwarzenberg aber wußte ſehr gut, daß ohne ruſſiſche Mit⸗ 
wirkung die Laſt des Kampfes für das durch die Revolutions⸗ 
jahre tief erſchöpſte Oſterreich bedenklich ſchwer werden könnte. 
Bis dahin hatte er Rußlands vollen Beifall für die Einberufung 
des Bundestags gehabt, und eben erſt war es ihm gelungen, 
die Bedenken des Baren gegen den Eintritt Geſammtiüſterreichs 
in den deutſchen Bund zu beſeitigen. Es war alſo äuferft 
widerwärtig, jetzt im kritiſchen Augenblicke in Folge der von den 
Mittelſtaaten empfohlenen Politik Rußland auf der preußiſchen 
Seite zu finden. Auch ſonſt erlebte Schwarzenberg an ſeinen 
theuern Mittelſtaaten fort und fort Verdruß. Mitten in ihrer 
ſchwarz⸗gelben Neactionspolitik ſchielten fie in ihrer innern 
Schwäche nach der liberalen Seite ihrer Kammern und Volks⸗ 
maſſen hinüber. Hannover wollte alſo bei der Unterwerfung 
Holſteins nicht mitwirken. Baherm und Württemberg begehrten 
aus derſelben Rückſicht hartmädig eine Volksvertretung neben 
dem Bundestag. Unter dieſen Umſtänden kam Schwarzenberg 
noch einmal auf den Gedanken eines völligen Syſtemwechſels. 
eines Einvernehmens mit Preußen auf dem Grunde gemeinſamer 
Beherrſchung Deutſchlands zurück. Die frühere Unterhandlung 
hatte ihm Preußens Geneigtheit dargethan: nur an feinem Be⸗ 
gehren der Aufhebung der Unionsverfaſſung war die Über⸗ 
einkunft geſcheitert. Jeßt war infolge des Abfalls der beiden 
Heſſen das Großherzogthum Baden durch weite Landſtrecken 
von den übrigen Unionsſtaaten getrennt, der thatſächliche Umfang 
der Union auf anderthalb Dutzend norddeutſcher Zwergſtaaten 
herunter gekommen: die Verwirklichung einer folden Union, 
gleichviel mit welcher Verfaſſung, konnte keine Gefahren mehr 
herauf beſchwören. Dadurch milder gegen Preußen geſtimmt, 
hatte er einen von den Mittelſtaaten gleich nach dem Beitritte 
Heſſen⸗Darmſtadts geſtellten Antrag auf Conſtituirung des engern 
Rathes am 8. Auguft abgelehnt, und die Eröffnung desſelben 
auf den 1. September verſchoben. Jetzt ſandte er, da Graf 
Bernſtorff auf kein vertrauliches Geſprüch mit ihm eintreten 
durfte, den alten Agenten, den Hofrath Forsboom, und ließ 
durch dieſen am 19. Auguſt den Vorſchlag einer Einigung auf 
folgende vier Punkte machen: eine ſtarke Bumbegegerutibe in der 
Hand von Öfterreih und Preußen, die Bundesgeſeßgebung 
in einer dem Bundestag ähnlichen Verſammlung unter dem 
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wechſelnden Vorſiß von Oſterreich und Preußen, für jetzt leine 
Volksvertretung am Bunde, Anerkennung der Union, wenn ſie 
fi auf Norddeutſchland beſchränke und Baden aus ihrem Vers 
bande enflaſſe. Noch meinte er ſich nicht befinitid gebunden zu 
haben: Alles hing für ihn von der Entſcheidung des Bere 
hältniſſes zu Rußland ab. Da wurde ihm gemeldet, daß Kaiſer 
Nikolaus, der nicht weniger zur Entſchädigung drängte, feinen 
Kanzler, den Grafen Neſſelrode, und den befäßigtiten feiner 
Diplomaten, den Baron Meyendorff, nach Ischl ende, wo damals 
Franz Joſeph und Schwarzenberg weilten, um hier die Ratifis 
cation des bänif—hen Friedens durchzusetzen und für dieſen Zwecd 
zur Berſohnung mit Preußen zu mahnen. Der Fürſt ſah ihrer 
Ankunft jezt mit Ruhe entgegen: verharrte Rußland bei feinen 
preußiſchen Tendenzen, fo konnte er die Verständigung mit 
Preußen zum Abſchluß bringen und brauchte dann Rußland 
nicht zu fürchten; gelang eg ihm aber, die Mißſtimmung Ruß- 
lands auf's Neue gegen Preußen zu wenden, jo konnte auch er 
dem ihm widerwärtigen deutſchen Nebenbuhler ſtolz den Rücken 
kehren. Zur Erlangung dieſes Gewinns hatte er aber noch eine 
beſondere Karte in ſeinem Spiel. 

Wir erinnern uns jener in London geführten Unterhandlung 
zwischen Rußland, England und Frankreich über die Feſtſtellung 
einer gemeinſamen Thronfolge im däniſchen Geſammtſtaate. Sie 
war gleichzeitig mit dem Berliner Frieden herangereift, und auf 
däniſch⸗ruſſiſchen Wunſch hatte Preußen neben feinem Vertrage 
einen geheimen Artikel genehmigt, durch welchen es das ſcheinbar 
harmloſe Verſprechen gab, an jener Unterhandlung Theil zu 
nehmen. Der König meinte, man werde dabei die Rechte der 
verſchiedenen Prätendenten einer genauen Prüfung unterziehen, 
mit jedem Einzelnen unterhandeln, und dann ſehen, was möglich 
und erreichbar ſei. Er war alſo höchlich überraſcht, als ſein 
Londoner Geſandter, Bunſen, ſchon am 4. Juli eingeladen wurde, 
ein Protokoll mit zu unterzeichnen, welches vor aller Prüfung 
bereits den entſcheidenden Grundſatz, die unauflösliche Integrität 
des düniſchen Geſammtſtaats, feſtſtellen ſollte. Nach Befehl des 
Königs lehnte Bunſen den Beitritt ganz entſchieden ab. Oſter⸗ 
reich folgte Anſtands halber dieſem Beiſpiel, gab aber gleich 
dafür als Grund an, daß das Protokoll die Rechte des deutſchen 
Bundes auf Holſtein nicht ausdrücklich wahre, und als dieſem 
Bedenken in London auf der Stelle abgeholfen wurde, konnte 
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Schwarzenberg in Iſchl die ruſſiſchen Diplomaten mit der Kunde 
empfangen, daß Oſterreich am 23. Auguſt das Protokoll unter⸗ 
zeichnet habe. Sodann legte er dar, wie vom 1. September 
ab der engere Rath in Frankfurt befähigt und bereit fein würde, 
nicht bloß den däniſchen Frieden zu ratificiren, ſondern auch 
ohne Zögern Holftein zu pacificiren, d. h. dem däniſchen Könige 
durch Bundesepecution zu unterwerfen. Auch hiemit überbot 
er Preußen bei Weitem, da dieſes der Anſicht war, vor jeder 
ſolchen Maaßregel müſſe man nach Artikel 4 des Friedens erſt 
die Erklärung des Dänenkönigs über die von ihm beabſichtigte 
Geſtalt des ſchleswig⸗holſteiniſchen Verfaſſungsrechts erhalten und 
geprüft haben. Die Muffen erlkürten ih mit Schwarzenberg 8 
Verfahren auf das Höchſte zufrieden, und als inmitten dieſer 
Geſpräche die preußische Erklärung ankam, daß man die vier 
Punkte als geeignete Grundlage eines Einvernehmens anerkenne. 
ſand dies Neſſelrode zwar ſehe erfreulich, erhob aber auch keine 
Einwendung, als Schwarzenberg erläuterte, es ſeten dies alte 
Vorſchläge, die auf die jetzigen Verhältniſſe nicht mehr paßten, 
Genug, auf Koſten Holſteins, auf Koſten Deutſchlands war das 
Einverftändniß der beiden Kalſerhöſe gegen Preußen wieber 
hergeſtellt. Am 2. September verwandelte ſich dann das Bundes⸗ 
plenum, ein ſtweilen aus 11 Staaten von 35 beſtehend, in den 
engern Rath, und noch an demſelben Tage ſtellte der dän iſche 
Geſandte für Holſtein den Autrag, eine amtliche Abmahnung 
nach Kiel gegen jeden weitern Angriff auf die königlichen Truppen 
zu erlaſſen Beide Gegenſtände, die Ratifteation und die Baci- 
fication, wurden darauf der Geſchafts ordnung gemäß einem Aus⸗ 
ſchuſſe zum Berichte überwieſen, und da die ſüddeutſchen Mit⸗ 
glieder, ihrer Volksſtimmung zu Liebe, mehrere deutſchgeſtunte 
Ausſtellungen an dem Berliner Frieden machten, war es gewiß, 
daß wenigſtens ſechs Wochen bis zur Fertigſtellung des Bundes⸗ 
beſchluſſes vergehen würden. Preußen mit feinen Unionsgenoſſen 
verharrte um fo enerziſcher auf feinen Proleſte gegen die geſeh⸗ 
widrige Verſammlung, je unbegreiflider ihm die letzten raſchen 
Sinnetwechſel im Verfahren Schwarzenberg's erſchienen. Der 
König, von jeher erbittert über die ohne ſein Zuthun und gegen 
feinen Widerfpruch erfolgte Herstellung des Bundestags, ſetzte 
jegt vollends feine Ehre darein, das zerriſſene Banner der Union 
hoch zu halten, jeden Frankfurter Beſchluß als null und nichtig 
zu behandeln, und nach Umftänden ihm Widerſtand mit allen 
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Mitteln entgegen zu ſetzen. Bei den fortdauernden Mahnungen 
Rußlands zur Berſöhnung gab Schwarzenberg darauf dem 
Präſtdialgeſandten die Weiſung, den Bundestag von jeder die 
Unionsſtaaten betreffenden Manfregel alzuhalten, und da im 
übrigen die hohe Verſammlung keine Beſchuftigung hatte, fo 
zeigte ſich ihr bis zum Erſcheinen des Ausſchußberichtes über 
Schleswig- Holſtein alle Aus ſicht auf ein ebenſo beſchauliches 
Stillleben als engerer Rath, wie fie es vorher als Plenar⸗ 
verſammlung genoſſen hatte. 

Da trat zu der deutſchen und bäniſchen Frage eine dritte, 
welche in raſchem Verlaufe die ſeit einem Jahre latente Kriſis 
zu vollem Ausbruch führte. Es war der in Kurheſſen durch 
das Miniſterium Haſſenpflug angezettelte Verfaſſungsſtreit. 

Rurfürſt Friedrich Wilhelm von Heſſen war vielleicht der 
unfeligfte Menſch unter feinen fürstlichen Zeitgenoſſen. Von 
Natur nicht unbegabt, ſcharfſtunig, ſchlan, von coloſſalem Ge⸗ 
dächtniß, war er in heilloſen Familienverhältniſſen herangerwachſen. 
Von dem liederlichen Vater mißhandelt, gegen die trefflich 
Mutter verhetzt, auf jeder Seite von Spionen umlagert, war 
fein geiſtiges und fittliches Weſen in der Entwicklung ſtecken ge⸗ 
blieben, verkimmert und vetbildel. Er hatte ſich für immer mit 
Mißtrauen gegen alle Men ſchen erfüllt, verſtattete als Fürſt 
feinen Miniſtern keine ſelbſtändige Verfügung auch über die ge⸗ 
ringfügigſte Angelegenheit, tam aber bei jeder, da er böswillige 
Pläne hinter jeden Antrag witterte, ſeinerſeits wochenlang zu 
keinem Entſchluß, jo daß mit jedem Jahre Geſezgebung und 
Verwaltung deines Landes in immer tiefere Stockung und Ver⸗ 
ſumpfung geriethen. Nebenbei entwickelte ſich aus feinem Arg⸗ 
wohn gegen alle Welt eine tückiſche Neigung, ſich dafür an den 
Einzelnen durch kleine Schädigung und Schabernack zu rüchen; 
da Unheilvollſte aber war, daß er aus Herzensneigung eine 
unebenbürtige Ehe geſchloſſen hatte, und nun mit innerem Grimm 
feine zahlreichen Kinder ohne Anſpruch auf die Thronfolge auf 
wachſen ſah. So war der höchſte Segen der Erbmonarchie, die 
Verſchmelzung der Vaterliebe und der Regentenpflicht, bei ihm 
in fein Gegentheil verkehrt; er war feinem Lande entfremdet 
und hatte neben oder flatt des öffentlichen Wohls die Bereicherung 
ſeiner Familie auf Koſten der Dynaſtie und des Staats im 
Sinne. Einen fteten bittern Haß widmete er demnach der libe⸗ 
ralen Vanbesverſaſſung von 1831, welche bie Staatsdiener vor 
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feinen böſen Launen ſchützte und die Finanzen einer ſcharſen 
Auſſicht der Stände unterftellte. Schon im Jahre 1847 dachte 
er an einen Staatsſtreich zum Berfaſſungsſturz, erfuhr aber, 
daß fein Officiercorvs ihm dazu verſagte, und zugleich der alte 
Fürſt Metternich ihm eröffnen ließ, eine Verſaſſung, welche feit 
ſechzehn Jahren in anerkannter Wirkſamkeit beſtehe, laſſe ſich 
nach Bundesrecht nur auf verfaſſungs mäßigem Wege ändern. 
Kaum hatte er dieſe Demüthigung hinunter gewürgt, als die 
große Bewegung von 1848 auch Kurheſſen erreichte und ihn zu 
mehrfachen populären Conceſſionen und zur Ernennung liberaler 
Minifter nöthigte, welche dann ſehr bald die Ruhe und Ordnung 
herſtellten, denen er aber fortan das Leben fo ſauer wie möglich 
zu machen verſtand. In die preußiſche Union hatte er eilig 
hineingedrängt, in der Hoffnung, hier Garantie oder Erſatz für 
feine im Landtag ſcharf kritiſirte Civilliſte zu erlangen. Allein 
die Union bot zu einem ſolchen Finanzgeſchüfte kein Mittel; um 
fo mehr empfand er dann die Schmälerung feiner Sonveränitäts⸗ 
rechte durch die Rechte des Unionsvorſtandes, und als nach 
Monate langen Kämpfen feine Minifter bei ihrem Widerſpruch 
gegen den Austritt aus der Union beharrten, entſchloß er ſich. 
als Vorſtand eines neuen Cabinets ſeinen früheren Miniſter 
Haffenpflug zu berufen, der bereits in den dreißiger Jahren für 
ihm Heftige und brutale Rümpfe gegen den Landtag beſtanden, 
dann aber 1837 nach einem perſönlichen Zerwürfniß mit dem 
Fürſten den Abſchied genommen und das Land verlaſſen hatte. 

Friedrich Wilhelm IV. war Haffenpflug wegen früherer ber 
Kurfürſtin Mutter, der Tante des Königs, geleisteter Dienſte 
gewogen und gab ihm gleich 1840 eine Anſtellung als Ober: 
kribunalstath in Berlin. Dort knüpfte Haſſenpflug enge fteund⸗ 
ſchaſtliche Beziehungen mit den Männern der ſpätern Kreuz⸗ 
zeitungspartel, den Brüdern von Gerlach, dem Meiniſter Uhden. 
dem Präſidenten Göhe an, und bewahrte dieſelben, als er 1846 
daB hohe Amt des Oberappellationsgerichtspröfidenſen in Greifs- 
wald erhielt. An ihn wandte ſich jetzt der Kurfürſt mit dem 
Antrage, als ſein Miniſterpräſident ihn von den Banden der 
preußſſchen Union und der kurheſſiſchen Berſaſſung zu befreien. 
Haſſenpflng lehnte Anfangs ab, mußte aber im Winter auf 
1850 erleben, daß er wegen rezlementswibriger Beſcheinigung 
einer kleinen Ausgabe denuncirk, und durch einen Criminal⸗ 
vrocch wegen Fälſchung feine amtliche Stellung in Preußen 
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bedroht wurde. Dies beſtimmte ihn, auf einen wiederholten 
Antrag des Kurfürſten einzugehen. Er trat ihn Berlin zunächſt 
mit dem öſterreichiſchen und dem ruſſiſchen Gefandten in Ver⸗ 
bindung, welche ihm für den Austritt Kurheſſens aus der Union 
die volle Unterſtützung ihrer Regierungen zuſagten: durch feine 
feudalen Freunde, die dem Unions werke ebenfalls von Herzen 
feindſelig waren, ließ er dem Könige vorſtellen, er denke nach 
Caſſel zu gehen, um Kurheſſen von dem demolratiſchen Schmutze 
des Jahres 1848 zu reinigen, und den Kurfürſten zu einem 
Proteſte gegen die demokratiſche Unionsberfaffung vom 26. Mai 
zu veranlaſſen, beides Zwecke, mit denen, wie wir wiſſen, die 
innerſten Wünſche des Königs übereinſtimmten. Nun konnte 
allerdings, fo lange jener Fülſchungsproceß über Haſſenpflug 
ſchwebte, von Rechtswegen feine Entlaſſung aus dem preußischen 
Staats dienſte nicht erfolgen. Indeſſen war dem Könige jene 
Anklage als eine niedertröchtige demolratiſche Intrigue gegen 
den hochverdienten confervafiven Beamten dargeſtellt worden, 
und als der Juſtizminiſter Simons, der fo wenig wie die übrigen 
preußiſchen Miniſter von den Caſſeler Plänen eine Ahnung 
hatte, die Ausfertigung des Abſchiedes weigerte, fuhr Haſſen⸗ 
pflug ſofort nach Sansſouci und empfing dort am 20. Februar 
die bereits unterzeichnete Entlaſſungsurkunde aus den Hün den 
Sr. Majeſtüät. Dem Kurfürſten war es völlig gleichgültig, daß 
bald nachher fein Minifterpräfident und Juftizminiſter wegen 
Fälschung durch das Greifswalder Gericht ſteckbrirflich verſolgt 
wurde. 

Als Haffenpflug in folder Weiſe fein Minifterium in Caſſel 
antrat, wurde er, in Erinnerung an jeine früheren Thaten, als 
der Heſſen Fluch mit einem Ausbruch allgemeines Unwillens 
empfangen. Er ließ ſich das nicht anfechten. Schon ſeine äußere 
Erſcheinung kündigte die Entſchloſſenheit des Mannes an, die 
kurze, gedrungene Geſtalt, scharf geſchnittene Züge, die mächtige 
Nafe, der hohe, kahle Schädel über dem lockigen Hinterhaupt. 
Ein Fanatiker des Hochlirchenthums und der monarchiſchen 
Abfofutie, innerlich überzeugt von der Güte feiner Sache, deg⸗ 
halb kühn bis zur Frechheit, erhaben über Regel und Rückſicht, 
ein Virtuoſe rabuliſtiſcher Dialektik, übrigens völlig frei von 
ascetiſcher Verachtung irdiſcher Lebensgenüſſe, mehr verſchwende⸗ 
riſch als eigennüßig, aber durch unordenklſche Wirthſchaft auch 
in dieſer Beziehung übel beleumdet. 
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Man hat wohl geſtritten, ob der Verſaſſungsſturz oder die 
Sprengung der Union ihm Zweck ober Mittel gemefen: es ſtand 
eben einfach fo, daß das Eine ohne das Andere nicht zu er⸗ 
reichen war. Denn die Beſtimmungen des Bündniſſes vom 26. 
Mai, als deſen Mitglied ſich Kurheſſen trotz der Ablehnung der 
Unionsverfaſſung noch auf dem Berliner Fürſtencongreſſe bekannt 
hatte, hätte einen VBerfaſſungsſtreit ſofort vor das Erfurter 
Schiedsgericht geführt, und bei der Klarheit der Rechtsſache 
hätte ein rechtliches Verfahren nur mit der Abweiſung des Kur⸗ 
fürſten enden können. Anders aber ſtand es bei dem von 
Schwarzenberg geleiteten Bundestag, wo die Süße des Fürſten 
Autorität hatten, daß dieſe deutſchen Verfaſſungen alle nichts 
taugten, und die beſte Beſſerung auf militäriſchem Wege erreicht 
würde. Darum hatte Haſſenpflug ſich beeilt in den Bundestag 
einzutreten, und wußte gleichzeitig in Caſſel auch den Verfaſſungs⸗ 
conflict herbeizuführen, und damit dem Bundestage Anlaß zur 
Intervention zu ſchaffen. Sein Mittel zu dieſem Zweck war 
äußert einfach. Von Februar bis September begehrte er von 
den Landtage Steuern und fonftige Einnahmen, weigerte aber 
hartnäckig die verfaſſungsmäßige Bedingung dafür, die Vorlage 
eines Budget, obgleich es belannt war, daß fein Finanzminiſter 
Lometſch den Entwurf desſelben längſt fertig geſtellt hatte. Als 
dann endlich die Stände die Verlängerung der Vollmacht zur 
Steuererhebung ablehnten, erklarte er das auf Grund des, aller⸗ 
dings im März 1848 vom Bundes tage aufgehobenen, ſogenannten 
Ausnahmegeſe hes von 1832 für Aufruhr und verhing den Kriegs⸗ 
ſtand über das in tieſſter Ruhe lebende Land. Alle Civilbehörden, 
deren ſämmtliche Mitglieder nach dem beſtehenden Geſetz für jede, 
gleichviel von wen befohlene, verfaſſungswidrige Amtshandlung 
perſonlich verantwortlich waren, weigerten darauf ihre Mit⸗ 
wirkung zu dieſem Verfaſſungsbruch; da beſtimmte er den Kur⸗ 
fürſten am 12. September, Caſſel zu verlaſſen, und mit ihm 
nach Frankfurt zu flüchten, um dort in vertrauten Verkehr mit 
der öſterreichiſchen Bundeslagsgeſandiſchaft das weitere Ber⸗ 
fahren ſeſtzuſtellen. Am 17. brachte er bereitz den betreffenden 
Antrag an den Bundestag, und ſchon am 21. faßte dieſer den 
Beſchluß, die lurheſſiſce Regierung aufzufordern, daß fie über 
die Mittel, die fie zur Bundigung des Aufruhrs ergriffen habe, 
ſchleunigſt berichte. Es war der Prolog zur bewaffneten Bundes⸗ 
ezecution. Zunäckſt verſchärſte Haſſenpflag den Belagerungs⸗ 
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ſtand und erweiterte die Vollmacht der Militärbehörde zum Ein⸗ 
ſchreiten gegen jeden tenitenten Gteuerpflichtigen und jede wider⸗ 
ſtrebende Verwaltungs oder Gerichts behörde. Aber auch die 
Dfficiere, welche ſämmtlich die Berfaffung beſchworen hatten, be⸗ 
gannen bedenklich zu werden, und als ihr Commandeur ihnen 
das grobe Wort zurief, wer ſeinem Kriegsherrn die Treue nicht 
halten wolle, möge feinen Abſchied nehmen: da baten nach 
21 Stunden neun Zehntel des Ofſieiercorvs um ihre Entlaffung. 
Dem Kurfürſten war die Waffe in der Hand zerbrochen; feinem 
Miniſter aber war die Kataſtrophe genehm: denn jetzt würde 
der Bundestag das Einrücken fremder Eperutionstruppen ver⸗ 
fügen, und mit deren Hülſe mochte dann die militäriſche Beſſe⸗ 
rung Kurheſſens ſich in doppelter Gründlichkeit vollziehen. 

Die schnelle Entwicklung dieſer Ereigniſſe konnte nicht ums 
hin, in Berlin den tiefften Eindruck zu machen. Der durch den 
paſſiven Widerſpruch Preußens bisher zur Apathie veruriheille 
Yundestag begann jetzt eine drohende Thätigkeit auf einem Ger 
biete, welches nach feiner geographiſchen Lage nicht bloß für die 
Union, ſondern für Preußens politiſche Existenz ſelbſt von größter 
Wichtigkeit war. Die Union war durch den Abfall der beiden 
Heſſen, welchem zu folgen, Naſſau die größte Luſt zeigte, zer⸗ 
ſtückelt. Preußen hatte die räumliche Trennung feiner Oft⸗ und 
Weſtyrovinzen im friedlichen Syſtem dez alten Bundestags er⸗ 
tragen können, wo ſein Einfluß in Caſſel unangefochten, und 
durch zwei heſſiſche Etappenſtraßen die militöriſche Verbindung 
zwiſchen Cöln und Berlin geſichert war. Jetzt aber ſchien es 
unerträglich, daß eine preußenfeindliche Bundesmacht durch ihre 
Streitkräfte dieſes Territorium in Beſiz nehmen wollte, während 
der Souverän desſelben dem Namen nach noch Mitglied der 
preußiſchen Union war, und jener Bundestag ſich trotz des 
preußiſchen Protestes als höchſte Behörde der deutschen Nation 
hinpflanzte. Was liegt, ſagte Graf Brandenburg, den füd- 
deutſchen Regierungen an dem heſſiſchen Verfaſſungsſtreit: nur 
um uns zu demüthig en, wollen fie Kurheſſen oecupiren. Einige 
Monate nachher erhielt dieſes Wort in München feine amtliche 
Beſtätigung; als der Miniſter von der Pfordten in der baye⸗ 
rischen Kammer wegen feiner Theilnahme an dem Heffifchen Ver⸗ 
faſſungsſturze heftig angegriffen wurde, erllürte er mit cyniſcher 
Offenheit: die heſſiſche Verfaſſung war und äußerſt gleichgültig, 
ung kam es auf bie Sprengung der preußiſchen Union an. 
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Preußen hatte alſo Urſache genug, gegenfiber den Schritten 
Haſſenpflug's und des Bunbestags nicht unthätig zu bleiben. 

Für ein wirkſames Einſchreiten auf ſeſtem Rechts boden 
lagen mehrere Wege offen. 

Zur rechtlichen Löſung des Streits gab es zwei Mittel. 
Die heſſiſche Verfaſſung felbft ordnete für Zerwürfniſſe zwiſchen 
dem Kurfürſten und den Ständen ein Compromißgericht an, 
und fogar jene Ausnahmegejege von 1832 und 1834, auf deren 
fonftige Bestimmungen ſich Haffenpflug berufen Hatte, verfügten 
für ſolche Fälle ein Bundesſchieds gericht. In Berlin leitete jetzt 
Graf Brandenburg inkerimiſtiſch die auzwürkigen Angelegenheiten, 
da Herr von Schleinitz, ſehr bereit, in Friedens zeiten polemiſche 
Noten nach Wien zu ſenden, aber ſtets enticloffen, bei einem 
Bruche mit Oſterreich ſich der Mitwirkung zu entziehen, bei der 
jetzt drohenden Conjunetur Urlaub genommen hatte. Graf 
Brandenburg, wie immer gemäßigt und gerecht, erließ am 
12. September eine Depeſche an die heſſiſche Regierung, worin 
er die Unterlaſſung der Budgetvorlage bedauerte, und die Her⸗ 
ſtellung der Ordnung durch ſchiedsrichkerlichen Spruch beantragte. 
Haſſenpflug wüthete, als ihm der preußiſche Geſandte dieſe 
Depeſche vorlaß, und hatte die Stirn zu der Behauptung, er 
habe gar leinen Streit mit den Ständen, ſondern nur mit re⸗ 
belliſchen Beamten und Officieren. Aber auch der König wollte 
von einer weitern Verfolgung dieſes Weges nichts wiſſen. Was 
ihn bei der Sache kränkte, war nicht der in Frankfurt beab⸗ 
ſichtigte Umſturz der heſſiſchen Verfaſſung. Im Gegentheil, er 
fand ganz wie Fürſt Schwarzenberg die einmüthige Auflehnung 
der Officlere, der Beamten und der Bevölkerung gegen den 
Willen ihres Landes herrn abſcheulich, ſcheußlich, als Beispiel 
höchſt geführlich, und theilte Manteuffel's Anſicht, daß, wenn 
dies in Kurheſſen verſaſſungsmäßig wäre, Haſſenpflug nicht 
Unrecht hätte, eine folche Verfoffung einer gründlichen Revifion 
zu unterziehen. Er befahl alſo auf das Beſtimmteſte, daß bei 
der weitern Verhandlung jedes Urtheil über den heſſiſchen Ver⸗ 
faſſungsſtreit vermieden würde. Ebenſo wenig follte auf das 
Bündniß vom 26. Mai Bezug genommen werden. Ein für alle 
Male wollte der König darin nur freiwillige Genoſſen haben; 
Kurheſſen dürſe nicht gezwungen werben, fi) den Vorſchriſten 
des Bündnißvertrags wider Willen zu unterwerfen. 

Wollte man nun troß alledem nicht geſtatten, daß öſter⸗ 
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iſche Truppen nach Holflein zögen, oder baheriſche in Kurheſſen 
einrücken, fo gab es noch einen andern Weg, welchen ſchon damals 
einſichtige Manner für den einzig prattiſchen unter den gegebenen 
Umſtänden erklärten). Man hätte die Union, deren probiſoriſche 
Einrichtung binnen wenigen Wochen ablich, auf dem Boden liegen 
laſſen, wo ſie lag. Man hätte den Feind im eigenen Lager 
aufgeſucht, mit allen Union zgenoſſen den Eintritt in den Bundes⸗ 
tag vollzogen und hier die Leitung der Dinge ergriffen, was 
in Bezug auf die ſchwebenden Streitftagen Fine Schwierigkeit 
gehabt hütte. In der holſteiner Sache wären Bahern und 
Harmover zu beſſerem Schutze der Landcsrechte ſofort auf 
Preußens Seite getreten. Die Execution in Kurheſſen, wo der 
König die Verfaſſung ebenſo ſcharf wie Fürst Schwarzenberg 
berurtheilte, Hätten ihm die Mitkelſtaaten mit Vergnügen über⸗ 
laſſen. Ob die künftige deutſche Verfaſſung in freien Conferenzen 
oder vom Bundestage berathen wurde, war in der Sache beinahe 
gleichgültig, da in beiden Verſammlungen für jeden Beſchluß 
Einftimmigfeit aller Staaten erforderlich war. Genug, auf allen 
Seiten ſtand ſicherer Gewinn für Preußen bei einer ſolchen 
Wendung feiner Politik in Aus ſicht. Aber wir wiſſen bereits, 
daß ſie für das Gefühl des Königs unmöglich war. Zu tief hatte 
ihn das eigenmächtige und hinterhaltige Verfahren Oſterreich 
bei der Berufung des Bundestags gekränkt; er ſah Preußens 
Ehre beſudelt, wenn er nach allen Proteſten jezt ſich beugte 
und die geſetzwidrige Berfammlung anerkannte oder gar ihr 
beitrat. Keiner ſeiner Miniſter hätte ihm eine ſolche Zumuthung 
zu ftellen gewagt, und auf das Entſchiedenſte beſtärkte ihn General 
von Radowitz in biefer Stimmung. 

Es gab alſo jetzt zwei Ehrenſachen für Preußen, die Er⸗ 
haltung der unausführbaren Unionsverſaſſung und die Er⸗ 
Iangung freier Conferenzen anftatt des Bundestags, und leider 
fand bei beiden die darauf geſetzte Willenskraft außer allem 
Verhältniß zu der innern Werthloſigkeit des Gegenſtandes. 

Noch am 7. und am 14. September hatte Herr von Man⸗ 
teuffel im Miniftercathe lebhaſten Widerſpruch gegen bie Jort⸗ 


9) Bol. Mar Dunder, Vier Monate auswärtiger Politik. Das 
Heine Buch it mit polltiſchen Beritande und polemiſchem Talent, aber 
hellich ohne Kenntmiß der entscheidenden Thalfachen geſchrteben. 
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fepung ber Unionspolitit erhoben, wur ſeitdem aber, als ber 
König fi bestimmt für Radowit erllärte, abſolut verſtummt. 
Als dann am 21. September der erſte Bundestagsbeſchluß in 
der heſſiſchen Sache erfolgt war, erklärte Radowitz am 24. dem 
Miniſterium die Nothwendigkeit, jedem Schritte der illegalen 
Frankfurter Berſammlung auf heſſiſchem Boden zunorzutonmen, 
und die hierfür erforderlichen militärischen Vorkehrungen unge⸗ 
ſaumt zu treffen. Keiner der Minifter wagte eine Einwendung 
zu erheben, und auch General von Stockhauſen verhieß ſchleunigt 
Erwägung der Rüſtungsfragen. Am 26. wiederholte Radowitz 
in Gegenwart des Königs feine Anträge mit der Bemerkung, in 
ein ſolches Verfahren dürfe man nur eintreten, wenn man feſt 
entſchloſſen ſei, es unter allen Umſtänden und mit allen Mitteln 
durchzuführen. Der Rönig genehmigte; Radowitz übernahm 
darauf ſelbſt das Miniſterium des Auswärtigen, und erließ ſofort 
eine kräftige Verwahrung gegen alle Beſchlüſſe und Thaten des 
vorgeblichen Bundestags, beffen Einſchreiten in Kurheſſen Preußen 
nimmermehr dulden würde. 

Man mußte bald erfahren, daß man hiermit die Contro⸗ 
verſe auf einen rechtlich unſichern Boden verlegt hatte. 

Fürst Schwarzenberg erläuterte auf die preußische Mit- 
theilung, nach Preußens eigenem Grundſatz, keine deutſche 
Regierung zur Union zwingen zu wollen, dürfe es die in 
Frankfurt vertretenen Staaten nicht abhalten, ihre inneren An⸗ 
gelegenheiten unter ſich zi ordnen: würde Preußen jeßt mit einer 
ſo neuen und jedes Rechtstitels entbehrenden Anmaaßung her⸗ 
vortreten, ſo ſei Oſterreich entſchloſſen, Gewalt mit Gewalt 
abzuweiſen. Radowitz entgegnete, Preußen erhebe einſtweilen 
gegen Rurheſſen keine Anſprüche aus dem Unionsvertrag, ſondern 
mache, wie es dies bei jedem andern Staate thun würde, feine 
eigenen Lebensbedingungen geltend, zu denen in erſter Linie die 
Sicherheit gehöre, daß Kurheſſen und die dort belegenen preußi⸗ 
ſchen Etappenſtraßen von keiner fremden Streitmacht beſetzt wür⸗ 
den. Dies lag allerdings im Intereſſe Preußens, aber ſo lange 
ihm die vertragsmäßige Benutzung der Etappenſtraßen nicht ge⸗ 
ſtört wurde, hatte es offenbar keinen Rechtsanſpruch darauf, dem 
jouverünen Kurfürſten eine zeitweiſe Heranziehung befreundeter 
Truppen auf ſein Gebiet zu verwehren, ſo wenig es ſelbſt den 
Proleſt Schwarzenberg's gegen die Verlegung badiſcher Truppen 
in preußiſche Garniſonen und umgelehrt beachtet hatte. Im 
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Fortgang der Verhandlungen zeigte dann Mabuwig in Wien an, 
daß der König bereit ſei, ſämmtliche Streitfragen in alter Freund⸗ 
ſchaft vereint mit dem Kaiſer von Oſterreich zu regeln, und zwar 
die heſſiſche und die holſteiner durch gemeinſame Commiſſare der 
beiden Mächte, die deutſche Verfaſſungsfrage durch freie Con⸗ 
ferenzen aller deutſchen Regierungen. Dieſe Vorſchläge, durch 
welche die Mittelſtaaten ſich wieder mit einer unlergeordnelen 
Stellung bedroht ſahen, riefen zunächſt in München und Stutt⸗ 
gart eine heftige Erbitterung herbor. Unter leidenſchaftlichen 
Reden erklärte Minister von der Pfordten dem preußiſchen 
Geſandten, daß Bayern nicht einen Schritt zurückweichen, daß 
Preußen den Krieg haben würde, wenn es ihn begehre, und 
verfügte neue Rüſtungen und Verstärkung des bei Aschaffenburg 
ſtehenden Corps. Hierauf mußte dann auch der preußiſche Kriegs⸗ 
miniſter, wenn gleich mit tiefem Widerwillen, einige Lebenszeichen 
erlennen laſſen. Nach ſeinem Vorschlage wurden am 8. October 
bei Erfurt 4000 Mann aufgeftellt, ein Antrag Radowit's aber, 
ſie an die heſſiſche Grenze vorgehen zu laſſen, von Stockhauſen 
abgelehnt. Die bei Kreuznach ftehende Abtheilung wurde nach 
Wetzlar gezogen und dadurch das dortige Corps auf 10000 Mann 
gebracht; endlich wurden bei Paderborn 3500 Mann marſchbereit 
gehalten. Alle dieſe Truppen waren im immobilen Friedens⸗ 
zustande, und blieben zufammen unter der Stärke des baheriſchen 
Armeecorps in Franken. Indeſſen erklärte Stodhaufen, daß er 
nöthiges Falls binnen vierzehn Tagen bei Erfurt 27000 Mann 
verſammeln könne, weitere Vorkehrungen erſchienen unnöthig, fo 
lange Oſterreichs Haltung unenſſchieden fei. 

Dieſe Ungewißheit klärte ſich faſt in demſelben Augenblicke 
auf. Fürſt Schwarzenberg halte ſich über die Beurtheilung der 
heſſiſchen Frage in Petersburg erkundigt und mit Befriedigung 
erfahren, daß Kaiſer Nikolaus über die Caſſeter Beamtenrevolu- 
tion entrüſtet ſei, und die Anrufung des Bundestags durch den 
Kurfürſten vollkommen billige; fie ſei gerade fo zweckentſprechend, 
als hätte er, der Kaiſer, fie jenem ſelbſt in die Feder dictirt. 
Hienach beſchloß man in Wien, ohne irgend welche Rückſicht 
auf Preußens Widerſpruch kräftig vorzugehen. Die neueſten 
preußiſchen Vorſchläge über gemeinſame Commifjare und freie 
Conferenzen wurden abgelehnt, und die ausſchließliche Befugniß 
des Bundestags in jeder Beziehung behauptet. Am 11. October 
hatten die Monarchen und leitenden Miniſter von Oſterreich, 
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Bayern und Württemberg eine perſönliche Zuſammenkunft in 
Bregenz. wo ein Schutz⸗ und Trutzbündniß gegen Preußen und 
die Aufjtellung eines Heeres von 200 000 Mann verabredet, bei 
der Mahlzeit kriegsathmende Trinkſprüche ausgebracht, und durch 
den König von Württemberg bie offene Erklärung abgegeben wurde: 
wenn der Kaiſer ruft, marſchiren wir. Ich bin ſtolz darauf, ant⸗ 
wortete der Kaiſer, mit ſolchen Kameraden vor den Feind zu gehen. 

Ein Zweifel über Öfterreichd Geſinnung war fortan nicht 
mehr möglich, jedoch ließ Stodhaufen auch jept von „weiteren 
Vorkehrungen“ nichts vernehmen, und Radowitz erklärte ſich 
überzeugt, daß hinter den großen Worten der Gegner geringe 
Thatluſt liege. Nur in einem Falle glaubte er an Krieg, wenn 
nämlich Rußland ebenfalls gegen Preußen marſchiren laſſe. Nun 
meldete ſo eben General von Rochow aus Petersburg, daß 
Kaiſer Nikolaus wieder einen längern Aufenthalt in Warſchau 
zu nehmen gedenke, und ſo wurde beſchloſſen, noch einmal eine 
persönliche Einwirkung auf ihn zu verſuchen, und ihn zu über⸗ 
zeugen, daß Preußen bei ſeinem Widerſtande gegen den Bundestag 
nur preußiſche und keineswegs demolratiſche oder revolutionäre 
Poliüt treibe. Zu der wichtigen Miſſion wurde fein geringerer 
als der preußiſche Winiſterpräfident, Graf Brandenburg, aus- 
erſehen. Um den Anſichten des ruſſiſchen Herrſchers ſoweit wie 
möglich entgegen zu kommen, hatte Preußen am 8. Oetober im 
Fürſten⸗Collegium die vielbeſprochene Erklärung abgegeben, daß 
bei dem ſo ſtark verminderten Umfang der Union die auf ganz 
Deutſchland berechnete Verfaſſung vom 28. Mai offenbar nicht 
mehr ausführbar, ihre erforderliche Anderung aber erſt nach 
erlangtem Einverſtändniß über die Verfaſſung des weitern 
Bundes khunlich ſei. Sodann beabſichtigte man, die Behandlung 
der holſteiner Frage durch eine Specialcommiſſion aller deutſchen 
Regierungen auch in Kopenhagen zu proponiren und zugleich die 
Statthalterſchaft in Kiel zur Waffenruhe aufzufordern. Endlich 
hatte der Kurfürst von Heffen, dem es bei dem drohenden Zu⸗ 
ſammenſtoß der Großmüchte um das eigene Daſein bange zu 
werden begann, in einem Briefe an den König den Wunſch durch⸗ 
blicen loſſen, daß die heſſiſchen Wirren durch Geſammitbeſchlüſſe 
aller deutſchen Staaten geordnet werden möchten — was, wie 
wir wiſſen, genau dem preußiſchen Standpunkte entſprach ). 

9) Haſſenpflug inter pretirte nachher: Geſammtbeſchlüſſe aller 
beulſchen Regierungen, nämlic im Bundestag. 
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Mit dieſen Materialien und außerdem mit einem poſitiven Vor⸗ 
ſchlag über die künftige Geſtaltung des weitern Bundes verfehen, 
teifte Graf Brandenburg am 15. October nach Warſchau ab, nicht 
ohne Hoffnung auf günſtigen Erfolg, obwohl täglich wachſende 
Streitkräfte fi in Böhmen fammelten, und militärifhe Ab⸗ 
theilungen von beiden Parteien ſich gegen die heſſiſchen Grenzen 
langſam heranſchoben. 

In ganz Europa war die Spannung gewaltig. Die öſſent⸗ 
liche Meinung erfüllte ſich mit der Vorſtellung, daß Preußen 
entſchloſſen fei, um jeden Preis die Beherrſchung der deutschen 
Argelegenheiten dadurch zu behaupten, daß es unter Verſcheuchung 
des bundestäglichen Geſpenſtes zunächſt die geſchichtliche Ber⸗ 
bindung Schleswig⸗Holſteins, ſowie das gute alte Recht Kur⸗ 
heſſens, und dann die parlamentariſche Verſaſſung der deutschen 
Nation ſicher ſtelle. Wie wir gefehen haben, ließ ſich kaum ein 
gründlicherer Irrthum über die Auffaſſungen des Königs denken. 
Doch gab es auch zweifelnde Gemüther. 

Gerade in dem zunächft bedrahten Kurheſſen hatte man es 
ſtets vermieden, den preußiſchen König unmittelbar um feinen 
mächtigen Schutz zu bitten. Der liberale Exminiſter Eberhard, 
ursprünglich ein kluger und ſeingebildeter Rechtsanwalt, ſpäter 
Vürgermeiſter von Hanau, hielt feine Freunde im Landtag von 
ſolchen Schritten zurück. Er ſagte ihnen: Preußen proteſtirt 
gegen den Bundestag, um feine eigenen Intereſſen zu decken; 
iſt ihm das gelungen, jo wird es für unſere Verfaſſung keinen 
Finger rühren. 
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